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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 16. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind Frau Abg Ramskogler, Herr Abg Reindl, Frau Abg Ringler, Abg Schreuder, Abg Stefan, Abg Woller. Abg Aichinger ist bis 11.30 Uhr entschuldigt, Abg Baxant am Abend, wo ich annehme, dass diese Entschuldigung nicht zutreffen wird vom Zeitablauf her. Abg Harwanegg wurde als entschuldigt gemeldet, ist aber anwesend; das ist daher nicht gültig in dieser Anmeldung. Abg Stiftner ist bis 11 Uhr, Abg Reiter bis 11.30 Uhr entschuldigt.

Damit sind wir bei der Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 01239-2008/0001 - KVP/LM) wurde von Herrn Abg Tschirf gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (In den letzten Jahren wurden zahlreiche politisch wichtige, aber vor allem auch juristisch umfangreiche und komplizierte Gesetze vom Wiener Landtag verabschiedet. Leider wurden Vorschläge, umfangreichere und juristisch komplexere Gesetzesentwürfe einem Hearing mit Abgeordneten und Experten zu unterziehen - wie dies im Nationalrat üblich ist - seitens der SPÖ-Stadtregierung nicht aufgegriffen. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass künftig komplexere Gesetzesentwürfe einem Experten-Hearing [ähnlich der Praxis im Nationalrat] unterzogen werden?)

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Es steht ja außer jedem Zweifel, dass du wahrscheinlich auch noch besser weißt als ich, dass das Anhören von Experten im Gesetzeswerdungsprozess, egal, ob das jetzt ein komplizierteres und umfangreicheres Gesetz ist oder ein einfacheres, heute schon möglich ist. Ob man dazu formelle Experten-Hearings einberuft oder nicht, ist auch im Nationalrat nicht eine Angelegenheit der Österreichischen Bundesregierung, sondern eine Angelegenheit der Verhandlungen der Klubs im Nationalrat, und ich würde empfehlen, dass man eine ähnliche Vorgangsweise auch für den Wiener Landtag dazu wählt.

Aber es sei mir nur eine persönliche Anmerkung hier gestattet, denn es ist mir schon seit längerer Zeit ein Bedürfnis, das auch einmal öffentlich dazu zu sagen. Wenn jemand meint, politische Entscheidungen – und Gesetze sind politische Entscheidungen, da stimmen wir natürlich überein – in der Verantwortung auf Experten abwälzen zu können, dann irrt er. Ich bin sehr dafür, dass Experten in diesen inhaltlichen Diskussionen, die Bestandteil des Gesetzwerdungsprozesses sind, entsprechend eingebunden sind, außer jedem Zweifel, aber am Ende des Tages werden politische Entscheidungen politische Entscheidungen bleiben müssen und werden mit Sicherheit nicht auf Experten abgewälzt werden können. 

Ich weiß, dass es da manchmal so Überlegungen gibt, dass man sich bei politischen Entscheidungen hinter Expertenmeinungen verbirgt, aber ich denke, das ist ein ziemlich untaugliches Instrument, denn letztendlich sind wir dazu gewählt, hier die Entscheidungen zu treffen und dafür auch die Verantwortung zu übernehmen. 

Daher sage ich noch einmal: Ja, Einbeziehung von Experten in den Gesetzwerdungsprozess – in welcher Form immer, soll der Landtag für sich selbst bestimmen –, aber ganz sicherlich eine Beibehaltung des Grundsatzes der parlamentarischen Demokratie, dass politische Entscheidungen politische Entscheidungen bleiben.

Präsident Johann Hatzl: ich gehe davon aus, dass der Herr Abg Tschirf eine Zusatzfrage stellen wird. – Bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landtagspräsident!

Sie können zu Recht davon ausgehen. Wenn mich mein Gedächtnis nicht völlig trügt, hat der Präsident des Städtebundes in dieser Eigenschaft und, glaube ich, auch als Bürgermeister von Wien und Landeshauptmann immer wieder in den Jahren 2000 bis 2007 kritisiert, wenn relativ rasch Gesetzgebungsprozesse auf Bundesebene stattgefunden haben und nicht Experten in dem Ausmaß einbezogen wurden. Aber offensichtlich gibt es einen Weiterentwicklungsprozess in der Meinung des Herrn Landeshauptmannes.

Meine Frage geht in eine andere Richtung. Auf Bundesebene ist es seit etlichen Jahren so, dass sämtliche Begutachtungsverfahren auf der Homepage des Nationalrates einzusehen sind, das heißt, alle Stellungnahmen. Das geschieht in Wien in einem gewissen Ausmaß, aber nicht vollständig. 

Wird sich daher der Landeshauptmann in seiner Eigenschaft als Bürgermeister und als Chef des Magistrats darum kümmern, dass die Homepage des Magistrats so eingerichtet wird, dass man das nachsehen kann?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal zur Vorbemerkung: Ich bin schon dafür, mich für Dinge zu kritisieren, die ich getan habe – das ist völlig normal und völlig logisch –, und ich kenne auch die Meinung der SPÖ in der Oppositionszeit im Hinblick auf „speed kills", um den Ausdruck des damaligen Nationalratspräsidenten und stellvertretenden ÖVP-Bundesparteiobmannes in Erinnerung zu rufen, sodass er ja nicht vergessen wird. 

Ich habe das eigentlich – ich sage das ganz offen und ehrlich – nicht besonders kritisiert, weil ich ja weiß, was es bedeutet, wenn man zu regieren hat, und da ist es zweifelsohne so, dass man dies auch mit einem entsprechenden Tempo machen sollte. Jeder von uns kennt die politischen Realitäten. Wenn man Dinge machen will, von denen man ausgeht, dass sie vielleicht nicht gar so beliebt sind, macht man sie am Anfang einer Legislaturperiode und nicht gegen Ende. Daher sage ich, okay, das ist in hohem Ausmaß mit Handwerk letztendlich auch verbunden.

Dass bestimmte, sehr wichtige Gesetze, die ja auch für den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft verantwortlich sind, und andere Dinge mit Initiativantrag in den Nationalrat eingebracht wurden, habe ich gelegentlich äußerst verwegen gefunden, das sage ich auch. Aber auch da bin ich nicht allein. Da gibt es ja eine ganze Reihe von christlich-sozialen Demokraten, die früher beispielsweise auch Nationalratspräsidentenfunktion innehatten, denen das auch nicht sehr gut gefallen hat und die meinten, dass man da doch auch einmal – sagen wir einmal – einen etwas längeren Diskussionsprozess dazu durchführen sollte. 

Also ich denke, das ist letztendlich immer auch eine Frage der Ausgewogenheit dessen, was ist für die sachliche Diskussion der Vorbereitung eines Gesetzes notwendig und was ist letztendlich auch notwendig für das Tempo dazu. Das wird immer auch ein bisschen vom politischen Klima abhängen und von den Formen und dem Niveau der Auseinandersetzungen, wie sie öffentlich stattfinden.

Was nun diese Frage der Veröffentlichung der Stellungnahme betrifft, so habe ich persönlich überhaupt nichts dagegen. Ich muss zugeben, dass ich relativ selten in die Homepage hineinschaue, weil ich im Regelfall – etwas altmodisch – diese Dinge auch noch in Papierform zu sehen kriege, sofern es sich in der Tat eben um kompliziertere, umfangreichere und inhaltlich zu vertiefende Dinge handelt. Aber ich werde mir das gerne anschauen, wo hier Defizite gegenüber dem Nationalrat bestehen, und ich habe auch gar nichts dagegen, dass man dies entsprechend angleicht.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Blind.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Bei wichtigen und schwierigen Gesetzen ist es bisweilen durchaus nicht zu vermeiden, dass die Gesetze umfangreich werden. Wien muss aber vermehrt auch EU-Richtlinien umsetzen. Zum Beispiel werden wir im nächsten Landtag ein Kleinfeuerungsgesetz haben, das wir da umsetzen müssen. Diese EU-Richtlinie ist ungefähr 30 Seiten dick. Darin wird geregelt, wie man das Ding montiert, demontiert, welche Schraubenzieher man verwenden muss – alles im Gesetz drinnen.

Daher: Was gedenkt Wien gegen diese Vorschriftswut und Vorschriftsflut der EU zu unternehmen, weil ja durch die Unübersichtlichkeit der Gesetze auch die Gesetzestreue durchaus leiden kann?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Unwissenheit schützt nicht vor Strafe, offensichtlich auch nicht in der Politik, aber es gibt einen Punkt, da sind wir schon nicht sehr weit auseinander. Ich habe auch immer wieder kritisiert – bei allem grundsätzlichen Bekenntnis zur Europäischen Union, worüber wir uns ja heute noch zu unterhalten haben –, dass es in der Bürokratie der Europäischen Union eine ganze Menge Leute gibt, denen der berühmte und berüchtigte Krümmungsradius der Banane wichtiger ist als die grundsätzlichen Fragen des europäischen Zusammenlebens. Denn selbstverständlich steht für mich außer Zweifel, dass beispielsweise die Fragen, die die Regionen und Kommunen besonders interessieren, wie Daseinsvorsorge, Nahverkehrsrichtlinien – die haben wir jetzt hinter uns gebracht –, gerade Daseinsvorsorge insbesondere auch bei den Dienstleistungen im Sozial- und im Gesundheitsbereich und viele andere Dinge wesentlich wichtiger sind als die Regelungen von Kleinfeuerungsanlagen.

Das ist mit ein Grund – ich werde das auch noch erläutern –, warum ich es für sehr, sehr sinnvoll halte, dass in diesem Reformvertrag das Prinzip der Subsidiarität wesentlich deutlicher verankert ist, als das in der Vergangenheit der Fall war, und dass die Kommunen, aber auch etwa der Ausschuss der Regionen nunmehr die Möglichkeit haben, über den Europäischen Gerichtshof diese Regelungswut – ich würde das durchaus auch so bezeichnen – in der Europäischen Union durchaus auch etwas einzudämmen und zu fokussieren auf das, was wichtig ist für das Zusammenleben in der Europäischen Union, was letztendlich aber auch wichtig ist für das Zusammenleben der Bürger in dieser Europäischen Union. 

Denn wenn ich daran denke, was etwa die Frage der Vereinheitlichung bestimmter Steuersysteme nicht zuletzt auch für die Frage des Wettbewerbs oder ähnliche wichtige nächste Vorhaben bedeutet, die es in der Europäischen Union gibt, dann denke ich, dass man sich auf diese Arbeit konzentrieren und die Regelung von Kleinfeuerungsanlagen den Kommunen überlassen sollte.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur nächsten Zusatzfrage. – Frau Abg Vassilakou.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Wir diskutieren hier über Experten-Hearings bei Gesetzesnovellen, aber ich möchte mit meiner Frage eine Ebene tiefer, wenn Sie so wollen, ansetzen. 

Es gibt eine Tendenz in letzter Zeit, immer wieder Gesetze zu verändern mittels Initiativanträgen, die nur von der Regierungsfraktion eingebracht werden. So vor Kurzem auch in Wien, als wir weitreichende Änderungen des Veranstaltungsgesetzes auf diese Art und Weise erschaffen haben, mit denen der Lärmschutz bei Großveranstaltungen ziemlich abgebaut worden ist.

Ich möchte Sie daher fragen, ob Sie diese Entwicklung als bedenklich einstufen, zumal auf diese Art und Weise überhaupt keine Expertinnen und Experten mehr zu Wort kommen, und ob Sie es nicht auch für sinnvoll hielten, bei Initiativanträgen genauso ein internes und externes Begutachtungsverfahren einzuführen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also Zweiteres halte ich, ganz offen gesagt, nicht für sinnvoll, denn das Wesen von Initiativanträgen ist ja, dass sie aus dem Parlament oder Landtag, jedenfalls aus dem Forum der gesetzgebenden Körperschaft, zu einer entsprechenden Meinungsbildung führen. Aber grundsätzlich bin ich der Auffassung, dass man politisch ganz gut beraten ist, wenn man mit diesem Instrument der Initiativanträge behutsam umgeht. Dieser Auffassung bin ich durchaus. 

Im gegenständlichen Fall muss ich allerdings schon darauf hinweisen, dass diese Änderungen im Veranstaltungsgesetz, die aus meiner Sicht heraus gesehen keinen gravierenden Abbau von Lärmschutzmaßnahmen bedeuten, in der Sache selbst natürlich auch einem gewissen Zeitdruck unterlegen sind; nicht zuletzt im Hinblick auf die Veranstaltungen, die es im Juni im Zusammenhang mit der EURO 2008 gibt. Daher denke ich, dass es in dem gegenständlichen Fall eine vertretungswürdige Vorgangsweise ist und ich im gegenständlichen Fall diese Kritik nicht teilen würde. 

Aber das ändert nichts an meiner Meinung – und ich glaube, dass die Wiener Sozialdemokratie dies auch so handhabt –, dass man das Instrument der Initiativanträge und der Initiativsetzungen durchaus vorsichtig, behutsam und mit Bedacht anwenden soll.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage: Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Lhptm Zilk hat in seiner Zeit ein groß angelegtes Demokratieforum durchgeführt. Es gibt ein dringendes Thema in dieser Stadt, das ist die Situation der Wahlbeteiligung. Wir haben in Wien eine sehr schlechte Wahlbeteiligung und immer schlechter werdende Wahlbeteiligungen gehabt. 

Daher meine Frage an Sie: Wäre es nicht sinnvoll, ein Hearing zum Thema E-Voting zu veranstalten, und könnte nicht bei dieser Gelegenheit der Landeshauptmann von Niederösterreich auch über die Möglichkeiten anderer Wahlrechte referieren und wie es dort gelingt, weitaus höhere Wahlbeteiligungen zu erzielen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ja, ich wollte Ihnen gerade sagen, dass ich erstens einmal diesem Hearing sehr positiv gegenüberstehe, und zum Zweiten vorschlagen, dass wir den Landeshauptmann von Niederösterreich dazu einladen, um zu erfahren, wie er das geschafft hat. Ich weiß nicht, ob er Ihnen detailreich erzählen wird über die Analysen dessen, warum es zu einer Erhöhung der Wahlbeteiligung in Niederösterreich gekommen ist, aber Sie dürfen ganz sicher sein, dass ich das Meinige dazu beitragen werde, hier meinem großen Vorbild, dem Landeshauptmann von Niederösterreich, in dieser Beziehung nachzueifern. (Beifall bei der SPÖ. – Allgemeine Heiterkeit.)

Präsident Johann Hatzl: Die 2. Anfrage (FSP - 01237-2008/0001 - KSP/LM) ist von Frau Abg Veronika Floigl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Das Land Wien hat auf Grund der Baukostensteigerungen in den letzten Jahren im Vorjahr die Neubauförderung kräftig erhöht. Inwieweit konnte dadurch ein Einbremseffekt bei der Mietenentwicklung erzielt werden?)
Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Herr Landtagspräsident! Hoher Landtag! 

Werte Landtagsabgeordnete Floigl, Sie haben völlig recht. Es ist in der Tat so, dass in den letzten Jahren die Baukosten stark gestiegen sind – das hat zu einem sehr großen Anteil internationale Zusammenhänge im Bereich der Globalisierung, im Bereich der sehr starken Nachfrage der Schwellenländer wie China und Indien beispielsweise –, und Ihre Frage, wie hier die Stadt Wien, das Land Wien auf diese Baukostensteigerung reagiert hat, kann ich dahin gehend beantworten, dass es mir sehr wichtig war, diese Baukostensteigerung auch von Seiten der Stadt Wien und des Landes Wien so zu beantworten, dass sie nicht auf die Mieterinnen und Mieter kommender Bauten durchschlägt. 

Das ist der Grund, dass wir vor kurzer Zeit durch die Neubauverordnung ein Instrument geschaffen haben, mit dem es möglich geworden ist, für die Baufirmen, vor allem aber auch für die Wohnbauträger hier zusätzliche erhöhte Förderungen zu bieten. Wir haben insbesondere die Anhebung der Fördersätze im Bereich der Darlehensförderung bis zu 115 EUR, das sind 20 Prozent, bewerkstelligen können. Das heißt, es ist schon ein sehr großer Anteil, den wir als Land hier in diesem Bereich leisten, und es sind damit die Landesdarlehen, die bisher bis zu einem Maximalausmaß von 585 EUR pro Quadratmeter vorgesehen waren, auf bis zu 700 EUR je Quadratmeter erhöht worden. 

Es war mir wichtig, durch diese Neubauverordnung nicht nur quantitativ dazu beizutragen, dass es möglich ist, die Miethöhen zu stabilisieren, sondern es war mir auch wichtig, hier besondere inhaltliche Themenschwerpunkte zu setzen. Das war der Grund, dass wir zusätzliche Förderungen gebunden haben an ökologisches Bauen. Es gibt beispielsweise eine spezielle Förderung im Bereich des Passivhausstandards. Es gibt einen verstärkten Einsatz bei erneuerbaren Energieträgern beispielsweise oder auch bei Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung. Hier gibt es noch einmal einen nichtrückzahlbaren Baukostenzuschuss in der Höhe bis zu 60 EUR pro Quadratmeter. Also das ist nicht nur nicht ein Darlehen, sondern das ist sogar nicht rückzahlbar, das heißt, das ist eine ganz spezielle zusätzliche Förderung in diesem Bereich. 

Neben dem ökologischen Bauen war es uns auch gemeinsam wichtig – und ich war ja sehr froh, dass es möglich war, diese Neubauverordnung auch gemeinsam hier zu beschließen –, dass wir auch der demographischen Entwicklung in unserer Gesellschaft gerecht geworden sind und auch Fördermaßnahmen für ältere Menschen oder auch für Menschen mit besonderen Bedürfnissen verankern konnten, das heißt, insbesondere für Menschen, die körperliche Beeinträchtigungen haben. 

Wir wissen, dass die Menschen in unserer Gesellschaft älter werden – das ist erfreulich, das ist mit ein Hauptgrund, warum wir in Zukunft auch mehr Wohnungen benötigen, weil wir eben auch immer mehr ältere Menschen in unserer Gesellschaft, in unserer Stadt haben –, und deshalb wollte ich mit dieser Neubauverordnung gerade auch diesem demographischen Trend gerecht werden und insbesondere älteren Menschen, aber auch Menschen mit besonderen Bedürfnissen entsprechenden Wohnraum bieten.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 1. Zusatz-
frage: Frau Abg Frank.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben jetzt sehr ausführlich die Höhe der Förderungen geschildert. Jetzt ist es aber so – ich bleibe bei meinen beiden Lieblingsprojekten in Hadersdorf –, dass ja die Firmen massiv viel Geld selbst beigesteuert, selbst investiert haben, um dieses hohe Niveau, nämlich einerseits die Internationalität der Architekten, andererseits aber auch die ganzen Kriterien des ökologischen Bauens, überhaupt ausführen zu können. Am Mühlweg ist es so, dass Architekten selbst sagen, zu dem Preis wie bisher ist es unmöglich, weitere Projekte mit diesem Standard auszuführen. Also das heißt, dass Bauen massiv teurer wird, und ich befürchte, dass dann diese 60 EUR zusätzliche Förderung für diesen Standard nicht ausreichen werden. 

Und jetzt frage ich Sie: Inwieweit können Sie garantieren, dass, wenn wir dieses zeitgemäße Bauen – dieser Terminus ist ja jetzt sehr oft strapaziert worden – weiter aufrechterhalten und sogar verbessern wollen, trotzdem die Mieten nicht nur nicht steigen, sondern auch nicht dem Richtwertmietzins angepasst werden, sondern wir uns doch beim Kategoriemietzins einpendeln können?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Da sind mehrere Fragen in einer miteinander verbunden, wenn man so will, und in der Tat ist es so, dass das ja eine sehr komplexe Materie ist und viele Dinge auch sehr eng miteinander verknüpft sind. 

Zum einen denke ich, dass wir mit dieser Neubauverordnung gewährleisten können, dass wir den sehr hohen Standard, den wir in Wien im geförderten Wohnbau haben, auch in Zukunft nicht nur aufrechterhalten, sondern weiter ausbauen können. 

Wir haben diese Neubauverordnung in enger Abstimmung auch mit den Wohnbauträgern entwickelt, und es ist sicher so, dass viele Maßnahmen, die wir ja auch in Zukunft vorhaben, mit der finanziellen Förderung und Unterstützung durch diese Neubauverordnung auch in Zukunft gewährleistet sind. Sie haben aber sicher recht, dass es zusätzliche Wünsche von Wohnbauträgern oder von Mieterinnen und Mietern gibt, auch über das sehr hohe bestehende Ausmaß hinaus Akzente zu setzen. 

Sie haben zwei Beispiele genannt, die aus unterschiedlichen Gründen sehr interessant sind. Am Mühlweg beispielsweise gibt es ja einen besonderen ökologischen Schwerpunkt, kombiniert auch mit sehr starken Elementen der Holzbauweise, ein sehr erfolgreiches Projekt. Ich wohne gleich in unmittelbarer Nähe und kann das täglich beobachten. Es wird von den Mieterinnen und Mietern auch sehr stark angenommen, ist sicher eines der besonders gelungenen und günstigen Projekte, wurde aber auch mit Förderung und Unterstützung der Stadt Wien errichtet, und wir konnten gerade auch in diesem Bau gewährleisten, dass der hohe Standard auf der einen Seite nicht durchschlägt auf höhere Mieten. Ich habe mir selbst Wohnungen dort angesehen, die wirklich großartig konzipiert sind, bei denen aber trotzdem gewährleistet ist, dass es erschwingliche Miethöhen gibt. 

Beim zweiten Beispiel im 14. Bezirk, das Sie angeführt haben, war sicher mit ein Grund, dass es hier einen Pilotversuch gegeben hat, mit speziellen Wohnbauträgern, aber auch mit Baufirmen, ein bestimmtes Material, nämlich Beton, in den Vordergrund zu rücken. Das ist, wenn man so will, ein interessanter Zugang gewesen, und es hat sicher ein starkes Interesse, auch von den Betonfirmen, gegeben, das Image von Beton anders zu positionieren und zu zeigen, dass man auch mit diesem Baumaterial sehr kreative Bauten entwickeln, auch attraktive ästhetische Wege gehen kann, und ich denke, dass das auch gelungen ist. 

Es ist ein Projekt, für das aus drei Ländern – Österreich, Schweiz und Deutschland – renommierte internationale Architekten zusammengekommen sind, um ganz unterschiedliche Wege auf einem Bauplatz zu gehen. Es ist, wenn man so will, ein bisschen eine Analogie zu dem, was wir ja auch schon im Rahmen der Werkbundsiedlung diskutiert haben. Auch hier versuchen unterschiedliche Architekten, auf einem Bauplatz neue Interpretationen zu finden. Von daher, denke ich, war es sicher gerechtfertigt, auch die zuständigen privaten Firmen in dieses Projekt so einzubeziehen, dass es hier zusätzliche finanzielle Leistungen gegeben hat. 

Die Auswertung dieses Projekts wird auch dazu führen, darüber nachzudenken, ob es auch in Zukunft derartige – man kann fast sagen – Private-Public-Partnership-Modelle auch im Baubereich geben kann und soll. Die ersten Reaktionen auch von den zuständigen Baufirmen waren ja sehr positive und interessierte, auch wenn es zweifellos so ist, dass in einigen dieser Bereiche die vorgesehenen Baukosten überschritten worden sind, die aber dann auch von den Baufirmen abgedeckt worden sind. Das heißt, es hat keinen Niederschlag gefunden auf die Höhe der Mieten. 

Das ist mir ja vor allem auch wichtig, dass hier nicht die Mieterinnen und Mieter für spezielle Bauformationen gefordert sind, zusätzlich höhere Mieten zahlen zu müssen. Das kann ich ausschließen, und mein Hauptziel in meiner Arbeit auch für die Zukunft wird sein, hier stabilisierend zu wirken, was die Miethöhen betrifft.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Gretner.

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben schon die Baukostensteigerung angesprochen. Es gäbe natürlich neben der Erhöhung der Förderung noch andere Wege, um billigeren Wohnraum zur Verfügung stellen zu können. Meine Frage zielt jetzt darauf ab. Wir haben bei einer Ausschussreise in Berlin zum Beispiel das Modell der Baugruppen gesehen. Da gibt es eine Baugruppenagentur der Stadt, die Menschen, die sich zusammenfinden, um gemeinsam zu wohnen, unterstützt – es wurden beispielsweise auch Bankengespräche geführt –, und auch die Stadtentwicklung ein großes Interesse hat, solche selbst organisierten Wohnbauten zu ermöglichen, weil eben die Identifikation mit dem Wohnumfeld dadurch steigt. Es werden Grundstücke zu Festpreisen angeboten, und als Kriterium gilt bei diesen Wohngruppen dann das Konzept und weniger die Kosten. 

Inwieweit können Sie sich vorstellen, neben dem 
etablierten Modell der Bauträgerwettbewerbe in Wien auch innovative neue Wege in Richtung selbst organisiertes Wohnen, beispielsweise mittels einer Baugruppenagentur, einzuschlagen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Leider war ich bei dieser Ausschussreise nicht mit, wir waren ja gemeinsam auf einer anderen Ausschussreise, nämlich in Paris und in Lyon, um uns dort den geförderten Wohnbau anzusehen. Ich glaube, wir haben ja beide den Eindruck gewonnen, dass in diesem Vergleich der geförderte Wohnbau in Wien sehr, sehr positiv abgeschnitten hat. Aber Berlin geht ja in vielen Bereichen einen etwas anderen Weg als Wien. In diesem von Ihnen genannten Bereich ist das interessant, in einem anderen Bereich bin ich etwas distanzierter, nämlich im Bereich der Ausschüttung der Wohnbauförderung insgesamt. 

Wir haben in Wien ein gemischtes Modell zwischen Objektförderung und Individualförderung. Ich halte das auch für einen guten und richtigen Weg, weil es die Möglichkeit bietet, punktgenau auf die Bedürfnisse der Mieterinnen und Mieter einzugehen. 

In Berlin ist das anders. In Berlin wird die Wohnbauförderung derzeit gerade sehr stark umgestellt in Richtung Individualförderung. Es wird in Berlin ein sehr hoher Betrag für die Wohnbauförderung zur Verfügung gestellt, nämlich 1,3 Milliarden EUR, aber nur 10 Prozent, nämlich 130 Millionen EUR, werden für Objektförderung ausgegeben, das heißt also, für Neubau und für Sanierung. Das ist nur die Hälfte von dem, was wir in Wien allein in Neubau machen, obwohl Berlin doppelt so viele Einwohner hat wie Wien. Das heißt, der restliche Betrag wird in Berlin ausschließlich für die Rückzahlung von Darlehen ausgegeben, sohin eigentlich für Leistungen, die schon in der Vergangenheit liegen. Wir geben die Wohnbauförderung in Wien zu einem sehr großen Teil für kommende Projekte aus, das heißt, für Innovation, für zukünftige Dinge. Auf diesen Unterschied zwischen Wien und Berlin im Bereich der Wohnbauförderung wollte ich insgesamt aufmerksam machen, weil sich daraus natürlich auch die Möglichkeit ergibt, wie man mit Projekten umgeht. 

Jetzt zur ganz konkreten Frage: selbstbestimmtes Wohnen. Ja, ich bin sehr dafür, dass wir prüfen, welche Möglichkeiten es gibt, Mieterinnen und Mieter oder potenzielle Mieter schon in der Planungsphase stärker einzubeziehen, beziehungsweise auch darüber nachzudenken, wie man interessierte Mietergruppen schon in der Planungsphase so zusammenbringen kann, dass sie auch gemeinsam an der Entwicklung eines Projektes interessiert sind. 

Es gibt, wie ich meine, in Wien gute Modelle in diesem Bereich. Wir haben ja beispielsweise in unserem Heimatbezirk, in Floridsdorf, eine ganze Reihe von vergleichbaren Projekten, wie beispielsweise die autofreie Stadt, oder wie auch die Frauen-Werk-Stadt. Es gibt mit der Sargfabrik beispielsweise auch ein Modell, das ja jetzt auch schon Folgemodelle mit sich gebracht hat, wo es eine sehr starke Mitbestimmungsmöglichkeit der Mieterinnen und Mieter gibt. 

Ich glaube, dass es Sinn macht, diese Projekte zu evaluieren – das wird derzeit auch gerade von unserer Wohnbauforschung gemacht –, um darüber nachzudenken, wie man diese schon sehr guten Projekte, die wir in Wien haben, so evaluiert, dass wir weitere Schritte gehen und darüber nachdenken können, wie wir beispielsweise Wohngemeinschaften schon in der Planungsphase berücksichtigen können. Ich denke hier an Wohngemeinschaften von Jüngeren, aber auch generationsübergreifend, wie ja auch unser gemeinsames Projekt Mühlgrundweg angedacht war, oder dass man überhaupt verstärkt auch in die Richtung geht, Seniorenwohngemeinschaften zu etablieren. Das setzt natürlich auch andere Förderinstrumente voraus, ich bin jedoch sehr daran interessiert, in diesem Bereich weitere Schritte zu setzen.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Dworak.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Einen schönen guten Morgen, Herr Stadtrat!

Bekannterweise ist die Stadt Wien ein Kostentreiber, denn bei den Gebühren gerade im Wohnbau sind die Kosten höher als der Verbraucherpreisindex. Unter anderem sind natürlich diese Gebühren überdeckt. Die Stadt Wien macht sich in gewissen Bereichen wie etwa der Müllabfuhr ein Körberlgeld. Die Müllabfuhr gehört im Detail natürlich nicht zu Ihrem Ressort, aber insofern doch, als es Kosten sind, die die Mieterinnen und Mieter treffen. 

Wie halten Sie es mit der Wiedereinführung der Aufwandsneutralität bei den Gemeindegebühren?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Also ich möchte jetzt nicht eine Gebührendebatte weiterführen, die wir ja die in dem Haus schon mehrfach abgehandelt haben. Ich glaube, Sie werden sicher in allen Berechnungen sehen, dass die Gebühren über einen längeren Zeitraum durchaus nicht nur im Vergleich mit anderen Städten standhalten können, sondern auch deutlich unter denen anderer Städte liegen und dass die Anpassungen, die vorgenommen worden sind, wenn man einen längeren Zeitraum heranzieht, durchaus als moderat zu bezeichnen sind. 

Ich denke, dass der Schritt, den die Frau Finanzstadträtin Brauner gesetzt hat, nämlich in Zukunft nicht mehr mehrere Jahre zusammenkommen zu lassen und dann eine Anpassung vorzunehmen, sondern eine laufende Evaluierung entsprechend der sonstigen wirtschaftlichen Entwicklung vorzunehmen, ein sehr richtiger und guter ist, und ich bin sehr zuversichtlich, dass diese Maßnahmen dazu führen, dass wir diesen sehr erfolgreichen Weg, den wir in der Vergangenheit beschritten haben, auch in der Stabilisierung der Miethöhen beizubehalten.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Floigl.

Abg Veronika Floigl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Profitieren von dieser neuen Förderung auch die Interessenten von Eigentumswohnungen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Es ist mir ein großes Anliegen, in der Stadt sehr unterschiedliche Wohnformen zu ermöglichen. Ich denke, es ist sehr gut und wichtig, dass wir zum einen unsere sehr hohe Substanz im Bereich der Gemeindewohnungen – es sind 220 000 Gemeindewohnungen, die ganz wesentlich dazu beitragen, dass wir auch die Miethöhen in unserer Stadt stabilisieren können – auch weiterhin auf einem sehr hohen Niveau halten, dass wir im geförderten Wohnbau mehrere sehr unterschiedliche Wege gehen, dass wir beispielsweise im Bereich der geförderten Mietwohnungen Akzente setzen, im Bereich der geförderten Genossenschaftswohnungen, aber auch der geförderten Eigentumswohnungen. 

Wir haben mit dieser von mir vorhin angesprochenen Neubauverordnung auch bewirken können, dass die Förderungen für die unterschiedlichen Baugrößen erhöht worden sind. Das sind also auch Wohnbauten mit einer Gesamtnutzfläche von 6 000 bis 10 000 km². Hier ist die Förderungsmaßnahme erhöht worden von 365 EUR pro Quadratmeter auf 550 EUR pro Quadratmeter Darlehensförderung. Das heißt, es wird vor allem möglich sein, jene Wohnbauten, die traditionell sehr stark mit Eigentumswohnungen versehen worden sind, in Zukunft stärker zu fördern und zu unterstützen. 

Ich möchte, um zu illustrieren, dass es mir wichtig ist, auch durch den Einsatz von Eigentumswohnungen die soziale Durchmischung in der Stadt zu beleben, darstellen, dass wir eine ganze Reihe von geförderten Eigentumsprojekten im Grundstücksbeirat beziehungsweise im Rahmen von Bauträgerwettbewerben im vergangenen Jahr durchführen konnten. Ich bin sicher, dass wird auch den Kollegen Norbert Walter sehr freuen, dass wir in diesem Bereich der Eigentumserrichtungen mit sehr unterschiedlichen Wohnbauträgern gearbeitet haben und sehr viele Wohneinheiten, nämlich insgesamt 594 geförderte Eigentumswohneinheiten, errichten konnten im Rahmen von 12 Projekten mit ganz unterschiedlichen Wohnbauträgern, von der Wiener Heim über die wvg, at home, Kalko, Bauhilfe, Heller Fabrik, Gesiba, BAI, ÖSW und viele andere mehr. Also ich will damit illustrieren, dass es mir ein großes Anliegen ist, hier ganz unterschiedliche Wohnformen zu unterstützen und dass wir auch den Anteil der Eigentumswohnungen am Gesamtfördervolumen durch den Einsatz dieser Neubauverordnung prozentuell steigern konnten.

Präsident Johann Hatzl: Die 3. Anfrage (FSP - 01244-2008/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg DDr Schock gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet. (Mit der Änderung des Wiener Landes-Sicherheits-
gesetzes ist künftig das Betteln mit unmündigen minderjährigen Personen verboten, damit wurde eine langjährige freiheitliche Forderung erfüllt. Werden Sie sich für ein generelles Bettelverbot einsetzen und eine entsprechende gesetzliche Änderung veranlassen?)

Ich bitte um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Ich habe nun schon mehrmals meine Auffassung zu einem generellen Bettelverbot und die bestehenden sowie in Aussicht genommenen rechtlichen Möglichkeiten insbesondere gegen aggressives, aufdringliches und organisiertes Betteln in Wien dargestellt; zuletzt gestern in kurzer Form in der Fragestunde des Gemeinderates, ausführlicher in der Sitzung des Wiener Landtages am 23. Jänner 2008. Ich erlaube mir daher, diese Argumentation zu wiederholen. 

Bereits die Bestimmungen des § 2 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes verbieten aggressives, aufdringliches und organisiertes Betteln in Wien. Weiters besteht die Möglichkeit der Wegweisung von aggressiven Bettlern nach Anweisung und Abmahnung. Anstifter zu solchen Formen der Bettelei sind nach § 7 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 strafbar. Auch der Verfall von Geld, das durch verbotene Formen der Bettelei beschafft wurde, kann verfügt werden. 

Für die Vollziehung der Bestimmungen des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes ist die Bundespolizeidirektion Wien zuständig, der auf freiwilliger Basis von der Stadt Wien, Magistratsdirektion, Gruppe Krisenmanagement und Sofortmaßnahmen, MitarbeiterInnen zur Unterstützung bei den regelmäßig durchgeführten Schwerpunktaktionen im öffentlichen Raum zur Verfügung gestellt werden. 

In letzter Zeit konnte bei den gemeinsamen Schwerpunktaktionen der Polizei und der Stadt Wien beobachtet werden, dass das Betteln im öffentlichen Raum durch strafmündige Personen im Beisein von unmündigen minderjährigen Personen und die Anstiftung unmündiger minderjähriger Personen zum selbstständigen, nicht aggressiven Betteln durch strafmündige Personen zugenommen hat. Durch solches Betteln soll auf Grund des offensichtlich größeren Mitleidseffektes ein erhöhtes Betteleinkommen erzielt werden. 

Im Sinne des Kinder- und Jugendschutzes wird daher von der zuständigen Stadträtin für die heutige Sitzung des Wiener Landtages eine Novelle des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes zur Beschlussfassung vorgelegt. Mit dieser Novelle sollen zwei neue Verwaltungsstraftatbestände geschaffen werden, die sich gegen strafmündige Personen richten, welche unmündige minderjährige Personen beim Betteln mitführen oder zum selbstständigen Betteln anstiften, also eine Maßnahme des Jugendschutzes. 

Auf Grund der präventiven Wirkung dieser gegen die mitführenden anstiftenden Erwachsenen gerichteten Bestimmungen ist in kurzer Zeit mit einem wesentlichen Rückgang der Bettelei im Beisein oder durch unmündige minderjährige Personen im öffentlichen Raum zu rechnen. 

Zu einer neuerlichen Forderung eines absoluten Bettelverbots im Wiener Landes-Sicherheitsgesetz halte ich, wie schon in der Vergangenheit, fest, dass ich es auch weiterhin nicht für sinnvoll erachte, still um Almosen bettelnde Menschen zu kriminalisieren und gegen diese vermögenslosen Personen ständig Geldstrafen und in weiterer Folge Ersatzfreiheitsstrafen zu verhängen. Vielmehr bin ich der Meinung, dass die Ursachen der Bettelei bekämpft werden müssen. Der Fonds Soziales Wien bietet gemeinsam mit verschiedenen Kooperationspartnerinnen und -partnern Bettlern aufsuchende Hilfe in besonders niederschwelliger Weise an und arbeitet dabei mit der Wiener Polizei zusammen, was ich ebenfalls gestern erläutert habe. 

Ich bin noch immer davon überzeugt, dass das Thema „Betteln in Wien" differenzierte Vorgangsweisen erfordert, und zwar je nachdem, ob es sich auf der einen Seite um aggressives, aufdringliches oder organisiertes Betteln oder um Ausbeutung unmündiger minderjähriger Personen oder auf der anderen Seite lediglich um stille Appelle an die Hilfsbereitschaft der Menschen handelt. Und so gehen wir auch in Zukunft in der Stadt vor.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie haben das Bettelverbot mit Kindern erwähnt, und momentan hat man ja den Eindruck, dass für uns Freiheitliche nicht nur Ostern, sondern gleichzeitig auch Weihnachten ist. Wenn man etwa an die letzte Sitzung des Gemeinderates denkt, wo das freiheitliche Wiener Schulmodell von der Stadt übernommen wurde, wo wir ja voriges Jahr verlangt oder vorgeschlagen haben, dass Kinder mit mangelnden Deutschkenntnissen in eigene Integrationsklassen kommen, so ist das ja von der Vizebürgermeisterin in der vorigen Sitzung unter einem anderen Namen – das gebe ich schon zu –, unter dem Namen „eins plus eins" übernommen worden (Abg Christian Oxonitsch: Sie brauchen tatsächlich eine neue Schule, dann verstehen Sie es besser!), und heute wird eben mit dieser Novelle, die wir sehr begrüßen, mit dem Bettelverbot mit Kindern einmal ein ganz wesentlicher Schritt in diese Richtung gesetzt. 

Ich glaube, es kann aber nur ein erster Schritt sein, und das zeigt ja auch ein Blick über die Grenzen. Im schwarzen Tirol gibt es ein allgemeines Bettelverbot im Tiroler Landes-Sicherheitsgesetz, und auch in Salzburg, wo eine rote Landeshauptfrau regiert, die Gabi Burgstaller, gibt es auch ein generelles Bettelverbot im Salzburger Landes-Sicherheitsgesetz. Ich meine, die Gabi Burgstaller ist ja auch durchaus erfolgreich mit dieser Politik und hat sogar den Landeshauptmannsessel in Salzburg errungen. (Abg Heinz Hufnagl, den Kopf schüttelnd: Mit dem Bettelverbot?)

Herr Landeshauptmann! Ich meine, es geht hier vor allem – und das ist ja auch in der Novelle ausgeführt – um organisierte Kriminalität, um die Ausbeutung von Menschen und die Ausbeutung von Kindern in diesem Fall, und ich kann eigentlich nicht nachvollziehen, warum hier genau bei 14 Jahren die Grenze eingezogen wird.

Meine Frage lautet daher: Ist es nicht genauso eigentlich Ausbeutung, wenn man Jugendliche, wenn man 15-, 16-Jährige zum Betteln zwingt? Ist es nicht genauso Ausbeutung, wenn man kranke oder behinderte Menschen zum Betteln zwingt und ausbeutet?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal, Herr Klubobmann: Ich habe schon vieles gehört, aber dass Gabi Burgstaller die letzten Salzburger Landtagswahlen gewonnen hat wegen des Bettelverbotes, ist absolut originell. Das ist originell – das muss ich auf jeden Fall sagen –, notabene, weil es zum Zeitpunkt des letzten Wahlkampfes dieses Bettelverbot noch gar nicht gegeben hat. Also rein vom zeitlichen Ablauf her ist es schon skurril und von der politischen Analyse her noch skurriler. 

Außerdem füge ich hier hinzu: Jedes Bundesland wird seine Gesetze so bestimmen, wie es glaubt. Ich kenne allerdings die Realität von Innsbruck und von Salzburg, und da sage ich, wir sind mit unserer differenzierten Strategie von vor Ort, wenn ich mir die Realität in unserer Stadt anschaue, auch und im Besonderen an den diesbezüglichen neuralgischen Punkten der Stadt, wo besonders viele Tourismusbewegungen zu erwarten sind, in der Realität und in der Wahrnehmung der Menschen wesentlich erfolgreicher. Das ist eben die differenzierte Strategie, mit den Sicherheitskräften der Polizei vorzugehen gegen aggressives Betteln, gegen organisierte Bettelei und auf der anderen Seite jenen Menschen zu helfen, die unsere Hilfe in der Tat auch brauchen und die nicht unter die entsprechenden Bestimmungen fallen.

Das, denke ich, ist eine vernünftige Vorgangsweise, das ist eine erfolgreiche Vorgangsweise, das ist eine akzeptierte Vorgangsweise. Daher sehe ich keine Veranlassung, das zu ändern. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Vassilakou.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann! 

Selbst das Innenministerium hat in seiner Stellungnahme Bedenken angemeldet hinsichtlich der Höhe der Strafe. Da wurde gemeint, dass es vielleicht besser wäre, zunächst einmal abzumahnen und erst dann die Strafe zu verhängen, also beim zweiten Mal. Wien hat eher beschlossen, den anderen Weg zu gehen. Man wirbt – unter Anführungszeichen – jetzt für die Lösung der Mutter-Kind-Zellen. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie der Meinung sind, dass eine Gefängniszelle tatsächlich ein geeigneter Ort ist, wo sich ein Kind aufhalten soll, und sei es auch für wenige Stunden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Klubvorsitzende! 

Ich habe etwas übrig für Polemik in der politischen Auseinandersetzung, da ist ja gar nichts dagegen zu sagen, aber dass die Stadt Wien für Mutter-Kind-Zellen wirbt, scheint mir doch einmal eine Spur übertrieben zu sein, was nicht mein Problem ist, denn es nimmt Ihnen ohnehin niemand ab außerhalb dieses Raumes. 

Denn wofür wir werben, ist selbstverständlich für den Schutz der Kinder und die entsprechenden Maßnahmen, die zum Schutz der Kinder hier ergriffen werden und die sich zum Teil ja auch schon bewährt haben und gut eingeführt sind, aber natürlich auch die Zusammenarbeit, nicht zuletzt auf Grund unserer guten Kontakte zu den jeweiligen Städten und vor allem zu den Bürgermeistern in Sofia, in Bukarest beispielsweise, in Warschau und in anderen Städten des Ostens, mit denen wir hier sehr intensiv zusammenarbeiten und die ganz ähnliche Einrichtungen, wie wir sie haben zur Betreuung dieser Kinder, nunmehr auch einrichten. Mit unserer tätigen Know-how-Hilfe wird, so nehme ich an, noch heuer in Sofia eine entsprechende Kinderbetreuungseinrichtung fertig für diese ausgenutzten und ausgebeuteten Kinder, die hier zur Betreuung übergeben werden soll. – Dafür, für den Kinderschutz, machen wir Werbung, aber nicht für die Mutter-Kind-Zelle. 

Die Frage des Abmahnens oder die Frage der gelinderen Mittel ist ja natürlich ebenfalls vorgesehen, das ist in der Vergangenheit auch so gehandhabt worden, und ich habe gerade vorhin auch gesagt, dass ich persönlich nicht besonders viel davon halte, dass man Vermögenslose dann auch noch zusätzlich in Probleme bringt, indem sie mehr oder weniger gezwungen sind, Ersatzstrafen anzutreten. Es wird diese Vorgangsweise der Strafe mit Sicherheit nur dann zur Anwendung kommen, wenn es sich um absolute Wiederholungstäter handelt, die einfach nicht begreifen wollen, dass wir organisierte Bettelei in unserer Stadt nicht zulassen wollen. Aber es ist mit Sicherheit das letzte und mit Sicherheit nicht das erste Mittel. 

Ich sage Ihnen noch einmal dazu, abseits aller Polemik: Dies ist eine Maßnahme zum Schutz von Kindern und nicht irgendetwas anderes, mit dem man da besonders Böses tun will. 

Da möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auch ein bisschen auf die Stellungnahme des Innenministeriums vom 17. März lenken, denn dort ist, entgegen allen Mitteilungen, die natürlich immer wieder gebracht werden, der Satz drinnen: Dieses Gesetz ist sehr vernünftig und wir stimmen zu. – Ich denke, dass man das auch einmal zur Kenntnis nehmen sollte und nicht immer nur einen Teil der Wahrheit über die Stellungnahme des Innenministeriums berichten sollte, sondern die ganze. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Ulm

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich möchte mit meiner Fragestellung doch eine gewisse Sensibilisierung des Landeshauptmannes beim Thema generelles Bettelverbot erreichen. 

Es geht natürlich um den Schutz der Kinder beim heutigen Gesetz, das beschlossen werden soll, und ich frage mich, wo denn wirklich der große Argumentationsunterschied liegt. Mit einem generellen Bettelverbot würden wir es natürlich schaffen, nicht nur die Kinder zu schützen, sondern auch die Erwachsenen. 

Wir haben einen Bettelmissstand in Wien, und es geht jetzt nur um die Art und Weise, wie man diesen Missstand am besten löst. Es ist diesem armen Menschen nicht gedient, wenn er auf der Straße sitzt in der Kälte, unter erbarmungswürdigen Zuständen, sowohl hygienisch als auch gesundheitlich. All das, was die „Drehscheibe" bei den Kindern feststellt, gilt ja auch für die Erwachsenen. Das ist ein Teufelskreis der sozialen Isolation, man kommt da nicht heraus. Es ist dem Bettler nicht gedient, ich sage, dem Bettler ist mehr gedient mit einem generellen Bettelverbot im öffentlichen Raum. Es sind die Schwachen, die da geschützt werden müssen.

Was die differenzierte Betrachtungsweise betrifft: Es gibt auch österreichische Bettler, es gibt auch Bettelei als Ausdruck einer Jugendkultur. Da gibt es Bettelei mit Hunden ohne Beißkorb, und da sind die Schwachen jene Mütter, die da mit Kindern vorbeigehen, oder ältere Personen. Das senkt die Lebensqualität auch der Wienerinnen und Wiener in dieser Stadt, und ich glaube, es senkt letztendlich auch die Lebensqualität von Bettlern, wenn sie auf der Straße sitzen müssen. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also ich bin sensibilisiert gegenüber Fragen der Bettelei, aber ich kann nicht erkennen, was ein generelles Bettelverbot an Schutz für den von Ihnen jetzt zitierten armen, kranken und ausgebeuteten Bettler bedeuten sollte, denn es ist der Lebensqualität der Menschen, aber auch dem einzelnen Bettler, so wie Sie ihn apostrophiert haben, gedient, wenn man ihm hilft. Das ist genau das, was in der Realität dieser Stadt auch passiert. Denn wir differenzieren genau zwischen Fragen organisierter Bettelei, aggressiver Bettelei – also all das, was ohnehin heute bereits unter den Verbotstatbestand fällt und auch entsprechend sanktioniert werden kann seitens der Polizei – und jenen, die unsere Hilfe brauchen. Was da ein allgemeines Bettelverbot an Sinnhaftigkeit bringen soll, kann ich zur Stunde, sage ich ganz offen, nicht erkennen. Hingegen halte ich sehr wohl sehr viel davon, dass wir in den gemeinsamen Aktionen – Fonds Soziales Wien, aber auch das Büro für Sofortmaßnahmen – mit der Polizei hier unmittelbar auch Hilfe anbieten. 

Ich sage Ihnen noch einmal, wenn ich das beispielsweise mit Graz vergleiche, wo man eher von einem Bettelmissstand sprechen kann als in Wien – Sie sollten einmal steirische Zeitungen lesen oder sich mit dem Kollegen Nagl unterhalten, der aus Städtebund-Konferenzen abgereist ist, weil er das als ein unmittelbar akutes und aktuelles Problem dort zu bewältigen hatte –, so denke ich, dass wir in Wien einen vergleichsweise guten Weg gewählt haben. Dass wir das natürlich nicht wegzaubern können, das liegt auf der Hand, aber dass wir die entsprechende Dichtheit der Kontrolle haben und dies in gemeinsamer Arbeit der Polizei und unserer Sozialeinrichtungen machen können und auch weiterhin machen werden, das scheint mir die effiziente Hilfe sowohl für die tatsächlich armen und kranken Bettler zu sein als auch für die Lebensqualität der Bevölkerung. Ein allgemeines Bettelverbot brauche ich mit Sicherheit dazu nicht. Zur Stunde sehe ich das so.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Schock.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Die katholische Aktion hat ja gestern gemeint, man kann eigentlich den Eltern nicht verbieten, mit ihren Kindern zu betteln. Wir wissen aber, dass diese Argumentation viel zu kurz greift, und zwar eben von der „Drehscheibe", von diesem Verein, der ja von der Stadt Subventionen erhält. Genau dieser Verein Drehscheibe hat festgestellt, dass diese Bettelkinder ja gar nicht die leiblichen Kinder sind, sondern dass sie fast ausschließlich vermietet werden, gegen Geld vermietet werden. 

Ich meine, das ist eigentlich schwere Bandenkriminalität, wenn hier Kinder entführt werden, dann gegen Geld vermietet werden, zum Betteln gezwungen werden. Ich würde mir daher wünschen, dass wir auf Bundesebene einen eigenen Straftatbestand „Organisierte Bettelei" schaffen, sodass die Polizei dann gegen die Bandenbosse dieser Bettelmafia wesentlich effizienter, etwa mit Haftbefehlen, vorgehen könnte. Ich würde mir wünschen, dass alle Fraktionen hier in Wien bei ihren Bundesparteien tätig werden, um einen solchen Straftatbestand im Strafgesetzbuch auch zu erreichen. Ich weiß nicht, wie Ihre Gesprächsbasis mit dem Herrn Gusenbauer momentan ist, ich werde das mit dem Heinz-Christian Strache sehr gerne machen.

Ich frage Sie daher: Würden Sie eine solche parlamentarische Initiative zur Schaffung eines eigenen Straftatbestandes gegen die Bosse der Bettlermafia unterstützen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Klubmann!

Alles, was Sie geschildert haben, ist bereits heute Bestandteil des Strafrechtes und stellt auch einen Strafrechtstatbestand dar. Entführung zum Beispiel, Vermietung von Kindern gegen Geld und ähnliche Dinge stellen schon derzeit einen Straftatbestand dar. Ich kann daher auf Grund dieses Beispiels keine Notwendigkeit einer derartigen Initiative erkennen, mit der ich bei meinem sehr guten Freund, dem Herrn Bundeskanzler, vorstellig werden sollte (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.), aber schauen wir einmal, ob sich andere Argumente ergeben, andere Beispiele unter Umständen finden. 

Ich bin für Diskussionen, die dem Schutz der Kinder dienen, selbstverständlich immer sehr offen, das ist gar keine Frage, aber wofür ich nicht bin – das sage ich auch ganz offen –, ist, dass man Dinge erfindet, nur, um neue Regelungsmechanismen gerade im Strafrecht einzuführen. Die Notwendigkeit kann ich nicht erkennen. Also zur Stunde sehe ich aus meiner Sicht heraus kein Argument, mit dem ich den Herrn Bundeskanzler behelligen würde. 

Präsident Johann Hatzl: Die 4. Anfrage (FSP - 01242-2008/0001 - KGR/LM) wurde von der Frau Abg Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Wien hatte die Präsentation des Modells "Neue Mittelschule" für Ende November des Vorjahres angekündigt, dann war Ende Dezember im Gespräch, danach erfolgte eine vage Andeutung, es könnte dieses Frühjahr werden. Wann wird das Wiener Modell "Neue Mittelschule" präsentiert?)
Ich bitte um die Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Um Ihre Frage sehr konkret auch zu beantworten: Ich gehe erstens einmal davon aus, dass mit der Ankündigung, dies Ende des Schuljahres 2009 einzuführen, der Zeitdruck nicht eminent groß ist. 

Ich gehe zum Zweiten davon aus, dass es gut, richtig und notwendig ist, dass wir alle Schulpartner, insbesondere auch die Eltern, auch die Eltern in den Volksschulen, entsprechend einbinden in diese Entscheidungsprozesse. 

Ich gehe daher zum Dritten davon aus, dass noch vor dem Sommer die Entscheidung über diese Schulversuche in Wien fallen wird.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Wir zwei dürften ein bisschen unterschiedlicher Meinung darüber sein, was konkret ist, aber ich nehme das jetzt einmal zur Kenntnis, dass halt „vor dem Sommer" in Ihren Augen auch eine konkrete Angabe ist. 

Es hat ja die Frau StRin Laska unter anderem gesagt, man würde jetzt auf die ÖVP warten. Das hat, glaube ich, auch ein bisschen was mit Godot zu tun, und ich hoffe, dass sich dadurch nicht vielleicht die Konkretisierung, die Sie gerade vorgenommen haben, noch in weitere Fernen hinausschiebt. Aber wenn man schon zu dem Wann nichts Genaueres weiß, könnte man vielleicht ein bisschen konkreter werden zu dem Wo. Denn zunächst hat es in einem Rundumschlag geheißen, ganz Wien wird „Neue Mittelschule", dann hat die Frau Dr Schmied ein bisschen zurückgezogen und gesagt, oh, das wird nicht gehen, und dann haben Sie gesagt, nein, nur regional. 

Und jetzt würde mich interessieren: Hat bereits eine Konkretisierung dieser Region stattgefunden? Können Sie heute bereits sagen, in welchen Bezirken das sein wird? Es ist mir egal, ob politischer Bezirk oder schulischer Bezirk, das ist jetzt nicht das Problem, aber räumlich gesehen, kann man die Sache vielleicht bereits ein bisschen konkretisieren?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Ich nehme an, Sie haben das Stück „Warten auf Godot" gemeint, und wer das Stück einigermaßen kennt, könnte dem Vergleich eine Menge abgewinnen, und wahrscheinlich ziemlich detailreich und konkret. Wenn man sich die verschiedenen Dialoge, die da geführt werden, vergegenwärtigt, und wenn das in einen Zusammenhang mit der Schulreform in Österreich gestellt wird, hat das ja fast schon einen zusätzlichen literarischen Wert, könnte ich mir vorstellen. Wenn sich vielleicht der eine oder andere unserer zeitgenössischen Schriftsteller dessen annimmt – ich könnte ja mit dem Peter Turrini einmal darüber reden –, vielleicht wäre das wirklich was. Schuldiskussion als „Warten auf Godot", das hätte wirklich was. Ich glaube, das ist ein produktiver Teil, den ich aus der heutigen Landtagssitzung gerne mitnehme. Sehr phantasieanregend, das ist ganz unbestreitbar. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.)

Weniger phantasieanregend ist Ihre Frage, indem Sie mit der Kritik an der Konkretheit meiner Zeitangabe nunmehr sicherlich fortsetzen werden mit einer Kritik an der Konkretheit meiner Ortsangaben dazu, denn da mir ein fertiges Konzept zur Stunde noch nicht vorliegt, weil es ja auch noch entsprechenden Arbeiten und entsprechenden Diskussionen unterlegen ist, kann ich Ihnen daher diese Frage zur Stunde nicht beantworten. Aber ich bin überzeugt davon, dass ich sie Ihnen bei einer Landtagssitzung noch vor dem Sommer beantworten kann. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Anger-Koch. 

Abg Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Grüß Gott, Herr Bürgermeister! 

Ich habe eine Frage, und zwar: Gestern haben wir ja gehört, dass die Weisung des Stadtschulrates war, dass jeder Schüler seine Wunschschule bekommt. Jetzt wollen wir gerne wissen: Wie können Sie vertreten, dass jeder Schüler seine Wunschschule bekommt und dadurch andere Schulstandorte eventuell gefährdet sind beziehungsweise sogar geschlossen werden müssen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Erstens einmal auch ein Grüß Gott. (Heiterkeit.) Ich bin immer sehr froh, wenn die Höflichkeiten hier im Hause auf möglichst hohem Niveau sind. Mir ist, ganz offen gestanden, nicht bekannt, dass es ein Problem wegen der Schließung von Schulstandorten geben könnte. Ich habe eher den Eindruck, dass hier eine Maßnahme seitens des Stadtschulrates gesetzt wurde, die auf allergrößte Zustimmung und Wohlwollen der Eltern stößt. Und bei den vergleichsweise sehr geringen Fällen – nach meiner Information bewegen wir uns in einer Größenordnung von 30 – bin ich überzeugt davon, dass dies auch entsprechend lösbar ist. 

Also, ich nehme natürlich Ihre Befürchtung, die Sie mit der Frage geäußert haben, zur Kenntnis, zeige mich überrascht und werde mich erkundigen, was an diesen Befürchtungen dran ist. Denn es ist eine der vornehmsten Aufgaben der Politik, Ängste zu nehmen, und das will ich gerne auch bei Ihnen tun. 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Gudenus. 

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Zuerst einmal ebenfalls ein herzliches Grüß Gott an Sie. 

Ich möchte auch am Anfang kurz meiner Freude Ausdruck verleihen, wie das schon der Klubobmann Edi Schock getan hat, dass Sie fast eins zu eins eine alte freiheitliche Forderung übernommen haben mit Ihrem Eins-plus-eins-D-Konzept, dass eben hier Frühfördermaßnahmen stattfinden, um die deutsche Sprache zu erlernen, bevor man dem Regelunterricht beiwohnt. 

Jetzt aber zum eher unerfreulicheren Teil. Wir konnten ja in den letzten Tagen die Medienberichte mitverfolgen über eine zunehmende Gewalt in den Schulen. Nicht nur von der Anhäufung her, sondern auch an Brutalität haben diese Fälle zugenommen, und ich wollte Sie fragen als Landeshauptmann: Was für Maßnahmen planen Sie bezüglich einer ehrlichen Analyse dieser Missstände, und welche Gegenmaßnahmen sind geplant?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Weitere Maßnahmen, muss man dazu sagen. Weitere Maßnahmen zu den bereits verfügten kann man natürlich erst nach einer entsprechenden weiteren Analyse machen. Auch ich habe das weniger aus konkreten Berichten seitens der Polizei oder der Schulbehörde erfahren, sondern eher aus den Medien. Eine Frage des Stils ist es – das verhehle ich hier nicht –, wie man mit diesen Informationen umgeht, aber sei's drum. 

Es wird seitens des Stadtschulrates eine entsprechende Analyse gemacht, und auf der Basis dessen wird man evaluieren, welche Maßnahmen bisher gegriffen haben, welche nicht. Die, die nicht gegriffen haben, wird man beiseite lassen und allfällig neue Vorschläge entsprechend durchführen. 

Also ich persönlich bin der Auffassung, dass dies in allererster Linie in den Schulen und mit Hilfe von außenstehenden Personen, insbesondere aus dem Bereich der Schulpsychologie, zu lösen ist. Der Einsatz von Sicherheitsorganen oder der Einsatz von privaten Sicherheitsdiensten scheint mir etwas zu sein, das man lediglich für Notfälle einsetzen kann und einsetzen sollte. Denn die Diskussion etwa auch auf Berliner Schulen ist ja völlig unvergleichbar mit dem, was sich in Österreich oder auch in Wien an bisherigen Tatbeständen und Analysen ergibt, und daher denke ich, dass wir auch hier mit dem gelindesten Mittel beginnen sollten, das in erster Linie die Hilfe für die Betroffenen anbietet. 

Aber ich schaue mir diese Analyse, wenn sie fertig ist, natürlich auch genau an und werde das mit den zuständigen Stellen, natürlich in erster Linie der Schulbehörde, aber allfällig auch mit anderen besprechen. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich gebe gerne zu, dass ich mit Gott nicht so per du bin wie meine Vorredner (Allgemeine Heiterkeit.), aber möchte auch feststellen, dass ich nach Ihren ersten Antworten, wenn schon nicht demütig, so doch sehr bescheiden geworden bin (Neuerliche Heiterkeit.) und jetzt meine große umfassende Frage nach einem fertigen Konzept sicher nicht mehr stelle. Sie haben es bereits gesagt, das gibt es nicht. 

Daher nur eine klitzekleine Frage: Hat sich in ganz Wien irgendwo auch nur eine einzige AHS oder haben sich gar mehrere gefunden, die da mitmachen wollen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal: Ich verstehe schon, dass Sie den Hinweis machen, dass Sie mit Gott nicht per du sind. Dagegen ist auch gar nichts zu sagen. Ich weiß aber nicht genau, ob ich Ihnen mit „Freundschaft" besonders dienen würde als Morgengruß. (Lebhafte Heiterkeit.) Also ich fürchte, da liege ich auch daneben. Wir versuchen es, testen halt ab und schauen, wie es richtig ist. Das machen wir natürlich auch gerne.

Was hier jene konkrete Frage betrifft, so geht es zur Stunde gar nicht darum, dass man sich auf Suche nach der AHS begibt. Bei uns ist die Frage dieses zukünftigen Schulmodells natürlich genau der Punkt, dass es zu den entsprechenden Verschränkungen, sagen wir es einmal freundlich so, der äußeren Differenzierung in der Schulzeit der 10- bis 14-Jährigen kommt. Denn alle anderen Schulversuche der „Neuen Mittelschule" gibt es in Wien seit 27 Jahren. Also so gesehen ist das im Prinzip auch der News-Wert. Um das sind wir letztendlich auch den anderen Bundesländern voraus. 

Im Übrigen, Frau Abgeordnete, auch Oberösterreich, denn soweit ich weiß, soll es diesbezüglich in Oberösterreich nur einen einzigen entsprechenden Schulversuch geben und der ist von den Linzern an der Pädagogischen Universität und gegen die Stimmen der Landesregierung initiiert. Ich nehme an, da in der oberösterreichischen Landesregierung auch das Einhelligkeitsprinzip besteht, sollen Sie vielleicht gelegentlich mit Ihren grünen Kollegen in Oberösterreich darüber sprechen, was sie veranlasst hat, dass im Hinblick auf die Schulpolitik in Oberösterreich gar nichts, aber schon überhaupt nichts, gemacht wird und ob man da halt unter einem bestimmten Koalitionszwang steht. Dann können wir uns darüber unterhalten, weil über Koalitionszwänge weiß ich Bescheid. Da kenne ich mich, gerade aus den jüngsten Tagen heraus, sehr gut aus und kann da gerne entsprechend beratend hilfreich sein, wie man damit umgehen kann.

Also selbstverständlich berichte ich Ihnen umfassend und Sie werden dann große Freude daran haben, davon bin ich überzeugt, über die Maßnahmen, die wir in Wien setzen. Denn im Prinzip geht es natürlich nicht darum, eine Fortsetzung der letzten 27 Jahre zu machen, sondern es geht für uns darum, dass wir diese Sekundarstufe, also diese Stufe der 10- bis 14-Jährigen, heute auch so umsetzen können, dass es jene kleinen Schritte in die richtige Richtung sind, nämlich der gemeinsamen Schule der 10- bis 14-Jährigen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 01241-2008/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf gestellt und ist ebenfalls an den Herrn Landshauptmann gerichtet. (Wie stehen Sie zu den Vorschlägen der Staatsreformkommission betreffend die Neuorganisation des Bundesrates?)
Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Was den Bundesrat betrifft, will ich Ihre Frage sozusagen auf zwei Aspekte hin betrachten:

Das eine ist die Frage der Kompetenzzuordnung. Gehen wir beide einmal davon aus, dass wir nicht der Auffassung mancher sind, dass der Bundesrat abgeschafft gehört, sondern dass der Bundesrat aufgewertet gehört. Ich gehe davon aus, das ist unser beider Auffassung. Meine jedenfalls mit Sicherheit, weil ich sie auch so sagen kann. Daher geht es natürlich auch darum, mit welchen Kompetenzen man den Bundesrat in Zukunft ausstattet.

Ich habe im Gegensatz zu anderen Landeshauptleutekollegen bei meiner Rede im Bundesrat nicht über die Vorzüge von Wien gesprochen, dort Käse und Schnaps oder allfälligen Wein verteilt, wie es so üblich ist, auch noch mit Blasmusik hinzukommen, sondern über die Rolle der Finanzierung der Länder aus dem Finanzausgleich und über die Rolle des Bundesrates gesprochen.

Meine zwei Vorschläge, ohnehin bescheiden genug, waren, dass man zum einen dem Bundesrat die Kompetenzfeststellung im Hinblick auf die dritte Säule, also die Aufteilung oder die Gemeinsamkeit der Kompetenzen des Bundes und der Länder, zuteilt und auf der anderen Seite, ich sage es durchaus bewusst so, dass man ihm beispielsweise das Vetorecht bei Gesetzen wie dem Finanzausgleichsgesetz einräumt.

Der Herr Bundespräsident hat am Verfassungstag, ich glaube 2005, wesentlich weitreichendere und ins Detail gehende Vorschläge gemacht, was ihm als Verfassungsjurist zusteht. Ich denke, das sind alles Diskussionen, was die Kompetenzzuteilung an den Bundesrat betrifft, die vernünftig sind, ohne dass man den Weg Deutschlands geht, wo es ein De-facto-Vetorecht der zweiten Kammer in allen Gesetzen gibt, aber dass man hier einen, so denke ich, vernünftigen Mittelweg findet, der dem Bundesrat, also der Länderkammer, nun in der Tat substanziellere Kompetenzen, entscheidendere Kompetenzen zuweist, als dies heute der Fall ist. Ich würde dies begrüßen. Ich würde das mit dem Minimalerfordernis des Vetorechts beim Finanzausgleich und des Kompetenzfeststellungsorgans begrüßen. 

Es gibt natürlich auch, was die Organisation betrifft, Vorschläge dazu, und ich glaube, das war eher auch so gemeint, die an uns herangetragen wurden. Um das völlig klar zu sagen, ich bin ein großer Anhänger der Trennung von Legislative und Exekutive. Nicht nur, weil es ein Prinzip unserer Verfassung, ein Prinzip unserer Staatsorganisation und eine sehr vernünftige Geschichte ist, sondern weil ich auch zutiefst persönlich davon überzeugt bin. Ich halte daher vom Vorschlag, die Landeshauptleute in den Bundesrat zu entsenden, gar nichts, weil es genau diese Vermischung von Exekutive und von Legislative wäre, sondern ich bin durchaus der Auffassung, es ist eine vernünftige Regelung, dass die Bundesräte hier von den Ländern entsandt werden. Im Gegenteil, ich bin sogar der Auffassung, dass man bei bestimmen Bereichen, wie das auch der Herr Bundespräsident vorgeschlagen hat, durchaus die Bundesräte zum Beispiel auch an die Beschlüsse von Landtagen binden sollte, sodass der Charakter der Länderkammer doch wesentlich deutlicher gemacht wird.

Das heißt, einfach gesagt, ich halte von den Vorschlägen geänderter Zusammensetzung, die unter dem Aspekt von Einsparungen im Parlamentarismus getragen sind, wenig bis gar nichts und meine, dass wir von der ganzen Organisation her, gerade im Hinblick auf die Vorschläge zur Aufwertung des Bundesrates, diese auch beibehalten sollten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Herr Abg Dr Tschirf, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Das heißt, es soll sich die Zusammensetzung des Bundesrates nicht ändern, gewählt durch den jeweiligen Landtag, und proportional so zusammensetzen wie der Landtag. 

Die Frage, die ich jetzt hätte: Wird das auch die Position der Landeshauptmännerkonferenz sein?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Es befinden sich die Landeshauptleute, generell gesehen, zu diesen Fragen zur Staats- und Verwaltungsreform noch in einer Diskussion, weil selbst die Position, die eigentlich von allen geteilt wurde, und das betrifft jetzt nicht Staats-, sondern Verwaltungsreform im Hinblick auf die Landesverwaltungsgerichtshöfe, durch Detaildiskussionen zumindest von einem Bundesland wieder eher in Frage gestellt wurde. Nichtsdestotrotz gehe ich davon aus, dass zumindest einmal in dieser Causa eine Einigung dabei besteht.

Ich weiß, für diese Position im Hinblick auf die Zusammensetzung des Bundesrates ist der überwiegende Teil der Länder derselben Auffassung und die anderen vertreten keine Gegenposition, sondern haben sich noch nicht geäußert, so zum Beispiel Tirol. Ich gehe auch davon aus, dass die momentan irgendwie den Kopf woanders als bei der Frage der Zusammensetzung des Bundesrates haben und ich kann das prinzipiell als politischer Mensch nachvollziehen. Das geht so auch in Ordnung. 

Aber im Prinzip gehe ich davon aus, was soll eine Landeshauptleutekonferenz anderes vertreten als a) die Beibehaltung des Bundesrates und b) die inhaltliche Aufwertung des Bundesrates. Ich gehe davon aus, dass dies Konsens in der Landeshauptleutekonferenz ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Herr Abg Mag Jung, bitte.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich werde nicht die gängigen Grußformeln, die Sie da heute in Massen gebraucht haben, noch um eine weitere erweitern. Ich erspare mir das und komme direkt zur Anfrage. (Abg Mag Alexander Neuhuber: Das ist jetzt aber interessant gewesen!) Ja, es gibt noch eine ganze Menge Möglichkeiten. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Gott sei Dank!)
Die Situation, die gegenwärtig bereits im Bereich der Gesetzgebung in Österreich besteht, ist eine traurige. Der Nationalrat kann in Wirklichkeit nur noch über 60 Prozent der bestehenden Gesetze nachvollziehen. Er ist zum Anhängsel nicht einmal des Europäischen Parlaments, sondern der Kommission in Brüssel geworden. Das zeigt an sich schon eine starke Reduzierung seiner Aufgaben. Umso krasser zeigt sich das dann beim Bundesrat, der in Wirklichkeit nur ein Anhängsel des Nationalrates ist, wenn man das ehrlich sagt.

Die Situation wird sich noch verschlechtern und noch verschärfen, wenn jetzt wirklich die theoretisch zwar nicht so genannte, aber dennoch Verfassung in Europa in Kraft treten sollte, was Gott sei Dank noch nicht ganz sicher ist. In einer solchen Situation kann ich, auch wenn Sie davon sprechen, dass eine erweiterte Kompetenz für den Bundesrat geschaffen werden soll, nicht wirklich sehen, was in dieser erweiterten Kompetenz noch an den Bundesrat delegiert werden sollte. Er soll kein Vetorecht bekommen. Er hat kein wirkliches Gesetzgebungsrecht. Die Kompetenzen der Länder reduzieren sich immer mehr gegen null. 

Welche konkreten Aufgaben wollen Sie dann dem Bundesrat geben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Zum einen sage ich Ihnen ganz offen, teile ich Ihre Einschätzung nicht, was die Frage betrifft, dass der Vertrag von Lissabon weitere Einschränkungen der Souveränität bringt. Aber es liegt wohl auch in der Natur der Sache. Wir werden das heute noch diskutieren, nehme ich einmal an. Aber im Gegenteil bin ich der Auffassung, und das ist auch belegbar aus dem Vertrag von Lissabon, aus dem so genannten Reformvertrag heraus, dass er sogar eine Erweiterung der Kompetenzen der Regionen, nämlich eine Kompetenz der Städte, bringt, eine Stärkung des Subsidiaritätsprinzips und sohin eigentlich ein Mittel ist, um jene Probleme zu bekämpfen, die Sie teilweise zu Recht, teilweise zu Unrecht kritisieren. 

Aber diese Diskussion werden wir führen. Wir haben vor dem EU-Beitritt mit der Freiheitlichen Partei auch eine ausführliche Diskussion bis zu den Schildläusen geführt. Wir werden auch diese Diskussion entsprechend führen. Ich halte das für richtig und gut in einer Demokratie, dass man diesen inhaltlichen Austausch vollzieht. Die Leute werden sich natürlich auch eine Meinung über die konkreten Argumente, die kommen, bilden. Dass man natürlich, wenn man nicht argumentiert, die längste Zeit Europafragen nicht aktualisiert, auf einen Bananenkrümmradius reduziert, da darf man sich nachher dann natürlich nicht wundern, dass halt die Vielfältigkeit der Polemik dabei eher überwiegt. Aber es ist immer so, wenn man wo Lücken lässt, sind andere dort. So ist halt das Leben und wir werden uns bemühen, dass das in der Zukunft auch entsprechend anders wird. 

Ich sehe natürlich heute die Situation, dass mit Beharrungsbeschluss der Nationalrat jedes Gesetzesvorhaben auch entsprechend durchbringen kann, selbst wenn der Bundesrat, was unter bestimmten politischen Konstellationen, die auch in der Vergangenheit möglich waren, dagegen stimmt. 

Wenn Sie mich daher fragen, was ich konkret meine, so muss ich mich konkret wiederholen. Ich meine, dass der Bundesrat einerseits ein Kompetenzfeststellungsorgan im Hinblick auf Diskussionen zwischen den Ländern und dem Bund bei Kompetenzzuteilungen, das ist die berühmte dritte Säule der Verfassung, sein soll und dass er zum anderen in Fragen etwa des Finanzausgleichsgesetzes konkret ein Vetorecht haben kann. Denn heute ist niemand gezwungen, mit den Finanzausgleichspartnern in der Tat Verhandlungen zu führen, sondern es ist ein Gesetz, das mit einfacher Mehrheit im Nationalrat beschlossen werden kann. Niemand zwingt den Finanzminister, die Regierung oder sonst irgendwen, hier eine Einigung zu erzielen. Es ist Gepflogenheit, es ist Usus, aber es ist nicht die Rechtslage. 

Daher war dieser Vorschlag auch, dass es seitens des Bundesrates ein Vetorecht geben sollte, ein ganz konkreter Vorschlag, der zweifelsohne auch die Situation der Länder in den Verhandlungen im Finanzausgleich stärkt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Frau Mag Antonov, bitte.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Zur Zeit ist es eigentlich so, dass Länderinteressen auf Bundesebene im Wesentlichen auf Ebene der Landeshauptleutekonferenz diskutiert werden. Diese Landeshauptleutekonferenz ist eigentlich ein freiwilliges Zusammentreffen von Landeshauptleuten, ist nirgendwo in irgendeiner Form rechtlich verankert und ist eigentlich in unserer Rechtsordnung kein existentes Gremium. Verfassungsmäßig wäre wohl eher der Bundesrat für die Vertretung der Länderinteressen auf Bundesebene zuständig. 

Wenn es jetzt tatsächlich zu einer Aufwertung des Bundesrates kommt, was zu begrüßen wäre, sollten konsequenterweise nicht auch Agenden aus der Landeshauptleutekonferenz in den Bundesrat verlagert werden? Daran anschließend, in diesem Zusammenhang, meine Frage an Sie, Herr Landeshauptmann:

Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die in der Landeshauptleutekonferenz verbleibenden Agenden gesetzlich verankert und damit auch demokratiepolitisch legitimiert werden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Eine interessante Diskussion. Mein Vorgänger hat zum Beispiel die Verankerung der Landeshauptleutekonferenz in der Verfassung verlangt. 

Wir alle wissen, dass es in der politischen Realität unseres Landes bestimmte Zentren von wesentlichen politischen Möglichkeiten, um das so zu formulieren, gibt, die nirgendwo in einem Gesetz verankert sind. Es gibt beispielsweise kein Gesetz über die Sozialpartnerschaft. Es gibt selbstverständlich keine rechtliche Verankerung der Landeshauptleutekonferenz. Beides ist rechtlich gesehen eigentlich nichts, gar nichts. Trotzdem wissen wir, dass in der politischen Realität dieses Landes sowohl die Sozialpartnerschaft als auch die Landeshauptleutekonferenz eine, sagen wir einmal bescheiden, nicht ganz unwesentliche Rolle spielen. Ich denke, diese normative Kraft ist faktisch auch gut so. Denn ich meine und erlaube mir, nicht derselben Meinung wie Helmut Zilk zu sein, dass der Wert der Landeshauptleutekonferenz darin besteht, dass er nicht rechtlich verankert ist, dass es keine Agenda gibt, dass die Tagesordnung von Sitzung zu Sitzung durch die Vorschläge der einzelnen Bundesländer bestimmt wird, vorbereitet durch die LAD-Konferenz, allfällig durch Fachkonferenzen, etwa der Finanzlandesräte, der Soziallandesräte, der Umweltlandesräte, der Gesundheitslandesräte, anderer Kulturlandesräte, und dass die Landeshauptleutekonferenz dann in einem freiwilligen Prozess nach dem Prinzip der Einstimmigkeit dort ihre Meinung akkordiert. Sehr viel mehr ist es nicht. 

Ich habe auch hinlänglich oft genug erlebt, dass man dort Meinungen akkordiert hat, aber nachher der Dominoeffekt eingetreten ist, sagen wir es freundlicherweise einmal so. Ich erwähne als Beispiel etwa die Eide, die geschworen worden sind, dass man im Hinblick auf den Lärmschutz der ÖBB gemeint hat, dass man aus den Ländern keineswegs auch nur einen einzigen Schilling, damals noch Groschen, zuzahlen wird und dies auf immer und ewig, dass dies niemals so sein wird. Das Ewige waren glatte drei Wochen, dann hat das erste Land den Beschluss gefasst, zu den Lärmschutzmaßnahmen der ÖBB entsprechend zuzuzahlen. Das haben wir bei den Nebenbahnen und auch anderen Dingen erlebt. 

Auf der anderen Seite ist es mit Sicherheit ein außerordentlich gutes Instrument, um die Länder etwa in den Positionen der Staats- und Verwaltungsreform, verschiedener Rechtsbereiche der Republik, aber auch in den Fragen Finanzausgleich und Ähnlichem zu positionieren. Gäbe es die Landeshauptleutekonferenz nicht, dann wäre die Position der Länder etwa in den Diskussionen des Verfassungskonvents nicht in jener Stärke dort zu vertreten gewesen, als unter den gegebenen Bedingungen, insbesondere in der Arbeitsgruppe 10, die sich mit der Neuordnung der Finanzen beschäftigt hat.

Ich kann Ihnen nicht zusagen, dass irgendwelche Agenden der Landeshauptleutekonferenz in den Bundesrat gehen sollen, denn es gibt keine Agenden der Landeshauptleutekonferenz. Es gibt die Landeshauptleutekonferenz in der Realität, aber nicht rechtlich. Wir werden daher das Problem mit Sicherheit nicht rechtlich lösen, sondern es wird sich gemäß dessen, was sich halt in Österreich so darstellt, abspielen, wenn das freiwillige Zusammentreffen von neun Landeshauptleuten stattfindet, die sich selbst eine Tagesordnung geben, wo es keine Geschäftsordnung von den Gepflogenheiten her gibt, wo man Meinungen abklärt, aber in Wirklichkeit keine Beschlüsse fasst, dass das ein wesentliches Gremium ist. Rechtlich abgesichert und dargestellt ist vielleicht auch wichtig, aber nicht ganz so.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 4. Zusatzfrage. Herr Abg Dr Tschirf, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

In der Anfragebeantwortung zu meiner Zusatzfrage ist auch gekommen, dass die Landesverwaltungsgerichte jetzt geschaffen werden sollten und nur ein Bundesland dagegen ist. Das ist Wien. Habe ich das richtig verstanden, dass nur ein Bundesland dagegen ist? (Abg Christian Oxonitsch: Das war jetzt die Frage!)

Wie schaut es realistisch aus? Wann ist anzunehmen, dass es Landesverwaltungsgerichte gibt? Wann wird es in Wien ein Landesverwaltungsgericht geben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Richtig ist, dass der grundsätzliche Beschluss in der nächsten Landeshauptleutekonferenz, so hoffe ich, fallen wird. Wien ist bei der Einigung dabei. Es ist gut vorbereitet, sodass ich denke, dass auch das eine Bundesland dabei ist, das bisher noch Bedenken hatte, auch im Hinblick auf die Diskussion, ob nur meritorische oder kassatorische Beschlüsse gefasst werden dürfen, um einem Juristen das Stichwort dafür zu geben, worum diese Diskussion geht. Ich bin eigentlich davon überzeugt, dass nicht einmal alle, die hier im Haus vertreten sind, tatsächlich die tiefgehende Bedeutung dieser Diskussion dazu nachvollziehen können. Aber darum geht es, darum handelt es sich letztendlich auch. 

Ich hoffe, dass das bis zur nächsten LH-Konferenz ausgeräumt ist, sodass zumindest dieser kleine Teil erledigt werden kann.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Damit ist die Fragestunde erledigt.

Die 6. und die 7. Anfrage wurden zurückgezogen.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Moscheen in Wien - Unvereinbar mit dem Stadtbild und dem Wiener Bürgerwillen!" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Nachdem die Geschäftsordnung vorsieht, dass Stadträte die Begründung nicht vornehmen dürfen, darf ich Herrn Abg Mag Jung um die Eröffnung der Aktuellen Stunde bitten, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren! Noch einmal guten Morgen heute!

Wir haben ein die Wiener und Wienerinnen sehr massiv berührendes Thema für die Aktuelle Stunde gewählt, die Frage des Baus von Moscheen in der Stadt. 

„Artfremdes tut auf Dauer einer Kultur nicht gut." - Das ist das Zitat eines Landeshauptmanns, und diesmal nicht des Kärntner Landeshauptmanns, sondern ein echter Pröll, und nicht einmal dem „Schatz im Silbersee" entnommen. Er meint damit auch nicht das von ihm geförderte und sogar vom Herzogenburger Abt eingeweihte Blut- und Sudelmuseum für den Pseudokünstler Nitsch, sondern er kritisiert damit ganz deutlich und offen die Errichtung von Minaretten in Österreich. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sind Sie der Kunstexperte im Saal?) Wenn Sie den Herrn Nitsch als Künstler bezeichnen, dann bin ich gern unterschiedlicher Meinung zu Ihnen, Herr Kollege! Das kann ich Ihnen gleich ins Stammbuch schreiben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wie gesagt, es geht hier um die Errichtung von Minaretten in Österreich. Man kann dem niederösterreichischen Landeshauptmann darin durchaus zustimmen, muss allerdings hoffen, dass das nicht nur ein Spruch für den Wahlkampf war, den er jetzt wieder gerne vergessen möchte. Man würde ihn gerne an den Taten messen. Auch die Niederösterreicher werden das tun.

Es ist einfach ein Faktum, dass es immer mehr Gegenstimmen gibt. Der Landeshauptmann ist nicht mehr da. Manchmal ist es unangenehm, das zu hören, was die Bevölkerung ihm eigentlich sagen möchte. O ja, er ist ganz hinten wieder aufgetaucht. 

Wie gesagt, wir vertreten diese Position schon wesentlich länger als die ÖVP. Ich bin davon überzeugt, Herr Landeshauptmann, dass sich auch die SPÖ nach einer gehörigen Scham- und Wartefrist in irgendeiner Form dieser Forderung und den Einschränkungsforderungen von uns anschließen wird. Es wäre nicht das erste Mal. Wir haben heute schon gehört, dass zum Beispiel bei der Frage „erst Deutsch, dann Schule" die SPÖ schließlich auf unsere Position eingeschwenkt ist und dass man beim Bettelverbot für Kinder heute auf die freiheitliche Position einschwenken wird. Es ist erfreulich, dass Sie dazulernen. Wir werden Ihnen noch viele gute Vorschläge machen. Sogar in Kleinigkeiten haben Sie unsere Vorschläge aufgenommen. Ich denke da an den Vorschlag vom Kollegen Blind, was die Wasserspender betrifft, die die Frau Stadträtin heute groß als ihre Erfindung verkauft, bis hinunter zu den 2-Stunden-Parkscheinen, wo der Vorschlag zuerst auch von den Freiheitlichen gekommen ist und Sie das für unmöglich gefunden haben. Sie werden auch in der Frage der Moscheen noch klüger werden, klüger unter dem Druck Ihrer eigenen Bürger und Wähler! (Beifall bei der FPÖ.) 

In zwei Bundesländern, nämlich in Kärnten und in Vorarlberg, wurden bereits entsprechende gesetzliche Initiativen gestartet. Der massive Unmut der Bürger bei uns in der Brigittenau und auch im übrigen Wien zeigt, dass es Zeit ist, auch bei uns klare Grenzen zu setzen. Es geht uns dabei grundsätzlich darum, den Unterschied zwischen Gebets- und Andachtsstätten und dem Bau von orientalischen Kuppelbauten mit Minaretten und Halbmond herauszustellen. Freie Religionsausübung ist in unserem Land für jeden Moslem möglich. Freie Religionsausübung, die es sonst in den meisten westeuropäischen Staaten bisher in dieser geregelten Form nicht gibt, bei uns schon seit der Wende zum vorigen Jahrhundert. Das war gut so und soll auch so bleiben. 

Es gibt allein in Wien an die 40 Gebets- und Andachtsstätten. Probleme tauchen aber immer dann auf, wenn sich diese durch Baustil und Art der Nebengebäude zu aufgepflanzten Fremdkörpern in einem gewachsenen Umfeld entwickeln, besonders dann, wenn sie noch in Verbindung mit Einkaufsmöglichkeiten zu zusätzlichem Lärm und Menschenansammlungen bis hin zu Parkplatzproblemen führen. Die klassischen Moscheen sind nämlich im Unterschied zu unseren Kirchen nicht nur Zentren der Andacht, so wie die Freitagspredigten im Islam nicht nur religiöse, sondern sehr weltliche Vorschriften vermitteln, auslegen und oft sogar hochpolitisch sind. Bisweilen sind sie, und auch das muss gesagt werden, sogar hetzerisch angelegt und werden nicht umsonst in den meisten europäischen Staaten von den Verfassungsschützern überwacht und sorgfältig überprüft. Auch bei uns, wenn Sie sich erinnern, und wir haben in diesem Haus schon darüber gesprochen, gab es mit einigen Predigern Schwierigkeiten. 

Die Minarette und der Halbmond sind eben die Symbole eines aggressiven Islam, wie auch in der Bewegung um Al-Andalus zum Ausdruck kommt, wo man gar nicht verhehlt, dass man sogar Teile Europas wieder zurückgewinnen will. Andalus von Andalusien in Spanien, das einstmals moslemisch besetzt war, wobei sie allerdings vergessen haben, dass dieses Andalusien seinen Namen von einem germanischen Stamm, nämlich von den Vandalen, hat und das früher Vandalusien geheißen hat. Aber sie wollen hier Gebiete zurückerobern. Wir haben in Liesing bereits Ableger dieser Gruppe. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die Vandalen waren aber Christen!) - Wenn Sie über die Vandalen reden wollen, Herr Kollege, dann schauen Sie nicht in die Kirchengeschichte, sondern schauen Sie darauf, was die Vandalen wirklich waren und dass der Ausdruck des Vandalen nur durch die katholische Kirche negativ besetzt wurde. Dass ausgerechnet Sie als Grüne sich jetzt darauf berufen, ist Ihr Problem, aber nicht unseres! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die Vandalen waren keine Moslems, Kollege Jung!) „Lernen Sie Geschichte!", hat Bundeskanzler Kreisky einmal gesagt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wie gesagt, sie sind die Symbole des aggressiven Islam und das ist es, was wir dabei ablehnen. Der Vergleich mit den Bajonetten der Anhänger des Propheten wurde in dem Haus schon zitiert. Vom türkischen Ministerpräsidenten stammen diese Zitate. Ich brauche ihn hier nicht unbedingt zu wiederholen. 

Und das aus den Lautsprechern klingende und sehr laut klingende „Allahu akbar" ist nicht weniger kriegerisch und fordernder als früher das „Deus vult!" der Kreuzritter. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das stimmt doch nicht!) Ich sage, es ist nicht anders als das „Deus vult", also „Gott will es!", der Kreuzritter, nur haben wir diese Zeit überwunden, Herr Kollege Al-Rawi, ebenso wie Zwangsbekehrungen und verpflichtende Dogmen, zumindest auf dem Gebiet der Religion. Einem Galilei droht der Vatikan heute nicht mehr mit der Verbrennung, sondern errichtet ihm jetzt sogar ein Denkmal. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das sind ja absurde Vergleiche!) Aber wer dem Islam abschwört, Herr Kollege Al-Rawi, wird in einigen arabischen Staaten noch heute mit dem Tod bedroht! Das können Sie nicht leugnen, Herr Kollege Al-Rawi! (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist ein todeswürdiges Verbrechen. Genauso gibt es grausame Bestrafungsrituale wie das Abhacken von Händen, das Auspeitschen oder gar Hinrichtungen durch Steinigung. Im Iran warten zur Zeit zwölf Personen auf diese Hinrichtungsart, davon zehn Frauen. Genau solche Methoden werden unter dem Halbmond noch immer akzeptiert. In manchen Staaten sind sie Bestandteil des staatlichen Rechts und viele Exegeten und Nachfolger des Propheten heißen dies ausdrücklich gut, Herr Kollege Al-Rawi! Das wollen wir nicht! Wir wollen den Halbmond nicht über unseren Dächern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Der Streit um die Vorherrschaft von Rom hat jahrhundertlang bei uns gedauert, die Bevölkerung gespalten und viel Leid hervorgerufen. Die Trennung von Kirche und Staat ist heute ein Faktum, das wir wollen, wenn wir von einigen überflüssigen Zwischenrufen aus dem Bereich der Caritas absehen. Wir sehen Religion, Herr Kollege, als Privatsache. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Warum reden Sie dann darüber?) Sie hat sich nicht ins öffentliche Leben einzumischen, keinen Druck auszuüben, den Ablauf des Unterrichts zu bestimmen oder auch Verhaltensvorschriften für Nichtmuslime festzulegen. Denn es ist in Belgien zum Beispiel bereits so weit gegangen, dass man die Polizisten aufgefordert hat, während des Ramadan nicht zu rauchen, weil das die islamischen Kollegen beleidigt. Es gab auch bei uns in Österreich schon Diskussionen in Betrieben, wo Leute angepflaumt wurden, weil sie gegessen haben und der Kollege nebenan nichts essen durfte. Das ist Privatsache und hat hier nichts zu suchen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Warum reden Sie dann hier darüber?) 

Herr Kollege Al-Rawi, ich bin ohne religiöses Bekenntnis, aber ich halte die Karikaturen von Mohammed für falsch. Aber eines sage ich Ihnen auch, wenn Sie vorige Woche im Fernsehen die Simpsons gesehen haben oder wenn Sie manche Karikaturen von Deix und anderen Künstlern - in Anführungszeichen - über Christus sehen, dann frage ich Sie, was wirklich schlimmer ist, Mohammed mit der Bombe am Turban oder die Schweinereien, die dort gezeigt werden. Das ist auch ein Kapitel für sich, aber da regt sich keiner von den GRÜNEN auf! Da sind Sie ganz still! (Abg Claudia Smolik: Was haben Sie gegen Deix?) 

Der zweite Punkt, den wir gegen Minarette anführen und den wir als Angelpunkt für unsere heutigen Vorschläge sehen, ist die Bauordnung und das historisch gewachsene Ortsbild in unseren Städten, das wir möglichst organisch bewahren und weiterentwickeln wollen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Zuerst nachlesen, dann über Deix schimpfen!) - Herr Kollege, ich habe schon lesen können, da waren Sie noch nicht einmal in der Volksschule! Mir brauchen Sie über das Nachlesen nichts zu sagen! Also geben Sie einen Frieden! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Aber ich kann nachlesen!) 

Die Wunden des Bombenkriegs in unserer Stadt haben ohnehin schwere Schäden und Lücken geschlagen, die oft nur sehr unzureichend ausgefüllt und mehr ausgefüllt als gestaltet wurden. Der Glas- und Betoneifer, vor allem der Raiffeisenkassen, hat in vielen kleineren österreichischen Orten und Städten verheerende Situationen geschaffen, die wir heute mühsam beheben. Wir wollen kein unorganisch gewachsenes Ortsbild. Es würde niemand auf die Idee kommen, in St Pölten eine Kirche im Pueblolook oder einen Versammlungsraum im Stil des Tadsch Mahal zu errichten. Sie passen ebenso wenig in unser Land wie eine Imitation der Omajaden-Moschee. Und dabei, meine Damen und Herren, soll es bleiben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Mag Korun gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Es wäre natürlich nicht die FPÖ, würde sie nicht versuchen, mit der Ausrufung eines Religionskampfs oder eines Kulturkampfs Stimmung zu machen, um natürlich gleichzeitig von dieser Stimmung selbst politisch zu profitieren. (Abg Henriette Frank: Das machen Sie nicht!) Ihr heutiger Antrag zu dem Thema ist wieder einmal ein guter Beweis für die billige Polemik, die Sie machen, die aber leider brandgefährlich ist, weil sie Angstgefühle in Menschen zu wecken versucht, weil sie von diesen Angstgefühlen zu profitieren versucht, weil sie versucht, zwischen Bevölkerungsgruppen und auch Religionsgruppen zu zündeln, wobei Ihnen die Diskriminierung von religiösen Minderheiten, wie beispielsweise von Muslimen und Musliminnen, ein besonderes Anliegen zu sein scheint. Statt sachlich zu argumentieren und dort, wo es vermeintliche oder tatsächliche Spannungen oder Konflikte gibt, mit Mediation und mit Verantwortungsgefühl zu argumentieren, versuchen Sie einfach, Öl ins Feuer zu gießen. Die Partei, die Ihnen im Geiste verwandt ist, nämlich das BZÖ, macht das Gleiche in Kärnten. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sogar die Sozialdemokraten machen das!)

Aber bei dieser Aktuellen Stunde möchte ich auch die Österreichische Volkspartei nicht aus der Verantwortung entlassen, die, wie wir wissen, sowohl in Kärnten als auch in Vorarlberg einem mehr oder weniger relativ pauschalen Moschee- und Minarettverbot nicht nur das Wort redet, sondern das in Kärnten im Landtag gemeinsam mit dem BZÖ beschlossen hat und die ÖVP sogar in der Person des Lhptm Sausgruber selbst die Initiative ergriffen hat (Abg Kurth-Bodo Blind: Sehr gescheit!), um so ein Moscheen- und Minarettverbot durchzusetzen. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Im 20. Bezirk auch!) Dabei droht im Rechtsstaat Österreich, der zu Recht auf die Eigenschaft als Rechtsstaat stolz ist, das Ortsbildpflegegesetz immer mehr zu einem Moscheenverhinderungsgesetz zu verkommen. Das ist alles andere als gut für einen Rechtsstaat und für die Demokratie. 

An dieser Stelle möchte ich nicht nur aussprechen, sondern mit Nachdruck betonen, die österreichischen Muslime und Musliminnen brauchen und wollen würdige Gebetsräume. Sie müssen und wollen auch selbst hinaus aus heruntergekommenen Kellerlokalen oder aus Hinterhöfen und aus der Tatsache, dass sie sich sehr lange wegen fehlender finanzieller Mittel dort getroffen haben und treffen mussten, um dort ihre Gebete zu verrichten.

Was die FPÖ mit ihrer Politik macht, ist eine ganz typische so genannte Double-Mind-Situation. Auf der einen Seite werfen Sie den österreichischen Muslimen und Musliminnen vor, sie würden sich in irgendwelchen Hinterhöfen und in irgendwelchen dunklen Kammern treffen, wo man nicht wüsste, was dort vor sich geht (StR Johann Herzog: Wer hat das gesagt, Frau Kollegin?), was dort gepredigt wird und dort sei sozusagen der Keim des Terrorismus - in Ihren Worten - zu finden (StR Johann Herzog: Sie stellen hier Behauptungen auf! Sie saugen sich das aus den Fingern! Das sind bloße Behauptungen, Frau Kollegin! Das hat niemand gesagt!) und wenn dann genau diese Muslime und Musliminnen versuchen, in andere, würdigere Gebetsräume und Häuser auszuweichen, diese zu bauen oder zu renovieren und sich in repräsentativen Räumen zu treffen und in würdigen Gebetsräumen zu beten, dann schreien Sie auf und sagen, der Islam ist bei uns nicht erwünscht, das sei reines Machtgehabe, das müsse man unterbinden und das müsse man verhindern. Das, was Sie mit Ihren Initiativen, und nicht nur Sie, sondern leider auch die ÖVP und das BZÖ in den genannten Landtagen und Bundesländern, versuchen, ist eigentlich, zum Gesetzesbruch und zur Abschaffung von gleichen Rechten aller Religionsgemeinschaften sowie zu verfassungswidrigen Handlungen aufzurufen!

Ich werde das jetzt begründen, warum ich das sage. Weil beispielsweise in der Schweiz eine ähnliche Bewegung unter dem Titel „Volksinitiative gegen den Bau von Minaretten" entstanden ist. Die versuchen, 100 000 Unterschriften für ein pauschales Verbot von Minaretten zu sammeln. Das beurteilte der Schweizer Völkerrechtsexperte Daniel Thürer von der Universität Zürich, ich zitiere aus einer APA-Aussendung vom 13. Jänner dieses Jahres: „Thürer urteilte, die Vorlage sei unvereinbar mit dem Recht auf Religionsfreiheit und mit dem Diskriminierungsverbot, wie es in der Europäischen Menschenrechtskonvention verankert ist. Sollten die erforderlichen Unterschriften zusammenkommen, müssen Regierung, Bundesrat und Parlament über die Rechtmäßigkeit der Initiative befinden und sie gegebenenfalls für ungültig erklären. Exbundesgerichtspräsident Giusep Nay empfahl der Legislative diesen Schritt bereits Anfang Mai. Die Initiative tangiere die Religionsfreiheit und verletzte die Europäische Menschenrechtskonvention und damit Völkerrecht." - Das, was Sie bezwecken, ist also rechts- und verfassungswidrig in Österreich! (Abg Kurth-Bodo Blind: Weil das ein Mann sagt? - StR Johann Herzog: Lesen Sie den Antrag, bevor Sie das glauben! Sie haben sich nicht bemüht, den Antrag zu lesen!) Damit werden Sie auch keinen Erfolg bekommen! (StR Johann Herzog: Wirklich?) 

Was Ihnen leider Gottes teilweise doch gelingt, ist die Vergiftung des sozialen und gesellschaftlichen Friedens in Österreich! (StR Johann Herzog: Das ist eine bloße Behauptung!) Genau deshalb ist Ihren Bemühungen ganz entschieden entgegenzutreten! Und das machen wir hier und heute wieder einmal! Verlassen Sie sich darauf, wir werden auch in Zukunft mit aller Kraft weitermachen! (Abg Mag Wolfgang Jung: In Niederösterreich!) - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abg Nurten Yilmaz.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Wolf.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

„Moscheen in Wien - Unvereinbar mit dem Stadtbild und dem Wiener Bürgerwillen!". Ein abenteuerliches Amalgam wurde geboten, vom Blut- und Sudel-Nitsch (Abg Mag Wolfgang Jung: Er kann nicht anders!) über den aggressiven Islamismus, den Halbmondmuezzin, die Minarette und Moscheen. Wenn es der Therapie nutzt, soll es mir recht sein. (Beifall bei ÖVP und SPÖ. - StR Johann Herzog: Was ist mit der Vorarlberger ÖVP? Was ist mit dem Lhptm Sausgruber?) 

Aber eine ernste Diskussion sollte anderes beinhalten. (Abg Kurth-Bodo Blind: Weiß das der Pröll von der ÖVP auch? - StR Johann Herzog: Der Sausgruber wäre entsetzt!) Eine ernste Diskussion der Themen sollte nicht kleinmütig über das Stadtbild herziehen oder den Wiener Bürgerwillen zur Geisel nehmen, sondern sollte die wirklichen Probleme, die hier vorhanden sind, diskutieren. 

Es gibt uns wieder einmal die Möglichkeit, ein Bekenntnis zur Religionsfreiheit abzulegen. Natürlich gibt es das Recht auf Religionsausübung und das Recht auf Errichtung von Kirchen und Gebetshäusern. Ebenso selbstverständlich müssen sich diese Bauten an die Regeln halten, die aufgestellt wurden. (StR Johann Herzog: Sie haben jetzt die Kurve gekratzt!) Also ich sehe nicht, wo da das Problem ist. Vor allem sollte man Moscheen und Minarette nicht permanent verwechseln. (StR Johann Herzog: Wir tun das ja nicht!) Das sind unterschiedliche Dinge. 

Des Weiteren gibt es natürlich auch ein klares Bekenntnis zur Trennung von Staat und Kirche. Das ist ein demokratischer Grundwert. Wir wollen diese Vermischungen nicht. Das sind die Dinge, die zu diskutieren sind und nicht, ob die Moscheen mit dem Stadtbild zu vereinbaren sind oder nicht. Das ist eine etwas fehlgeleitete Diskussion. 

Drittens meine ich, und das steckt wahrscheinlich hinter diesen Formulierungen, die Sie verwenden, dass wir ein klares Bekenntnis zur Gleichwertigkeit der Menschen, unabhängig vom religiösen Bekenntnis, von der Nationalität und der Rasse ablegen sollen. Darum geht es. Es geht nicht darum, hier islamophob oder auf der anderen Seite islamophil zu argumentieren, sondern es geht darum, auf Basis dieser Grundwerte die vorhandenen Probleme politisch zu lösen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
Es tut mir leid, Sie haben gerade applaudiert, aber diesen Satz muss ich noch sagen. Ich meine, dass auch die gescheiterte Integrationspolitik der SPÖ zu diskutieren ist. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Nurten Yilmaz: Bitte den Applaus der SPÖ aus dem Protokoll zu streichen!) - Nein, das lassen wir für die Nachwelt drinnen. So ist das Leben. So ist die Welt. Einmal so und einmal so.

Um es ernst zu sagen, nicht mit diesen selbsttherapeutischen Ansätzen, Kollege Jung, die Sie bemühen, sollte man die Probleme angehen, sondern man soll sie politisch lösen! (Abg Mag Wolfgang Jung: Bei Ihnen ist es nur heiße Luft!) Das ist das Thema. - Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Wolfgang Jung: Was sagen sie jetzt zum Vorarlberger Landeshauptmann?)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Geschätzte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

In früheren Jahrhunderten und teilweise in anderen Ländern auch heute noch ist sehr viel Leid über die Menschen gekommen, wenn religiöse Gruppen gegeneinander ausgespielt werden oder religiöse Vertreter gegeneinander kämpfen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Richtig!)

Wir in Österreich, wir in Wien haben religiösen Frieden, wir haben ein gutes Miteinander zwischen allen Religionsgemeinschaften, insbesondere auch mit den zahlreichen Vertretern der islamischen Religionsgemeinschaft. Das ist gut so und das soll so bleiben! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn man in der Geschichte zurückgeht, weil ich frühere Jahrhunderte gesagt habe, war es in Österreich so, dass schon im Jahr 1781 von Kaiser Joseph II. das so genannte Toleranzpatent erlaubt worden ist, das damals Protestanten und orthodoxen Christen die freie Religionsausübung und den Bau und die Erhaltung von Kirchen erlaubt hat, allerdings damals, man war erst im 18. Jahrhundert, noch ohne Glocken und Eingang von der Straße. Es war ein erster richtiger Schritt, aber natürlich noch keine Gleichberechtigung. Es sind dann 1782 das Toleranzpatent für die Wiener Juden und 1867 das Staatsgrundgesetz, welches bestimmt, dass jede gesetzlich anerkannte Kirche oder Religionsgesellschaft das Recht der gemeinsamen öffentlichen Religionsausübung hat, gefolgt. Das ist dann weitergegangen im Jahr 1912, als der Islam eine gesetzlich anerkannte Religionsgesellschaft geworden ist. Also seit 1912. Wichtige Rechte sind auch im Staatsvertrag von Saint Germain und der Menschenrechtskonvention verankert. 

Die FPÖ geht nicht nur hinter Kaiser Franz Joseph zurück, sie geht sogar hinter den Kreis des Toleranzpatentes von 1781 zurück und das ist eine Schande! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. - Abg Henriette Frank: Das stimmt nicht! - Abg Mag Wolfgang Jung: Es geht um den Bau von Moscheen!)
Selbstverständlich muss sich jede Religionsgesellschaft beim Bau von Gotteshäusern an die geltende Bauordnung halten. Das müssen auch die Katholiken. Die können jetzt auch nicht auf dem Rathausplatz eine Kapelle hinbauen, weil es sie gerade freut. Das machen sie auch nicht. Das muss jede andere Religionsgesellschaft auch. Es müssen natürlich Anrainerinteressen entsprechend den Gesetzen berücksichtigt werden. Es müssen alle Gesetze, die wir beschlossen haben, eingehalten werden. 

Ich bin selbstverständlich dafür, dass dabei der größtmögliche Konsens mit der Bevölkerung hergestellt wird. (StR Johann Herzog: Sehr gut!) Das geschieht auch, wie Kollegin Tanja Wehsely für den 20. Bezirk dann in ihrer Rede darlegen wird. Die Stadt Wien sucht diesen Konsens mit der Bevölkerung. Die Religionsgesellschaften selbst suchen ihn.

Aber man kann die Auswirkung von verfassungsgesetzlich gewährleisteten Grundrechten, von Menschenrechten, insbesondere auch von Minderheitenrechten, nicht von einer Volksbefragung abhängig machen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Wer hat das gesagt? Wer hat das verlangt? Sie reden gegen die Wand!) Das ist denkunmöglich. Genauso wie man nicht die politischen Rechte beispielsweise der Freiheitlichen Partei davon abhängig machen könnte, dass man eine Volksbefragung macht, ob das dem Volk gefällt, was Sie vertreten. Das ist kein Mehrheitsrecht, das ist ein falsches Demokratieverständnis, überhaupt kein Demokratieverständnis! Das spricht jeder Rechtsstaatlichkeit Hohn und das lehnen wir entschieden ab! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
Kardinal Schönborn hat deutliche Worte gefunden. Ich zitiere APA, dass er davon sprach, gegen Bauverbote von Moslems zu sein. Die Religionsfreiheit garantiere nicht nur die private Religionsausübung, sondern auch die öffentliche und es sei nicht einzusehen, wieso Menschen im Rahmen der Bauordnung, sagt der Herr Kardinal, keine Gebetshäuser bauen sollen. „Ich sehe das Problem nicht.", sagt der Kardinal. Weniger hochrangige Vertreter der Kirche von Opus Dei, einer fundamentalistischen Organisation - es gibt leider überall Fundamentalisten - haben eine andere Auffassung, das wissen wir. Aber der Kardinal hat das sehr deutlich ausgesprochen. 

Dass in anderen Ländern religiöse Rechte noch immer nicht ausreichend vertreten werden, in manchen islamischen Ländern ist das durchaus der Fall, sollte uns Auftrag sein, dass wir um deren Rechte und auch für die Tibeter um deren Rechte kämpfen. Aber das Wichtige ist, dass wir in Österreich sicher nicht deshalb, weil in anderen Ländern religiöse Rechte missachtet werden, sie auch missachten sollten! Das ist vollkommen absurd! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)
In diesem Sinne meine ich, dass wir keinesfalls Sondergesetze zur Bekämpfung religiöser Minderheiten machen sollten, wie das manche wollen. Wir treten uneingeschränkt für die Grundrechte und die Religionsfreiheit ein. Wir sehen keine Veranlassung, die Bauordnung hinsichtlich von Minaretten - übrigens ist keines geplant - zu ändern oder die Errichtung von Moscheen und Gebetsräumen zu unterbinden. (Abg Anton Mahdalik: Ihr habt ja noch die absolute Mehrheit!) Wir sind dafür, dass wir die Politik des Miteinanders, der Toleranz und der Religionsfreiheit weiterführen. Wir sind gegen die Politik der Aufwiegelung der FPÖ! Die FPÖ wird mit ihrer Politik niemals durchkommen und das ist gut so! - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. - Abg Anton Mahdalik: Ihr auch nicht!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Der Abg Jung hätte sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich muss ihn aber darauf hinweisen, dass die Bestimmungen der Geschäftsordnung sagen, dass die tatsächliche Berichtigung keine Anwendung in der Aktuellen Stunde findet. (Abg Mag Wolfgang Jung: Der Kollege Stürzenbecher darf also seine Unwahrheiten unwidersprochen sagen!) 
Das heißt, der nächste Redner ist Herr StR Herzog. Ich erteile ihm das Wort. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Der Abg Jung kennt nicht einmal die Geschäftsordnung, will aber die Bauordnung ändern!)

StR Johann Herzog: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Es wird irgendetwas von Bauordnung und Geschäftsordnung gesprochen. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Lernen Sie zuerst einmal die Geschäftsordnung, dann können Sie über die Bauordnung reden!) Dafür wird die Begründung auch vorgetragen und das ist etwas, was erst jetzt in Ausarbeitung gewesen ist und verhindert wurde. Aber ist ja ganz egal.

Ich will nur feststellen, Herr Stürzenbecher hat nicht zum Thema gesprochen. Er hat offensichtlich andere Anträge vorliegen, als wir eingebracht haben. Die einzige Bemerkung, die dazu gepasst hat, war die zur Bauordnung, deren Änderung er ablehnt. Das nehmen wir zur Kenntnis.

Frau Mag Korun verbreitet Angst vor der Bauordnung und erklärt, dass wir für Minarett- und Moscheenverhinderungen sind. Wir sind für ein Minarettverbot, aber rein aus Gründen der Stadtbildgestaltung, keinesfalls für ein Moscheenverhinderungsgesetz oder Ähnliches mehr. Das kommt überhaupt nicht in Frage, sondern es geht nur um die Verhinderung von Bauformen! Das ist das Entscheidende! (Beifall bei der FPÖ.)
Es geht nicht um irgendwelche minderheitenschmälernde Angelegenheiten, sondern um das Stadtbild. Egal, ob es sich nunmehr um eine Moschee handelt oder von mir aus irgendein Grönländer, weil er heimatliche Gefühle haben will, einen Iglu in Betonform errichten will, so geht das nicht. Auch ein Mongole wird keine Jurte in der Innenstadt errichten können. Diese Dinge müssen auch für Minarette gelten! (Beifall bei der FPÖ.)
Da haben wir drei Anträge eingebracht. Ich habe nicht so viel Zeit, ich habe geglaubt, ich begründe, daher kann ich sie nur kurz ansprechen. 

Eine Errichtung von Minaretten gehört mit der Bauordnung aus reinen Gründen der baulichen Gestaltung unserer Stadt verhindert, aus keinen anderen Gründen. Sie können nachlesen. Der Antrag wurde gestern eingebracht und wird zugewiesen.

Der zweite Antrag des gestrigen Tages, der eingebracht wurde, ist ein wesentlicher Punkt, der auch von Dr Stürzenbecher angesprochen wurde, dass es interessant und wichtig wäre, die Bürgermitbestimmung zu stärken. Wir sind sehr dafür.

Stimmen Sie daher für diesen Antrag, was unseren Bauordnungsantrag betrifft und die Möglichkeit, dass die Bevölkerung sich bei so sensiblen Dingen wie Großbauten stärker äußern kann als bisher. Darum geht es! (Beifall bei der FPÖ.)
Daher haben wir für den 20. Bezirk eine Volksbefragung im Sinne des § 112a der Stadtverfassung, übrigens ohne Bindung des Gemeinderates, beantragt, wo der Wille der Bevölkerung des Bezirkes oder eines Bezirksteiles erhoben werden sollte.

Der eigentliche heutige Antrag bezieht sich auf unseren Antrag in Bezug auf eine Sonderwidmung, und zwar eine Sonderwidmung für publikumsintensive Veranstaltungsstätten. Das sind Sportstätten, sind aber selbstverständlich auch Kultusbauten, sind Kirchen, sind Moscheen, sind Tempel oder sonst etwas, keine Frage. Diese Gebäude sollen dann in einer weiteren Unterwidmung, einer Subwidmung, für die Zusatznutzung festgesetzt werden. 

Der Begriff publikumsintensiv wird auszulegen sein. Ich habe einen Vorschlag gemacht. Ich will ihn nicht vorlesen, weil gar nicht die Zeit dafür besteht. 

Entscheidend ist aber, dass § 85 der Bauordnung auch auf die Errichtung von Moscheen anzuwenden ist. Die Zulässigkeit der Errichtung von Gebäuden stellt darauf ab, dass das örtliche Stadtbild weder gestört noch beeinträchtigt wird. Die detaillierten Einschränkungen sind sehr deutlich und sprechen eindeutig gegen den Bau von traditionellen türkischen Bauformen in Wien in Form von Kuppeln und Minaretten, keine Frage. Das ist unser Antrag und nichts anderes. Wir wollen daher Minarette schon, aber Moscheen nicht verhindern. Es geht nur um die Bauform als solche. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Was ist mit dem Hundertwasserhaus?)

Bezüglich Minarette gibt es übrigens auch ein Rechtsgutachten, wo festgestellt wird, dass Minarette einen Zweck haben. Das wäre für den Gebetsruf. Der Gebetsruf wird von Prof Wimmer aus Innsbruck, Institut für öffentliches Recht, als Lärmbelästigung qualifiziert. Daher schlägt er vor, dass der Gebetsruf nur in der Moschee selbst hörbar sein sollte, womit sich die Errichtung von Minaretten von selbst ergibt. Ganz einfach ist das! (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Dipl-Ing Al-Rawi, zu Ihrem Artikel im „Standard" gebe ich Ihnen völlig recht. Unsere Verfassung sagt, Freiheit der Religionsausübung, Diskriminierungsverbot und Verhältnismäßigkeitsgrundsatz sind einzuhalten. Das gilt natürlich für sämtliche Kultusbauten und durch unseren Antrag auch für alle Großbauten, die in irgendeiner Form Sport oder Sonstiges umfassen würden, wo größere Personengruppen da sind. 

Wesentlich ist für uns eine Sonderwidmung für solche Großbauten, auch Kultusbauten, die publikumswirksame Magnete darstellen und des Weiteren die Einbeziehung der Bevölkerung möglichst im Sinne des § 112a der Stadtverfassung, wo Bezirksteile oder Bezirke über solche Großprojekte, ob Kultusbauten oder nicht, ob Sportstätten oder von mir aus Rieseneinkaufszentren oder Ähnliches mehr, endlich befragt werden und sagen können, was sie dazu denken. 

Fürchten Sie sich nicht dauernd vor Ihrem Volk! (Beifall bei Teilen der FPÖ.)
Sie machen das nämlich! Sie machen das bei der Bundesverfassung, die jetzt mehr oder weniger abgeschafft wird! Sie machen das bei diesen Dingen genauso! Es ist eine Schande, wie Sie mit den Wählern umgehen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Wenn man so monothematisch fixiert ist wie die FPÖ (StR Johann Herzog: Die Bauordnung meinen Sie!), dann kann es schon sein, dass man den Landtag mehrmals mit ein und demselben Thema befasst. Das Thema, bei dem Sie offenbar irgendwie gelandet sind, ist nur mehr der Islam. Es scheint Ihnen nur mehr daran zu liegen, gegen eine einzige Religion, die es in dieser Stadt gibt, zu hetzen, zu hetzen und zu hetzen! (StR Johann Herzog: Was erzählen Sie denn da? Lesen Sie unsere Anträge!) An dieser Stelle, Herr StR Herzog, würde ich meinen, sollten Sie sich schon in Ihrer eigenen Fraktion endlich einigen, worauf Sie eigentlich aus sind (StR Johann Herzog: Die Anträge liegen doch vor, Frau Kollegin! Sie reden von etwas anderem!), weil Sie haben sich hier hingestellt und uns soeben erklärt, dass es Ihnen darum geht, Wien vor auffälligen Bauten in irgendeiner Art und Weise zu schützen und dass es nur um Minarette, aber nicht um Moscheen geht. Ihrem Kollegen Jung ging es allerdings, als er begonnen hat, sehr wohl auch um den Islam als Ganzes (StR Johann Herzog: Die Debatte geht um Bauten, Frau Kollegin!), als er hier aufgezählt hat, was denn nicht alles so schrecklich wäre und in verschiedenen islamischen Ländern passieren würde. Sie wissen nicht einmal parteiintern, worum es Ihnen eigentlich hier geht!

An dieser Stelle möchte ich Sie, Herr Jung, schon fragen: Was wollen Sie eigentlich wirklich? (StR Johann Herzog: Wir wollen das, was in unseren Anträgen steht!) Wollen Sie, dass in Wien keine Minarette errichtet werden? Wollen Sie Moscheen vielleicht als Ganzes verhindern? Oder wollen Sie überhaupt, dass Muslime nicht mehr in dieser Stadt sind? Sollen sie auswandern? Oder sollen sie alle zugeben, das ist eine schreckliche Religion? Sollen sie bekehrt werden? Und wozu sollen sie bekehrt werden? (StR Johann Herzog: Lesen Sie unsere Anträge, Frau Kollegin!)

Das sind Debatten, die meines Erachtens nach der Würde des Hauses schlicht nicht entsprechen! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Sie entsprechen schlicht nicht der Würde dieses Hauses! Sie führen zu nichts! Sie haben nichts mit einer Integrationsdebatte zu tun! (StR Johann Herzog: Eh nicht! Es geht um die Bauordnung!) Sie haben auch nichts mit einem Demokratieverständnis zu tun! Allem voran haben Sie nichts mit dem Wien des 21. Jahrhunderts zu tun! Ich würde Sie wirklich ersuchen, uns damit zu verschonen, schlicht zu verschonen! (StR Johann Herzog: Schwach, Frau Kollegin! Wirklich schwach!)

An dieser Stelle möchte ich zwei bis drei simple Dinge festhalten, damit wir wieder zum Kern der Auseinandersetzung, wie Sie behaupten, zurückfinden. (Abg Dr Herbert Madejski: Bauordnung! Bauordnung!) 

In Wien ist die islamische Glaubensgemeinschaft inzwischen die zweitgrößte in dieser Stadt vertretene Religion. (StR Johann Herzog: Es geht um die Bauordnung!) Selbstverständlich werden ein paar Hunderttausend Musliminnen und Muslime in dieser Stadt, so Sie überhaupt das Bedürfnis haben zu beten, auch einen Anspruch darauf haben, geeignete Gebetshäuser vorzufinden, wo sie diesem Bedürfnis nachkommen können. (Abg Henriette Frank: Sie können ja beten! Dagegen haben wir nichts! - Abg Anton Mahdalik: Bitte zum Thema!) Gebetshäuser können errichtet werden, sowohl mit Minaretten als auch ohne Minarette. (StR Johann Herzog: Da sind wir anderer Meinung!) - Da sind Sie anderer Meinung. 

Ich sage Ihnen an dieser Stelle, ganz sicher stimmt Ihre Behauptung nicht, dass Minarette als Zeichen des aggressiven Islam zu werten wären. Weil demnach wären auch Kirchtürme als Zeichen des aggressiven Christentums zu werten. (StR Johann Herzog: Die sind ja bodenständig!) Zwiebeltürme wären dann Zeichen der aggressiven Orthodoxie. Und so weiter und so fort. (StR Johann Herzog: Das heißt, Sie wollen Kirchtürme abschaffen! Das unterstelle ich Ihnen! Das ist eine Schande!) Bekanntlich bedeutet ein von weither optisch erkennbares Bauelement für eine Religionsgemeinschaft nichts anderes, als dass ihre Gläubigen von weither erkennen können, dort ist ein Ort, wo sie hingehen und beten können, dort ist ein Gebetshaus für sie. 

Eine Reise durch verschiedene Balkanländer würde ich Ihnen wirklich wärmstens ans Herz legen. Da können sie nämlich von der Weite her sehen, wenn Sie Dörfer passieren, dass es manchmal eben Minarette gibt. Daran kann man erkennen, das ist ein Dorf, in dem es viele Muslime gibt. Dann kann es auch Kirchtürme geben. Und in sehr schönen Dörfern, meiner Meinung nach, sieht man von der Ferne sowohl Minarette als auch Kirchtürme. (Abg Dr Herbert Madejski: In Saudi-Arabien habe ich noch keine Kirche gefunden!)

Damit kommen wir und beschränken uns nur mehr auf Wien und stellen uns die Frage: Verträgt Wien überhaupt grundsätzlich und prinzipiell ein Minarett? (Abg Dr Herbert Madejski: Was ist mit Vorarlberg und Tirol?) Oder, anders ausgedrückt: Wie viele auffällige Bauten, um mit Ihren Worten zu sprechen, könnte und kann diese Stadt noch vertragen? Nun ich sage Ihnen an dieser Stelle, diese Stadt hat viele auffällige Bauten. Sie hat Hochhäuser. (StR Johann Herzog: Wir sind auch gegen Hochhäuser im Zentrum!) Sie hat auffällige Bauten im Museumsquartier. Sie hat den Donauturm, übrigens ein auffälliger Bau von äußerst zweifelhafter Ästhetik nach meinen Vorstellungen. Aber meine Fraktionskollegin Gretner findet ihn ziemlich lässig, hat sie mir gerade gesagt. Sehen Sie, das ist das Wesen einer Großstadt, die Vielfalt. Diese Vielfalt suchen wir in Wien. Diese Vielfalt pflegen wir auch architektonisch. 

Alles andere ist in der Bauordnung, so wie sie ist, geregelt. Somit kann ich Ihrem Vorstoß nichts abgewinnen. Die Bauordnung ist völlig ausreichend.

Und hören Sie bitte endlich mit dieser wirklich unwürdigen Hetze auf! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - StR Johann Herzog: Das ist ja nicht wahr! Wir betreiben keine Hetze!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe mit Interesse bei der Begründung durch den Herrn Kollegen Jung feststellen können, dass er seine Angriffe stärker gegen die katholische Kirche als gegen den Islam gerichtet hat. (Abg Mag Wolfgang Jung: Ja, durchaus!) Ich nehme das mit Interesse zur Kenntnis. Es überrascht mich auch nicht wirklich, weil Sie sich nicht ganz so einfach mit der Argumentation des Themas dieser Aktuellen Stunde tun. Denn Sie führen hier eine dem gedeihlichen Zusammenleben nicht förderliche virtuelle Diskussion mit unrichtigen Behauptungen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist ganz leicht nachweisbar. Ich muss mir nur das Thema Ihrer Aktuellen Stunde vergegenwärtigen. Da sagen Sie: „Moscheen in Wien - Unvereinbar mit dem Stadtbild und dem Wiener Bürgerwillen!". Sie schreiben die ganze Zeit in Ihrer Argumentation, Sie sind nur gegen Minarette, aber nicht gegen Moscheen. Nein, Sie sagen, schwarz auf weiß, das ist das heutige Thema, Moscheen sind grundsätzlich unvereinbar mit dem Stadtbild! (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Genau!)

Dass das nachweislich nicht stimmt und dass auch die Wiener überhaupt nichts dagegen gehabt haben, zeigt sich bei der einzigen Moschee mit Minaretten, die wir nämlich an der Donau haben. Dort passt sie hin. Dort stört sie niemanden. Dort hat sich auch noch niemand darüber aufgeregt. (Beifall bei der ÖVP. - StR Johann Herzog: Das ist auch ein anderes Baugebiet!) 

Punkt 2: Sie sagen, Minarette sind störende Elemente. Das ist eine virtuelle Diskussion. (StR Johann Herzog: Sagen Sie das einmal Ihrem Lhptm Sausgruber!) Es gibt kein einziges Beispiel eines Moscheenbaus mit einem Minarett, das hier geplant ist. Eine künstliche Debatte, die Sie aus durchsichtigen Gründen vom Zaun brechen.

Jetzt komme ich zum Dritten: Sie sagen unseriös, um nicht zu sagen, scheinheilig. Sie haben selbstverständlich überhaupt nichts gegen freie Religionsausübung und gegen in der Verfassung garantierte Rechte, wollen aber beim Moscheenbau eine Bürgerbefragung haben. Also, das können Sie ja nicht beim Moscheebau. Bitte, hier „Kurier": „Vor Moscheenbau will FPÖ Bürgerbefragung haben.“ Ja, Sie sagen in der Öffentlichkeit sehr oft was anderes, als in Ihren Anträgen drinnen steht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Schauen Sie, es ist völlig undenkbar, dass man über Minderheitenrechte oder Rechte der Religionsausübung abstimmen lässt. Das Staatsgrundgesetz soll sozusagen eine sehr starke Affinität haben - beim Staatsvertrag von Saint Germain ist die Wahrscheinlichkeit weniger stark gegeben - auch die Menschenrechtskonvention spricht ganz klare Worte. 

Ich sage aber auch eines ganz klar, Religionsfreiheit ist eine Sache, (StR Johann Herzog: Richtig!) und einer eigenen Rechtsordnung unterworfen zu sein auf Grund einer Religionszugehörigkeit, ist eine andere Sache. (StR Johann Herzog: Sie möchten allen Herren dienen!) Selbstverständlich ist die auch Anwendung einer Scharia nur für muslimische Gruppen in dieser Stadt völlig undenkbar, selbstverständlich haben wir ganz andere Grundwerte und werden diese natürlich erhalten, selbstverständlich gilt für uns der Grundsatz eines säkularen Staates, selbstverständlich sagen wir, dass die Trennung von Staat und Religion eine Basis unseres Gemeinwesens ist. Übrigens abgeleitet aus einem Bibelwort „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und gebt Gott, was Gottes ist". Es ist ja nicht zufällig, dass unser Rechtssystem so ausschaut. 

Und jetzt bin ich schon bei der christlich-abendländischen Tradition, die natürlich in diesem Staat und in dieser Stadt so sichtbar ist. Diese Stadt ist ohne ihre Kirchtürme nicht vorstellbar, dieses Land ist, wie wir heute in der Fragestunde schon festgestellt haben, ohne den Gruß „Grüß Gott" nicht denkbar, und wir wollen es auch nicht haben. Der Jahresablauf in unserem Staat orientiert sich am Kirchenjahr, wir haben zehn oder zwölf religiöse Feiertage und nur zwei, den 1. Mai und den Nationalfeiertag, die nicht religiös geprägt sind. 

Wir haben hier eine ganz besondere Situation, wir haben ein Konkordat, (Abg Anton Mahdalik: Kommen Sie zur Bauordnung!) und all diese Dinge sind uns wichtig und erhaltenswert und (Abg Anton Mahdalik: Zur Bauordnung!) das stellen die Muslime ja in Österreich auch überhaupt nicht in Frage, aber es gibt Teile der GRÜNEN und Teile in der SPÖ, die da dem gedeihlichen Zusammenleben auch keinen guten Dienst erweisen, wenn solche Symbole, solche christliche Symbole, immer wieder in Frage gestellt werden, (Beifall bei der ÖVP.) sei es, wenn es um das Abhängen von Kruzifixen in den Schulen - da gibt es immer wieder Anträge auf SPÖ-Parteitagen - oder bei den Gerichten geht oder sei es, wenn Teile der GRÜNEN immer wieder eine Aufkündigung des Konkordats verlangen. 

Sehr verehrte Damen und Herren, ich darf zusammenfassend festhalten: Ja, alles für eine ungehinderte freie Religionsausübung durch Muslime in unserer Stadt, aber diese Stadt und unser Land sind im Charakter und Erscheinungsbild durch das Christentum geprägt, und das soll auch so bleiben. (Beifall bei der ÖVP. – StR Johann Herzog: Also doch nicht!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag (FH) Tanja Wehsely. Ich erteile es ihr.

Abg Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Gäste auf der Galerie!

Vielen Dank fürs Kommen und für das Interesse auch an dieser Debatte, um sich ein Bild zu machen, welche Partei und wie sie zu dieser glorreichen Diskussion über ein Bauverbot für Moscheen steht, und welche differenzierte Argumente es hier gibt. (StR Johann Herzog: Wir verlangen das gar nicht, reden Sie endlich zum Antrag!)

Lassen Sie mich zu den Fakten kommen und mich auch ein bisschen dem Bezirk widmen, der da sozusagen dieses pars pro toto ist. Also, wir schauen auf diesen einen Fall, der für viele steht, und da ist es natürlich wieder so, wie eigentlich fast immer bei der FPÖ, es ist ein Missbrauch und eine Instrumentalisierung des angeblichen und von Ihnen erfundenen und dargestellten Bürgerwillens - Bürgerinnenwillen gibt es bei Ihnen ohnedies nicht, das ist ja logisch, aber des Bürgerwillens -, und deswegen zu den Fakten. 

Natürlich haben wir uns dort mit den BürgerInnen, mit den AnrainerInnen, auseinandergesetzt, dort in der Brigittenau, in der Dammstraße 37, die ja schon einige Bekanntheit erlangt hat. (Abg Mag Wolfgang Jung: Der Bezirksvorsteher hat es nicht einmal erlaubt!) Wir haben natürlich groß angelegte, moderierte Gespräche geführt und haben natürlich auch die BürgerInneninitiative, der wir auch durchaus dankbar sind, dass sie sich unter anderem um die Anliegen der BürgerInnen dort bemüht, eingeladen. Wir haben natürlich den Verein, der um die Genehmigung der Errichtung dieses Baues auf ihrem eigenen Baugrund angesucht hat, die behördlich vollkommen gedeckt, erlaubt und abgesegnet wurde, um weitere Räumlichkeiten zu errichten. Wieso wir über die Frage, ob Moscheebauverbot oder nicht, sprechen, sei sowieso dahingestellt, (StR Johann Herzog: Wer spricht denn darüber!) denn ich weiß nicht, wo genau der Bau einer Moschee jetzt aktuell vorgesehen ist. In der Dammstraße 37 jedenfalls nicht, es handelt sich hier um die Erweiterungen der Räumlichkeiten dieser Vereinigung, es handelt sich darum, Seminarräumlichkeiten herzustellen, (StR Johann Herzog: Das steht auch im Plan!) es handelt sich darum, Räumlichkeiten für einen Kindergarten zu schaffen und dort gemeinsam auch mit den AnrainerInnen immer wieder ins Gespräch zu kommen. 

Natürlich haben wir mit der Gebietsbetreuung, mit der MA 17, mit dem Verein und mit den BürgerInnen Gespräche geführt. Sie wissen, dass jeden Donnerstag mehrere Stunden die Türen offen stehen, eingeladenerweise die BürgerInnen, nicht nur des 20. Bezirkes natürlich, sondern von ganz Wien, kommen können, ins Gespräch kommen können, es sind Schautafeln dort, es werden jederzeit auch angemeldeterweise oder unangemeldeterweise Führungen dort gemacht, damit man sich austauschen kann und damit man sich anschauen kann, was dort los ist. 

Es gibt natürlich auch von der „ATIB“, und das finde ich auch besonders nett, ein Angebot an die BürgerInneninitiative, sich dort zu treffen. Wenn also Versammlungsräume für die BürgerInneninitiative gesucht werden, ist es kein Problem, das in den Räumlichkeiten der 
„ATIB“ zu machen, es gibt dort Veranstaltungsräume, wo man hingehen kann und wo man sich dort unterhalten und treffen kann. Wir haben auch ein Angebot, dass die BürgerInneninitiative dort bewirtet wird und durch die Räumlichkeiten geführt wird. Das ist ein gedeihliches und gemeinsames Auskommen. 

Wirklich geht es den BürgerInnen und AnrainerInnen dort um Lärm, um Parkplätze, Stellplätze, um den Verkehr, der dort herrscht. (StR Johann Herzog: Steht auch im Akt drinnen!) Hervorragend vorbereitete magistratische Dienststellen haben die moderierten BürgerInnengespräche begleitet, haben sich möglicher Garagen in der Nähe angenommen, wo man parken kann, haben angeboten, die Parkraumüberwachung an bestimmten Terminen und Tagen zu verstärken und zu schauen. Es waren die Polizei eingebunden und der Bezirk. 

Es sind wirklich gute Lösungen erarbeitet worden, wie beispielsweise ein Ordnerdienst, den der Verein ATIB selber stellen wird, wenn es zu größeren Veranstaltungen kommt, um Menschen darauf hinzuweisen, bitte nicht mit laufendem Motor stehen zu bleiben, bitte sehr Parkplätze auch ein bisschen weiter entfernt zu suchen, bitte nicht vor den Türen so lange stehen zu bleiben, um nicht eine unnötige Lärmbelästigung zu erzeugen. 

Das ist alles ausgehandelt worden, es ist schriftlich festgehalten, und es liegt vor, und natürlich ist auch weiterhin das Angebot der Gebietsbetreuung da - wofür haben wir so hervorragende Einrichtungen -, moderierte Gespräche zu führen, jederzeit Grätzelgespräche zu führen, wenn das erforderlich ist, und natürlich werden wir das tun, das ist keine Frage.

Wir werden auch gerne den BürgerInnen, und besonders den AnrainerInnen dieser Dammstraße 37, mitteilen dass es die FPÖ war, die im Bauausschuss im Bezirk nicht der Überdachung des Hofes zugestimmt hat, was eine ganz vordringliche Forderung der BürgerInnen war, um die Lärmbelästigung bei Versammlungen einzudämmen, das werden wir natürlich machen. Diese Überdachung ist eine geringfügige Abweichung, gut, das haben wir beschlossen, aber leider ohne die FPÖ, (Abg DDr Eduard Schock: Die Bürger wissen, dass Sie sie verraten haben!) die sich offensichtlich um die Lärmbelästigung der BürgerInnen nicht kümmert, wir aber schon, und so werden wir weitermachen. Ich glaube, das ist ein guter Weg auch für den Rest Wiens, wie man gemeinsam mit AnrainerInnen, mit Betroffenen, spricht und die Probleme, die sie tatsächlich haben, löst. (Beifall bei der SPÖ. – Abg DDr Eduard Schock: Die Bürger wissen, dass Sie sie verraten haben!) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Der Herr Landeshauptmann hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend „Europadeklaration 2008" zum Wort gemeldet. Das Thema der Mitteilung wurde termingerecht dem Präsidenten bekannt gegeben und ebenfalls termingerecht den Klubvorsitzenden zugestellt. 

Entsprechend dem § 16 Abs 3 der Geschäftsordnung hat die Mitteilung unmittelbar nach der Aktuellen Stunde zu erfolgen.

Ich erteile nun dem Herrn Landeshauptmann das Wort, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist. Bitte schön. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag!

Das Jahr 2007 war für die Europäische Union nun zweifelsfrei ein wichtiges Jahr. Im 50. Jahr ihres Bestehens hat die EU ein kräftiges Zeichen ihrer Vitalität und ihrer Handlungsfähigkeit gegeben. Beim Europäischen Gipfel am 14. Dezember des vergangenen Jahres wurde der Reformvertrag, der nunmehr gemeinhin als Vertrag von Lissabon bezeichnet wird, von allen EU-Mitgliedern unterzeichnet. Am 21. Februar dieses Jahres hat das Europäische Parlament mit überwältigender Mehrheit von 525 zu 115 Stimmen für den Vertrag von Lissabon gestimmt. Ich teile die Sicht dieser 82 Prozent der EU-Parlamentarier und bewerte den Vertrag überwiegend positiv und dies aus folgenden Gründen:

Erstens: Es gibt nun eine neue gemeinsame Rechtsgrundlage, die Verankerung von gemeinsamen Werten, einen einheitlichen Zielkatalog der Union, die bessere Ausgestaltung der Prinzipien, und hier sei insbesondere die Subsidiarität angeführt. 

Zweitens: Der Vertrag bringt nicht weniger, sondern ein mehr an Demokratie und Bürgerbeteiligung, insbesondere durch die Stärkung des Europäischen Parlaments, die Einbeziehung der nationalen Parlamente in den europäischen Entscheidungsprozess und die Ermöglichung europäischer Bürgerinitiativen.

Drittens: Die Stärkung der Grundrechte durch die Rechtsverbindlichkeit der Charta der Grundrechte.

Viertens: Die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union wird erhöht. Mehr Entscheidungsfindungen im Rat mit qualifizierter Mehrheit tragen dazu ebenso bei wie der Umstand, dass es künftig jeweils einen auf zweieinhalb Jahre gewählten Präsidenten beziehungsweise eine Präsidentin des Europäischen Rates geben wird, und letztlich natürlich, weil es zu einer Erweiterung der Politikbereiche und Kompetenzen kommen wird. Der Ausbau der sozialen Dimension, die tendenzielle Stärkung der Daseinsvorsorge und der verstärkte Umwelt- und Klimaschutz sind hier zu nennen.

Neben diesen allgemeinen Punkten stärkt der Vertrag von Lissabon aber insbesondere die Rolle der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund bezeichnete ihn als Meilenstein für die Entwicklung kommunaler Rechte gegenüber der EU. Dazu tragen folgende Neuregelungen bei:

Erstens: Die erstmalige und ausdrückliche Anerkennung der lokalen und regionalen Selbstverwaltung aus der Charta der kommunalen Selbstverwaltung in Europa. 

Zweitens: Die Einbeziehung der Kommunen in die Subsidiaritätsprüfung und eine Stärkung des Subsidiaritätsprinzips.

Drittens: Die stärkere Berücksichtigung der finanziellen Auswirkungen, die die neuen Legislativvorschläge für die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften nach sich ziehen.

Zum Vierten: Die Möglichkeit einer Klage vor dem Europäischen Gerichtshof in legislativen Fällen, in denen der Ausschuss der Regionen gehört werden muss - und das sind nahezu alle Fälle und Politikbereiche, die uns betreffen - durch den Ausschuss der Regionen. Die Anerkennung des Prinzips der territorialen Kohäsion als eine Zielsetzung der Union. Und in einem Protokoll zum Reformvertrag wurde schließlich die Betonung des Rechts der Kommunen zur eigenverantwortlichen Erbringung von Daseinsvorsorgeleistungen festgelegt.

Natürlich ist dieser Reformvertrag nicht das Nonplusultra, nicht das Gewünschte, sondern das Ergebnis von sehr, sehr vielen Kompromissen, die je nach politischer Einstellung unterschiedlich gesehen und unterschiedlich beurteilt werden. Dies ist demokratisch normal. Auch ich hätte mir einiges wohl etwas anders gewünscht, insbesondere was die soziale Dimension, den sozialen Zusammenhalt der europäischen Gesellschaft und auch die Verbindlichkeit der Regelungen zur Daseinsvorsorge betrifft. Eine offene und öffentliche Diskussion über diese unterschiedlichen Sichtweisen werden der EU, und damit auch uns allen, gut tun.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ebenfalls im Jahre 2007 hat die Europäische Kommission in zwei zentralen Bereichen mit einer Grundsatzdebatte für die Zeit nach 2013 begonnen: Im Haushaltsbereich mit der Mitteilung „Den Haushalt reformieren, Europa verändern", und im Bereich der Kohäsionspolitik sind mit dem vierten Kohäsionsforum „Herausforderungen von morgen“ die in dem Budget beigefügten Mitteilungen angeführt. 

Ich halte die inhaltliche Einschätzung der Lage für richtig, meine jedoch, dass es sich dabei um Herausforderungen der Gegenwart und nicht einmal so sehr der Zukunft handelt. Es geht dabei um Folgendes:

Erstens: Die Veränderung auf den Weltmärkten und die Fähigkeit Europas, die sich aus diesem Strukturwandel ergebenden sozialen Folgen zu bewältigen.

Zweitens: Die Zunahme der Bedeutung von Forschung und Innovation sowie der Wandel zu einer Wissensgesellschaft, womit auch das Wesen der Arbeit neu zu bestimmen sein wird.

Drittens: Der demographische Wandel und die Zunahme der Diversität in unserer Gesellschaft. 

Und viertens: Die Auswirkungen des Klimawandels und die Sicherung einer nachhaltigen Energieversorgung.

Was ist diesen Themen gemeinsam? Unter vielen anderen ist ihnen gemeinsam, dass es jeweils die Städte sind, an denen sich die erfolgreiche Bewältigung entscheidet. 2007 lebte zum ersten Mal in der Geschichte die Mehrheit der Weltbevölkerung in Städten, die Tendenz ist weiter steigend. Die Bedeutung der Städte für die Lösung der wichtigsten Zukunftsaufgaben der Menschheit wird in unserer globalisierten Welt immer größer. Nirgendwo sonst sind die Vielschichtigkeit und die Ambivalenz von Globalisierung so deutlich wie in den Metropolen. Wirtschaftlicher und sozialer Wandel zeigt sich in der Geschichte in der Regel zuerst und am deutlichsten in Ballungszentren, und auch heute sind Städte die gesellschaftlichen Experimentierplätze der neuesten Entwicklung. 

Ganz klar sage ich auch, dass Solidarität und Sichtbarkeit zentrale Kriterien des Erfolges europäischer Maßnahmen sein müssen. Auf die Wichtigkeit dieser beiden Aspekte habe ich seit geraumer Zeit in allen Stellungnahmen zur europäischen Politik hingewiesen. Es freut mich daher, dass diese beiden Kriterien nun auch in dieser Budgetmitteilung dezidiert betont werden. 

Erfreuliche Signale sind auch aus der Diskussion 
über die Zukunft der Kohäsionspolitik zu vernehmen. Der für heuer geplante Grün-Entwurf zur territorialen Kohäsion behandelt jedenfalls das Verhältnis Stadt‑Land und die Frage einer polyzentrischen städtischen Entwicklung. Dies nicht lediglich unter dem ausschließlichen Primat Wettbewerb, sondern ebenso unter den Prinzipien der Subsidiarität, des sozialen Ausgleiches und der Nachhaltigkeit.

Lassen Sie mich dies, meine sehr geehrten Damen und Herren, anhand einiger Beispiele veranschaulichen. 

In Zeiten des globalen Wettbewerbs ist für jede Volkswirtschaft die Effizienz der öffentlichen Hand von zentraler Bedeutung. Wien nimmt hier eine Vorreiterrolle ein. Dies manifestiert sich nicht zuletzt in unserer weltweit anerkannten hohen Lebensqualität. Dies ist auch der Grund, warum sich Wien so vehement für den Erhalt der kommunalen Wahlfreiheit bei der Erbringung dieser Leistungen einsetzt. Sehr positiv bewerte ich, dass der Europäische Reformvertrag eine ausdrückliche Anerkennung des kommunalen Selbstverwaltungsrechtes enthält. Es ist damit das erste Rechtsdokument der EU, das eine rechtliche Verankerung der Wahrung des kommunalen Selbstverwaltungsrechtes enthält. Es erscheint mir besonders wichtig, dass die Organisationshoheit der Städte und Gemeinden garantiert festgeschrieben und einheitliche Qualitätskriterien formuliert werden. Die Verordnung zum öffentlichen Personennahverkehr kann nunmehr in diesem Zusammenhang als positives Beispiel dienen. Zum ersten Mal in der Geschichte der europäischen Rechtssetzung ist es mit dieser Verordnung gelungen, das Subsidiaritätsprinzip in einem konkreten Rechtsakt mit praktikablen Lösungen für Städte und Gemeinden festzulegen. 

Im Bereich sozialer Dienstleistungen zielen die Pläne der Kommission auf die Fortführung des so genannten sozialen Dialogs ab. Wie bei den Gesundheitsleistungen ist es wichtig, soziale Dienstleistungen einer gesonderten Betrachtungsweise zu unterziehen und zu erkennen, dass die Prinzipien des freien Marktes nicht uneingeschränkt angewandt werden können. Denn wie sagte der Träger des Wirtschaftsnobelpreises 2007, Leonid Hurwicz, so richtig: „Freie Märkte mögen frei sein, aber sie sind nicht immer das Beste.“ Oberstes Ziel muss es daher sein, nach konkreten Lösungen für die Probleme der Menschen zu suchen und nicht aus ideologischen Gründen bestimmte Marktstrukturen anzustreben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Kommission will nicht nur durch sektorale Regelungen Kompetenzen an sich ziehen, sie versucht auch, die Konzessionsvergabe unter das Vergaberegime zu stellen. Ich sage an dieser Stelle deutlich „nein“ zur Verrechtlichung der Konzessionen und damit „nein“ zur Einschränkung der wirtschaftlichen Wahlfreiheit der lokalen Ebene. Gerade dort sind in jüngster Zeit aber deutliche Zeichen einer beginnenden Trendwende in der Wirtschaftspolitik zu beobachten: Weg vom Neoliberalismus hin zu einer Wiederentdeckung der Vorzüge öffentlichen Eigentums. Kommunales Insourcing wird wieder „in“. Laut einer Studie der Mannheimer Beratungsfirma Tima Consult haben rund 100 deutsche Städte und Gemeinden, wie zum Beispiel Hannover, ihre Müllabfuhr wieder eingegliedert. Die Oligopolstrukturen der großen privaten Entsorger erlauben Gewinnmargen von 8 bis 12 Prozent und führen zu Qualitätseinbußen und zu Kostensteigerungen für die Kommunen, und damit aber auch zu einem - wie jetzt erkennbar ist - für uns erfreulichen Umdenken. 

Die Rekommunalisierung in der deutschen Abfallwirtschaft ist aber kein Einzelphänomen. Betroffen sind weitaus mehr Sektoren der Wirtschaft, wie zum Beispiel die Energie- und die Wasserversorgung oder die Straßenreinigung. Freiburg und Dortmund wollten jüngst die Reinigung der öffentlichen Schulen, in Kindergärten und Sportstätten unter das kommunale Dach zurückbringen. Die Städte Dortmund und Bochum hatten mit Gelsenwasser den einst größten Privatkonzern der regionalen Wasserwirtschaft zurückgekauft. Und auch in Berlin gibt es Planspiele, um die 1999 teilprivatisierten Wasserbetriebe der Hauptstadt wieder in die kommunale Verantwortung zurückzuholen. 

Über eine Rekommunalisierung der öffentlichen Wasserversorgung wird auch in Paris nachgedacht. Diesen Trend zum kommunalen Insourcing sehe ich durchaus mit Befriedigung, bestätigt er doch eindrucksvoll die Wiener Position in Fragen der Daseinsvorsorge. Städte und Gemeinden sind nicht nur die Treiber der Wirtschaftsentwicklung, sondern auch über die Schwungkraft der kommunalen Betriebe Motoren der sozialen Integration. Die Umsetzung einer solchen Politik kann jedoch nur über leistungsfähige und am Markt bestehende Betriebe erfolgen. 

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund der Zunahme neuer, leider nicht mehr „atypischer“ Arbeitsbeschäftigungsformen, gewinnt die Schnittstelle zwischen Sozial- und Arbeitsmarktpolitik immer mehr an Bedeutung. Wien wird diesem Umstand in der neuen EU-Strukturfondsperiode mit dem Programm „Beschäftigung Österreich 2007 bis 2013", Rechnung tragen. Umgesetzt wird dieser Schwerpunkt durch den territorialen Beschäftigungspakt Wien. In einem ersten Schritt wurden 11 Projekte mit einem vom europäischen Sozialfonds kofinanzierten Gesamtvolumen von 9 Millio-
nen EUR aufgesetzt. Dabei werden Menschen unterstützt, die besondere Schwierigkeiten haben, in den Arbeitsmarkt einzusteigen. 

Meine Damen und Herren, es liegt nunmehr bereits 20 Jahre zurück, dass mit dem Grundlagenreport erstmals die nachhaltige Entwicklung als eine integrative, globale Politikstrategie formuliert wurde. Wien versteht sich, wie man in dem Strategieplan „Wien 2004" nachlesen kann, ganz im Sinne der nachhaltigen Entwicklung als Stadt mit Visionen und Augenmaß, und das nicht erst seit 2004. 

Als Bürgermeister der Stadt Wien habe ich bereits 1996 die Charta von Aalborg und 2006 die Aalborg Commitments unterschrieben. Damit setzen wir auch ein international sichtbares Zeichen, dass Wien die europäische Vision von integrativen, prosperierenden und kreativen Städten teilt. Jene sektorale Politik, die einer integrativen Betrachtungsweise, wie es das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung fordert, gerecht werden kann, hat Wien mit dem Arbeitspapier „Wiener Umwelt – Vision und Leitlinien und Ziele", das der Gemeinderat im Dezember 2007 zustimmend zur Kenntnis genommen hat, konkret vorgezeigt. Natürlich hat auch die EU die Problematik und die Schwächen sektoralen Vorgehens theoretisch erkannt, und daher der Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung des Jahres 2000 ein Jahr später die Göteborg-Strategie für nachhaltige Entwicklung zur Seite gestellt. Damit soll das im EU-Vertrag von Maastricht verankerte Ziel der nachhaltigen Entwicklung konsequenter verwirklicht werden. 2006 wurde unter österreichischer Ratspräsidentschaft als Abschluss eines zweijährigen Evaluationsprozesses die erneute EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung verabschiedet. Gegenstand sind, in Ergänzung zur Lissabon-Strategie, in erster Linie die Lebensqualität, die Generationengerechtigkeit und die Kohärenz zwischen allen Politikfeldern. 

Österreich selbst hat darauf auch reagiert. Die Landeshauptleutekonferenz und der Ministerrat haben 2007 beschlossen, dass eine von Bund und Ländern gemeinsam getragene österreichische Nachhaltigkeitsstrategie ausgearbeitet werden soll, 2008 soll ein Strategieentwurf und ein Arbeitsprogramm gemeinsam vorgelegt werden. 

Nahezu alle Thematiken sind in der EU-Nachhaltigkeitsstrategie angesprochen. Was die drängenden Themen betrifft, so stehen zum Beispiel Klimawandel und Energie inzwischen überall auf der Tagesordnung. Akzeptanz für notwendige Maßnahmen ist natürlich auch in der Energiepolitik eine conditio sine qua non. Als am 28. Jänner 2008 Rajendra Pachauri, Präsident des UN-Klimarates, der gemeinsam mit Al Gore den Friedensnobelpreis für sein Engagement in Sachen Klimaschutz bekommen hat, im Wiener Rathaus war, hat er einmal mehr die zentrale Rolle der Städte für eine umwelt- und klimaschonende Energieversorgung betont. Für die Eindämmung der nach wie vor weltweit steigenden CO2-Emissionen ist es unerlässlich, dass der Endenergieverbrauch stabilisiert und letztendlich reduziert wird. 

Die Analyse der Situation zeigt, dass dies durch eine Effizienzsteigerung des gesamten Versorgungssystems möglich ist. Mehr als 80 Prozent des weltweiten Energieverbrauchs findet in den Städten statt. Daher ist es auch unsere zentrale Aufgabe, Maßnahmen zu setzen, damit mit Energie möglichst effizient umgegangen wird. 

Wien geht auch hier voran. Mehr als einhundert konkrete Maßnahmen des Wiener Energieeffizienzprogramms werden deshalb seit 2006 umgesetzt und das zweite Klimaschutzprogramm befindet sich in Ausarbeitung. 

Auch auf europäischer Ebene ist man sich der großen Herausforderung bewusst und hat neue Ziele für das Jahr 2020 festgelegt: Die Steigerung der Energieeffizienz um 20 Prozent, die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energieträger um 20 Prozent und die Senkung der CO2-Emissionen um 20 Prozent. Diese neue 20-20-20-Formel ist die Grundlage eines ganzen Richtlinienpakets, das es nunmehr zwischen den Mitgliedsstaaten abzustimmen gilt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ein weiterer Bereich in den Städten und großstädtischen Ballungsgebieten, dem eine entscheidende Rolle zukommt, ist der Bereich Forschung, Technologie und Innovation. Die Entwicklung der Wissensgesellschaft ist ein urbanes Phänomen. Die Stadt Wien setzt daher seit Jahren einschlägige Initiativen und Maßnahmen, die bisherige Erfolgsbilanz zeigt die Richtigkeit des Weges. 

Die im November 2007 vorgestellte Wiener Strategie für Forschung, Technologie und Innovation wird bis 2015 als Grundlage und Orientierung für eine stärkere Positionierung Wiens als dem zentraleuropäischen Forschungs- und Innovationsstandort dienen. Bei diesem Programm handelt es sich um ein umsetzungsorientiertes Programm, das sich auf die zentralen Aufgaben konzentriert. Im Kern geht es hier um die Entwicklung der Humanressourcen, Ersetzen von sichtbaren und relevanten Schwerpunkten, die Stärkung Wiens als internationaler Netzwerkknoten und um einen intensiven Dialog mit der Öffentlichkeit. Pars pro toto möchte ich eine Maßnahme der Wiener FTI-Strategie herausgreifen, ein eigenes Förderprogramm für die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften, das 2008 gestartet wurde. Die Beschäftigung mit den großen Themen und Zusammenhängen in unserer Gesellschaft ist essentiell für eine Stadt, die nicht nur lebendig, sondern auch zukunftsweisend sein will. Als Impulsprogramm für die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften ergänzt sie deshalb hervorragend die erfolgreichen Forschungs- und Innovationsschwerpunkte der Stadt, wie zum Beispiel Life Times, IKT, Creative Industries und Mathematik. 

Vor diesem Hintergrund ist auch die Bewerbung Wiens als Standort für das European Institut of Innovation and Technology zu sehen. Das EIT ist eine Investition in Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und Beschäftigung und ich hoffe, dass Wien dafür seine Wissensressourcen, seine internationale Vernetzung und seine Lebensqualität zur Verfügung stellen wird können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, letztes Jahr habe ich Sie in meiner Mitteilung zu EU-Themen auch über die Beteiligung Wiens an den Vorbereitungen für die unterschiedlichen Förderprogramme der Strukturfonds 2007 bis 2013 informiert. Ich kann Sie heute darüber in Kenntnis setzen, dass alle Programme letztes Jahr erfolgreich eingereicht und von der Europäischen Kommission genehmigt wurden. Das operationelle Programm „Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit und integrative Stadtentwicklung in Wien 2007 bis 2013" im Rahmen des Ziels regionale Wettbewerbsfähigkeit wurde am 2. Oktober 2007 von der Europäischen Kommission genehmigt. 

Es gliedert sich in zwei Bereiche: Im Bereich der Wirtschaft sollen durch die Unterstützung von Unternehmungsgründungen, von Innovation und von einer wissensbasierten Stadtwirtschaft die Wachstums- und Beschäftigungschancen im Unternehmenssektor erhöht und eine bessere Positionierung Wiens als Wissensstandort erreicht werden. Durch eine integrative Stadtentwicklung sollen mangelnde Entwicklungs- und Investitionsdynamiken ausgeglichen werden und so zu einem attraktiveren städtischen Lebens- und Arbeitsumfeld beitragen. Dem Land Wien wurden dafür 25 Millionen EUR von der Europäischen Kommission zur Verfügung gestellt.

Für die weitere Internationalisierung Wiens sind die neuen Förderprogramme zu grenzüberschreitenden Kooperationen im Rahmen des Ziels der europäischen territorialen Zusammenarbeit von Bedeutung. Diese wurden von der Europäischen Kommission am 20. Dezember 2007 genehmigt. Sie beinhalten folgende Themenbereiche und sich daraus ergebende Projektsmöglichkeiten: 

Im Schwerpunkt „Lernen der Regionen, Wettbewerbsfähigkeit" sind Maßnahmen in folgenden Themenbereichen möglich: 

Erstens: Grenzüberschreitende Wirtschafts- und Forschungskooperationen, Bildung und Qualifizierung, Arbeitsmarktintegration, Berücksichtigung der sozialen Dimension der Integration, nachhaltige räumliche Entwicklung und innovative regionale Verwaltung. 

Und zweitens: Der Maßnahmenschwerpunkt, die Erreichbarkeit und nachhaltige Entwicklung widmet sich im besonderen auch den Göteborg-Zielen, die mit Projekten zur regionalen Erreichbarkeit, zum gemeinsamen Management von Naturschutzgebieten und Nationalparks, Umweltschutz und Risikoprävention, sowie zum Thema Klimaschutz und erneuerbare Energien umgesetzt werden sollen.

Dem Land Wien wurden für diese Programme etwa 42 Millionen EUR an Finanzmitteln von der Europäischen Kommission zur Verfügung gestellt. Seit Jahresbeginn wird auf diese Förderprogramme mit Auftakt- und Informationsveranstaltungen aufmerksam gemacht, um den genehmigten Förderrahmen nun auch durch gute und innovative Projekte mit Leben zu erfüllen. In diesem Zusammenhang soll auch nicht unerwähnt bleiben, dass über 600 internationale Besucherinnen und Besucher zum Kick-off des ebenfalls von Wien aus verwalteten transinternationalen Programms „Central-Europe“ ins Wiener Rathaus kamen. Auch dieses Programm, welches erhebliche strategische Bedeutung für Zentraleuropa, den CENTROPE-Raum, und für die wirtschaftliche Entwicklung Wiens hat, wurden von der Europäischen Kommission am 3. Dezember 2007 genehmigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der Vienna Region versuchen wir, die prosperierende Entwicklung in dieser einzigartigen Europaregion durch gezielte Impulse zu fördern. Seit Ende 2003 ist die Initiative CENTROPE aktiv, und erfreulicherweise gelang es im November 2007, einen entscheidenden Durchbruch zu erzielen. Bei der politischen CENTROPE-Konferenz in Bratislava haben alle 16 politischen Partner vereinbart, für die kommenden vier Jahre ein gemeinsames Kooperationsmanagement zu tragen und zu finanzieren. Dieses soll maßgeblich aus Mitteln des EU-Programms „Central-Europe“ kofinanziert werden. 

Diese Übereinkunft ist von wesentlicher Bedeutung, weil damit nun erstmals ein professionelles, vier Länder übergreifendes Kooperationsinstrument für mehrere Jahre realisiert werden kann, das sich auf dezentrale CENTROPE-Büros in jedem Staat der Vierländerregion stützen kann. Als besondere Wertschätzung betrachten wir, dass Wien von allen mitwirkenden Regionen und Städten als „Leadpartner“ in diesem Vorhaben ausgewählt wurde. 

CENTROPE hat mit der für die kommenden Jahre vorgesehenen Arbeits-, Kommunikations- und Entwicklungsstruktur das Potenzial, tiefgreifende und langfristige Kooperationsmaßnahmen zwischen den Gebietskörperschaften zu realisieren. Eine nachhaltige Verbesserung der wirtschaftlichen und infrastrukturellen Standortbedingungen ist dabei das Ziel. Besonders wichtig für die Weiterentwicklung von CENTROPE sind mir die konkreten Pilotaktionen. Erwähnt sei hier der jährliche „Regional-Development-Report“ als Grundlage für Marketing und Investorenakquisition, die Entwicklung eines „Infrastrukture Needs Assessement Tool“, um langfristige Infrastrukturerfordernisse auf Grundlage von Trendszenarios einzuschätzen und zielgenauer planen zu können. Für den Bereich Kultur und Tourismus wird eine Innovations- und Kreativplattform geschaffen, und nicht zuletzt geht es um die Intensivierung von gemeinsamen Lobbying-Maßnahmen gegenüber den eigenen Nationalstaaten wie auch gegenüber der Europäischen Union. Dies betrifft im Besonderen die Verkehrs- und Umweltinfrastruktur, den Forschungs- und Innovationsbereich, wo es gilt, die hohe Dichte an Universitäten, Fachhochschulen und forschungsintensiven Unternehmen besser grenzüberschreitend zu nutzen und die transnationale Kooperation in Ausbildung und Wissenschaft systematisch zu verstärken. Dies gilt ebenso für die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik in der CENTROPE-Region, die schon heute auf die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erfordernisse nach dem Ende der Übergangsfristen am Arbeitsmarkt und im Dienstleistungssektor, aller Voraussicht nach mit dem 1. Mai 2009, vorbereitet sein muss. 

Ebenso absehbar ist die Angleichung des Lohnniveaus. Der Lohnrückstand der neuen EU-Mitglieder schwindet rasant, konzediert schon Mitte 2007 das Beobachtungszentrum der EU-Arbeitsbehörde. Der tägliche Arbeitskräfteaustausch zwischen Wien und Bratislava wird in Kürze ebenso Alltag sein wie jener zwischen Wien und Niederösterreich. Und auch in diesem Bereich wird sich die Erfahrung, dass angekündigte Katastrophen nicht stattfinden, bestätigen. 

Auf das Entstehen dieses Arbeitsmarktes bereitet sich Wien seit Jahren vor, konkret mit dem Projekt „Überregionale Beschäftigungsinitiative Wien – Bratislava". Die Erhöhung der Transparenz auf dem künftigen gemeinsamen Arbeitsmarkt, die Erhöhung der Mobilität der Arbeitskräfte, sollen erreicht werden, Lohndumping oder schlechtere Arbeitsbedingungen durch mangelnde Kenntnis von rechtlichen Rahmenbedingungen sollen verhindert werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschließend möchte ich an die vielen Diskussionen erinnern, die vor der Einführung des Euros geführt wurden. Als er kurz nach seiner Einführung gegenüber dem US-Dollar geringfügig an Wert verlor, waren die Medien, aber auch die Politik, voll mit Kassandrarufen. Heute liegt sein Wechselkurs zum US-Dollar bereits bei 1 zu 1,5. Und der Doyen der österreichischen Ökonomen, Prof Streissler, rechnet langfristig mit einem Verhältnis von 1 zu 2. 

Wechselkurse basieren letztlich auf der wirtschaftlichen Entwicklung. Europa wurde und wird schon oft totgesagt. Totgesagte leben aber bekanntlich länger. In den 51 Jahren ihres Bestehens hat die Europäische Union immer wieder bewiesen, dass sie fähig ist, Phasen des Stillstands zu überwinden und den Traum eines gemeinsamen Europas weiter in die Tat umzusetzen. Angesichts dieser Erfahrung scheint mir ein wenig mehr Optimismus hinsichtlich der künftigen Entwicklung angebracht, denn allzu leicht verliert man im täglichen Bemühen den Blick für die großen Dinge, in diesem Fall das Bewusstsein, dass wir Teil des größten und erfolgreichsten Friedenprojektes der Geschichte sind. Wien wird sich deshalb auch in Zukunft am Bau unseres gemeinsamen Hauses Europa zum Wohle der in unserer Stadt lebenden Menschen, aber auch zum Wohl aller Europäerinnen und Europäer, mit aller Kraft beteiligen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Lange anhaltender Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für seine Mitteilung. 

Die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung dieser Mitteilung kein Redner öfter als zweimal und insgesamt nur 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Regelung ist der Herr Landeshauptmann selbst und die weiteren zuständigen Mitglieder der Landesregierung. Deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt. 

Zur Besprechung der Mitteilung hat sich Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident!

Der Herr Landeshauptmann hat einen breiten Bericht über die kommunalen Gegebenheiten, die sich in Brüssel entwickeln, gegeben. Er hat auch zugegeben und gesagt, dass der Vertrag, wie er sich abzeichnet, ein gemischtes Ergebnis bringen werde. Es ist gut, dass so etwas festgestellt wird. Die Charta der kommunalen Selbstverwaltung ist sicherlich ein interessantes Thema, wir werden sehen, in welche Richtung sich das entwickelt. 

Er hat aber auch noch etwas gesagt: Er hat davon gesprochen, dass das Subsidiaritätsprinzip in Europa verstärkte Anwendung finden wird. Das kann in meinen Augen nicht mehr als eine Hoffnung sein, denn mein Eindruck ist eigentlich, und auch derjenige der meisten Menschen, die ich kenne, ist so, dass die Zentralisierungstendenzen zur Zeit deutlich überhand nehmen. Es ist eher das Gegenteil einer Subsidiarität der Fall, weil nämlich eine Verwirklichung derselben - und nicht bloß eine Festschreibung auf irgendwelchen Papieren -, glaube ich, nicht stattfindet. 

Wenn wir uns in Wien den Landtag oder Gemeinderat anschauen, dann ist es wohl so, dass uns die europäischen gesetzlichen Vorlagen durchaus überschwemmen und dass uns Dinge aufs Aug gedrückt werden, auf die wir und die Wiener zumeist nicht unbedingt mit Freude reagieren. Das heißt, Zentralisierungstendenzen sind, glaube ich, ganz eindeutig da und die entwickeln sich auch ganz konkret weiter. 

Ein Ja selbstverständlich zum Bürgermeister, wenn er einen Trend zur kommunalen Lebensvorsorge extra hervorhebt, und dass das wieder kommt. Wir sind auch der Meinung, dass Grundversorgungsunternehmen, gar keine Frage, in öffentlicher Hand oder in öffentlicher Kontrolle bleiben sollen. Wasser, Verkehr, Müllentsorgung einer Großstadt, glaube ich, sind so gemeint. 

Projekte und Programme, meine Damen und Herren, gibt es, glaube ich, in der EU und in Europa sonder Zahl. Das Ziel muss sein, dass man lebensferne Absichtserklärungen zu lebensnahen Projekten entwickeln kann, dass das also vor sich geht. CENTROPE scheint ein solches Thema zu sein und scheint auch auf einem solchen Weg und auf einer solchen Schiene zu liegen. Wichtig wäre vielleicht doch, dass man auch regelmäßige konkrete Ergebnisberichte über CENTROPE erhält, und nicht nur Darstellung von Sitzungen und was geplant wird, sondern was konkret geschehen ist. 

Zum Beispiel wäre es ja nicht uninteressant zu wissen, wie schaut die Brückensituation über die March aus. Das wäre ja wohl, glaube ich, ein ganz wesentlicher Punkt für die Behandlung des Verhältnisses zwischen Österreich, Niederösterreich und Wien auf der einen Seite und der Slowakei auf der anderen. Ich glaube, es sind drei Brücken geplant, der Baubeginn wird ja irgendwann 2009 sein, aber es wäre interessant, diese konkreten Detailmitteilungen hier informativ zu bekommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir stehen aber mit Sicherheit knapp vor einer Beschlussfassung über eben den so genannten Reformvertrag. Er wird ja, glaube ich, im April einer Abstimmung im Nationalrat unterzogen. Leider ist es von allen Parteien verhindert worden, dass die österreichische Bevölkerung darüber abstimmen darf. Es wurde auch von den Grün-Alternativen, die sonst immer ihre Beziehung und ihre Kontakte und ihre Nähe zur Wählerschaft betonen, ebenfalls nicht gutgeheißen. Also, eine Volksabstimmung findet offensichtlich nicht statt. Die anderen Parteien fürchten sich vor selbiger und ich nehme an, dass sie in diesem Punkt auch durchaus recht haben, Furcht zu haben. 

Ich glaube, dass der vorliegende Reformvertrag einen ganz massiven, einen der massivsten Eingriffe in die Österreichische Bundesverfassung seit Langem darstellt. Das ist wohl keine Frage, und sicherlich liegt doch wohl eine Gesamtänderung der Bundesverfassung vor, die eigentlich eine Volksabstimmung verlangen würde. 

Und eine ganz überwiegende Mehrheit der Wähler wollte haben, dass das Wahlvolk in die Entscheidung mit einbezogen wird. Es ist leider nicht Wirklichkeit geworden. Wir Freiheitliche mit großen Teilen der veröffentlichten Meinung und der öffentlichen Meinung haben das betrieben, es ist aber an der Intransigenz der Großparteien, der ÖVP, der SPÖ, aber auch der GRÜNEN, gescheitert. 

Zur Sache selbst möchte ich doch noch wiederholen, dass dieser Reformvertrag im Grunde genommen nur ein 95-prozentiger Aufguss des abgelehnten Erstvertrages des Jahres 2005 darstellt, wo 95 Prozent der Inhalte wieder hineingenommen wurden, und diese kleine Modifizierung nur dazu dient, um eine Volksabstimmung und eine Zustimmung der Wahlvölker in den einzelnen Mitgliedsstaaten zu verhindern. 

Ein derart veränderter Vertrag wäre selbstverständlich unser Ziel gewesen, um so mehr, als massivst auch in die Zuständigkeit aller Gebietskörperschaften und auch der Stadt Wien eingegriffen wird, wie wir es ja aus der täglichen Praxis kennen. Jede Vorlage eines Gesetzes, einer Verordnung oder sonst etwas, hat ja die entsprechenden Bemerkungen über die Verträglichkeit mit der EU-Gesetzgebung drinnen. 

Die Vertrags- und Verfassungslage hat sich also seit 1994 deutlich verändert, es hat die Verträge von Amsterdam und Nizza gegeben, einen Großbeitritt der verschiedenen ost- und mitteleuropäischen Staaten, und damit haben sich im Grunde genommen natürlich die politischen Verhältnisse in der Union grundlegend geändert. 

Im Grunde wäre es schon ausreichend, es würde also ein Beitritt eines neuen Mitgliedsstaates schon reichen, dass nach Art 44 Abs 3 Bundes-Verfassungs-
gesetz eine Volksabstimmung darüber stattzufinden hätte. Aber es ist dies weder beim Beitritt der ost- und mitteleuropäischen Länder erfolgt noch hat sich Selbiges im Zusammenhang mit der Verfassungsänderung für den kommenden Reformvertrag ergeben. 

Im Wesentlichen sehen wir ganz konkret drei Knackpunkte, die hier echte Problembereiche für die demokratische und demokratisch legitimierte Entwicklung einer Europäischen Union darstellen, von irgendwelchen Durchsetzungstendenzen in Richtung einer Subsidiarität ganz zu schweigen. 

Das eine ist die Einrichtung des vereinfachten Änderungsverfahrens nach Art 33 Abs 6 EU-Vertrag, der de facto sagt, dass nach Anhörung des Europäischen Parlaments - also nicht mit Beschluss des Europäischen Parlaments, sondern bloß nach Anhörung des Parlaments - der Europäische Rat, aber auch die Europäische Zentralbank oder ein Mitgliedsstaat im Währungsbereich die Änderung eines institutionellen Teiles oder aller Bestimmungen des 3. Teiles des Vertrages für diese Arbeitsweise der Europäischen Union beschließen kann. 

Diese Formulierungen sind so fremd sämtlicher Verständnisfähigkeit der Staatsbürger. Somit ist hier leider eine gläserne Wand aufgebaut, die das Verständnis der Entwicklungen auch in diesem Bereich dem Bürger klar verschließt. 

Aber dieser 3. Teil mit diesen unverständlichen Formulierungen heißt nichts anderes, als dass außer den Bereichen der Außen- und Sicherheitspolitik sämtliche Politbereiche der Europäischen Union durch den Europäischen Rat nicht nach Beschluss, sondern nach Anhörung des Europäischen Parlamentes abgeändert werden können, ob das nun Landwirtschaft ist, ob das Freizügigkeit ist, ob das Kapitalverkehr ist, ob das Steuerfragen sind, Wirtschaftspolitik, Beschäftigung, Handelspolitik, Zollwesen, ob es um Forschung, um Umweltfragen geht, aber auch - und das ist für Wien ganz besonders wichtig – natürlich, weil die Auswirkungen auf eine Großstadt da klar zu erkennen sind -, auch die Sozialpolitik und auch Bildungs- und Jugendpolitik. 

Das ist eine Vorgangsweise, wie sie typisch ist für die Entwicklung in der Europäischen Union dahin gehend nämlich, dass weg von gewählten Organen, Institutionen der Einzelstaaten, die natürlich demokratisch legitimiert sind, und unter Umgehung und Übergehung des einzigen gewählten Gremiums, das es in Brüssel gibt, nämlich des Parlaments, Maßnahmen gesetzt werden können, die einen tiefen Eingriff in die politischen und sozialen Verhältnisse Europas bedeuten würden. 

Der 2. Punkt ist die Flexibilitätsklausel des Art 308 des Vertrages über die Arbeitsweise der Union. Das ermöglicht jetzt der Union, auf Vorschlag der Kommission - hier Gott sei Dank mit Zustimmung des Europäischen Parlamentes - im Rahmen der in Verträgen festgelegten Politikbereiche tätig zu werden, auch wenn die Verträge die dafür erforderlichen Befugnisse nicht vorsehen. Das heißt also, die Union kann sich, jenseits der Verträge, in sämtliche Bereiche einmischen, die ihr laut eigener Verfassung grundsätzlich nicht zustehen und das, ohne dass eine Zustimmung der gewählten Parlamente der Mitgliedsstaaten erforderlich ist. Eine solche Ausschaltung des Willens der Bürger und der gewählten Parlamente der Mitgliedsstaaten ist ungeheuerlich. 

Meine Damen und Herren, wir haben gerade in der letzten Zeit zum Beispiel eine wirklich berührende Feierlichkeit hier in Wien gehabt, hier in diesem Saal, anlässlich 1938 und des Endes der Republik Österreich. In allen Zeitungen in Deutschland und Österreich war in den Feuilletons viel über die Machtübernahme durch Adolf Hitler zu lesen und die Bewilligung des – das muss im Jänner gewesen sein – Ermächtigungsgesetzes mit Ausnahme der Stimmen, glaube ich, der Sozialdemokraten, die Kommunisten durften ja nicht mehr im Parlament vertreten sein.

Meine Damen und Herren, diese rechtlichen Grundlagen, die hier nicht gewählten Institutionen der Europäischen Union zugeordnet werden, zumeist unter Umgehung des Europäischen Parlamentes, unter Umgehung und Nichteinbindung der staatlichen Parlamente der Mitgliedsstaaten, ist natürlich im Grunde genommen auch ein Ermächtigungsgesetz, von dem ich natürlich ausgehe, dass es nur in äußersten Notfällen angewendet werden kann, aber eine Verfassung, die so etwas vorsieht, eine Verfassung, die Ermächtigungsgesetze zur Ausschaltung der Verfassung selbst in sich trägt, ist etwas, dem wir nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Der 3. Punkt ist uns nicht so neu, wo darauf hingewiesen wird, dass in den Verträgen gesetztes Recht der EU Vorrang vor dem Recht der Mitgliedsstaaten hat. Es wird eben im Gutachten des Juristischen Dienstes des Rates der Vorrang des EU-Rechtes als eines Grundteiles des Gemeinschaftsrechtes festgestellt. Das noch dazu, wo ich glaube, dass auch das ein Punkt ist, wo natürlich die Entmächtigung sozusagen des jeweiligen Einzelstaates gegeben ist. 

Europa bewegt sich somit weg von den demokratisch gewählten Einrichtungen in den einzelnen Mitgliedsstaaten, wo Regierungen, Länder, Gemeinden, Parlamente frei gewählt und dem Willen der Wähler unterworfen sind, weg von diesen gewählten Einrichtungen und hin zu einem Europa, das nicht gewählte Institutionen hat, das vor allem nicht demokratisch legitimierte Institutionen hat, und die Machtverschiebung von uns da hinauf nach Brüssel geschieht genau in diese Richtung, leider nicht im Sinne einer Subsidiarität, sondern in der Gegenrichtung. Und es wird schlicht und einfach die Machtkumulierung in jenen Einrichtungen vorgenommen, die nicht demokratisch durch Wahlen einer europäischen Bevölkerung legitimiert sind. Das Europäische Parlament wird ein bisschen aufgemotzt, führt aber weiterhin ein ausgesprochenes Schattendasein. 

Das Ergebnis einer solchen Entwicklung sehen wir ja bereits in den diversen EU-Richtlinien, die uns in den letzten Jahren beglückt haben und von denen wir nur sagen können, dass sie zum Großteil Inhalte vertreten, die weder uns – aber das ist unsere Sache -, aber auch dem Großteil der Bevölkerung bei uns keine Freude bereiten und eigentlich auch keine Zustimmung der Mehrheit der österreichischen Bevölkerung, auch der Wiener Bevölkerung, finden werden.

Das Pech an der Sache ist, dass unsere Mitbürger im Großen und Ganzen von dieser Entwicklung nichts wissen, weil ja nur das Vorlesen dieser zwei Knackpunkte, wie ich sie nenne, schon zeigt, dass eine völlig unverständliche Sprache verwendet wird, die natürlich dazu dient, eine Verschleierung der wahren Verhältnisse herbeizuführen. 

Weder die Gleichbehandlungsrichtlinie ist etwas, was in irgendeiner Form von der Wiener oder der österreichischen Bevölkerung akzeptiert wird, wonach Drittstaatsbürger und Personen mit kürzerem Aufenthalt dieselbe Sozialhilfe bekommen wie ein Inländer, und in Wien, Spezialfall, der Zuzug in die Sozial- sprich Gemeindewohnungen, möglich wird. Ich glaube nicht, und das glaubt mir kein Sozialdemokrat hier, dass hier auch nur 10 Prozent zumindest der Wiener, der eingeborenen Wiener sozusagen, auch nur annähernd dieser Meinung wäre. 

Und das nächste, das Antidiskriminierungsgesetz, wo ja wir noch durch Begleitgesetz in Österreich und in Wien eine Verschärfung dieser Richtlinien beschlossen haben - wir haben ja eine heftige Debatte darüber gehabt - das öffnet ja der Vernaderung Tür und Tor, gar keine Frage. Es gibt jetzt eine Beweislastumkehr, die den jeweiligen Wiener oder den Betreffenden, der mit irgendeinem Vorwurf konfrontiert wird, aufzwingt zu beweisen, dass dem nicht so war, wenn man so will, also seine Unschuld zu beweisen. Eine Vorgangsweise, die mit Rechtsstaatlichkeit nicht viel zu tun hat. Eine Beweislastumkehr für verschuldensabhängige Handlungsweisen ist etwas, was jedem Rechtsstaat Hohn spricht und was eine Ohrfeige ins Gesicht dieses Rechtsstaates darstellt. Genau das wurde hier beschlossen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Von neuen Steuern zur Rettung des Gesundheitssystems ist jetzt die Rede bei den Regierungsverhandlungen der letzten Tage, gleichzeitig ist aber ganz offensichtlich - ich kenne das aber nur von Zeitungen und vom Hörensagen, es ist also noch nichts Konkretes - eine Art Gesundheitsrichtlinie in Ausarbeitung, die den Inhalt haben wird, dass EU-Bürger hier in Österreich oder anderswo sich jeweils zu den Kosten ihres jeweiligen Heimatlandes oder Mitgliedsstaates medizinisch und spitalsmäßig betreuen lassen können. Was das finanziell für eine Gesundheitspolitik bedeutet, wenn sich das, sagen wir, in den deutlich schlechter verdienenden Einkommensländern wie Rumänien, Bulgarien oder sonst wo, herumspricht, darüber, glaube ich, brauchen wir nicht zu reden. 

Und wie das zu verhindern ist, weiß ich nicht, warten wir einmal die Richtlinie ab, aber wenn das jetzt so der Inhalt sein sollte, würde es den Zusammenbruch der finanziellen Sicherung des Gesundheitswesens bedeuten. Und im Grunde genommen muss man es ja sagen: Diese EU-Verfassung, auf weiten Strecken zumindest, und die EU-Richtlinien zumeist, so wie wir sie hier bis jetzt kennen gelernt haben, erfordern vor allem eines: Eine Antidiskriminierungsrichtlinie für die eigene eingesessene Bevölkerung in Österreich, denn diese ist heute diskriminiert und benachteiligt, und dies dadurch, dass sie die Kosten zahlen. Die Republik, unsere Stadt, wurde von Generationen aufgebaut. Allerdings sind sie heute, wenn man die Richtlinien anschaut, in vielen Dingen benachteiligt gegenüber anderen Personen, die hier in vollen Zügen zum Zuge kommen können. 

Und abschließend kann man nur sagen, dass das ganz Entscheidende ist, dass die Hoheitsrechte der Republik, die Hoheitsrechte der Länder nach Brüssel übergehen, aber zu einem Bereich eben, der demokratisch nur bedingt legitimiert ist, der nicht auf allgemeinen Wahlen beruht und wo Machtgruppen ganz eindeutig dafür Sorge tragen, dass Macht auch in einem Sinne ausgeübt wird, der nicht Wien und weder den Wienern noch den österreichischen und, ich glaube auch, nicht den meisten sonstigen Bürgern entspricht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Dr Vana zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir schätzen ja prinzipiell die Mitteilungen des Landeshauptmanns zu europapolitischen Fragen sehr, obwohl ich Sie schon enthusiastischer erlebt habe, muss ich sagen, bei dem Thema. Es hat heute fast an Selbstbeweihräucherung gegrenzt, war aber trotzdem recht informativ, weil wir haben sehr positiv zur Kenntnis genommen, dass Sie nach Jahren der Ausgliederungen in der Stadt Wien jetzt plötzlich das Inforcing in Europa wieder entdeckt haben, und das nehme ich sehr positiv zur Kenntnis. 

Verwundert sind wir allerdings über den späten Zeitpunkt, zu der diese Mitteilung stattfindet. In der Präsidiale letztes Jahr war eigentlich vereinbart, dass es eine Diskussion über den Lissabonner Vertrag Anfangs dieses Jahres geben sollte, zu einer ausreichenden Zeit vor einer Ratifizierung des Lissabon Vertrages im Nationalrat, um auch noch über, zum Beispiel, Volksabstimmung oder Volksbefragungsmöglichkeiten und andere Bürger- und Bürgerinnenbeteiligungsmöglichkeiten umfassend zu debattieren. 

Die Grünen haben eine solche rechtzeitige Debatte auch eingefordert, die SPÖ hat dies leider verabsäumt und unverständlicherweise hinausgezögert. Wir werden es uns trotzdem nicht nehmen lassen, entsprechende Anträge auch dazu einzubringen, obwohl wir natürlich zur Kenntnis nehmen, dass inzwischen schon der Hauptausschuss des Nationalrates entsprechende Regelungen in Bezug auf eine Volksabstimmung und Ratifizierung getroffen hat. Verwundert sind wir auch über den Titel, Herr Landeshauptmann, den Sie heute gewählt haben, „Europadeklaration 2008“, denn eigentlich gibt es einen Usus in diesem Haus, ich möchte fast sagen, eine Tradition, wie wir mit Europadeklarationen umgehen. Es werden nämlich gemeinsame Anträge aller Parteien eingebracht, und da ist dann die Mitteilung des Landeshauptmannes eigentlich erst der Schlusspunkt eines gemeinsamen, parteiübergreifenden Diskussionsprozesses zu europapolitischen Fragen. Ich kann mich noch gut erinnern, die letzte Europadeklaration stammt aus 2003, und wir haben hier eine sehr gute, sehr produktive Diskussion in einem Redaktionsteam, das damals von der Gemeinderätlichen Europakommission eingesetzt wurde, gehabt und eine Mitteilung in Form eines Antrages war dann der Schlusspunkt, und es wundert mich also, dass Sie jetzt hier ihre Rede als „Europadeklaration 2008“ bezeichnet haben. 

Wir hoffen, dass wir zum Usus dieses Hauses zurückkehren, zu Europadeklarationen, die wir begrüßen, die wir unterstützen, die wir auch seit der letzten regelmäßig einfordern, weil wir ja ständig Neuerungen auf europapolitischer Ebene haben, wie zum Beispiel die Auswirkungen des EU-Reformvertrages - Sie haben es angesprochen - auf die lokale und regionale Ebene, wie zum Beispiel die Rolle der Städte in Europa. Hier wünschen wir uns, dass wir solche Sachen gemeinsam und breit diskutieren, und auch die Oppositionsrechte in dieser Frage gewahrt bleiben. Der Umgang und das Vorgehen rund um diese Mitteilung zeigt uns ein demokratiepolitisches Defizit im Umgang mit Europapolitik in diesem Haus. Das hat die SPÖ zu verantworten, und die Debatte ist auch nicht neu. 

Wir haben dringenden Reformbedarf, was die Struktur unserer europapolitischen Debatten in diesem Haus betrifft. Gemeinderat, Landtag und Gemeinderätliche Europakommission bilden keineswegs den Stellenwert, den Europapolitik eigentlich für diese Ebene hat, ab, es finden kaum bis wenig europapolitische Debatten im Gemeinderat oder Landtag statt, die Gemeinderätliche Europakommission, wie Sie wissen, ist kein beschlussfassendes Gremium, wie es zum Beispiel andere Bundesländer in Form von EU-Ausschüssen haben und tagt auch nur alle heiligen Zeiten. 

Dabei werden - und das ist vielleicht den wenigsten von Ihnen auch bewusst - bereits dreiviertel aller EU-Gesetze auf regionaler und lokaler Ebene umgesetzt, also die Bedeutung von Europapolitik für das Land Wien ist eine enorme. Die Mitbestimmungsrechte aber, die auch wir als Opposition haben, reichen nicht einmal ansatzweise an jene im Nationalrat heran. Sie wissen, dort können Abgeordnete des Hauptausschusses Bundesregierungsmitglieder an Stellungnahmen des Hauptausschusses zu europapolitischen Fragen verpflichtend binden. 

Stadtaußenpolitik ist überhaupt fast ausschließlich, neben dem Herrn Landeshauptmann und den amtsführenden Stadträten und Stadträtinnen, eine Sache der Verwaltung, dabei ist Wien an fast 30 internationalen und europäischen Städtenetzwerken beteiligt. Wien hat auch zahlreiche Kooperationsabkommen mit anderen Städten abgeschlossen, aber alle diese Debatten gehen eigentlich an der Opposition vorbei und werden auch in der Gemeinderätlichen Europakommission nicht geführt, obwohl wir seit Jahren eine Aufwertung dieser verlangen. Die Opposition ist ja nicht einmal im Außenpolitischen Beirat vertreten, wir haben auch keinerlei Information, was dort eigentlich stattfindet. 

Das sind keine zeitgemäßen demokratischen europapolitischen Standards, das entspricht der Bedeutung der Europapolitik in diesem Haus keineswegs, das höhlt auch die Rechte der Opposition, an europapolitischen Debatten teilzunehmen und auch an ihrer Beschlussfindung teilzunehmen, massiv aus, Wien hat hier eindeutig Reformbedarf und Nachholbedarf auch zu anderen Bundesländern. 

Und aus diesem Grund werden die Grünen heute einen Antrag auf Einsetzung eines Europaausschusses im Landtag stellen, der landesverfassungsrechtlich verankert werden soll, der europapolitische Fragen diskutieren soll, der die Vertretung Wiens in den stadtaußenpolitischen Netzwerken vorbereiten und über Angelegenheiten der Netzwerke informieren soll sowie auch analog zum Hauptausschuss des Nationalrates Mitglieder der Landesregierung in verpflichtender Weise binden kann. 

Ein Thema des Ausschusses könnte zum Beispiel sein, so wie es heute auch die ÖVP fordert, eine breite Debatte über EU-Förderungen, ihre Strukturen und ihre Umsetzung zu führen, aber eben auch gemeinsam politisch die Vertretung Wiens festzulegen, zum Beispiel im Netzwerk Eurocities, zum Beispiel im Ausschuss der Regionen, zum Beispiel im Rat der Gemeinden und Regionen Europas, zum Beispiel aber auch beim Europäischen Städtetag. All das wären Fragen für einen solchen Europa-Ausschuss.

Wir GRÜNE wollen heute aber auch zwei inhaltliche Anträge zu zwei Themen stellen, die uns sehr wichtig sind und die für uns derzeit Kernbereiche der europäischen Debatte sind. Der eine Antrag ist zur direkten Demokratie in Europa, der zweite zu europaweiten Arbeitnehmer- und Arbeitnehmerinnenrechten.

Der Vertrag von Lissabon - Sie haben es angesprochen, Herr Landeshauptmann - ist auch für die GRÜNEN ein Fortschritt gegenüber dem Status quo des Vertrags von Nizza. Es ist ein Schritt in die richtige Richtung, insbesondere auch deshalb, weil endlich nach langem Tauziehen, nach langjährigen Bemühungen auch der GRÜNEN wirtschaftliche und soziale Grundrechte europaweit verbindlich verankert werden, wobei man an dieser Stelle immer wieder betonen muss, dass das Opting out aus den Grundrechten für zwei Länder, nämlich Polen und Großbritannien, natürlich inakzeptabel ist. Aber in diese Richtung hat sich ja auch der Landtag auf Antrag der GRÜNEN letztlich schon ausgesprochen. 

Wir sehen es auch als eindeutigen Fortschritt, dass das Europäische Parlament aufgewertet wird, dass die nationalen Parlamente, so wie Sie es angesprochen haben, aufgewertet werden, dass die lokale Ebene aufgewertet wird und das Subsidiaritätsprinzip aufgewertet wird. Ein großer Fortschritt ist bestimmt auch - nur muss er erst mit politischem Leben erfüllt werden - die Verankerung des Ziels der Vollbeschäftigung im EU-Vertrag und nicht nur zum Beispiel das Ziel des hohen Beschäftigungsniveaus. All das führt dazu, dass die GRÜNEN zu diesem so genannten EU-Reformvertrag, dem Vertrag von Lissabon, ein kritisches, aber ein Ja abgeben.

Der erhoffte Kurswechsel, für den die GRÜNEN eigentlich seit Jahren auf europäischer Ebene kämpfen, leider sehr wenig unterstützt von den europäischen Sozialdemokraten und noch weniger unterstützt von den europäischen Christdemokraten - das Ziel der GRÜNEN in Europa ist ein Kurswechsel, ist eine Reform der EU und ihrer Instrumente, ist, wie Sie alle wissen, ich brauche das nicht mehr zu betonen, eine Sozialunion mit europaweit verbindlichen sozialen Mindeststandards, ein Europa der nachhaltigen Politik und der gerechten Verteilung von Ressourcen. Das sollte zumindest die politische Priorität sein. Das Primat der Politik sollte gegenüber dem jetzt doch, ich nenne es einmal, neoliberalen Grundkonzept der Europäischen Union zurückerkämpft werden. Wir brauchen ein friedenspolitisches Europa, das Konfliktprävention ins Zentrum einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik stellt. 

Aber ich denke, eines der größten Versäumnisse dieses EU-Reformvertrags ist sicher jenes, dass eine europäische Demokratie, ein Raum für europäische Demokratie, insbesondere für direkte europäische Demokratie, erneut nicht zustande gekommen ist. Obwohl es nach zwei gescheiterten Referenden in Frankreich und den Niederlanden eine zentrale Herausforderung des Reformvertrags war, die wachsende Kluft zwischen Europa und den BürgerInnen zu schließen und auch den Vertrag zum Beispiel lesbarer und bürger- und bürgerinnennäher zu machen, ist das Ergebnis in dieser Hinsicht mehr als mager und fällt sogar hinter bereits erreichte Ergebnisse des Verfassungskonvents, in dem ja auch NGOs eingebunden waren, zurück.

Es wird zwar eine europäische Bürgerinitiative eingeführt, allerdings werden gleichzeitig auch große Hürden für eine solche eingeführt: Eine Million Unterschriften ist in einer erheblichen Zahl von Mitgliedsstaaten eine große Hürde. Es ist aber auch sehr schwammig formuliert, also man wird sehen, wie sehr wir dieses Instrument mit Leben erfüllen werden können. Erneut wird in den EU-Verträgen keine europaweite Volksabstimmung verankert, was ich besonders bitter finde, weil auch der Konvent und auch NGOs und auch die GRÜNEN, zum Teil unterstützt von der Sozialdemokratie, eine solche europaweite Referendumsmöglichkeit für sehr wichtig erachtet hätten. Es gibt neuerlich kein Initiativrecht des Europäischen Parlaments. Ganze politische Bereiche der Europäischen Union sind von der parlamentarischen Mitbestimmung vollkommen ausgeklammert wie zum Beispiel die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Es gibt auf europäischer Ebene noch immer keine klare Trennung zwischen Exekutive und Legislative. Das fordern wir seit Jahren! Der Vertrag ist immer noch unlesbar. Ich weiß nicht, wie viele von Ihnen, geschätzte Kollegen und Kolleginnen, diesen Reformvertrag gelesen haben und ihn auch im Detail verstehen und wissen, was er in der politischen Praxis bedeutet. Also dieser Reformvertrag bringt für uns GRÜNE nicht einmal das Mindestmaß an Sicherstellung demokratischer Grundrechte!

Angesichts dieses Zustandes der EU ist es allerdings nicht verwunderlich, dass viele Bürger und Bürgerinnen die EU als verlängerten Arm der Globalisierung sehen anstatt als Instrument, Globalisierung zu gestalten, denn sie haben das berechtigte Gefühl, nichts mitentscheiden zu können, aber von vielen negativen Entscheidungen und Entwicklungen auf EU-Ebene betroffen zu sein, Stichwort Transit, Stichwort Deregulierungspolitik, Stichwort Flexicurity, Arbeitszeitrichtlinie, Dienstleistungsrichtlinie, wo Rechte von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen sukzessive auch durch und infolge europäischer Deregulierungspolitik ausgehöhlt werden.

Es ist auch nicht verwunderlich, dass die EU-Skepsis groß ist. Österreich ist eines der Länder, das, wenn man sich die Umfragen anschaut, an vorderster Stelle steht, was die EU-Skepsis der Bevölkerung betrifft. Es wundert nicht, dass viele Menschen keinerlei Identifikation mit Europa haben. Die abstrakte, wichtige, aber doch für viele Menschen abstrakte Idee von „ Nie wieder Krieg auf europäischem Boden“ ist richtig und ist die Basis für europäische Integration. Aber die Menschen müssen die Auswirkungen der EU auch in ihrer unmittelbaren Lebenswirklichkeit sehen, was ihre Lebensqualität betrifft, und müssen spüren, dass ihnen die EU auch etwas bringt und zwar ihnen und nicht nur den Unternehmen. Dafür müssten aber Binnenmarkt und Wettbewerb nicht mehr oder dürfen Binnenmarkt und Wettbewerb nicht mehr die prioritären Instrumente europäischer Politik sein und braucht es ein soziales Gegengewicht zur Wirtschafts- und Währungsunion und zum neoliberalen Grundgesetz. Es braucht eine Sicherstellung der wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte, des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts. Es braucht eine europäische Demokratie, es braucht eine direkte europäische Demokratie. 

Wir GRÜNE wollen Europa zu einer Frage der direkten Demokratie machen, nicht nur zu einer repräsentativen Demokratie. Deshalb bringen die GRÜNEN heute einen umfassenden Antrag zur Demokratisierung der EU und zur direktdemokratischen Legitimation des Reformvertrags ein:

„Der Landtag wolle beschließen, dass im Rathaus“ – denn die EU ist nicht nur eine europäische Angelegenheit, es ist eine Angelegenheit von uns, wie ich eingangs betont habe – „ein BürgerInnenforum über den EU-Vertrag abgehalten werden soll, bei dem neben den Landtagsfraktionen vor allem Vertreter und Vertreterinnen von NGOs, aus dem Jugend-, aus dem Sozial-, aus dem Umwelt-, aus dem Friedens-, aus dem Frauen- und aus dem Menschenrechtsbereich eingeladen werden, ihre Stellungnahmen und Positionen einzubringen und mit den Wiener Landespolitikern und –politikerinnen zu diskutieren.

Weiters soll der Landtag die Österreichische Bundesregierung auffordern, sich auf EU-Ebene für folgende Demokratisierungsschritte einzusetzen: Die Einführung eines europaweiten Referendums über Fragen mit europaweiter Bedeutung, zum Beispiel über entscheidende Änderungen von EU-Verträgen. Nach bestimmten Kriterien sollte ein solches Referendum natürlich auch verbindlich sein, zum Beispiel bei doppelten Mehrheiten von BürgerInnen und Mitgliedsstaaten.“ 

Wir wollen die verpflichtende Abhaltung von europaweiten Referenden, zum Beispiel bei der Änderung von EU-Verträgen, aber auch zum Beispiel, wenn eine europäische Bürgerinitiative ein gewisses Ausmaß von Unterschriften erreicht hat, zum Beispiel 10 Millionen Unterschriften. Dafür braucht es natürlich auch Erleichterungen und eine Konkretisierung dieses neuen direktdemokratischen Instruments „Europäische Bürgerinitiative“, dass zum Beispiel Unterschriften nicht mehr aus einer erheblichen Anzahl von Mitgliedsstaaten kommen sollen oder dass auch bewusst Erleichterungen beim Zugang zu Medien geschaffen werden sollen, um eine europäische Bürgerinitiative entsprechend auch europaweit zu bewerben.

Wir wollen eine Einbindung der Zivilgesellschaft in allen künftigen Konventen für Änderungen der Verträge mit Stimmrecht und wir wollen natürlich einen Ausbau des Europaparlaments zu einem richtigen Parlament mit direkter Wahlmöglichkeit europäischer Parteien, mit einem echten Initiativrecht des Parlaments und Mitentscheidung bei Verfahren in allen Bereichen.

Wir wollen mit diesem Antrag einen Raum für europäische Demokratie schaffen und Teilhabe der Menschen an Europa ermöglichen. Wir wollen, dass der Kurswechsel, von dem wir sprechen, auch direktdemokratisch legitimiert ist und von den Bürgern und Bürgerinnen getragen wird und wollen damit eine Identifikationsmöglichkeit für BürgerInnen mit der EU schaffen. 

Sie werden bei Durchsicht des Vertrags auch sehen, dass im Antrag die Forderung nach einer nationalen Volksabstimmung enthalten ist, sofern ein europaweites Referendum nicht zustande kommt. Wie ich eingangs schon erwähnt habe, sind wir uns durchaus bewusst, dass der Hauptausschuss des Nationalrats bereits am Montag dieser Woche eine Volksabstimmung ausgeschlossen hat und auch über eine Volksbefragung negativ entschieden hat. Wir sind uns auch bewusst, da die Ratifizierung im Nationalrat im April fix erscheint, dass es wahrscheinlich wenig Sinn hat, hier konkret lang und breit über die Frage der Aufforderung des Landtags an die Bundesregierung, eine Volksabstimmung durchzuführen, zu debattieren. Aber es geht uns gar nicht nur um diese eine Volksabstimmung oder dieses eine Referendum bei diesen EU‑Verträgen, es geht uns prinzipiell um demokratiepolitische Standards in Europa und auch um demokratiepolitische Standards, die Österreich in der Europapolitik einhalten muss. Deshalb sprechen wir uns dafür aus, dass der Landtag sich dafür ausspricht, die Abhaltung einer Volksabstimmung in Österreich über Änderungen der EU‑Verträge zu empfehlen, sofern das adäquate Instrumentarium eines europaweiten Referendums nicht zustande kommt.

Ja, die Wiener GRÜNEN sind für eine nationale Volksabstimmung, sofern ein europaweites Referendum, das zum Beispiel für alle Mitgliedsstaaten am selben Tag stattfindet, nicht zustande kommt. Wir halten es für nicht akzeptabel, dass über substantielle Fragen, die die Bürger und Bürgerinnen Europas betreffen, das Volk nicht direkt entscheiden darf. Wir halten EU-Ver-
tragsänderungen für keine Fragen ausschließlich der repräsentativen Demokratie, sondern der direkten Demokratie. Wir fürchten uns auch nicht vor einer Volksabstimmung. Ich denke, Politiker und Politikerinnen haben die Verpflichtung, hätten die Verpflichtung, Europaverträge so herunterzubrechen, zu informieren und verständlich zu machen, quasi zu übersetzen, damit die Menschen sie auch in ihrer Differenziertheit wahrnehmen können. Diese breite, diese offene und auch diese kritische Informationspolitik über Europa vermissen wir bei den Regierungsparteien seit Langem. Aber wir wundern uns auch nicht über Ihre Angst vor der Volksabstimmung. Wer vor einem EU-Beitritt zuerst große Propaganda für einen Beitritt macht und dann ständig alle unliebsamen Entscheidungen bequem auf Brüssel abschiebt, braucht sich nicht zu wundern, dass die Akzeptanz der Menschen zur EU sinkt, das Misstrauen der Bürger gegen die Europapolitik der Bundesregierung wächst und generell die Lösungskompetenz der EU und auch die Europapolitik der Bundesregierung in Frage gestellt wird.

Wir GRÜNE wollen auch in dieser Frage direkte Demokratie. Sie wissen, eine Mehrheit der ÖsterreicherInnen stimmt in dieser Frage auch für eine nationale Volksabstimmung. Wir werden das Feld in dieser Frage nicht den rechten Populisten überlassen, nicht den Ängsteschürern. Sie spielen jenen Personen wie den freiheitlichen Abgeordneten mit Ihrer Negierung eines Volksabstimmungswunsches direkt in die Hände. Für uns GRÜNE führt ein Weg an einer österreichischen Volksabstimmung nicht vorbei, sofern ein europaweites Referendum nicht zustande kommt.

Ich möchte zum letzten Punkt kommen, zum dritten Antrag, den die GRÜNEN heute stellen. Es ist ein Antrag aus dem Sozialbereich. Es geht um die Rechte von europaweiten BetriebsrätInnen und von BetriebsrätInnen in Österreich. Wie dringend entsprechende Regelungen sind, zeigt ja nicht zuletzt - ich nehme an, Sie haben das im Fernsehen verfolgt - der Skandal um den Diskonter Lidl, wo es zum Beispiel keinen Betriebsrat gegeben hat, der die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen vor pauschalen Bespitzelungen der Arbeitgeber geschützt hätte. Es gibt auch bereits eine langjährige Debatte von Seiten des Europäischen Gewerkschaftsbundes, auch des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, auch Debatten im Europäischen Parlament und Debatten im Wirtschafts- und Sozialausschuss über eine Überarbeitung der Richtlinie für europäische BetriebsrätInnen. Es gibt eine Richtlinie, die europäische BetriebsrätInnen regelt, seit 1994 gibt es sie. Wir haben entsprechende Regelungen, was Kontrollrechte von BetriebsrätInnen auch grenzüberschreitend betrifft, immer gefordert. Die ist allerdings sehr schwach und es gibt hier seit Jahren Bemühungen, die Kontrollrechte von BetriebsrätInnen auf europäischer Ebene zu stärken. Es gibt in dieser Frage einen Forderungskatalog des ÖGB und auch des EGB, also des Österreichischen Gewerkschaftsbundes und des Europäischen Gewerkschaftsbundes, betreffend Vernetzung europäischer BetriebsrätInnen, betreffend Verhinderung des gegenseitigen Ausspielens der Unternehmensleitungen bei Werkschließungen und Unternehmensverlagerungen, betreffend Stärkung der Rechte für europäische Betriebsräte, der Anerkennung der Rolle der Gewerkschaften in dieser Frage, auch wirksame Sanktionen gegen Unternehmen betreffend, die ihre Pflichten europäischen Betriebsräten gegenüber verletzen.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen.

StRin Dr Monika Vana (fortsetzend): Für Wien ist diese Frage äußerst relevant. Sie wissen, spätestens im Jahr 2011 - 2009 oder 2011 - fallen die Übergangsfristen für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen aus den osteuropäischen Ländern außer Rumänien und Bulgarien. Die GRÜNEN haben sich eigentlich von Anfang an gegen entsprechende Übergangsfristen für ArbeitnehmerInnen aus osteuropäischen Ländern ausgesprochen, weil wir finden, dass die Freizügigkeit, auch die Freizügigkeit am Arbeitsmarkt ein Grundrecht in der Europäischen Union darstellt. Sie wissen, es wurde eigentlich bereits 1957 als Grundrecht in den Römerverträgen verankert und gilt derzeit aber nicht für ArbeitnehmerInnen, sondern nur für Unternehmen, für Dienstleister, für das Kapital. 

Die GRÜNEN haben auch in diesem Haus wiederholt Anträge auf ein arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm gestellt, auf Fallen der Übergangsfristen und auf eine Ausweitung und Stärkung der überregionalen Beschäftigungsinitiativen, denn die ArbeitnehmerInnenrechte dürfen durch das Fallen der Übergangsfristen keinesfalls ausgehöhlt werden und einer Lohndumpinggefahr muss aktiv entgegengewirkt werden. Auf dieses Problem zielt unser heutiger Antrag ab. Er zielt auf die Vertretung der Interessen von ArbeitnehmerInnen über Grenzen hinweg ab und auf effektive Kontrollen des Arbeitsrechts durch europäische BetriebsrätInnen und lokale BetriebsrätInnen, vor allem in Problembereichen wie Leiharbeit und Subunternehmen. Hier haben wir Probleme.

Meine Kollegin, Klubobfrau Maria Vassilakou, wird formal alle drei Anträge, die ich nun inhaltlich vorgestellt habe, einbringen und wir hoffen bei dem einen oder anderen auf Ihre Zustimmung. - Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Herr Klubvorsitzende Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Hoher Landtag! Herr Landeshauptmann!

Das letzte Mal, als der Landtag zusammengekommen ist, war es das Gedenken an die bittersten Stunden dieses unseres Landes, dieses Kontinents, nämlich die Erinnerung an das Jahr 1938 und das Folgende. Wenn wir heute zusammenkommen und über Europa diskutieren, ist das der Rückblick und der Ausblick auf eine Erfolgsgeschichte dieses Kontinents, die in ihrem historischen Vergleich und auch im Vergleich mit anderen Kontinenten ihresgleichen sucht. Und ich glaube, wir sollten daher bei all diesen Diskussionen, die über sehr viele Detailfragen gehen, das nicht außer Augen lassen. 

Führen wir uns nur etwas vor Augen: Wenn wir nur 20 Jahre zurückdenken, dann war in der Slowakei dort, wo heute die boomende Automobilindustrie Europas ihre Werkstätten hat, die Rüstungsindustrie Europas für den Osten und im Westen der Ukraine waren SS20-Raketen stationiert, die unter anderem auch auf Wien hätten fallen können. Das gibt es heute alles nicht mehr. Heute ist dieser Großraum Wien, zu dem die Gegend von Bratislava gehört, ein wesentlicher, einer der erfolgreichsten Wirtschaftsräume in diesem Europa und die Ukraine ist bei allen Schwierigkeiten ein langsam mit der Demokratie vertraut werdendes Land, das für die weitere Entwicklung Europas von besonderer Wichtigkeit ist. Ich sage das nicht deshalb, um hier irgendwie falschem Pathos Vorschub zu leisten, sondern es sollte uns bewusst werden, dass wir bei all dem - und das eine oder andere von dem, was in Brüssel getan wird, würde ich sehr wohl auch kritisch sehen - eben nicht vergessen sollten, dass wir nach diesen 51 Jahren, seit ein Konrad Adenauer, ein Robert Schumann, ein Henry Spaak und andere daran gegangen sind, durch einen Wirtschaftsraum für damals Westeuropa ein Friedensprojekt zu schaffen, mit wirklich großer Freude darauf blicken können. 

Das, was Europa immer gebraucht hat - und das sieht man auch bei den Prozessen, die sich eben 1989 und danach abgespielt haben - war, dass es auch Visionen und visionäre Politiker in diesem Europa geben muss. Das war sicherlich Jacques Delores im Zusammenhang mit den Europäischen Einigungsakten 1986, und das waren insbesondere Helmut Kohl und Francois Mitterand, die beide aus Generationen stammen, die gesehen haben, mit welcher Grausamkeit hier in Europa diesseits und jenseits des Rheins die Kriege ausgefochten worden sind und die begriffen haben, dass es hier eines anderen Geistes bedarf. Helmut Kohl hat das als Jugendlicher, als Schüler erlebt und die Bilder von Verdun 1984 sind uns ja alle noch in Erinnerung, wo sich die beiden, nämlich Francois Mitterand und Helmut Kohl, auf den Schlachtfeldern des Ersten Weltkriegs die Hände hielten, um uns zu zeigen, dass das ein „Niemals wieder!" ist. 

Wir haben hier in Wien, in Mitteleuropa, die Situation, dass etwas überwunden wurde, an das auch ich in meiner Studentenzeit in den 70er-, 80er-Jahren nicht so leicht denken konnte und wir alle nicht, nämlich der Eiserne Vorhang, der eine Folge jener schrecklichen Ereignisse war, die auch von hier ausgegangen sind. Wir haben sie bei unserer Landtagssitzung diskutiert. Durch das verbrecherische Regime des Nationalsozialismus – von dem ausgehend - hat es eben dann nach 1945 ein geteiltes Europa gegeben und wir können uns noch daran erinnern, was das bedeutet hat. In diesem Zusammenhang gebe ich zu, dass für mich die Skepsis zu Europa einfach nicht nachvollziehbar ist. 

Zur Bemerkung des freiheitlichen Stadtrats Herzog nur eine verfassungsrechtliche Anmerkung: Eine Volksabstimmung auf Grund der Bestimmungen der Bundesverfassung ist sicherlich auf Grund des Vertrags von Lissabon nicht notwendig. Man lese die verschiedenen juristischen Berichte zur damaligen Volksabstimmung 1994 nach. Eine Volksabstimmung, ich habe sie ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Jeder sucht sich seine Sachverständigen!) Ich kenne etliche gute Verfassungsjuristen. Ihren Namen, Herr Jung, habe ich noch nie festgestellt. Eine Bundesverfassung ... (Abg Günter Kenesei: Du kennst ja nur die guten!) Ja. Eine Änderung der Bundesverfassung müsste in einem der Bauelemente vor sich gehen. (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.) Hören Sie zu, da können Sie was lernen. Die Bauelemente der Österreichischen Bundesverfassung sind erstens das bundesstaatliche, das wird nicht verändert. (Abg Mag Wolfgang Jung: Alles Recht geht vom Volk aus!) Das zweite ist das rechtsstaatliche ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Alles Recht geht vom Volk aus! Das ist das Wichtigste! Das vergessen Sie!) Entschuldigen Sie, ein bissel verfassungsrechtliche Kenntnisse sollte ein hier angelobter Abgeordneter des Landtags auch haben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Richtig! Richtig!) Das täte Ihnen nicht schlecht! 
Noch einmal zum Wiederholen: Das bundesstaatliche Element, das rechtsstaatliche, das demokratische und das gewaltenteilende. (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.) Alle diese vier Elemente sind nicht betroffen. Natürlich kann man politisch aus verschiedenen Gründen eine Volksabstimmung stattfinden lassen (Abg Mag Wolfgang Jung: Oder ablehnen, weil man zu feige ist!), aber zu behaupten, dass es verfassungsrechtlich notwendig wäre, ist einfach unrichtig (Abg Mag Wolfgang Jung: Oder ablehnen, weil man zu feige ist, zu feige ist!), meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich gebe auch zu, dass es mir auf Grund der Ausführungen, die ich schon vorhin gemacht habe, unvorstellbar ist, warum hier immer wieder die Erweiterung der EU nach Osteuropa als so schrecklich dargestellt wird. Das ist für uns in Wirklichkeit nicht nur das Friedensprojekt in unserer Gegend, sondern letztlich auch der wesentliche Grund, warum in den letzten Jahren unsere Wirtschaft in Österreich so gut dasteht. Das sollte man auch klipp und klar sagen und hier nicht irgendwelche Angst und Schrecken verbreiten! (Beifall bei der ÖVP und von Lhptm Dr Michael Häupl. - Abg Mag Dietbert Kowarik: Das ist nicht genügend!) 

Meine Damen und Herren, ich meine, diese dummen Bemerkungen werde ich sicherlich nicht interpretieren. Jedenfalls ist es so, dass wir mit der Osterweiterung, da zitiere ich ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Sagen Sie wenigstens, was dumm ist!) Ja, weil ich genau erklärt habe, in jedem Verfassungslehrbuch (Abg Mag Wolfgang Jung: Sagen Sie es konkret: Was ist dumm?) nachlesbar, warum man eine Volksabstimmung stattfinden lassen muss und es ist verständlich ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie haben Angst davor! Das ist es! Sie sind feige!) Sie sind offensichtlich nicht imstande zu lesen und zu schreiben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich möchte aber auf die Sache zurückgehen, weil die viel zu wichtig ist, als dass ich mich hier ablenken ließe. Das Entscheidende für dieses Europa ist sicherlich auch - und gerade auch für Wien -, dass wir viel stärker dazu beitragen, dass dieses Friedens- und Wirtschaftsprojekt viel mehr gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern diesen vermittelt wird und gemeinsam getragen wird. Das ist sicherlich auch unsere Aufgabe, das auch viel stärker zu kommunizieren und hier auch einzufordern. Für uns muss die Bürgerin und der Bürger im Mittelpunkt stehen, das Gespräch über Europa. Daher sollten wir auch zeigen, dass es eine Chance ist, dass dieses Europa auch eine letzte Überwindung des nationalstaatlichen Denkens Europas ist, das heißt, die Chance darauf, dass die Regionen hier eine weitaus größere Rolle spielen und gerade auch die Region, in der wir uns befinden, die eine der wesentlichsten, eine der Gott sei Dank wirtschaftlich stärksten ist. Das alles hätte man sich vor 20 Jahren nicht vorstellen können.

Walter Hallstein, einer der geistigen Gründer der EU, hat daher auch schon zu Anfang der EU in den 60er Jahren davor gewarnt, dass die Gefahr einer Länderblindheit der EWG, wie das damals geheißen hat, besteht. Daher ist es wichtig, dass die Landes- und kommunalen Ebenen eine weitaus größere Rolle spielen. Und es ist nicht zufällig, dass im Zusammenhang mit den Europäischen Einigungsakten, die 1986 beschlossen worden sind, man auch in Deutschland gleichzeitig die Rechte der Bundesländer gestärkt hat und sie auch in die Landtage hineingebracht hat. Das heißt, dass das Rechtsetzungsverfahren der EU, an dem die Vertreter der Exekutiven des Bundes und der Länder in Deutschland teilnehmen, auch entsprechend in den Landtagen zu kommunizieren ist. Da haben wir Nachholbedarf, meine sehr geehrte Damen und Herren, gerade auch in Wien! So löblich es ist, wenn wir solche Präsentationen vom Herrn Landeshauptmann bekommen, aber es wäre dringend notwendig, dass das, was Vertreter der Stadt Wien im Rahmen ihres Expertenstatus im Rechtsetzungsverfahren der EU tun, viel stärker auch hier kommuniziert wird und hier eine Mitsprachemöglichkeit schafft, weil es dann auch ganz anders möglich ist, dass man das nach außen weiterkommuniziert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sollten als Wiener auch hier zeigen, dass diese Region eine Region ist, in der es nicht nur interessante wirtschaftliche Kooperationen gibt, sondern auch solche auf der politischen Ebene. Die ÖVP stellt sich daher vor, dass es gemeinsame Landtagssitzungen der Bundesländer unserer Region von Wien, von Niederösterreich, dem Burgenland, der Nachbarregionen Tschechien, der Slowakei und Ungarn gibt. Es gibt hier Vorbilder in Europa. Ich erwähne die Region von Südtirol, Tirol (Abg Mag Wolfgang Jung: Das ist doch etwas ganz anderes!), Nordtirol, wo manchmal auch Vorarlberg dabei ist. Nach einem ähnlichen Prinzip stellen wir uns das vor (Abg Mag Wolfgang Jung: Die Auflösung der Republik Österreich, das wollen Sie!):

„Der Landtag spricht sich für eine gemeinsame Landtagssitzung der Bundesländer der Vienna Region Wien, Niederösterreich und Burgenland sowie der Nachbarregionen Tschechien, Slowakei und Ungarn aus, um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit auch auf politischer Ebene zu intensivieren. Die zuständigen Stellen des Landes Wien mögen die entsprechenden Gespräche mit den Verantwortlichen der Landtage und Regionalparlamente der genannten Nachbarregionen aufnehmen. In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Herrn Präsidenten des Wiener Landtags.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Auf einen Zwischenruf möchte ich schon eingehen. Sie haben davon gesprochen, das sei bei Tirol völlig anders. Schauen Sie sich die Situation Tirols an. Tirol ist 1919 in St Germain getrennt worden und heute ist das eigentlich kein Thema mehr, weil hier in diesem gemeinsamen Europa etwas zusammenwächst, was zusammengehört. (Abg Mag Wolfgang Jung: Dann fragen Sie einmal die Bürgermeister der Südtiroler Gemeinden!) Ich habe nach Südtirol einen ganz guten Draht. Mein Name ist ein rätoromanischer und meine Vorfahren stammen aus Mals in Südtirol. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das sagt aber wenig!) Ich weiß daher genau um die Südtiroler Situation, wahrscheinlich besser als Sie. 

Jedenfalls ist es so, dass es - genauso wie diese Region hier in Europa zusammengewachsen ist - eine gute Chance gibt, auch in dieser Region, in der wir uns befinden, zu der eben auch Teile von Tschechien, Ungarn und der Slowakei gehören, zusammenzuwachsen, weil das ein gemeinsamer Kulturraum ist. Das ist wichtig und das sollte auch die Politik ebenso wie die Wirtschaft nachvollziehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir glauben aber auch, dass es wichtig ist, dass wir verstärkt Informationen in den 23 Wiener Gemeindebezirken durchführen und ich stelle auch hier einen Beschlussantrag:

„Der Wiener Landtag möge beschließen, es möge eine Informationsveranstaltungsreihe eingeführt werden, die über aktuelle Themen der Europäischen Union in den 23 Gemeindebezirken Wiens informiert und die einmal im Jahr obligatorisch stattfinden soll. In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Herrn Landeshauptmann.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben viele Themen in Europa gemeinsam anzugehen, damit der Wohlstand in dieser Region und die gemeinsamen Interessen dieses Europas in einer kleiner gewordenen Welt wahrgenommen werden und der Frieden in diesem Europa entsprechend besteht. Das heißt, unsere Aufgabe ist es, dass wir den Bürgerinnen und Bürgern Europa als eine großartige Vision, als eine unheimliche Chance und als eine Überwindung der Probleme des 20. Jahrhunderts vermitteln. Das Europa des 21. Jahrhunderts ist ein Europa, das aus dem gelernt haben sollte, was im 19. Jahrhundert angedacht und im 20. Jahrhundert teilweise auch als Verbrechen falsch geschehen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin ist die Frau Abg Dr Vitouch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mit einem Zitat vom 9. Mai 1950 beginnen. Da hat Robert Schumann, einer der Gründungsväter der Europäischen Union, gesagt: „Europa lässt sich nicht mit einem Schlage herstellen und auch nicht durch eine einfache Zusammenfassung. Es wird aber durch konkrete Tatsachen entstehen, die zunächst eine Solidarität der Tat schaffen.“

In den vergangenen Jahren hat sich die EU bemüht, dem europäischen Einigungsprozess einen tragfähigen Rahmen, die so genannte Verfassung, zu geben. Und mit dem Vertrag von Lissabon ist die Union auch für die wichtigsten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts und, wie der Herr Landeshauptmann ja gemeint hat, auch für die Gegenwart gut gerüstet. Die politischen Prioritäten sind dabei die Kommunikation, der territoriale Zusammenhalt und die Partnerschaft für Wachstum und Beschäftigung. 

Die Europäische Kommission und der Ausschuss der Regionen wollen gemeinsam eine dezentralisierte Strategie für die Kommunikation mit den Bürgern und Bürgerinnen festlegen, um im „Europäischen Jahr des interkulturellen Dialogs“ gesamteuropäische Interessen, Prinzipien und die Werte, die sich von den universellen Menschenrechten ableiten, um- und durchzusetzen und zwar nicht mit Gewalt, sondern durch internationale Vereinbarungen. Wir wissen, dass sich solche Vereinbarungen nur durch wirtschaftliche und politische Macht eines vereinten Europa durchsetzen lassen, denn der Anteil der Europäer und Europäerinnen an der Weltbevölkerung wird leider immer geringer. Dies den Bürgern und Bürgerinnen zu erklären, ist, wie man sieht, kein ganz einfaches Unterfangen. Ärger über die EU als solches, die Ängste vor der Erweiterung und auch innenpolitische Ursachen in den einzelnen Mitgliedsstaaten haben zunächst zu einer Ablehnung des ursprünglichen Verfassungsvertrags geführt. Österreich ist hier vor allem auf Grund seiner armen, kleinseitigen Medienlandschaft wirklich ein Notstandsgebiet. 

Ich kann aber erwähnen und der Herr Landeshauptmann hat es ja schon getan, dass wir immerhin mit 2. Oktober 2007 von der Europäischen Kommission und das operationelle Programm für Ziel 2 25 Millionen EUR EU-Mittel für Wettbewerbsfähigkeit und Stadtentwicklung bekommen haben. Das sind um 33 Prozent mehr als in den letzten Förderperioden! Auf die möchte ich ganz kurz noch eingehen:

Der Schwerpunkt war die Stärkung der Wiener Wettbewerbsfähigkeit, die Verbesserung des städtischen Lebensraums, Schwerpunkt Innovation. Zwei Prioritäten, wie gesagt: Wettbewerbsfähigkeit und Verbesserung des städtischen Lebensraums. Da hat es konkrete Projekte gegeben, die Sie wahrscheinlich alle kennen, aber ich möchte es noch kurz anreißen: 

Der Stadtbahnbogen Spittelau, der neue Radweg im Bereich Gumpendorfer und Mariahilfer Gürtel, die Neugestaltung des Mariahilfer Platzls, diese vier schönen Parks: Anton-Baumann-Park in Wien 18, im 15. Bezirk Maria-vom-Siege, Heidmanngasse 3 und im 6. der Fritz-Imhof-Park. Verwaltet werden diese Gelder sehr gut und umsichtig durch die MA 27 - EU-Strategie und Wirtschaftsentwicklung. 

Bereits zwei erfolgreiche Förderperioden hat die MA 27 mit der Aufwertung von Stadtteilen abgewickelt. Da gab es 1995 bis 99 „Urban Wien Gürtel plus“, die Revitalisierung der Gürtelmittelzone mit einem Zentrum für Jugend und Kultur. 60 Projekte waren da allein involviert und haben diesen Stadtteil wirklich aufgewertet. 2000 bis 2006 war dann das erste Ziel 2-Wien-Programm und Urban 2, um Stadtteile des 2. und 20. Bezirks in der Struktur zu verbessern. Da waren Dinge wie der „Kulturpark Augarten“ oder das „Grätzl-Management“, die kleinräumige Betreuung von Volkert- und Alliiertenviertel um das Gebiet um den Wallensteinplatz. Mittelpunkt war auch die Revitalisierung des Hannovermarktes und zum Beispiel die Möglichkeit, den Computerführerschein für nur 50 EUR zu erwerben. Dann gab es das Stadterweiterungsprogramm Urban 2 Wien-Erdberg für Stadtteile des 3. und 11. Bezirks, das sich mit der Strukturverbesserung von Stadtteilen mit starkem Strukturwandel beschäftigt hat. Ich denke jetzt an die Rinderhalle, an Industriebrachen in Erdberg, an das Biotechnologiezentrum in der Dr-Bohr-Gasse, an den Bereich TownTown, an das Projekt der Fernwärme Wien und auch an das „Interkulturelle Frauennetzwerk Connection“ - alles erfolgreich abgewickelte Programme. Wie gesagt, 25 Millionen EUR EU-Mittel für Wettbewerbsfähigkeit und Stadtentwicklung.

Im zweiten Anlauf bringt der neue, der Lissabon-Vertrag jetzt vor allem eine Reform der Institutionen, der Kompetenzen und auch des Verhältnisses zwischen der EU und ihren Mitgliedsstaaten sowie eine Stärkung des Europäischen Parlaments. Nur so kann die EU effizienter, funktionsfähiger und vor allem demokratischer werden, was sie allerdings in den Augen nationalistischer Kreise verdächtigt macht. Und das Gleiche gilt leider für die Träumer von ganz links, für die Fundamentalisten, die der Globalisierung durch Isolation und Abschottung zu entgehen versuchen.

Wir können den Lauf der Geschichte nicht grundsätzlich ändern, sondern wir müssen uns um die sozialen Konsequenzen kümmern, zum Beispiel bezüglich Kontrolle von Betriebsrätinnen und Betriebsräten und um die Konsequenzen, die durch weltweite Migration oder den Aufschwung bisheriger Entwicklungsländer - ich nenne da nur China oder Indien - entstanden sind. Genau in diese Richtung zielt der Reformvertrag, der leider von einem Teil der Medien und den Rechtsaußen und Ewiggestrigen der europäischen Politik verfälscht zitiert wird. Ich weiß, er ist sperrig zu lesen und umso leichter wird hier Manipulation. (Abg Mag Wolfgang Jung: Haben Sie den Vertrag gelesen?) 

Auch ein Teil der Linkslinken hat sich diesen so genannten Argumenten, die rein demagogischer Natur sind, angeschlossen (Abg Mag Wolfgang Jung: Was haben Sie gelesen? Das sind doch Märchen!) und anlässlich der Unterzeichnung der Grundrechtscharta im EU-Parlament (Abg Mag Wolfgang Jung. Auch wenn Sie lauter werden, ist es nicht glaubwürdiger!) die Präsidenten von Parlament, Rat und Kommission am Reden gehindert! Und hier scheint das ja auch wieder der Fall zu sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Ja, Demokratie ist eine mühselige Sache, vor allem, wenn man die Interessen ganz Europas auf einen Nenner bringen will und soll. Genau darauf zielt der Vertrag ab. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie haben ihn doch nicht einmal gesehen, den Vertrag!) Er sieht eine wesentliche Ausdehnung der Rechte der direkt gewählten EU‑Parlamentarier vor und damit mehr Einfluss für die nationalen Parlamente. (Abg Mag Wolfgang Jung: Was bitte?) Ein eigenes Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit bindet vor allem die Kommission. (StR Johann Herzog: Genau das Gegenteil ist der Fall!) Die Rolle der Sozialpartner wird unterstützt (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie haben ihn nicht angeschaut, den Vertrag!), ebenso eine, ich zitiere jetzt: „Im hohen Maße wettbewerbsfähige, soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und die Verbesserung der Umweltqualität.“ Zitat Ende. 

Die friedlichen Ziele alternativer nachhaltiger Energiepolitik sollen global umgesetzt werden und dazu dient auch die gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Die innere Sicherheit wird durch Justiz- und Polizeizusammenarbeit und eine gemeinsame Asyl- und Migrationspolitik verbessert werden. 

Ohne das Projekt Europa können wir die globalen Entwicklungen nicht beeinflussen, ihnen nicht Paroli bieten, keine friedlichere, umweltfreundlichere Welt mit konkurrenzfähigen Arbeitsplätzen schaffen, die Wertegemeinschaft nicht mit Leben erfüllen. Wir Europäer sollten – der Herr Landeshauptmann hat es auch schon gesagt – optimistisch sein und auch stärker bewusst machen, was die Europäische Union bedeutet und welche Möglichkeiten und Chancen sie den Bürgern und Bürgerinnen bietet. Mauern zu errichten, hat schon in der Vergangenheit von China bis Berlin auf Dauer nichts genützt. Toleranz und Akzeptanz verschiedener Kulturen und Religionen machen handlungsfähiger und flexibler als Bretter vor den Köpfen.

Und Projekte mit der europäischen Mehrheit beweisen, dass das Ganze mehr ist als die Summe seiner Teile, getreu dem Motto: „Unitas in pluralitate.“ - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist der Abg Mag Jung. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Also Frau Kollegin Vitouch, auch wenn man es schön mit Rundfunksprechermiene herunterliest, wird es noch lange nicht wahr. Wenn Sie behaupten, dass die europäischen Parlamente, die nationalen, mehr Rechte kriegen - also bitte, ein so haarsträubender Unsinn, das ist ja unglaublich! Sie haben doch vor Ihrem Bürgermeister selber zugegeben, dass immer mehr Gesetze nicht mehr national beschlossen werden, sondern dass wir nachvollziehen! ((Abg Dr Elisabeth Vitouch schüttelt den Kopf.) Da können Sie den Kopf schütteln, wie Sie wollen, es ändert nichts daran! Sie erzählen uns die Unwahrheit und ich kann fast nicht glauben, auch wenn Sie die über tausend Seiten Papier nicht gelesen haben (Aufregung bei den Abgen Dr Elisabeth Vitouch und Nurten Yilmaz.), dass Sie den Unsinn selber glauben, den Sie uns da gerade verkauft haben! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Dr Elisabeth Vitouch: Wenn Sie sich nicht so informieren!)
Jetzt zu unserem Kollegen von der ÖVP, zum Kollegen Tschirf und seinen Eiertänzen. Jetzt unabhängig von der Kollegin Vitouch, ich verstehe meinen Parteiobmann Strache sehr gut, wenn er damals zu Koalitionspräferenzen gesagt hat: „Der Abg Cap hat uns zumindest charmanter angelogen als die ÖVP.“ Da hat er vollkommen recht gehabt! 

Weil Sie Bundesverfassungsgerichte und so weiter ansprechen und da gerade Deutschland als Vorbild genommen haben: Genau in Deutschland kann diese EU nämlich noch ihre gewaltigen blauen Wunder erleben, denn dort gibt es beträchtliche Vorbehalte des Bundesverfassungsgerichtshofs zu dem jetzt abzuschließenden Vertrag und der hat schon einige Male bei Beschlüssen des Bundestags in EU-Fragen Nein gesagt. Da werden wir noch sehen, was rauskommt.

Wie sehr Sie selber doch schon zurückrudern, Herr Kollege Tschirf, da schauen wir uns Ihren Resolutionsantrag an. Die Akzeptanz der Europäischen Union ist in der Bevölkerung weit nicht mehr so groß wie im Jahr des Beitritts. Die EU-Skepsis wird größer. „Die EU ist ein Moloch.“, schreiben Sie da selber hinein. Da sehen Sie doch, Sie rudern mit beiden Händen zurück, was das Zeug hält, weil Sie merken, der Boden beginnt unter Ihren Füßen zu wanken!

Ich nehme also jetzt die letzte Gemeindezeitung her. Da steht unten drinnen zur heutigen Überschrift: „Die Verfassung, die wir haben, heißt Demokratie, weil der Staat nicht auf wenige Bürger, sondern auf die Mehrheit ausgerichtet ist. Und das sollte“ - steht da ursprünglich - „die Präambel der Europäischen Verfassung werden.“ Man hat das richtigerweise nicht hineingeschrieben, denn die Mehrheit der Bürger in Europa verlangt heute - und das ist durch alle Befragungen in ganz Europa abgedeckt - eine Abstimmung über diese Pseudoverfassung, die Sie ihnen nicht geben wollen! „Alles Recht geht vom Volk aus“, haben wir auch bei uns stehen, Herr Kollege, wenn Sie schon dauernd die Verfassung zitieren! (Beifall bei der FPÖ.)
Der Herr Bürgermeister hat in seinen Eingangsworten angeführt: „Ich teile die Sicht der 82 Prozent der europäischen Parlamentarier, die hier die Zustimmung zu den Lissabon-Verträgen signalisieren.“ Die SPÖ hat sich ja unmittelbar nach den Worten des Herrn Bürgermeisters in die Mittagspause verabschiedet und mittlerweile der Bürgermeister auch schon. Das ist das, was Sie unter „Diskussion und Demokratie auf Rot“ verstehen, meine Damen und Herren! 

Also der Herr Bürgermeister teilt die Meinung von 82 Prozent der EU-Parlamentarier. Ich sage aber etwas anderes: Ich teile die Sicht der Mehrheit von über 70 Prozent der Österreicher, die für eine Volksabstimmung sind. Und die sind mir wichtiger als sämtliche EU-Parlamentarier! (Beifall bei der FPÖ.)
Denn im Gegensatz zum Kollegen Tschirf will ich keine Herauslösung von Teilen Österreichs in Pseudokooperationen. Mir sind die Salzburger, Herr Kollege Tschirf, und die Oberösterreicher um Häuser lieber und vor allem wichtiger als das, was sich im Raum Preßburg oder sonstwo tut! Und das kann ich Ihnen auch sagen: Noch gibt es diese Republik Österreich und wir treten für Sie ein, auch wenn Sie sie vielleicht gerne auflösen würden!

Ihre oberösterreichischen und niederösterreichischen Kollegen, das kann ich Ihnen sagen, werden sehr genau auf das hören, was Sie da gesagt haben. Sie werden sich mit Ihrer Wiener ÖVP noch weiter vom Bund isolieren, als Sie es ohnehin schon sind.

Der Herr Bürgermeister bedankt sich auch ganz großartig dafür, dass „Die Hoheit der Städte erstmalig“ - hat er gesagt – „in der EU festgeschrieben wird.“ Die Hoheit der Städte, sie dürfen über ihre eigenen Bereiche verfügen, wird festgeschrieben! Das ist doch keine Gnade, verdammt noch einmal, meine Damen und Herren! Diese Hoheit der Städte haben im Hochmittelalter schon sämtliche reichsfreien Städte gehabt, wie Sie vom Baltikum bis nach Südtirol sehen können. Das ist doch keine Gnade, dass wir das Recht haben, über uns selbst zu bestimmen oder sind wir schon so weit in dieser EU? Das muss ich Sie schon fragen! 

Nur noch ein Satz zu den Anträgen der GRÜNEN heute, denen wir in weiten Bereichen, nicht in allen, das gebe ich zu, zustimmen können. Aber die Volksabstimmung im Gesamtbereich ist besser als gar nichts. Das ist auch ein Punkt. 

Nun noch einmal zur Europa-Erklärung des Herrn Bürgermeisters. Er hat dazu nämlich genau vor fünf Jahren, fast genau, am 23.4., schon eine Erklärung abgegeben und ich habe mir die Mühe gemacht, sie herauszusuchen. Die Archive sind die Rache der Geschichte, hat einmal wer richtig festgestellt.

Da sagt er: „Einer Europäischen Verfassung ohne 
Identifikation der Bürger und Bürgerinnen dieses Europas mit ihrer Verfassung wird kein Erfolg beschieden sein.“ In der Zwischenzeit hat er anscheinend die Meinung geändert. Er führt weiter aus und fordert die Durchführung, wörtlich: „Auch die Durchführung einer Volksabstimmung über die Europäische Verfassung trotz aller Schwierigkeiten, die damit verbunden sind. Eine Verfassung, die in einer Volksabstimmung von den Bürgern und Bürgerinnen verabschiedet wird, hätte jedenfalls einen unübersehbaren Vorteil gegenüber einem Zustandekommen auf rein mitgliedsstaatlicher Ebene. Allein der Prozess der Vorbereitung einer solchen Volksabstimmung würde zwingend europaweit eine politische Diskussion und Auseinandersetzung in Gang bringen.“ Der Herr Bürgermeister hat die Volksabstimmung gefordert. Jetzt ist er leider nicht da, so dass man ihn an seine Vergesslichkeit erinnern könnte, den Herrn Bürgermeister und die SPÖ, die damals mitgegangen ist, meine Damen und Herren, Herr Kollege Schuster! Auch Sie haben diese Deklaration des Herrn Bürgermeisters damals beklatscht und was ist heute? Alles vergessen? Konrad Adenauer hat gesagt: „Was schert mich die Dummheit, die ich gestern gesagt habe?“ Ist das die Politik, die Sie betreiben und wie Sie die Österreicher an der Nase herumführen?

Hier geht es um wesentliche Sachen, das kann ich Ihnen sagen. Ich meine, wir sind es schon gewohnt, dass Versprechen und Taten bei der SPÖ zweierlei sind. Das hat sich in der Vergangenheit schon des Öfteren gezeigt. Ich brauche da gar nicht die Geschichte vom Umfallen zitieren. Sie sind ja gerade wieder in so einer Wackel- und Umfallphase. Aber hier geht’s nicht nur um Studiengebühren oder Pensionsanpassung - die ist sicher wichtig für die Betroffenen -, hier geht’s um etwas Wesentlicheres. In der Europaverfassung geht’s darum, wie die Freiheit dieses Staates in Zukunft ausschauen wird oder ob wir als Vasallen und Befehlsempfänger für Brüssel fungieren müssen und ob dort einfache beamtete Kommissare, Kommissare, die in einem Kuhhandel der Regierungen ausgehandelt werden, darüber bestimmen dürfen, was das Österreichische Parlament und auch wir als Wiener Landtag in Zukunft zu beschließen haben. Und das lehnen wir ab, das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es reicht uns bereits, was Brüssel uns bisher in den Bereichen Subventionen, politische Bevormundung, Pseudoparlament und außenpolitische Abenteuer eingebrockt hat. Die Frau Kollegin Vitouch hat gerade die europäische Außen- und Sicherheitspolitik als großen Erfolg angesprochen. Ich werde kurz darauf eingehen, auf einige dieser Punkte. Der Kollege Blind hat heute schon einmal darüber gesprochen, wie man auf der untersten Ebene dem einfachen Handwerker das Leben vermiest, der schon fast eine Ausbildung als Jurist braucht, damit er überhaupt lesen kann, was in den 40 Seiten für die Montage einer Kleinfeuerungsanlage vorgeschrieben wird. Und das Europäische Parlament? Haben Sie sich schon einmal eine Sitzung des Europäischen Parlaments angeschaut? Ich kann es Ihnen sagen: Da laufen zwei bis drei Tage Sitzungen, dann wird am Schluss abgestimmt, damit man wenigstens einmal einen Teil der Abgeordneten - da sitzen nämlich bei den Sitzungen prozentuell noch weniger drinnen als normalerweise hier bei der Sitzung - zum Abstimmen bringt und dann werden in einer Stunde 60, 90 und 100 Abstimmungen durchgeführt. Und durch Übersetzungsfehler, weil es dort in verschiedenen Sprachen unterschiedlich schnell geht, sind einzelne Abgeordnete dann noch bei einer ganz anderen Abstimmung als die vorher und drücken am falschen Knopf. Aber es kommt eh nicht drauf an, es wird eh nur Holler beschlossen und zu vier Fünftel Resolutionen. 

So schaut dieses Parlament, diese Demokratie, die Sie befürworten, in Europa aus! Ich war vor zirka elf Jahren Mitglied dieses Europäischen Parlaments und damals ging es um die ständigen Rivalitäten zwischen Brüssel und Straßburg, weil zwei Staaten sich nicht einigen konnten. Dafür haben wir zwei Parlamentsgebäude gehabt und zwei weitere Parlamentsgebäude waren fast fertig, weil sie eben rivalisiert haben. Jedes hat damals ungefähr eineinhalb Milliarden Schilling gekostet. Eines der beiden Gebäude in Brüssel war von Asbest verseucht, und es wurde deshalb noch ein drittes gebaut! Fünf Gebäude für neunzig Sitzungstage eines Pseudoparlaments! So schaut der Umgang mit dem Geld in diesem Bereich aus. 

Und dann die außenpolitischen Abenteuer, die ich angesprochen habe. Gerade jetzt haben wir es wieder vor den Augen. Was hier im Kosovo gegen eine Resolution der Vereinten Nationen beschlossen wurde, wo man aus Eitelkeit europäischer Bürokraten einfach drüberfährt, wird uns noch allen und unserem ganzen Kontinent große Schwierigkeiten bereiten! Wir sehen es bereits in Bosnien beginnen, wir erleben es in Mazedonien. Und das wird Auswirkungen bis nach Spanien ins Baskenland und so weiter haben. Alles die Eitelkeit der Brüsseler, die wir bezahlen und die wir ausbaden müssen. 

Und viel krasser vielleicht noch die Frage der österreichischen Neutralität. Ihr Verteidigungsminister von der SPÖ, vorher Wehrdienstverweigerer, hat sich durch die EU in ein Abenteuer im Tschad hineindrängen lassen. Demnächst muss im Nationalrat beziehungsweise im Hauptausschuss des Nationalrats eine Verlängerung dieses Abenteuers beschlossen werden, das uns bisher schon über 20 Millionen gekostet hat und noch nichts, noch gar nichts gebracht hat! Die österreichischen Soldaten konnten dort noch überhaupt nichts zum Aufbau beitragen, weil durch die Verzögerungen, durch das Chaos, das hier herrscht, ihr Lager noch nicht einmal fertig aufgebaut ist. Was aber sehr wohl passiert ist, ist, dass wir mittlerweile - man will ja die französischen Interessen vertreten - mit den Franzosen gleichgesetzt werden - keine Rede mehr von Neutralität - und die Gefährdung unserer Soldaten enorm gestiegen ist! Und noch etwas: Ihr Minister sagt den Leuten dann, sie sollen Flüchtlingslager beschützen. Abgesehen davon, dass es mit diesen Stärken ein Unsinn ist, sie tun das nicht, sie haben einen anderen Auftrag! Sie haben den Auftrag aufzuklären gegen jene Kräfte - und Kollege Schuster liest angestrengt, aber ich bin mir sicher, er hört auch zu -, die dort gegen die Regierung des Diktators im Tschad tätig sind! Ja, wir geben die Informationen den Franzosen und dem Diktator. Na glauben Sie wirklich, die halten uns für neutral? Davon ist keine Rede! Sie haben noch nichts leisten können, nicht weil die Soldaten daran schuld waren, sondern weil das System ein Chaos ist. Sie haben unsere Neutralität in Verruf gebracht und es wird verlängert und wir werden den Auftrag nicht durchführen, den man den Österreichern immer wieder als Schwindel (Abg Dr Elisabeth Vitouch schüttelt den Kopf.) - als Schwindel, Frau Kollegin! - vorhält. 

So schaut’s aus mit Brüssel! Und das ließe sich weiterführen: Die Schengenfolgen, der Kriminalitätsimport, die Arbeitsplätzeabwanderung - in Deutschland ganz krass die Firmenabwanderung von Nokia, in Österreich ist Siemens im Augenblick auch so weit, Ihre Kollegin Ederer. Die ÖMV bewegt sich immer weiter Richtung Osten. Der Name Ruttensdorfer dürfte Ihnen als SPÖler auch etwas sagen. Die Forderung nach einer EU-Steuer. Die Belastung der österreichischen Schwerindustrie jetzt durch einseitige Abgasregelungen. Und zuletzt die AKW-Förderung mit unserem Geld. Und Sie halten sich die Augen zu! 

Diese Liste ließe sich, meine Damen und Herren, seitenweise fortsetzen. Die Österreicher haben das längst bemerkt, dass sie beim Beitritt beschwindelt wurden. Die Stimmung ist, wie auch die ÖVP ja schon in ihrem Antrag merkt, folgerichtig gekippt. Deswegen kann ich Ihnen nur eines empfehlen: Kommen Sie am Samstag auf den Stephansplatz! Dann schauen Sie sich dort an, was die Österreicher, was die Wiener zu diesem Thema wirklich denken! Aber nicht so wie ein Bezirksvorsteher, der sich bei der Moscheedemonstration nicht einmal aus dem Haus getraut hat, der gekniffen hat. Mittlerweile ist er eh schon in Pension gegangen, damit er sein Versprechen, das er gegeben hat, so offensichtlich nicht einhält. Kommen Sie dort hin und schauen Sie es sich dann an! Sie werden merken, was die Bürger von der Union denken. 

Ihr Versuch, Druck auf die Medien, besonders auf den ORF, auszuüben, hat einen kurzfristigen Erfolg gebracht. Bisher wurde außer in der „Kronen Zeitung“ wenig darüber berichtet. Aber ich kann Ihnen eines sagen: Selbst wenn Sie jetzt durchkommen sollten, es wird Ihnen kein Glück bringen und die Wähler werden Ihnen entsprechend antworten, an der Wahlurne nämlich! „Einer europäischen Verfassung ohne Identifikation der Bürger und Bürgerinnen dieses Europas mit ihrer Verfassung wird kein Erfolg beschieden sein.“ - Zitat Häupl! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. (Abg Dr Matthias Tschirf: Tatsächliche Berichtigung!) Pardon. Ja, Herr Klubobmann Dr Tschirf hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort dafür, Redezeit drei Minuten. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, eine tatsächliche Berichtigung. Ich gehe inhaltlich sicherlich auf das ein, was hier gesagt wurde. Aber tatsächlich möchte ich berichtigen, weil es sonst im Protokoll steht. Es ist ein absoluter Unsinn zu behaupten, dass die ÖVP, die eine der Gründungsparteien dieser Republik ist, für eine ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Eine tatsächliche Berichtigung beginnt mit dem zu berichtigenden Zitat!) Entschuldigen Sie, ich weiß, Sie machen sich jetzt wieder einen Komplex mir gegenüber als Akademiker (Aufregung bei der FPÖ und der ÖVP.), aber das ist Ihr Problem. Jedenfalls sage ich Ihnen Folgendes: Sie haben gesagt, dass die ÖVP dafür eintrete, dass wir für eine Auflösung der Republik seien. Das ist ein absoluter Unsinn! Wir sind eine der Gründungsparteien dieser Republik Österreich und sind eine der Parteien, die immer zu dieser Republik gestanden ist. Und auch jene Wurzeln, auf denen wir ruhen, auch diese Politiker waren zu einer Zeit dafür, wo die Politiker, auf deren Wurzeln Sie ruhen, das nicht waren, um das auch zu sagen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wollte mich nicht zum Wort melden, um hier Inhaltliches zu berichtigen, sondern nur, damit im Protokoll diese Unrichtigkeit nicht drinnen stehen bleibt. Ich weiß, dass es Leute gibt, die sagen, man soll eine Unwahrheit mehrmals sagen, dann würde sie geglaubt werden. Das ist der Stil und der Inhalt, auf dem Sie beruhen. Aber um das zu verhindern: Es ist unrichtig und so soll es im Protokoll festgehalten werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Nunmehr ist die Frau Klubvorsitzende Frau Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! 

Die wesentlichen Ausführungen im Zusammenhang mit dem EU-Reformvertrag hat meine Fraktionskollegin StRin Dr Monika Vana hier bereits dargebracht. Das heißt, mir bleibt im Wesentlichen übrig, die Anträge meiner Fraktion einzubringen, noch einmal kurz darauf einzugehen und sie auch noch zu begründen. 

Ich fange vielleicht aber zunächst einmal damit an, dass auch ich mich an dieser Stelle freue, dass es zu dieser Mitteilung des Landeshauptmanns gekommen ist. Ich finde es etwas schade, dass diese Mitteilung reichlich spät erfolgt ist. Reichlich spät, weil unser Parlament demnächst, eigentlich bereits in wenigen Tagen, den EU-Reformvertrag ratifizieren wird und somit findet diese Debatte, die gut und sinnvoll und wertvoll ist, endlich statt. Aber, wie gesagt, schlussendlich fünf vor zwölf. Und das ist, wie gesagt, sehr schade, weil wir somit auch kaum mehr Zeit haben, um das eine oder andere, was hier ja noch zu unternehmen wäre, doch noch tatsächlich zu unternehmen. 

Nichtsdestotrotz denke ich mir: Besser spät als nie! Eine Erörterung über den EU-Reformvertrag, aber auch über die EU tut dem Haus in der Tat gut, und zwar auch deshalb, weil wir uns auch auf der Ebene des Wiener Landtages wirklich sehr selten mit EU-Angelegenheiten befassen. Ich halte das für sehr bedauerlich, denn immerhin werden drei Viertel der EU-Entscheidungen sehr wohl auf regionaler oder auf kommunaler Ebene umgesetzt. Ein Großteil unseres Handelns hängt daher unmittelbar mit der EU zusammen, und deswegen finde ich es, wie gesagt, sehr schade, dass die Debatte über die Europäische Union und auch über diesen EU-Reform-
vertrag viel zu kurz gekommen ist, und zwar nicht nur in ganz Österreich, sondern auch in diesem Haus.

Damit das nicht so bleibt, sondern um einiges besser werden kann – und seitens der GRÜNEN hören wir nicht auf zu hoffen –, haben wir einen Antrag vorbereitet, der darauf abzielt, dass in diesem Haus ein Europa-Ausschuss geschaffen wird. Dazu wäre zwar eine Änderung der Wiener Landesverfassung erforderlich, aber es wäre dies eine sinnvolle Änderung, denn in der Europakommission gibt es zwar jede Menge an Information, aber diese tagt nicht sehr häufig und kann auch keine Entscheidungen treffen, die in irgendeiner Art und Weise bindend sind.

Wir meinen, dass es nach dem Vorbild des entsprechenden Ausschusses auf Nationalratsebene auch hier sehr wohl Sinn machen würde, einen Europaausschuss zu schaffen, der regelmäßig tagen und in dem es Informationen geben würde, zum Beispiel auch über die diversen Mitgliedschaften Wiens in europäischen Städtenetzwerken. Es sind übrigens inzwischen schon 30 Netzwerke, an denen die Stadt mitwirkt, und es bestünde dann die Möglichkeit, sozusagen unsere Performance innerhalb dieser Netzwerke besser vorzubereiten und zu diskutieren. Außerdem bestünde, wie gesagt, die Möglichkeit, in Angelegenheiten, die in unseren Augen von besonderer Bedeutung für die Stadt Wien sind, Beschlüsse zu fassen, die für unsere StadträtInnen und für den Herrn Landeshauptmann bindend wären.

Im Hinblick darauf bringe ich den entsprechenden Antrag der GRÜNEN ein. Es ist dies ein Antrag auf Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann, und ich hoffe und würde mich sehr freuen, wenn dieser Antrag von den Fraktionen dieses Hauses unterstützt wird. – Die Übergabe des Antrags ist mit etwas Akrobatik verbunden, aber auch das wird zu lösen sein.

Nun möchte ich zu einem zweiten Bereich kommen, der uns sehr am Herzen liegt und der meiner Meinung nach auch den Österreicherinnen und Österreichern sehr am Herzen liegt, nämlich die durchaus schwierige Debatte über das Auslaufen der Übergangsfristen für ArbeitnehmerInnen aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten. Diese Übergangsfristen enden bekanntlich 2009 beziehungsweise spätestens 2011. In Österreich wird diese Debatte im Wesentlichen unter dem Aspekt geführt, wie man Lohn-Dumping und ein Aushöhlen der arbeitsrechtlichen Standards hierzulande verhindern kann.

Das ist zwar sozusagen eine legitime Sichtweise, es wird aber immer ausgeblendet, dass dieses Lohn-Dumping nicht von den ArbeitnehmerInnen, die aus dem benachbarten Ausland pendeln, verursacht wird, sondern vielmehr hierzulande geschaffen wird. Es wird von den hiesigen Firmen gemacht, die Wege und Umwege nutzen, um hier Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auszubeuten und Gehaltsniveaus zu senken, was schlussendlich zu Lasten sowohl der ArbeitnehmerInnen, die aus dem Ausland pendeln, als auch zu Lasten der einheimischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geht.

Wir denken also, dass es viel sinnvoller wäre, anstatt ein großes politisches Getöse zu machen, wie schrecklich das ist und was man denn tun sollte, und Appelle an wen auch immer zu richten, dieses Lohn-Dumping hintanzuhalten, die verbleibende Zeit – und es ist nicht mehr sehr viel Zeit – zu nutzen, um wirksame Kontrollinstrumentarien zu schaffen, damit man hier wirklich Mechanismen zur Hand hat, die bewirken, dass Firmen nicht die Möglichkeit haben, österreichische Arbeitsstandards zu umgehen.

Deshalb beantragen wir die Schaffung der entsprechenden Instrumentarien. Da wir diese hier auf Landtagsebene bedauerlicherweise nicht selbst schaffen können, richtet sich dieser Antrag an die Bundesregierung und auch an den Nationalrat: Diese werden aufgefordert, bis spätestens 2009 alle rechtlichen Vorkehrungen zu treffen, damit es möglich sein wird, dass Betriebsrätinnen und Betriebsräte mehr Kontrollrechte und mehr Einblick in Verträge erhalten, die nicht nur den eigenen Firmenbereich betreffen, was ja jetzt schon möglich ist, sondern die sich insbesondere auf Subunternehmen, Leihfirmen und Tochterfirmen, die sich beispielsweise im benachbarten Ausland befinden, beziehen. Das ist ein sehr wesentlicher Schritt, wenn es darum geht, genau der Nutzung von Wegen und Umwegen – oder vielleicht sollte ich eher von Irrwegen sprechen – durch heimische Unternehmen, um arbeitsrechtliche Standards zu umgehen, einen Riegel vorzuschieben. Das wird, wie gesagt, nicht nur jenen Menschen, die aus dem benachbarten Ausland einpendeln, zugute kommen, sondern vor allem auch den einheimischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern.

Der Antrag ist sehr detailliert und sehr technisch. Er umfasst zwei Bereiche. Ein Teil bezieht sich auf Österreich und eine Änderung der entsprechenden Stellen im Arbeitsrecht, damit Betriebsräte und Betriebsrätinnen die genannten Einblicks-, Kontroll- und Mitwirkungsrechte erhalten. Im zweiten Teil wendet man sich an die Bundesregierung und fordert sie auf, sich auf europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass die Einblicks-, Kontroll- und Mitwirkungsrechte europäischer Betriebsrätinnen und Betriebsräte gestärkt und dass insbesondere effiziente Sanktionierungsmöglichkeiten geschaffen werden. Denn wenn es auf europäischer Ebene zwar den europäischen Betriebsrat und die europäische Betriebsrätin gibt und diese sogar verbriefte Rechte haben, jedoch die Nichteinhaltung dieser Rechte zu keinerlei Sanktionierungen führt, dann ist das totes Recht, meine Damen und Herren, und ich glaube, das ist nicht Sinn und Zweck der Übung!

Ich bringe auch diesen Antrag ein und rechne mit der Unterstützung der Fraktionen, die in diesem Haus vertreten sind, nicht nur im Sinne des österreichischen Arbeitsmarktes sowie der österreichischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und nicht nur im Sinne der Pendlerinnen und Pendler aus dem benachbarten EU-Ausland, sondern im ureigensten Sinne Europas. Denn wenn wir darüber sprechen, dass Europa zu einem gemeinsamen europäischen Projekt zusammenwachsen muss, dann setzt das auch gemeinsame europäische arbeitsrechtliche Standards voraus, die für alle gelten, die tatsächlich einklagbar sind und von den Betriebsräten und Betriebsrätinnen nicht nur überprüft werden können, sondern auch konkret mit entsprechenden Sanktionen verbunden sind, wenn es zur Umgehung dieser Standards kommt.

Ich komme nun zum dritten und letzten Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Demokratisierung der EU.

Lassen Sie mich an dieser Stelle festhalten, dass der EU-Reformvertrag, so wie er vorliegt, für mich nicht weitreichend genug ist. Er enthält vieles nicht, was aus grüner Sicht erforderlich gewesen wäre. Er geht zum Beispiel auch nicht weit genug, wenn es darum geht, das Europaparlament mit weit mehr Mitbestimmungsrechten auszustatten. Aber er stellt zweifelsohne eine Verbesserung gegenüber dem Stand der Dinge, gegenüber dem Vertrag von Nizza, dar, auf den wir zurückfallen würden, wenn dieser EU-Reformvertrag nicht ratifiziert und nicht mit Leben erfüllt wird.

So gesehen muss ich an dieser Stelle wieder feststellen: Seitens der GRÜNEN gibt es ein kritisches Ja zu diesem EU-Reformvertrag, es bleibt aber die Frage zu erörtern, was der bessere Weg wäre, bevor es hier in Österreich zu einer Ratifizierung kommt. 

Ich meine, man muss sich an dieser Stelle auch zu Gemüte führen, was eine Umfrage des Europainstituts im November oder Dezember des Vorjahres, also vor wenigen Monaten, zutage gefördert hat. 

Bei dieser Umfrage haben sich nur 57 Prozent der Befragten in Österreich für eine nationale Volksabstimmung ausgesprochen. Und 39 Prozent der Befragten haben vor wenigen Monaten angegeben, nichts über den EU-Reformvertrag gelesen oder gehört zu haben. Das, meine Damen und Herren, ist alarmierend!

Ich meine, gerade im heurigen Gedenkjahr „70 Jahre Anschluss Österreichs“ sollte uns, da wir jetzt, 70 Jahre später, ein gemeinsames europäisches Projekt haben, die Information der Bevölkerung ein Anliegen sein. Dieses Projekt ist ganz weit weg von den schrecklichen Ereignissen des Zweiten Weltkriegs und lässt uns hoffen, dass dieses Europa zusammenwächst und weiter zusammenwachsen kann. Es wurde zwar nicht primär als Friedensprojekt geschaffen, es ist aber aus heutiger Sicht schlussendlich ein Projekt geworden, das auch Frieden, Stabilität und weiteres Zusammenwachsen in Europa garantiert. Und weil uns allen diese wichtige europäische Vision am Herzen liegt, hätten wir meiner Meinung nach die Verpflichtung gehabt, dafür zu sorgen, dass die Bevölkerung viel besser über die Europäische Union informiert ist, viel mehr von dem weiß, was dort geschieht und beschlossen wird, und sich auch viel mehr als Teil dieses Projekts fühlt.

Dem ist leider nicht so! Jetzt wird in wenigen Tagen der EU-Reformvertrag ratifiziert, und 39 Prozent aller Befragten haben vor wenigen Monaten davon noch nichts gehört und nichts gelesen. Das ist meines Erachtens der Kern des Problems, dem wir uns zuwenden müssen und sollen. Wir müssen uns fragen, was wir tun können und sollen, um die Bürgerinnen und Bürger näher an Europa zu bringen, um sie besser zu informieren und um sie mehr für europäische Belange zu interessieren.

Ich gehe davon aus, dass die meisten von Ihnen vielleicht das eine oder andere Mal schon selbst darüber nachgedacht haben werden, dass die direkte Demokratie sehr wohl ein sehr guter Weg ist, Menschen für Abläufe in der Politik zu interessieren. Die Bürgerinnen und Bürger Österreichs haben einmal alle paar Jahre bei den Europawahlen die Möglichkeit, die VertreterInnen Österreichs im Europaparlament zu wählen, und danach hören sie nie mehr irgendetwas oder kaum irgendetwas von der Europäischen Union. Es vergehen dann ein paar Jahre, und dann können sie wieder einmal wählen.

Würde man zwischendurch immer wieder einmal bei wesentlichen Fragen von europaweiter Relevanz die Völker Europas tatsächlich zu den Urnen rufen, würde man beispielsweise europaweite Referenda ins Leben rufen und die Bürgerinnen und Bürger Europas immer wieder auch mit europäischen Kernfragen beschäftigen, dann wäre das meines Erachtens auch eine Chance, dass es im Vorfeld viel mehr Information gibt. Dann wären natürlich auch wir von den diversen Fraktionen aufgerufen, uns viel mehr auf die Straße zu begeben, mit den Menschen zu sprechen und für unsere Anliegen zu werben. Das würde bedeuten, dass dieses Projekt Europa auch politisch mit viel mehr Leben erfüllt ist.

Deshalb befürworten die Grünen von Herzen die Schaffung europaweiter Referenda. Im Übrigen haben wir auch mehrfach im Vorfeld dieses EU‑Reform-
vertrages wiederholt, dass das eine hervorragende Gelegenheit geboten hätte, ein erstes europaweites Referendum abzuhalten. Leider hat man, wie ich an dieser Stelle sagen muss, diese Chance verpasst. Und weil man diese Chance verpasst hat, haben wir Wiener Grünen gemeint, dass in letzter Konsequenz, quasi als Ultima Ratio, bevor der Vertrag auf diese Art und Weise sang‑ und klanglos vom Nationalrat ratifiziert wird, die Abhaltung einer Volksabstimmung in Österreich doch der bessere Weg gewesen wäre.

Damit jetzt keine Missverständnisse bei der juristischen Debatte aufkommen: Mir ist bewusst, dass diese Volksabstimmung nicht zwingend notwendig gewesen wäre. Darum geht es uns aber nicht in dieser Debatte. Uns geht es darum zu sagen, auf welchem Weg man erreichen können hätte, dass nicht mindestens 39 Prozent nichts von dem Reformvertrag gehört haben, nichts mit der EU anzufangen wissen und deshalb leichte Beute für die Herren da drüben sind. Das ist das Problem, von dem wir hier sprechen. Und ich muss an dieser Stelle sagen: Ich finde es schade, dass man diese Chance verpasst hat. Es wäre nach Ansicht der Wiener Grünen viel klüger gewesen, zumindest eine österreichische Volksabstimmung durchzuführen, nachdem leider die Chance vertan wurde, das erste europaweite Referendum über diese Frage abzuhalten.

Jetzt ist es zu spät, jetzt ist alles vorbei. Aber es gibt ja noch die Zukunft und diesen Antrag der Grünen, der genau dieses Ziel verfolgt, nämlich eine Regelung zu erreichen, wonach bei Fragen von europaweiter Relevanz die Abhaltung europaweiter Referenda möglich sein soll und wonach bei wesentlichen Änderungen der EU‑Verträge ein derartiges europaweites Referendum künftig verpflichtend sein soll. Diese Regelung sollte auch bestimmen, dass es künftig bei der Abhaltung eines europäischen Konvents auch zur Beteiligung von NGOs und der zivilen Gesellschaft kommt, denn es sollte uns eigentlich mit Freude erfüllen, dass es NGOs gibt, die auf europäischer Ebene tätig sind, die sehr interessiert sind und um Europa ringen. Genau diese Menschen sollte man einbinden und für die politischen Debatten rund um und in Europa gewinnen. 

Somit bringe ich diesen Antrag ein. Auch hiebei handelt es sich um einen Antrag auf Zuweisung. Ich weiß schon, dass er zumindest von der ÖVP unterstützt wird. Das freut mich sehr, und ich hoffe auch auf Unterstützung seitens der anderen Fraktionen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Strache unterstützt das sicher!) Was Strache tut oder nicht, interessiert mich mäßig, wenn ich ehrlich bin. Mir geht es um Europa! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Lassen Sie mich in dieser letzten verbleibenden Minute noch Folgendes festhalten: Uns allen sollte es um Europa gehen. Wenn man sich die Umfrageergebnisse anschaut, dann sollten wir um Europa ringen. Wir sollten es uns nicht leicht machen. Ich kann mir schon vorstellen, dass eine Volksabstimmung oder auch ein europaweites Referendum, was an und für sich die Zukunft ist, sehr viel Arbeit bedeutet. Es bedeutet einen Kampf, den man führen muss, um Menschen zu gewinnen und zu überzeugen.

Die Menschen haben sich abgewandt und sind ziemlich weit weg. Das heißt, es ist eine schwierige Arbeit, die Menschen zu erreichen und für dieses gemeinsame europäische Projekt wieder zu gewinnen. Aber diese Arbeit sollten wir auf uns nehmen. Setzen Sie sich gemeinsam mit uns dafür ein, dass endlich europaweite Referenda geschaffen werden! Lassen Sie uns gemeinsam Österreichs Bürger, aber auch die Bürger Europas für dieses gemeinsame europäische Projekt gewinnen. Das ist mir ganz besonders in diesem Gedenkjahr ein Anliegen, damit es nie mehr zu solchen fürchterlichen Ereignissen in Europa kommt. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Präsident Heinz Hufnagl: Ich darf Sie informieren, dass in der Zwischenzeit Herr Abg Aichinger anwesend ist.

Wir kommen zur nächsten Wortmeldung. Zu Wort gelangt Herr Abg Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, dass Politiker grundsätzlich Verantwortung für die Menschen in dieser Stadt und in diesem Land haben. (Abg Nurten Yilmaz: Nur die Männer? Da bin ich heikel!) Ich meine selbstverständlich Politiker und Politikerinnen oder auch umgekehrt. Wenn Sie meinen, dass das nicht klar ausgedrückt war, stelle ich klar: Ich habe selbstverständlich beide Geschlechter gemeint. (Abg Nurten Yilmaz: Danke!)
Ich denke, dass es grundsätzlich wichtig ist, sich für die Bedeutung der politischen Motivation Einzelner zu engagieren, damit gute politische Entscheidungen herbeigeführt werden und der eigenen Region oder dem eigenen Land geholfen werden kann. – Nach der zuvor stattgefundenen Diskussion muss ich allerdings zur Kenntnis nehmen, dass einige wenige in diesem Saal offensichtlich nicht von dieser guten Absicht getrieben sind. Das bedaure ich! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Meine Vorrednerin hat darauf hingewiesen, wie wichtig die Erklärung des Herrn Bürgermeisters und Landeshauptmannes heute war, hat aber gleichzeitig auch die Kritik dazu geäußert, dass ihr etwas fehlt. Dieser Kritik können wir uns anschließen, weil wir heute am Vorabend der Ratifizierung des Reformvertrages stehen und schon vor Monaten darüber diskutiert haben, wie wichtig die Information der Bürger ist. Wahrscheinlich ist das einer der wichtigsten Punkte überhaupt. Abgesehen davon unterscheiden wir uns – also zumindest drei Parteien hier in diesem Saal – nämlich nicht von den Absichten, die der französische Außenminister Robert Schumann am 9. Mai 1950 als Vorerklärung zur Schaffung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die in weiterer Folge zur Europäischen Union wurde, geäußert hat: „Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden ohne schöpferische Anstrengungen, die der Größe der Bedrohung entsprechen.“ Und: „Europa lässt sich nicht mit einem Schlage herstellen und auch nicht durch eine einfache Zusammenfassung.“ – Ich füge quasi in Klammer hinzu: Wie das vielleicht manche hier im Saal glauben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Rufzeichen!) – „Es wird durch konkrete Tatsachen entstehen, die zunächst eine Solidarität der Tat schaffen.“

Meine Damen und Herren! Ich wiederhole: Ich hoffe, es sind hier mindestens drei Parteien, die an dieses gemeinsame Europa glauben und die an diesem gemeinsamen Europa weiterarbeiten wollen! – Diesfalls ist es unsere Aufgabe, die Bürger entsprechend zu informieren, aber auch hier im Wiener Landtag und im Wiener Gemeinderat über unsere Aufgaben im Rahmen eines gemeinsamen Europa zu diskutieren.

Im Hinblick darauf bringen wir einen entsprechenden Antrag ein. Es gibt ein Vorzeigemodell im Bayerischen Landtag, der 2003 ein Gesetz über die Unterrichtung des Landtages durch die Staatsregierung verabschiedet hat. In dessen Artikel 1 heißt es, dass die Staatsregierung den Landtag frühzeitig über Angelegenheiten der Europäischen Union unterrichten muss. – Ich denke, dass es sinnvoll wäre, ein solches Modell, wie dies bereits auf österreichischer Nationalratsebene implementiert ist, auch in Wien auf Landesebene einzuführen, damit wir hier regelmäßige Informationen für die EU-Belange erhalten.

In diesem Sinne stellen mein Kollege Matthias Tschirf und ich namens der Österreichischen Volkspartei den Antrag, dass der Landtag ein Gesetz über die Unterrichtung des Landtages durch die Landesregierung nach dem von mir bereits genannten Beispiel beschließen wolle. – In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Herrn Landeshauptmann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Was der EU-Reformvertrag bringt, hat der Herr Bürgermeister und Landeshauptmann klar dargelegt. Wir können das genauso unterschreiben, wie er es ausgeführt hat: Der Reformvertrag bringt eine Verbesserung innerhalb Europas, und er bringt Erleichterungen in der Institutionenfrage. Er bringt zwar nicht die Erleichterungen, die sich manche von uns hier sicherlich gewünscht haben, aber er ist ein Schritt in die richtige Richtung.

Der Reformvertrag bringt auch mehr Möglichkeiten, dass die nationalen Parlamente in die Entscheidungen mit einbezogen sind. Ich glaube, nicht unwesentlich ist, dass das österreichische Parlament nunmehr nach dem Subsidiaritätsprinzip erstmals auch die Möglichkeit bekommt, dass Angelegenheiten von den nationalen Parlamenten erledigt werden müssen und nicht mehr von der EU erledigt werden können. Das Subsidiaritätsprinzip ist also nochmals nachhaltig festgeschrieben.

Dass die Ratspräsidentschaft erweitert wurde, geschah klarerweise im Sinne der Kontinuität. Ich möchte jetzt nochmals festhalten, weil manche hier im Saal gegenüber der Bevölkerung immer den Anschein erwecken wollen, dass ein paar Bürokraten in Brüssel die EU regieren: Das ist nicht der Fall! Es regiert die Ratspräsidentschaft! Diese besteht aus den Mitgliedsstaaten. In Zukunft wird nicht nur ein Staat für ein halbes Jahr diese Regierung übernehmen, sondern es wird eine Triopräsidentschaft für eineinhalb Jahre geben, was zu noch mehr Kontinuität führen und für noch mehr Zusammengehörigkeit sorgen wird. Ich denke, das sind Entscheidungen in die richtige Richtung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Seitens einer Partei wurde immer wieder kritisiert, dass es nicht die Möglichkeit gibt, aus der EU auszutreten. – Auch diese Möglichkeit wird nunmehr festgeschrieben. 
Daran zu zweifeln, dass nicht auch Kritikpunkte aufgenommen werden würden, zeugt von dem Verantwortungsgefühl, von dem ich zu Beginn meiner Rede gesprochen habe. Das Gegenteil ist der Fall! Wir und viele Mandatare in diesem Saal sind sehr daran interessiert, Mängel, die bestehen, zu beheben. Wir zweifeln aber nicht am Grundprinzip der Zusammenarbeit in Europa, und ich meine, dafür sollten wir uns alle einsetzen und das sollten wir alle unterschreiben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Mit diesem Reformvertrag wird eine weitere wesentliche Materie rechtsverbindlich, nämlich die Grundrechtscharta. – Selbstverständlich werden hier auch polemische Diskussionen geführt, und manchmal werden Statistiken von Vertretern der einzelnen Parteien zum eigenen Nutzen ausgelegt; das ist verständlich. Aber es gibt Grundrechte und Prinzipien, die man nicht in Frage stellen sollte. (Abg Mag Wolfgang Jung: Außer in Großbritannien! Das ist auch ein EU-Land!)

Ich denke, dass die Prinzipien, die in der Grundrechtscharta festgeschrieben werden, von uns allen einzuhalten sind. Ich meine, für diese lohnt es sich auch zu kämpfen. Artikel 1 der Grundrechtscharta besagt, dass die Würde des Menschen unantastbar ist. Artikel 2 beinhaltet das Recht des Menschen auf Leben, dass also niemand zum Tode verurteilt werden darf. Im Artikel 10 wird die Gedanken‑, Wissens- und Religionsfreiheit festgeschrieben. Artikel 11 beinhaltet die Freiheit der Meinungsäußerung und die Informationsfreiheit, und Artikel 22 besagt, dass die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen in der Union geachtet wird. 

Wir bedauern, dass sich zwei Länder diesbezüglich ein Opting out gegeben haben. Für 25 Staaten wird die Grundrechtscharta jedoch unmittelbar rechtsverbindlich, und ich bin davon überzeugt, dass es auch in den beiden anderen Staaten in den Folgejahren zu einer Rechtsverbindlichkeit betreffend die Grundrechtscharta kommen wird.

Wenn wir jetzt über Grundrechte reden, möchte ich bei dieser Gelegenheit noch einen anderen Punkt ansprechen, der jetzt auch in der öffentlichen Diskussion steht: Wenn im Osten unseres Kontinentes Menschen um freie Meinungsäußerung ringen, wenn im Osten der Welt Menschen um Religionsfreiheit, Gedankenfreiheit und Gewissensfreiheit kämpfen und von einer Regierung Politik gemacht wird, die diese Menschen so darstellen lässt, als ob sie Kriminelle wären, dann ist es, glaube ich, notwendig, dass wir uns davon – auch wenn es viele wirtschaftliche Zusammenhänge gibt – nicht einschüchtern lassen. Es versteht sich daher für mich von selbst, dass kein Wiener Politiker an einer Eröffnungszeremonie der Olympischen Spiele teilnehmen wird! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Werte, die Europa festgeschrieben hat, müssen auch nach außen getragen werden. Sie dürfen nicht nur nach innen wirken. Es ist notwendig, dass diese Werte auch über die Grenzen wirken. Dafür tragen wir Verantwortung. Wir haben eine Verpflichtung gegenüber den Werten, die Europa auszeichnen.

Meine Damen und Herren! Es ist schade, dass der Reformvertrag nicht alle bisherigen Verträge der Europäischen Union ersetzen kann, wie das der Verfassungsvertrag vorgesehen hätte. Es ist schade, dass damit die Lesbarkeit ziemlich erschwert ist. Umso mehr haben wir als gewählte Mandatare die Verpflichtung, die Bürgerinnen und Bürger darüber aufzuklären, welche die positiven Zielsetzungen Europas sind. Ich glaube, niemand in diesem Saal wird sagen, dass in der EU keine Fehler passieren. Natürlich unterlaufen überall Fehler, hier, zu Hause, in der Familie, im Bezirk, in der Gemeinde Wien, in der Bundesregierung und so auch in der Europäischen Union. All das ist aber kein Grund, an den Grundsätzen zu zweifeln. Ganz im Gegenteil. Das ist ein Auftrag, daran zu arbeiten, dass dieses Europa noch besser wird für dieses Land und für unseren Kontinent. 

Meine Damen und Herren! Ein Kollege hat hier auch davon gesprochen, dass es für die Unabhängigkeit der Entscheidung unbedingt notwendig wäre, ein Verfassungsinstrument heranzuziehen, und er hat dafür auch die Bundesverfassung bemüht. – Ich bin dankbar, dass seitens einer anderen Fraktion klar gesagt wurde, warum sie für eine Volksabstimmung eintritt, anstatt aus scheinheiligen Gründen eine Bestimmung der Bundesverfassung anzuführen. Diese erfordert das nämlich nicht. Man kann der politischen Meinung sein, dass das notwendig ist, man sollte aber nicht Argumente heranziehen – einmal die Verfassung, ein anderes Mal die Bauordnung ‑, die inhaltlich nicht stimmen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Wolfgang Jung: Wo steht das?) 

Meine Damen und Herren! Dass dieselbe Fraktion dann einem anderen Volk, nämlich den Kosovo-Albanern, die Unabhängig und Selbstständigkeit abspricht, zeigt, dass sie hier mit gespaltener Zunge spricht, und das ist aus unserer Sicht überhaupt nicht zu unterstützen! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung.) 
Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass, wenn Sie aus politischen Gründen einem Land wie zum Beispiel dem Kosovo keine Unterstützung geben, gerade das eintreten könnte, was Sie in Wirklichkeit vermeiden wollen, dass nämlich organisierte Kriminalität und Korruption mangels Unterstützung anderer Staaten und mangels Unterstützung durch die entsprechenden Instrumente wie Polizei und Justiz auf den Rest von Europa überschwappen, und dann sind Sie für etwas verantwortlich, was Sie gar nicht wollen! (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Wolfgang Jung: Sie basteln schon seit zwölf Jahren daran und erreichen nichts!)
Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt aber auch noch auf etwas eingehen, was der Herr Landeshauptmann nur sehr peripher angeschnitten hat. Er hat darüber gesprochen, dass wir gemäß Strukturprogramm für die Jahre 2007 bis 2013 viele Projekte erhalten und dass diese Projekte alle schon genehmigt sind. Er hat berichtet, dass wir eine Strukturmittelausstattung im Ausmaß von 25 Millionen EUR bekommen und hat das sehr positiv dargestellt. Das unterstützten wir auch!

Der Herr Landeshauptmann hat aber nicht darüber berichtet, dass es einen erst seit Kurzem veröffentlichen Rechnungshofbericht gibt, der über die Mittelvergabe und die Mittelverwendung im Jahr 2006 Auskunft gibt. Und dieser Rechnungshofbericht, gemäß welchem es auch Prüfungen des Europäischen Rechnungshofes betreffend die Bundeshauptstadt Wien gegeben hat, gibt Anlass zu Verbesserungen, was, gelinde gesagt, zurückhaltend ausgedrückt ist. 
Der Rechnungshof schreibt hier nämlich: „Einige Projekte der Bundeshauptstadt Wien wiesen schwerwiegende Mängel auf. Diese führten in der Folge zu einer zweimaligen Sperre von Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung durch das Bundeskanzleramt.“ – Ich nehme zur Kenntnis, dass die Magistratsabteilung 27 in der Zwischenzeit darauf reagiert hat.

Weiter hält der Rechnungshof allerdings fest: „Bei der Abwicklung von Förderprogrammen der EU sollte die Wirksamkeit der vorgesehenen Verwaltungs- und Kontrollsysteme sichergestellt werden, um die im Fall von nachträglich festgestellten Mängeln vorgesehenen finanziellen Sanktionen zu vermeiden. Weiters wären Maßnahmen zu setzen, damit die von der EU beziehungsweise durch Kofinanzierung der öffentlichen Hand bereitgestellten Mittel sowohl wirtschaftlich und zweckmäßig als auch nachhaltig eingesetzt werden. Der Rechnungshof verlangt von der Bundeshauptstadt Wien, dass die Kontrolle verstärkt wird, unter anderem durch die Beiziehung der Internen Revision.“

Meine Damen und Herren! Wir von der Opposition waren entsetzt, als wir das gelesen haben. Das gilt vor allem auch für die Mitglieder der Europakommission: Wir sitzen hier seit langer Zeit in der Europakommission und ringen nach Themen. Dieses Thema wurde uns aber kein einziges Mal vorgestellt. Hinter unserem Rücken gab es währenddessen in Wien größte Schwierigkeiten bei der Abwicklung von EU-Geldern. Das halten wir, gelinde gesagt, nicht nur für nicht in Ordnung, sondern es entspricht auch nicht unseren Vorstellungen von der Einbindung parlamentarischer Vertreter in einen solchen Prozess.

Ich glaube, dass auch die Europakommission in einer gewissen Form ein solches Kontrollinstrument sein kann und sein muss. Wenn es zu solchen Mängeln kommt und es solche Schwierigkeiten gibt und wenn Projekte bereits auch für die Zukunft genehmigt wurden und auch abgewickelt werden, dann sollen die Fortschritte dieser Projekte und auch die interne Kontrolle und die Finanzkontrolle auch der Europakommission zur Kenntnis gebracht werden. Es darf nicht länger so ablaufen, dass wir das über einen Rechnungshofbericht erfahren! Die Europakommission darf nicht länger nur vorgeschoben werden.

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Sie haben noch zwei Minuten.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Ich bedanke mich. 

Wir stellen daher einen entsprechenden Antrag. Gemeinsam mit meinem Kollegen Matthias Tschirf beantragen wir von der Österreichischen Volkspartei, dass der Landtag beschließen möge, es möge landesgesetzlich sichergestellt werden, dass bei der Vergabe von EU-Fördermitteln, welche Wien betreffen, die Gemeinderätliche Europakommission mit einbezogen wird, um im Falle von Missständen frühzeitig informiert zu sein und auf diese auch aufmerksam zu machen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Damit schließe ich mit dem Satz, mit dem ich auch vor einem Jahr bei der Erklärung zur Europadeklaration hier geschlossen habe. Ich habe damals gesagt – ich zitiere: „Wenn diese Mitteilung nur dazu gedient hat, dass wir eine Mitteilung in einem Jahr abgeben und auf die nächste Mitteilung im nächsten Jahr warten müssen, dann war die Mitteilung leider fast umsonst.“ In diesem Sinne hoffen wir nunmehr erneut auf konstruktive Gespräche in den nächsten Monaten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Die nächste Wortmeldung liegt mir von Frau Abg Yilmaz vor. – Bitte.

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Vielen Dank, Kollege Gerstl! Sie haben mir dankenswerterweise ein paar Artikel übrig gelassen, die ich jetzt gleich am Anfang meiner Rede gerne vorlesen möchte. Artikel 21 lautet: „Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind verboten.“ 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das sind europäische Werte. Und ich bin wirklich stolz, in einem Land zu leben, das diese Werte unterschreiben wird und hoch hält, und ich würde mir wünschen, dass alle Fraktionen in diesem Haus das tun! (Beifall bei der SPÖ.) 
Artikel 37 lautet: „Ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualität müssen in die Politiken der Union einbezogen und nach dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden.“

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe Ihnen Artikel 21 und Artikel 27 vorgelesen. Und ich frage mich wirklich: Wie kann eine Partei, die sich als Umwelt- und Menschenrechtspartei legitimiert, derartigen positiven Regelungen nicht zustimmen? Wieso wollen Sie lieber eine nationale Volksabstimmung?

Sehr geehrte Damen und Herren! Wer eine nationale Volksabstimmung über den EU‑Reformvertrag verlangt, will nichts anderes, als ihn zum Scheitern bringen! – „Nicht einmal die Hausordnung des Paradieses würde 27 Mal eine absolute Mehrheit erhalten.“ Diese Aussage ist sehr treffend und gut. Sie ist leider nicht von uns, sondern von einem GRÜNEN, nämlich von Johannes Voggenhuber, der über Jahre hinweg an der EU‑Verfassung mitgearbeitet hat. – Ich frage Sie: Wenn ein einziges Land und womöglich ein kleines Land 26 andere Länder blockieren kann, weil in einer Volksabstimmung 51 Prozent gegen die Hausordnung des Paradieses stimmen, ist das dann demokratisch?

Bei der Ratifizierung der EU‑Verfassung hatten wir ein ähnliches Problem. Elf Länder hatten bereits dafür gestimmt, darunter Spanien mit einer Volksabstimmung. Dann haben die Niederländer und Franzosen dagegen gestimmt, und daraufhin haben die restlichen Länder den Ratifizierungsprozess ausgesetzt. War das demokratisch? (Abg Mag Wolfgang Jung: Ja!) Wie erklärt man den Spaniern, die sich in einer Volksabstimmung für die EU-Verfassung ausgesprochen haben, dass jetzt alles blockiert wird? Ich halte das nicht für demokratisch! Demokratie ist viel komplizierter. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ein anderes Thema: Hat der Reformvertrag der EU Auswirkungen auf Länder beispielsweise in Afrika, die Entwicklungs- und humanitäre Hilfe benötigen? – Ja. Mit dem Vertrag von Lissabon wird zum ersten Mal eine besondere Rechtsgrundlage für humanitäre Hilfe geschaffen. Durch diese Bestimmung werden die Besonderheit der politischen Maßnahmen und die Einhaltung der Grundsätze des internationalen Rechts unterstrichen, vor allem Unparteilichkeit und Nichtdiskriminierung. 

Im Reformvertrag heißt es unmissverständlich, dass die Verringerung und letztlich die Beseitigung der Armut das Hauptziel der Entwicklungszusammenarbeit der Europäischen Union sind. Dieses Ziel muss man im Auge behalten, wenn die Union politische Maßnahmen einleitet, die sich auf die Entwicklungsländer auswirken könnten. Dies bedeutet, dass die Entwicklungspolitik als eigenständige Politik betrachtet werden muss und nicht als Anhängsel der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik behandelt werden darf. 

Bei dringend benötigten Finanzhilfen wird der Rat künftig mit qualifizierter Mehrheit über Vorschläge der Kommission abstimmen. So sollen Finanzhilfen in Zukunft schneller fließen können.

Im Reformvertrag werden Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe als Bereiche mit paralleler Zuständigkeit klassifiziert. Dies bedeutet, dass die Union eine unabhängige Politik betreibt, durch die weder einzelne Mitgliedsstaaten in der Ausübung ihrer Zuständigkeiten behindert werden noch die Politik der Union als reine Ergänzung zu derjenigen der Mitgliedsstaaten fungiert. Das ist eine wesentliche Verbesserung gegenüber der jetzigen Situation, meine sehr geehrte Damen und Herren! (Abg Mag Wolfgang Jung: Wie soll das funktionieren?)
Europäer zu sein heißt, dieselben Werte zu teilen. EU‑Bürger zu sein bedeutet, wichtige Rechte zu haben. Mit dem Reformvertrag werden diese Rechte nicht nur besser geschützt, sondern es kommen auch neue hinzu. Die wichtigsten Werte der EU lauten: Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und Einhaltung der Menschenrechte. Alle Mitgliedsstaaten teilen diese Grundwerte, die von jedem europäischen Land, das der Union beitreten möchte, geachtet werden müssen. Diese Werte zu verbreiten sowie den Frieden und den Wohlstand der Völker der EU zu fördern, sind die Hauptziele der Union. Ergänzt werden diese allgemeinen Ziele durch eine Reihe konkreter Ziele wie Förderung der sozialen Gerechtigkeit und des Sozialschutzes oder Kampf gegen soziale Ausgrenzung und Diskriminierung. 

Mit dem Reformvertrag erreicht der Schutz der Grundrechte eine neue Qualität. Er ebnet den Weg für die Bestrebungen der Union, der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten beizutreten. Darüber hinaus stellt der Vertrag eine Verstärkung der Charta der Grundrechte dar. Somit erwirbt die EU einen Katalog von politischen, wirtschaftlichen, sozialen und Bürgerrechten, die nicht nur für die Union und ihre Institutionen, sondern auch für die Mitgliedsstaaten bei der Anwendung und Umsetzung des Gemeinschaftsrechts bindend werden.

Alle grundlegenden Rechte sind in der Charta unter sechs Kapiteln zusammengefasst: Würde des Menschen, Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justizielle Rechte. Sie garantiert zudem Rechte, die nicht in der Europäischen Menschenrechtskonvention verankert sind, beispielsweise das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten, Rechte im Bereich der Bioethik oder das Recht auf eine gute Verwaltung.

Erwähnung finden weiters soziale Rechte in Unternehmen, das heißt, das Recht der Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer auf Information sowie auf Kollektivverhandlungen und Kollektivmaßnahmen bis hin zum Streik.

Bekräftigt werden wichtige Schritte zur Ahndung von Diskriminierung wegen Geschlecht, Rasse oder Hautfarbe. (Abg Mag Wolfgang Jung: Es gibt keine Rasse! Das ist abgeschafft!)

Spätestens jetzt, sehr geehrte Damen und Herren, müssen Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker erkennen, dass der Reformvertrag direkte Auswirkungen auf die Kommunalpolitik hat, und zwar positive Auswirkungen! 

Nicht zuletzt wird mit dem Reformvertrag ein neues Recht eingeführt, das der Stimme der Bürger in Europaangelegenheiten Gewicht verleiht. Ein Begehren, das von mindestens einer Million Bürger und Bürgerinnen aus mehreren Mitgliedsstaaten unterzeichnet wird, kann an die EU‑Kommission gerichtet werden, damit diese einen Vorschlag für einen Rechtsakt unterbreitet. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Selten fällt es so leicht zuzustimmen. Selten fällt es so leicht anzuerkennen, dass viel Positives gebracht wird, nämlich mehr Demokratie, mehr Gerechtigkeit, mehr soziale Rechte und mehr Einfluss für jede Bürgerin und jeden Bürger. 

Der Vertrag wird Europa, Österreich und Wien lebenswerter und sozialer machen. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine Wortmeldung mehr. Daher ist die Debatte geschlossen.

Wir haben nunmehr einige Abstimmungen von Anträgen, die eingebracht wurden, vorzunehmen. Es sind insgesamt sieben Abstimmungen, und ich gehe in der Reihenfolge der Einbringung vor.

Beim Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den ÖVP-Abgeordneten Dr Tschirf und Mag Gerstl betreffend gemeinsame Landtagssitzungen der Bundesländer, ist in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrages an den Präsidenten des Landtages beantragt.

Wer hier zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erteilen ÖVP, FPÖ und GRÜNE, der Antrag hat somit keine Mehrheit.

Der zweite Antrag ist ein Beschlussantrag der Abgen Dr Tschirf und Mag Gerstl betreffend jährliche Informationsveranstaltungen über Belange der Europäischen Union in den einzelnen Gemeindebezirken. – Hier ist die Zuweisung an den Landeshauptmann beantragt.

Wer diesen Antrag unterstützt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erteilen ÖVP, FPÖ und GRÜNE, der Antrag hat somit keine Mehrheit gefunden.

Der dritte Antrag ist ein Beschlussantrag der Abg Vassilakou und FreundInnen betreffend Schaffung eines Wiener Europaausschusses. Dazu ist die Zuweisung an den Landeshauptmann beantragt.

Wer hier zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erteilen ÖVP, FPÖ und GRÜNE, der Antrag hat somit keine Mehrheit gefunden.

Der vierte Antrag ist ein Beschlussantrag der Abg Vassilakou und FreundInnen betreffend Kontrollrechte der BetriebsrätInnen. Bei diesem Antrag ist in formeller Hinsicht eine Zuweisung an den Landeshauptmann beantragt.

Wer hier zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erteilen ÖVP, SPÖ und Grüne. Der Antrag ist somit mit Mehrheit beschlossen.

Der fünfte Antrag der Grünen wurde von Abg Vassilakou und FreundInnen eingebracht und betrifft die Demokratisierung der EU. In formeller Hinsicht wurde die Zuweisung des Antrages an den Landeshauptmann beantragt. 
Ich bitte jene, die hiezu ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erteilen ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Der Antrag bleibt somit in der Minderheit. 

Der sechste Antrag ist ein Antrag der ÖVP, eingebracht von den Abgen Dr Tschirf und Mag Gerstl, betreffend regelmäßige Informationen über EU-Belange im Wiener Landtag. In formeller Hinsicht ist hier die Zuweisung an den Landeshauptmann verlangt.

Wer hier zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erteilen ÖVP, FPÖ und GRÜNE. Der Antrag hat somit keine Mehrheit.

Der siebente Antrag ist ebenfalls ein Antrag der ÖVP, eingebracht von den Abgen Dr Tschirf und Mag Gerstl, betreffend Einbindung der Gemeinderätlichen Europakommission bei EU-Förderungen. In formeller Hinsicht wird hier die Zuweisung des Antrages an den Herrn Landeshauptmann verlangt.

Ich stelle fest, dass es sich für mich bei diesem Antrag um einen Grenzfall handelt, weil er eine gemeinderätliche Kommission betrifft. Dem Text des Inhaltes sind aber auch Landesbestimmungen zu entnehmen. Ich lasse ihn daher zu.

Wer hier zustimmt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – ÖVP, FPÖ und Grüne stimmen zu, der Antrag hat somit keine Mehrheit gefunden.

Bevor wir nun zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhang mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des Grünen Klubs eingelangt ist.

Vor Sitzungsbeginn ist je ein Antrag von Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen und des Grünen Klubs im Rathaus sowie des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgten wie beantragt.

Die Abgen Vettermann, Nowak, Straubinger, Reindl und Wutzlhofer haben am 25. Jänner 2008 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend die Änderung des Gesetzes vom 30. Juni 1976 über die äußere Organisation der öffentlichen Pflichtschulen und öffentlichen Schülerheime im Lande Wien und über die Zusammensetzung des Kollegiums des Stadtschulrates für Wien, Wiener Schulgesetz, LGBl für Wien Nr 20/1976, zuletzt geändert durch das LGBl für Wien Nr 15/2007 eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Bildung, Jugend, Information und Sport zugewiesen.

Die Abgen Oxonitsch, Stürzenbecher, Schubert, Maurer und Niedermühlbichler haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung der Strafbestimmungen in der Bauordnung für Wien eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich, wie einvernehmlich festgelegt, folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 2, 1, 3 und 4 werden in der von mir genannten Reihenfolge verhandelt.

Gibt es dennoch einen Einwand? – Das ist nicht der Fall. Daher werden wir so vorgehen.

Die Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Landes-Sicherheitsgesetz geändert wird. Berichterstatterin dazu ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Sie wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung. 

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, da ich weiß, dass es Wortmeldungen gibt, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist somit eröffnet. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abg DDr Schock. 

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin beziehungsweise – besser gesagt – Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren!

Man könnte fast meinen, dass die Sozialdemokratie umdenkt und Konsequenzen aus schlechten Umfragen und Lehren aus desaströsen Ergebnissen auch in der Bundespolitik, die sich in den letzten Tagen und Wochen abgespielt haben, zieht. Zuerst hat man mit Neuwahlen gedroht, dann ist man umgefallen, und jetzt ist man 
überhaupt unten durch und versucht jetzt halt doch, die Politik ein wenig zu ändern.

Meine Damen und Herren! Was auch immer die Gründe sind: Wir haben schon in unserer letzten Gemeinderatsitzung darauf hingewiesen, dass unser freiheitliches Schulmodell im Wesentlichen unverändert übernommen wurde, gemäß welchem wir Deutsch vor der Schule gefordert und verlangt haben, dass Kinder mit mangelnden Deutschkenntnissen in eine eigene Integrationsklasse kommen.

Meine Damen und Herren! Nun setzen Sie einen nächsten Schritt, um das allgemeine Bettelverbot, das wir schon lange fordern, einzuführen. Dabei gibt es allerdings schon Punkte, die uns bedenklich stimmen. Das ist zunächst einmal der Zeitpunkt. Offensichtlich waren Ihnen die Bettelkinder jahrelang egal. Man hat deren Ausbeutung geduldet. Jetzt vor der Europameisterschaft ist aber plötzlich alles anders. Jetzt genieren Sie sich für die Bettelkinder und wollen sie verschwinden lassen. – Ich bin sonst selten mit SOS-Mitmensch einer Meinung, aber diesbezüglich hat SOS-Mitmensch recht: Sie wollen die Bettelkinder rechtzeitig aus Wien wegbekommen. Dazu meine ich, dass es eigentlich traurig ist, dass Sie die Europameisterschaft brauchen, um hier endlich aktiv zu werden!

Meine Damen und Herren! Es fällt auf, wie unausgegoren Sie in diesem Zusammenhang eigentlich handeln. – In den Erläuterungen ist angeführt, dass es um die Ausbeutung von Kindern und um organisierte Kriminalität geht. Ich meine, dass wir im Hinblick darauf natürlich das Strafgesetzbuch verschärfen müssten. Wir müssten einen neuen Straftatbestand einführen, um die organisierte Bettelei wirklich in den Griff zu bekommen und der Polizei auch eine Handhabe zu geben, gegen die Bosse vorzugehen. Außerdem muss die Polizei auch eine Handhabe bekommen, dass die Polizei Haftbefehle ausstellen und so gegen die Bosse der Bettelmafia vorgehen kann.

Meine Damen und Herren! Es ist wirklich nicht einzusehen, warum man die Grenze genau bei 14 Jahren zieht! Ich meine, wer gewerbsmäßig organisierte Bettelei betreibt und wer Kinder und Behinderte missbraucht, der sollte auf Grund eines neuen Tatbestandes mit bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht werden, denn ich bin der Auffassung, dass jemand, der Kinder, Behinderte und kranke Menschen missbraucht, die volle Härte des Gesetzes zu spüren bekommen und bis zu fünf Jahren im Gefängnis verschwinden sollte. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! In den letzten Jahren hat es viele Einsätze der Polizei wegen Bettelei gegeben. Konkret waren es 150 Einsätze. Und welche Erfahrungen hat die Polizei bei diesen Razzien gemacht? – Sie hat die Erfahrung gemacht, dass Bettlerbanden vor allem aus drei Ländern am Werk sind, nämlich aus der Slowakei, das sind – unter Anführungszeichen – Tagestouristen, aus Rumänien und auch aus Bulgarien. Verschwiegen soll natürlich auch nicht werden, dass der weit überwiegende Teil dieser Bettlerbanden aus allen drei Ländern von den Roma und von den Sinti gestellt wird.

Meine Damen und Herren! Diese Bettlermafia organisiert Reisebusse aus der Slowakei, das sind Tagestouristen. Diejenigen aus Bulgarien und Rumänien bleiben naturgemäß länger, und die Polizei hat es immer schwerer, dagegen vorzugehen.

Da werden die Bettler von den Abkassierern rechtzeitig gewarnt und verlegen ihren Bettelstandort. Da gibt es eigene Aufpasser, die die Polizisten melden, wenn sie sich nähern, und die Bandenbosse sitzen bei dem Ganzen im Hintergrund und kassieren. 

Das Problem der Polizei ist eben, dass dieses organisierte Betteln nicht ohne Weiteres nachgewiesen werden kann, meine Damen und Herren. Man hat das in anderen Bundesländern ja auch längst erkannt, etwa in Tirol. Im ÖVP-regierten Bundesland Tirol gibt es etwa im § 10 Landespolizeigesetz ein generelles Bettelverbot. Unter einem schwarzen Landeshauptmann ist das möglich. Aber nicht nur in schwarzen Bundesländern, sondern etwa auch in Salzburg gibt es unter Gabi Burgstaller ein generelles Bettelverbot. Genau im § 3b des Salzburger Landespolizeistrafgesetzes ist das normiert. In Salzburg hat die Sozialdemokratie offenbar kein Problem damit, da ist auch das Grundlage der roten Politik dort, und ich meine, in Salzburg fährt die Gabi Burgstaller eigentlich recht gut mit dieser Linie.

Meine Damen und Herren! Wir Wiener Freiheitlichen haben vor genau einem Jahr hier dieses Thema thematisiert, am 30. März 2007 hat es eine Dringliche Anfrage von uns zu diesem Thema gegeben. Und was ist denn seither passiert? Hat sich die Situation gebessert? Ganz im Gegenteil!

Meine Damen und Herren! Es wird mittlerweile bei Autos gebettelt, bei Autolenkern, die in ihrem Auto sitzen und auf Grün warten müssen. Bis die Ampel auf Grün schaltet, kommen Bettler, klopfen aggressivst an die Fensterscheiben, wollen, dass das Fenster heruntergelassen wird, und betteln um Geld. Oder im letzten Herbst etwa ist ein 87-jähriger Mann, ein alter Wiener, von einer Bettlerin so schwer verletzt worden, dass er seine Hand dann in Gips tragen musste.

Meine Damen und Herren! Wir Wiener Freiheitlichen sind daher mit dieser Forderung nach einem generellen Bettelverbot schon lange nicht mehr allein auf weiter Flur, sondern ganz im Gegenteil, es mehren sich ja die Stimmen. Es sind die Geschäftsleute etwa dafür, es sind die Geschäftsleute auf der Mariahilfer Straße, die ja hauptbetroffen sind davon, dafür, es ist die Bezirksvorsteherin des 1. Bezirks dafür, es ist mittlerweile die ganze ÖVP dafür und hat auf diesen Kurs eingeschwenkt, und es gibt auch in der Sozialdemokratie viele Mandatare, die, wenn man mit ihnen spricht, sagen, natürlich wäre das denklogisch der richtige Weg, der zweite Schritt, hier nach diesem Bettelverbot mit Kindern auch ein generelles Bettelverbot in Wien folgen zu lassen.

Meine Damen und Herren! Wir begrüßen daher natürlich diese Novelle als ersten Schritt, weil es ja darum geht, der Bettelmafia, der organisierten Kriminalität in Wien das Handwerk zu legen. 

Und eines übersieht auch etwa die Katholische Aktion, die gestern gemeint hat, man könne den Eltern ja um Gottes willen nicht verbieten, mit ihren Kindern betteln zu gehen, also ihre eigenen Kinder zum Betteln mitzunehmen. Aber, meine Damen und Herren, wir wissen ja, dass das nicht stimmt. Wir wissen ja von den Vereinen, vor allem von der „Drehscheibe", die ja aus dem Wiener Budget Geld dafür bekommt, sich genau dieser Menschen, dieser Kinder vor allem anzunehmen, dass es nicht stimmt, wir wissen ja von diesem Verein, dass der weitaus überwiegende Teil der Bettelkinder gar nicht die leiblichen Kinder der dort sitzenden Bettler sind, sondern dass hier eben organisierte Kriminalität am Werk ist, dass diese Kinder gegen Geld verliehen werden, vermietet werden an professionelle Bettler, die dann mit diesen mitleiderregenden Hascherln, die ausgebeutet werden, eben dort betteln und hoffen, durch mehr Mitleid mehr Geld zu bekommen.

Die „Drehscheibe" bringt es auf den Punkt und sagt, hier werden Kinder ausgeliehen und zwar gegen Geld. Das sind dann die betroffenen Vereine, die damit ja täglich vor Ort auf den Straßen und Plätzen der Stadt konfrontiert sind.

Meine Damen und Herren! Das ist organisierte Kriminalität, und es ist das daher ein richtiger Schritt, aber es ist natürlich nur ein erster Schritt. Wir müssen genauso verbieten und verhindern, dass 15-Jährige gezwungen werden, dass 16-, 17-Jährige, dass Jugendliche gezwungen werden, wir müssen verhindern, dass Erwachsene zum Betteln gezwungen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich stelle daher jetzt noch einmal an Sie alle auch jene Frage, die ich heute am Morgen in der Fragestunde schon an den Herrn Landeshauptmann gerichtet habe und die er, obwohl er ja sonst bei Gott nicht auf den Mund gefallen, sondern eigentlich sehr eloquent ist, natürlich nicht einmal im Ansatz beantworten konnte. Ich frage Sie: Hat es wirklich weniger Unrechtsgehalt, wenn man einen 15-Jährigen zum Betteln zwingt, hat es wirklich weniger Unrechtsgehalt, wenn man einen 16-, 17-jährigen Jugendlichen, wenn man einen kranken Menschen zwingt, hat es weniger Unrechtsgehalt, wenn man einen behinderten Menschen zum Betteln zwingt, wie man das ja sehr häufig auf unseren Straßen in Wien sieht? Ich meine, meine Damen und Herren, wir müssen diese Frage natürlich mit Nein beantworten.

Ich fordere Sie daher auf, die Wiener Freiheitlichen fordern Sie auf: Setzen wir diese Diskussion fort! Beschließen wir in einer der nächsten Sitzungen auch ein generelles Bettelverbot, denn ich meine, wir müssen jede Art von Ausbeutung bekämpfen. Wir müssen den Mafiabossen dieser Bettlermafia in Wien zumindest das Handwerk legen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Damen und Herren!

Vorab: Die vorliegende Novelle findet nicht die Zustimmung der GRÜNEN heute, und ich möchte hier erläutern, aus welchen Gründen wir, wie gesagt, die vorliegende Novelle ablehnen werden.

Also zunächst das Unterfangen, Kinder von der Straße wegzubringen, das ist durchaus löblich, das wird auch geteilt, es wird vom Herzen geteilt. Ja, in der Tat, es ist ganz sicher nicht der geeignete Ort für Kinder, um aufzuwachsen, es ist keine Tätigkeit, die Kinder glücklich macht, es ist nicht gut, wenn ein Kind stundenlang in der Kälte auf der Straße ausharren muss, manchmal sogar selbst zum Betteln angestiftet wird. Das ist nicht die Art und Weise, wie wir uns vorstellen, dass Kinder aufwachsen sollen.

Das, worüber wir allerdings hier diskutieren, ist nicht, ob es gut ist, Kindern beim Betteln sozusagen zuzuschauen, Kinder betteln zu schicken, sondern wir diskutieren darüber, ob durch die vorliegende Novelle eine richtige Art und Weise gewählt worden ist, ein richtiger Weg gewählt worden ist, wie man diese Kinder nicht nur von der Straße wegbringt, sondern wie man ihnen eine gedeihliche Zukunft sichert. Und genau hier liegt meines Erachtens nach der Kern des Problems.

Ich möchte kurz für die Zwecke dieser Schilderungen Wien verlassen – auf Wien möchte ich später zu sprechen kommen –, und ich möchte viel lieber zunächst einmal sprechen über die Länder, aus denen diese Kinder stammen. Das sind im Wesentlichen Kinder aus den Roma-Communities aus der Slowakei, aus Bulgarien und aus Rumänien. Im Übrigen kommen viele dieser Kinder mit ihren Müttern nicht nur sozusagen allgemein aus Rumänien, sondern aus ein und demselben Dorf. 

Wenn man sich anschaut, wie das Leben in diesen Roma-Communities in diesen Ländern überhaupt vonstatten geht, wenn man sich mit den Ursachen dieses Bettelns auseinandersetzt, dann entfaltet sich vor einem ein unglaublich tristes Bild. Hier geht es um teilweise nichtsesshafte Roma, die am Rande von Dörfern, also meistens auf so G’stätten in selbstgebastelten Hütten leben, wo die Kinder in für unsere Begriffe unglaublichem Elend, in unvorstellbarem Elend aufwachsen, wo sie niemals oder kaum je eine Chance haben, eine Schule zu besuchen, einen Beruf zu erlernen, einen anderen Weg zu finden als ihre Eltern. Sie sind mit unfassbaren Anfeindungen seitens der Mehrheitsgesellschaft konfrontiert, sie sind extremem Rassismus ausgesetzt.

Ich rufe in Erinnerung, dass vor wenigen Jahren gerade eben bei einer Roma-Community in der Slowakei rundherum so eine Art Wall errichtet wurde, eine Art befestigter Zaun, so richtig mit Ziegeln, damit sie sozusagen den Ort nicht verlassen können und die benachbarten Dörfer in der Nähe nicht erreichen können. Das ist etwas, was damals schärfstens verurteilt worden ist allseits in Europa, und inzwischen hat man auch Abstand von diesem Projekt genommen. 

Worauf ich aus bin, ist, dass es so war in den vergangenen Jahrzehnten und bedauerlicherweise in Bulgarien, in Rumänien, in Serbien, in Griechenland übrigens auch, in der Slowakei auch noch immer so ist, dass die Aufbauarbeit, die Betreuungsarbeit, die in diesen Communities geleistet wird, minimal und marginal ist, dass die Rahmenbedingungen, unter denen diese Menschen leben und auch ihre Kinder aufwachsen, nicht verändert werden, dass die Sozialarbeit, die ihnen sozusagen zukommt in den Herkunftsländern, ebenfalls minimal ist und dass innerhalb der Communities wirklich sehr wenige, sehr engagierte Menschen mit extrem wenig Mitteln versuchen, Besserungen zu erreichen. Sie können diese Besserungen punktuell erreichen, aber dann kommt der nächste harte Winter, das nächste Hochwasser, die nächste schlechte Ernte, und es geht alles wieder von vorne los und ist noch viel schlimmer als vorher, weil eben kein soziales Netz existiert, kein Auffangnetz da ist, keinerlei soziale Leistungen, so wie wir sie kennen. Es sind Menschen, die wirklich am Rande der Gesellschaft leben. 

Und da ist es auch kein Wunder, dass neben dem Großteil von ihnen, die im Übrigen als Erntehelfer arbeiten und so ihren Lebensunterhalt verdienen, eben auch etliche immer wieder zum Betteln gezwungen sind und auch tatsächlich in der einen oder anderen Art – manche organisiert bedauerlicherweise und auf äußerst tragische Art und Weise ausgebeutet, andere wiederum aber schon auch auf eigene Faust – bis nach Österreich kommen, aber auch insgesamt in den umliegenden europäischen Ländern betteln. 

Betteln mit Kindern ist nichts Neues. Das gibt es in Wien schon seit einigen Jahren. Ich möchte in Erinnerung rufen, dass bereits 1996 ähnliche Vorfälle in Wien zu verzeichnen waren. Die Polizei ist eingeschritten, es ist zu sehr unschönen Szenen damals gekommen, und schon 1996 hat der Wiener Gemeinderat einen Antrag der grünen GRin Susanne Jerusalem unterstützt, mit den Stimmen der SPÖ, und in diesem Beschlussantrag des Gemeinderates wird Folgendes festgehalten: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass das Jugendamt in Zukunft bettelnden ausländischen Familien die Kinder/das Kind nicht mit der Begründung Bettelei abnimmt. Das Jugendwohlfahrtsgesetz mit seiner Forderung, dass das Kindeswohl im Mittelpunkt zu stehen habe und das jeweils gelindeste Mittel zur Erreichung des Zieles einzusetzen sei, soll eingehalten werden."

Worum ging es in diesem Beschlussantrag, meine Damen und Herren? – Es ging darum festzuhalten, dass es nicht gut und nicht schön ist, wenn Kinder betteln, aber wenn diese Kinder die eigene Mutter, den Vater begleiten, dann ist es sicher keine gute Idee, diese Kinder von der Bezugsperson zu trennen. Und weil wir hier über das Kindeswohl diskutieren und weil wir hier festhalten, dass es nicht gut ist, dass es dem Kindeswohl nicht gedeihlich ist, die Kinder in der Kälte mitzuführen und auch betteln zu lassen – da sind wir uns alle einig –, stelle ich hier die Frage: Tut es den Kindern gut, in ein Polizeiauto gezerrt zu werden, in ein Polizeigebäude geführt zu werden, dort einige Stunden lang in einer Gefängniszelle zu verbringen? 

Ja, man hat sich jetzt bemüht, Mutter-Kind-Zellen zu schaffen. (Abg DDr Eduard Schock: Die kommen zur „Drehscheibe"!) Ja, ich kann mir schon vorstellen, dass diese Mutter-Kind-Zellen weniger furchteinflößend sind oder sein sollen nach unseren Vorstellungen als gewöhnliche Zellen. Es sind nichtsdestotrotz Zellen. (Abg Godwin Schuster: Das ist nicht die Wahrheit!) Wieso ist das nicht die Wahrheit? (Abg Godwin Schuster: Das ist Ihre Wahrheit!) Entschuldigung! (Abg DDr Eduard Schock: Die Kinder kommen zur „Drehscheibe"!) Ich habe doch in den Unterlagen, die ich von Ihnen bekommen habe, ich habe in der Zeitung gelesen – ich habe das nicht verbreitet, Sie haben es so den Medien weitergegeben –, dass Mutter-Kind-Zellen geschaffen werden, wo sie sich für einige Stunden aufhalten sollen, bis die Personalien festgestellt sind, und von dort sollen sie dann in die „Drehscheibe" kommen. 

Wenn man nun davon abgegangen ist und sie kommen gar nicht erst in die berühmte Mutter-Kind-Zelle, von der, wie gesagt, Sie, Frau Stadträtin, die Medien informiert haben, dann freut es mich. Dann kommen sie in die „Drehscheibe". Wunderbar! Sie werden von den Eltern getrennt – noch einmal –, sie erleben, dass die Eltern ins Gefängnis kommen, sie selbst halten sich ein paar Wochen lang in der „Drehscheibe" auf, von wo sie von den Eltern auch wieder abgeholt werden können, und in der einen oder anderen Art und Weise werden sie dann rückgeführt in die Herkunftsländer, wo, wie wir gehört haben, auch heute Früh, angeblich – angeblich! – ein Netz aufgebaut wird nach dem Vorbild der „Drehscheibe" und sozusagen nach dem Vorbild dessen, was wir in Wien an sozialarbeiterischen Standards kennen. 

Und ich sage Ihnen an dieser Stelle: Würde ich glauben, dass in den Herkunftsländern tatsächlich derartige sozialarbeiterische Standards vorhanden sind, wie wir sie hier in Österreich kennen, hätte ich auch kein Problem damit. Es ist aber nicht so. Es ist nun mal nicht so! Diese Kinder kommen zurück nach Bulgarien oder nach Rumänien, wo teilweise Heime da sind, Auffanglager da sind, die zum Beispiel nicht in die Kompetenz des Sozialministeriums fallen, so wie wir das erwarten würden, sondern in die Kompetenz der Kriminalpolizei. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Das ist nicht unser Problem!) So ist es der Fall zum Beispiel aktuell in Bulgarien. Sie kommen in ein Auffanglager, das von der Kriminalpolizei geführt wird. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Aber das ist doch nicht unser Problem!) 

Ja, sehen Sie, Herr Aigner, das ist eben der Unterschied zwischen Ihrer Mentalität und meiner. Es ist wunderbar. Danke für diesen Zwischenruf! Er ist entlarvend, denn er zeigt, worum es mir geht und worum es Ihnen geht. Ihnen geht es ganz simpel darum: Hinaus damit! Machen wir die Stadt sauber von den Bettlern! Ab nach Hause! Und was dort mit denen geschieht, ist mir wurscht, das ist mir einfach wurscht. Aus den Augen, aus dem Sinn! Die kommen aus einem anderen Land. Die sollen schauen, wo sie bleiben. Und dann kommen Sie hierher und vergießen Krokodilstränen über das Kindeswohl. Na, ganz sicher nicht. Dann steht eben nicht das Kindeswohl für Sie – für Sie zumindest – im Vordergrund. Für Sie steht nur eines im Vordergrund: Sie wollen nicht belästigt werden von bettelnden Eltern mit Kindern. Sie wollen den Wiener Chic wunderschön, unverfälscht, ohne Bettler, ohne unangenehme Bilder für die Touristinnen und Touristen, die zu Tausenden zur EURO kommen werden, aufrechterhalten. Darum geht es Ihnen. Wunderbar! Das haben wir festgehalten. Ist auch ein Zugang. Wir leben in einer Demokratie. Das ist Ihr Zugang. Das ist auch der Zugang der FPÖ. Stadt frei von Bettlern! Saubere Stadt! Hinaus mit den Bettlern aus der Stadt! (Abg Veronika Matiasek: Wollen Sie, dass die Kinder weiterhin auf der Straße betteln? Ist Ihnen das lieber?) Hinaus mit den Hunden aus der Stadt! Hinaus mit den Tieren aus der Stadt! Hinaus – mit wem? – mit den Drogensüchtigen aus der Stadt! Alles, was halt irgendwie nicht perfekt ist, alles, was irgendwie belästigt, alles, was uns irgendwie darauf verweist, dass in unserer Stadt eben nicht alles perfekt ist, dass es Armut gibt, dass es Elend gibt, dass es Randgruppen gibt: Hinaus damit! Die saubere, perfekte Stadt! Wunderbar! Jedes Haus saniert, alles sauber, alles picobello. Das ist Ihr Stadtbild. Ist okay, es ist Ihnen unbenommen. 

Ich habe einen anderen Zugang. Mich interessiert sehr wohl, was mit diesen Kindern passiert, wenn sie die österreichische Grenze verlassen, und ich gehe davon aus, dass es außer den Grünen mindestens eine Fraktion in diesem Haus gibt, die das auch interessiert, nämlich die SPÖ. Und an sie richte ich daher eigentlich meine Wortmeldung, denn hier gibt es tatsächlich einen Punkt, wo ich schlicht den Ausführungen nicht glaube, die ich bisher gehört habe. Es ist zu schön! Es ist wunderbar, es gibt eine herrliche Begleitmusik, wenn man diese Papiere für dieses Bettelverbot für die Kinder anschaut (Abg Godwin Schuster: Eben!), und das soll mir weismachen, dass diesen Kindern überhaupt nichts Schlimmes passiert. Sie werden abgeholt, sie kommen in die „Drehscheibe". Na ja, die Eltern kommen halt ins Gefängnis für zwei Wochen oder länger, denn sie können sich die 700 EUR nicht leisten. (Abg Godwin Schuster: Das ist super, wie Sie das darstellen! Und das ist in Ordnung?) Aber das ist ja nicht so schlimm. Und dann kommen sie zurück in das Herkunftsland, wo sie dann betreut werden von Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen, wo sie in tolle Zentren kommen nach dem Vorbild der „Drehscheibe" und wo ihnen dann eine bessere Zukunft gesichert ist. 

Und genau damit, sage ich Ihnen, habe ich ein Problem, denn ich weiß, dass in diesen Ländern die sozialarbeiterischen Standards nicht dieselben sind, dass die Ausbildung der Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen in keinster Art und Weise mit der hiesigen zu vergleichen ist, und ich weiß auch – und ich weiß es auch aus der eigenen Erfahrung –, wie Kinderheime in diesen Ländern aussehen. 

Das sind nun mal keine Einrichtungen, in denen wir in Österreich gerne Kinder sehen würden. Es sind keine Einrichtungen, in denen Kinder liebevoll betreut werden und in denen ihnen eine gedeihliche Zukunft mehr oder weniger gesichert ist, sondern es sind vielerorts bedauerlicherweise äußerst triste Verwahrungsinstitutionen, die obendrein teilweise sogar von der Polizei geführt werden. 

Und da bin ich in größter Sorge, ob das, was wir tun, obwohl es gut gemeint ist, nicht am Ende das Gegenteil von gut ist und am Ende erst recht zu einer Traumatisierung dieser Kinder führt. Ich weiß nicht, ob am Ende diese Kinder, so sie nicht eben von kriminellen Banden zum Betteln gezwungen werden, sondern bloß die eigenen Eltern begleiten, vielleicht besser dran wären, so wie es bisher war, und ob es nicht die bessere Lösung gewesen wäre – was wir ja mehrfach angeregt haben in den letzten Wochen, seit die Debatte läuft –, sich Zeit zu nehmen, vielleicht noch ein Jahr, in dem Sozialarbeiter Anamnesegespräche führen mit den Menschen, die hier in Wien betteln, in dem man genauer die Ursachen erforscht und dann ein gescheiteres Projekt auf die Beine stellt, vor Ort, unter Einbindung der Communities, was bedeuten würde, dass diese Kinder in den Communities betreut werden könnten und nicht eben in diesen schrecklichen Heimen landen, wo ihnen viele Dinge drohen, die wir uns hier nicht einmal ausmalen möchten. 

Das ist der Kern meiner Wortmeldung, das ist der Grund dieser Skepsis, warum wir sehr wohl großes Bauchweh haben und warum wir sagen, okay, selbst wenn wir anerkennen, dass hier sozusagen durchaus eine mögliche gute Absicht hinter dem Gesetz steckt, die Ausführung ist denkbar schlecht. Leider, leider sehen wir nicht, dass das angestrebte Ziel, nämlich das Wohl des Kindes, auf diesem Weg auch wirklich erreicht werden kann. (Abg Kurth-Bodo Blind: Vielleicht soll man sie nach Athen schicken!)

Lassen Sie mich abschließend noch eines sagen: Es lohnt sich, immer wieder die Statistik anzuschauen, denn es wird behauptet, dass ein Großteil dieser Kinder in Wahrheit gar nicht die eigenen Eltern begleitet, sondern durchaus von kriminellen Banden hierher gebracht wird. Dazu Folgendes: Wenn jemand von kriminellen Banden nach Österreich gebracht wird, um zu betteln, und zwar unabhängig davon, ob dieser jemand ein Kind ist oder ein Erwachsener, ist es bereits jetzt strafbar. Organisiertes Betteln ist in Österreich strafbar, und das ist gut so. Das heißt, jegliche Kinder, die aktuell von kriminellen Banden in Wien zum Betteln gezwungen werden, sind bereits durch die bestehende Gesetzeslage rechtlich geschützt, denn – noch einmal – organisiertes Betteln ist bereits verboten – auch für Kinder. Also diese neue Bestimmung trifft schlussendlich als zusätzliche Gruppe, als neue Gruppe, nur Kinder, die die eigenen Eltern begleiten, denn die, die, wie gesagt, nicht die eigenen Eltern begleiten, sondern – noch einmal – gemietet sind, sind ohnehin schon erfasst durch die bestehende Verbotsbestimmung. Also die neue Bestimmung lässt uns eine einzige neue Zielgruppe erschließen, nämlich die, die mit den eigenen Eltern da sind, die, die die eigenen Eltern begleiten. (Abg Nurten Yilmaz: Das stimmt ja nicht!) Das stimmt schon. Also wirklich, eins und eins macht zwei. Man schaue sich das Gesetz an, man schaue sich an, liebe Nurten, was im Gesetz bereits geregelt ist, man schaue sich an, wer alles dadurch erfasst ist. Es ist so! Jedes Kind, das derzeit in Wien zum Betteln angestiftet wird, weil es nicht mit den eigenen Eltern da ist, sondern weil es gemietet worden ist – sei es mit gefälschten Papieren oder wie auch immer –, ist bereits erfasst durch das Verbot des organisierten Bettelns. Es ist mit erfasst. 

Das heißt – noch einmal –, die Bestimmung, die wir heute schlussendlich verabschieden, trifft als neue zusätzliche Gruppe nur Familien, echte Familien, die mit den Kindern hier betteln. Und somit muss ich leider sagen, die Behauptung, dass dieses Gesetz dazu da sei, um die Kinder zu schützen, die gemietet werden, um hier zu betteln, ist schlicht falsch. Ein Blick in die Statistik hilft. Wenn man sich die Anzeigenstatistik Innere Stadt anschaut, die Polizeistatistik vom vergangenen Jahr, so stellt man fest, dass der überwiegende Teil der Anzeigen Familien betroffen hat. Also es waren sehr wohl Eltern, die die eigenen Kinder mitführten, beziehungsweise in einigen wenigen Fällen waren es die Großeltern, und ein verschwindend geringer Teil waren Kinder, die eben nicht die eigenen Eltern begleiteten. 

Worauf ich aus bin? (Abg DDr Eduard Schock: Genau umgekehrt! – Abg Nurten Yilmaz: Woher willst du das wissen?) Die Statistik gibt es, die ist einsehbar. Ich kann dir hinterher auch noch die Unterlagen zur Verfügung stellen. 

Insofern kann ich an dieser Stelle nur sagen, worum es hier geht, ist tatsächlich, sich, wenn man das Ziel verfolgt, das Kindeswohl zu gewährleisten, die Frage zu stellen: Ist der Weg, der jetzt gewählt worden ist, der klügste, oder hätte es nicht gelindere Mittel gegeben, die bedeutet hätten, dass die Mutter und das Kind nicht auseinandergerissen werden, nicht voneinander getrennt werden? Hätte es einen Weg gegeben, mit dem sichergestellt wird, dass diese Kinder in Begleitung ihrer Mutter bleiben und auf diese Art und Weise relativ rasch das Herkunftsland wieder erreichen können, ohne dass sie die durchaus dramatische Erfahrung des Aufenthalts in Heimen machen müssen, von denen wir, wie gesagt, ganz sicher nicht wollen, dass Kinder dort auch nur einen einzigen Tag bleiben, geschweige denn womöglich monate- oder jahrelang?
Nebenbei: Wenn diese Menschen hier aufgegriffen werden, abgestraft werden, weil wir davon ausgehen müssen, dass sie in den allerwenigsten Fällen im Stande sein werden, diese 700 EUR aufzubringen, daher werden sie zum überwiegenden Teil tatsächlich dann ins Gefängnis weiterwandern, und wenn sie dann wieder in die Herkunftsländer kommen – was glauben Sie? Werden sie dort mit offenen Armen erwartet? (Abg Dr Wolfgang Aigner: Das ist nicht unser Problem.) Ja, Herr Aigner, wir wissen schon, es ist nicht Ihr Problem. Nichts ist Ihr Problem! Nichts ist Ihr Problem, das ist wunderbar. Es ist aber mein Problem, es ist das Problem meiner Fraktion (Abg Dr Wolfgang Aigner: Machen Sie Ihre Probleme nicht zu unseren Problemen!), es ist Gott sei Dank das Problem der überwiegenden Mehrheit der Abgeordneten hier in diesem Haus, die anders denken, die human denken, die menschlich denken. Es ist das Problem der Katholischen Aktion, es ist das Problem auch von Kreisen, von denen man meinen sollte, dass sie Ihnen als Christ nahe stehen, aber offenbar lassen Sie Ihre christliche Nächstenliebe in der Kirche drinnen, sobald Sie das Gebetshaus verlassen. 

Ich sehe das nicht so, ich empfinde es nicht so, und mir geht es darum, einmal mehr festzuhalten: Ich glaube, das gelindere Mittel wäre der bessere Weg gewesen. Man hätte dafür sorgen müssen, dass diese Kinder nicht getrennt werden von den Eltern. Und einmal mehr: Diese Familien können jetzt auch noch mit schweren Repressalien rechnen, wenn sie die eigenen Herkunftsländer wieder erreichen, nachdem sie aus der Haft entlassen werden. Dort wartet nämlich auf sie sehr wohl die Kriminalpolizei, und das wird überhaupt nicht lustig werden. 

In Summe also schließe ich damit ab, dass ich einfach feststelle: Es kann sein, dass manche von Ihnen der Illusion nachhängen, dass die bettlerfreie Stadt möglich und machbar ist. Ich glaube, meine Damen und Herren, dass es nicht möglich und nicht machbar ist. Zum Wesen der Stadt gehört es, dass es auch Gruppen gibt, die eben aus dem sozialen Netz herausfallen, entweder, weil dieses Netz nicht ausreichend ist, oder in manchen Fällen, weil sie selbst, aus welchen Gründen auch immer, keinen Platz darin finden. Es gibt eben in dieser Stadt Obdachlose, es gibt Sandler, es gibt Menschen mit Alkoholproblemen, es gibt Menschen mit Drogenproblemen. Ja, es gibt Menschen, die immer wieder betteln. Es gibt nicht nur Menschen, die aus Bulgarien und Rumänien und aus der Slowakei kommen, um zu betteln, es gibt insgesamt Menschen, die aus den unterschiedlichsten Gründen betteln. Es gibt eben den berühmten bettelnden Sandler, der auch an einem Eck in der Mariahilfer Straße sitzt, nahe der Gruft, mit seinem Hunderl daneben, niemanden belästigt und nur sozusagen einen kleinen Becher in Händen hält, und wenn jemand vorbeigeht und was hineinwirft – fein. 

Ich glaube nicht, dass diese Stadt, von der Sie sprechen und von der Sie träumen, in der die alle weg sind, ratzfatz sozusagen, und wenn sie es wagen, irgendwo an einer Ecke aufzutauchen und uns irgendwie an ihre missliche Lage zu erinnern und uns optisch zu belästigen, dann kommen sie ins Gefängnis, ich glaube nicht, dass diese Stadt eine bessere Stadt ist, eine menschlichere Stadt ist und eine wärmere Stadt ist. Und insofern bin ich absolut und schärfstens gegen ein generelles Bettelverbot, denn genau dazu würde dieses Bettelverbot führen.

Ansonsten möchte ich, was die vorliegende Gesetzesnovelle betrifft, sagen: Ich glaube Ihnen schon den guten Vorsatz, aber die Art und Weise, wie Sie das ausführen, ist genau das Gegenteil von gut gemacht. Es war bloß gut gemeint, und deshalb findet es keine Zustimmung seitens der Grünen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Zunächst einmal möchte ich doch ein bisschen auf die Suada, die da jetzt von der Klubobfrau der Grünen gekommen ist, replizieren. Es ist leider Gottes einer der seltenen Fälle, wo ich feststellen muss, dass meine Vorrednerin völlig Skurriles und Absurdes von sich gegeben hat, gespickt mit Unterstellungen und unrichtigen Behauptungen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wäre jetzt viel leichter und naheliegender für uns, Ihnen vorzuwerfen, dass Ihnen das Kindeswohl nicht am Herzen liegt, wenn Sie bei einer ganz selbstverständlichen Novelle des Landes-Sicherheitsgesetzes, nämlich, dass es ein Bettelverbot für Kinder und mit Kindern geben soll, nicht mitstimmen wollen. 

Ich bin nicht sehr im Verdacht, ein großer Verteidiger der Sozialdemokratie zu sein, aber ich weiß sehr genau, wie sich hier die Jugendwohlfahrt um die Kinder kümmert. Es hat auch die Stadträtin in sehr eindrucksvoller Weise ihr Konzept präsentiert. Wir haben die Experten von der „Drehscheibe" gehört. Bitte, es gibt kein einziges Kind, das von der Mutter oder vom Vater getrennt wird. Das muss man einmal sagen. Richtig ist allerdings, wenn fremde Personen mit Kindern unterwegs sind, dass dann auf die Rückführung und damit auch die Zusammenführung mit den leiblichen Eltern geachtet wird. Genau das Gegenteil von dem, was Sie gesagt haben, ist wahr. 

Und was jetzt die fürchterlichen Umstände des Sozialniveaus in manchen dieser Länder betrifft, so sage ich Ihnen: Eines können wir sicherlich nicht – und so ehrlich muss man auch sein und das muss man auch aussprechen dürfen –, wir können sicherlich nicht alle Sozialprobleme hier in Wien lösen, die es in Rumänien gibt, die es in der Slowakei gibt, in Ungarn oder wo auch immer. 

Und jetzt stellt sich für mich, wenn ich einen logischen Schluss ziehe, schon die Frage: Warum soll man da jetzt zufällig für einen gewissen Kreis, der irgendwelche besonderen Kontakte hat oder besser organisiert ist, eine gewisse Leistung erbringen, wenn wir wissen, diese Leistung ist begrenzt? Es ist ja nicht so – das sagen mir ja auch alle anderen aus dem eher linken Bereich –, dass man sagt: Okay, solange auf der Wollzeile nur zwei, drei, vier Bettler sind, können wir das irgendwie akzeptieren, sind es einmal 30 oder 40 ginge das selbstverständlich nicht mehr. Wo ziehen Sie denn da jetzt wirklich die Grenze? Ist das fair gegenüber denen, wo wir dann sagen, okay, jetzt ist die Grenze überschritten, die können wir nicht mehr hineinlassen. Also Ihre Argumente sind auch nicht schlüssig, und es ist absolut nicht nachzuvollziehen, dass Sie bei der größten Selbstverständlichkeit nicht mitstimmen können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber mit meiner Kritik wende ich mich natürlich in erster Linie, nachdem wir dieser Novelle zustimmen, gegen die SPÖ, einfach deshalb, weil sie hier zu langsam agiert, weil sie mit zu wenig Mut agiert und weil sie das Bettelunwesen mit dieser Regelung nicht endgültig wirksam bekämpfen kann. 

Es wird heute für strafbar erklärt, wenn Kinder zum Betteln angestiftet werden und wenn man Kinder beim Betteln mitführt. Das ist eine Selbstverständlichkeit, das Kindeswohl verlangt es. Das Einzige, wo ich der Frau Kollegin Vassilakou recht geben muss, ist, dass diese Form der Bettelei wahrscheinlich in vielen Fällen auch heute bereits strafbar wäre, weil sie organisiert und zum Teil aggressiv oder aufdringlich erfolgt. Sinnvoll ist sie aber jedenfalls – und da kann ich auch dem Kollegen Schock recht geben –, weil es bisher schwer nachweisbar war, dass diese Form der Kriminalität organisiert passiert. Es kommen sicherlich auch einige Fälle hinzu, die bisher nicht strafbar waren. Das macht die Regelung dennoch sinnvoll. 

Vollziehen muss es weiterhin die Bundespolizeidirektion Wien. Insofern bleibt alles beim Alten. Man konnte sich noch nicht zur Einrichtung einer Stadtwache durchringen. Die arme Bundespolizei muss jetzt wiederum dieses sowie zehn andere Landes-Sicherheitsgesetze vollziehen und kann sich nicht der eigentlichen Kriminalitätsbekämpfung widmen. 

Die heutige Novelle ist natürlich richtig, ist aber viel zu wenig, bringt uns keine echte Problemlösung beim Bettelunwesen in Wien. Sie tun mit dieser Novelle so, als würden Sie Probleme lösen, in Wahrheit agieren Sie im Zeitlupentempo. Sie lösen ein Problem, aber Sie brauchen so lange dafür, dass in dieser Zeit zwei neue entstehen. Die organisierte Bettelei wird sehr rasch reagieren. Es wird neue Formen der Bettelei geben – nicht mit Kindern, das wird man in den Griff bekommen, Gott sei Dank –, aber es gibt ganz neue und flexiblere Formen. Es wird mit Tieren gebettelt, es wird zwischen den stehenden Autos bei roten Ampeln gebettelt. 

Wir haben mittlerweile fünf Bettelstraftatbestände, fünf an der Zahl: organisiert, aggressiv, aufdringlich, Anstiftung von Kindern, Betteln mit Kindern. Ich sage es Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, so viel Einzelbetteltatbestände können Sie gar nicht schaffen, dass wir dem Bettelunwesen in dieser Stadt Herr werden. Es wäre daher ganz einfach, eine Lösung zu finden, die im Interesse der Stadt, aber auch der Bettler wäre, nämlich ein generelles Bettelverbot zu erlassen. Nur dafür fehlen der Sozialdemokratie leider der Mut und die Kraft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist mir wichtig, an dieser Stelle festzuhalten, dass von einem solchen generellen Bettelverbot alle profitieren würden. Es ist ja heute auch schon oft genug angesprochen worden: Die Bettelei ist ein Missstand, man will sie nicht haben. Es ist nur die Frage: Wie komme ich zu diesem Ziel? Glauben wir tatsächlich, dass wir zu weniger Bettelei kommen, indem wir da einen Fleckerlteppich von Verwaltungsstraftatbeständen schaffen, oder mit einer klaren Lösung, die die Polizei oder wer auch immer einfach vollziehen kann. 

Der Bettler wird ausgebeutet, sein Selbstwertgefühl geht verloren, er befindet sich in einem Teufelskreis von Armut und sozialer Isolation, und wir wissen, dass die Bettelei die Einstiegsphase in eine kriminelle Karriere darstellt. Die Experten von der „Drehscheibe" haben es uns gesagt, erst kommt die Bettelei, dann kommt der Diebstahl. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Öffnen Sie die Augen! Bettelei ist kein Menschenrecht, sondern lediglich Ausdruck, dass Hilfe versagt hat, und zwar Hilfe entweder von privater oder öffentlicher Seite. Bettelei ist Ausdruck einer unsolidarischen Gesellschaft und Ausdruck mangelnder Nächstenliebe, wenn Sie wollen. 

Bringen Sie die Hilfe endlich an die Hilfsbedürftigen heran, dann wird Bettelei nicht notwendig sein, es sei denn, sie ist organisiert oder Einzelne wollen sich unrechtmäßig bereichern. Aber dafür habe ich überhaupt kein Verständnis. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr verehrten Damen und Herren! Alle Argumente, die Sie richtigerweise gegen die Kinderbettelei ins Treffen geführt haben, die gelten ja auch für die Bettelei von Erwachsenen. Wie können wir es akzeptieren, dass Menschen tagelang der Kälte ausgesetzt sind, dass sie in einem beklagenswerten, gesundheitlichen Zustand sind, dass sie unter Schmutzekzemen leiden, dass ihre Kleidung verschmutzt ist, dass sie kaum etwas zu essen haben? Andere Bundesländer, die wirklich von Grund auf dieses Problem beseitigen wollen, die haben es geschafft. Dort leidet niemand mehr. Dort leiden vor allem auch die Bettler nicht mehr. In Vorarlberg, Tirol und Salzburg ist es mit einem generellen Bettelverbot gelungen. (Abg Mag Waltraut Antonov: Das glauben Sie selbst nicht!)

Und jetzt kommt das Gegenargument: Das sind ja nicht nur die Ausländer, da gibt es doch auch Inländer. Und da sage ich Ihnen, die Unterstandslosen, die Sandler, das sind ganz wenige geworden, die gibt es fast nicht, die da im öffentlichen Raum betteln. Es gibt manche Bettler, die sagen, als Ausdruck einer besonderen Jugendkultur gehört das Betteln mit Hunden dazu, ob bei U-Bahn-Stationen, bei Rolltreppen oder auf Verkehrsinseln. Aber da sage ich Ihnen, diese Bettler, die haben aus meiner Sicht überhaupt keinen Anspruch auf Schutz, denn da schütze ich schon lieber die Mütter mit Kindern oder die Senioren, denen es mehr als unangenehm ist, durch solche Räume zu gehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Lebensqualität der Bettler und der Wienerinnen und Wiener ist stark beeinträchtigt, solange sich die Sozialdemokratie nicht durchringen kann, hier zu einer endgültigen, sinnvollen Lösung zu kommen. 

Ein weiteres Problem ist, dass der Trickdiebstahl mit einem generellen Bettelverbot natürlich auch leichter in den Griff zu bekommen wäre. Sehr oft passiert es, dass wiederum vermeintlich ältere oder schwächere Personen angegangen werden um ein paar Cent oder um ein paar Euro, ob man ihnen nicht mit Kleingeld aushelfen kann. Man zückt die Geldbörse, und wenig später muss dann das Opfer feststellen, dass nicht nur die Münzen, sondern auch die Scheine fehlen. 

Wir haben einen Beschlussantrag vorbereitet. Er gibt Ihnen, sehr verehrte Damen und Herren, die Möglichkeit, das Bettelunwesen in dieser Stadt im Sinne aller Beteiligten – der Wienerinnen und Wiener, aber insbesondere im Interesse der Bettler –, zu verhindern. Nutzen Sie die Gelegenheit und stimmen Sie unserem Antrag zu! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die zuständige StRin Frauenberger und wir Abgeordnete haben es uns – sehr gut beraten von den ExpertInnen und Beamten des Magistrats – wirklich nicht leicht gemacht, hier diese Lösung zu finden, und sind wirklich nach eingehender Beratung zu dieser Lösung gekommen. Wir haben uns wirklich angestrengt für eine differenzierte, sachgemäße und zielführende Lösung. 

Es ist nicht immer so, dass zwischen zwei Extremen der Mittelweg genau das Richtige ist, das kann man nicht generell sagen, aber es ist ziemlich oft so, dass der Mittelweg richtig ist, und im vorliegenden Fall ist es sicher so, dass wir den goldenen Mittelweg gefunden haben, nämlich nicht ein generelles Bettelverbot, was eben nicht okay wäre, genauso wenig wie nichts dagegen zu machen, den Kopf in den Sand zu stecken und die tatsächlichen Probleme zu ignorieren. Daher haben wir uns eben bemüht, die differenzierte Lösung zu finden, die möglichst viel an Leid wegnimmt, die vor allem den Kindern nützt und die Kinder vor Ausbeutung und Misshandlung schützt. Ich glaube, dass wir dieses Ziel konsequent verfolgt haben, war richtig, und dazu stehen wir auch. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum generellen Bettelverbot. Ich habe mir im Vorjahr eine Ausstellung im Museum der Stadt Wien angeschaut, eine sehr gute Ausstellung über Armut seit 2 000 Jahren, aber auch über die Jahrhunderte. Da hat man feststellen können, dass es erstens Bettelei natürlich immer gegeben hat, dass es aber besonders drakonische Bettelverbote in den Zeiten gegeben hat, in denen eine Massenbettelei durch die gesellschaftlichen Zustände eigentlich sogar provoziert und herbeigeführt worden ist und dass natürlich drakonische Bettelverbote in mit heute selbstverständlich nicht vergleichbaren Zeiten – aber dennoch sage ich es – nie zu etwas geführt haben, sinnlos waren und natürlich damals unmenschlich waren. 

Es ist jetzt durchaus so, dass wir seit 63 Jahren eine demokratische Republik haben, einen doch im Großen und Ganzen funktionierenden Sozialstaat, und Wien ist die sozialste Millionenstadt der Welt. Natürlich ist es unser Ziel, die Armut zu beseitigen, vor allem die Ursachen der Armut zu bekämpfen und die Bettelei, so weit das irgendwie möglich ist, überflüssig zu machen, sodass gar niemand betteln muss. Das ist natürlich unser Ziel. In früheren Zeiten hätte man vielleicht noch pathetischer gesagt, in einer sozialistischen Gesellschaft würde es keine Armut mehr geben und dadurch würde es keine Bettelei geben. 

Wir haben differenziertere Gesellschaftsordnungen, als es vielleicht manche unserer Vormütter und Vorväter geglaubt haben, und so ist es eben so, dass es schon bei einer statischen Bevölkerung – nehmen wir an, die Bevölkerung in Wien würde völlig gleich bleiben – sehr schwierig wäre, Armut praktisch hundertprozentig zu beseitigen. Selbst wenn man ein sehr dichtes soziales Netz hat, gibt es immer wieder individuelle Schicksale, die aus irgendwelchen Gründen in die totale Armut verfallen und die eben betteln. Wenn sie still betteln und nicht organisiert sind und die anderen Tatbestände erfüllen, ist das dann, meiner Ansicht nach, auch etwas, was möglich sein sollte.

Jetzt kommt dazu, dass wir Obdachlose haben, die teilweise aus den Bundesländern zu uns kommen, aber natürlich quantitativ um vieles bedeutsamer – das haben Vorredner schon gesagt – aus den neuen EU-Staaten Menschen aus unterschiedlichen Intentionen zu uns kommen. Es ist sicher langfristig auch unser Ziel, dass wir die Armut in Europa überhaupt beseitigen und auf der Welt beseitigen. Das ist ein sehr langfristiges Ziel, und wir leben damit, dass es eben Menschen gibt, die betteln. Hier ist es notwendig zu differenzieren, aber ein generelles Bettelverbot wäre nicht richtig und wäre auch nicht sozial, weil wir eben nicht die Armen bekämpfen wollen, sondern die Armut bekämpfen wollen. (Beifall bei der SPÖ.) In dem Sinn soll, so wie es der Bürgermeister am Vormittag gesagt hat, das stille Betteln von tatsächlich Hilfsbedürftigen möglich sein. 

Wie gesagt, wir haben ja schon in der geltenden Rechtsordnung den § 2 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes, der jetzt bereits aggressives, aufdringliches und organisiertes Betteln in Wien verbietet. Weiters besteht die Möglichkeit der Wegweisung von aggressiven BettlerInnen nach Anweisung und Abmahnung. Anstiftung zu solchen Formen der Bettelei sind nach § 7 des VStG strafbar. Auch der Verfall von Geld, das durch verbotene Formen der Bettelei beschafft wird, kann verfügt werden. Das ist also das geltende Gesetz.

Was jetzt dazukommt, ist, dass das Betteln durch strafunmündige Personen, also bis 14 Jahre, im öffentlichen Raum stark zugenommen hat. Das hat einfach sehr stark zugenommen, ebenso die damit zusammenhängenden nicht wünschenswerten Erscheinungsformen der Ausbeutung von Kindern.

Deshalb schlagen wir heute zwei neue Verwaltungsstraftatbestände zur Abstimmung vor, die sich gegen strafmündige Personen richten, welche unmündige minderjährige Personen beim Betteln mitführen oder zum selbstständigen Betteln anstiften.

Wie auch schon gesagt worden ist, ist es so, dass meistens ja nicht die Eltern mit ihren Kindern betteln, sondern leider sehr oft die Kinder gegen Geld ausgeborgt werden – unter Anführungszeichen –, um dann eben irgendjemandem, durchaus nicht immer Notleidenden, zu Geld zu verhelfen mittels einer Methode, die nicht zulässig ist.

Eines muss man auch sagen: Auch in den wenigen Fällen, wo die Kinder mit ihren Eltern betteln – das ist auch im Ausschuss von den Experten ganz deutlich gesagt worden –, gibt es eine Traumatisierung der Kinder. Die Traumatisierung der Kinder ist eine Tatsache. Das ist im Ausschuss von den Experten, die das wirklich wissen und wissen müssen – und von Expertinnen, im Ausschuss, glaube ich, waren es nur Männer, deshalb sage ich Experten –, ganz eindeutig gesagt worden. Die Traumatisierung ist in jedem Fall gegeben. Das ist bestätigt, da ist nichts mehr, was man durch wissenschaftliche Studien noch beweisen müsste. 

Deshalb sind auch zusätzliche sozialwissenschaftliche Studien, wie von den GRÜNEN verlangt, nämlich noch einmal zwei, drei Jahre sozialwissenschaftliche Studien, der falsche Weg, denn das heißt, zwei, drei Jahre müssen Kinder länger leiden, werden die Kinder länger ausgebeutet. Das kann nicht unser Ziel sein, und deshalb wollen wir dieses Gesetz heute sofort beschließen.

Wobei natürlich die differenzierte Vorgangsweise auch notwendig ist. Einerseits wollen wir nicht eine Strafe haben, die quasi überhaupt nicht abschreckend ist, deshalb 700 EUR als Höchststrafe. Das ist aber die absolute Höchststrafe – das muss man immer dazusagen –, und natürlich ist es so, dass bei Ersttätern in der Regel eine bloße Ermahnung kommen wird. Des Weiteren gibt es die Möglichkeit, von der Strafe abzusehen oder die außerordentliche Milderung der Strafe. Also tatsächlich bestraft wird in der Regel erst bei wiederholten Fällen, wenn jemand sich absolut nicht davon abbringen lassen will. Und für die Höchststrafe müssen dann wirklich alle qualifizierten Tatbestände zusammenkommen. 

Aber ich glaube, grundsätzlich ist das auch der Mittelweg: 700 EUR, das ist nicht so niedrig, dass es von Haus aus als Bagatelle gesehen wird, es ist aber auch nicht mehr Strafe als notwendig wäre mit negativen Folgewirkungen. 

Und weil heute im „Standard" steht – ich weiß jetzt nicht, ob die Kollegin Vassilakou das erwähnt hat –, die Arbeiterkammer hätte diese Gesetzesnovelle kritisiert. Das ist grundfalsch. Ich lese vor: „Die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien begrüßt die Intention des vorgelegten Entwurfs, Kinder und unmündige minderjährige Personen vor deren Ausbeutung im Zusammenhang mit der Bettelei zu schützen."

Dann steht weiter, durchaus im Einklang mit unserer Intention: „Bei aller Notwendigkeit geeigneter Maßnahmen wird aber zu bedenken gegeben, dass der Bettelei mit und von Kindern und unmündigen minderjährigen Personen nicht ausschließlich durch restriktive Maßnahmen wie die Verhängung von Geldstrafen und der Ersatzfreiheitsstrafen beizukommen sein wird."

Absolut unsere Auffassung. Das ist hundertprozentig das, was die Frau Stadträtin seit Langem verfolgt und was wir mit guten Gründen verfolgen. Sie beziehungsweise meine Nachredner werden nachher auch noch die begleitenden Maßnahmen ausführlich darstellen. 

Und weiters steht in der Arbeiterkammerstellungnahme: „Aus diesen Gründen wäre es notwendig, bei der Verhängung von Geld- und Ersatzfreiheitsstrafen auf die konkrete soziale und wirtschaftliche Situation der betroffenen Bettlerfamilien zu achten und die gesetzlichen Regelungen über die Strafbemessung im Verwaltungsstrafverfahren auf den Einzelfall bezogen anzuwenden." 

Also auch genau in unserem Sinn und auch das, was nach dem Verwaltungsstrafverfahren möglich ist. Deshalb ist es auch richtig, die Erschwernis- und Milderungsgründe heranzuziehen und all diese individuellen, auf den konkreten Fall bezogenen Maßnahmen. Also eine differenzierte Vorgangsweise ist zu 100 Prozent unsere Auffassung. Zwischen dem, was wir vertreten, und dieser Arbeiterkammerstellungnahme hat nicht einmal ein Löschblatt Platz, und das find ich sehr gut. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine Institution, von der wir es in dieser Form und in dieser Deutlichkeit nicht erwartet hätten, hat übrigens auch unseren Standpunkt bestätigt. In seinem Schreiben vom 17. März 2008 hat auch das Bundesministerium für Inneres die erste Stellungnahme modifiziert und Folgendes geschrieben: „Dem Bundesministerium für Inneres erscheint es jedoch keineswegs ausgeschlossen, dass auch einer Auffassung näher getreten werden könnte, wonach jegliches Mitführen oder Veranlassen unmündiger minderjähriger Personen zum Betteln eine Verletzung des öffentlichen Interesses, des Kinder- und Jugendschutzes und der Jugendwohlfahrt und damit ein strafwürdiges Unrecht darstellt. Es wäre allerdings zu überlegen, qualifizierende Umstände wie etwa eine bestimmte Dauer des Mitführens, das Bestehen einer Schulpflicht oder den Gesundheitszustand im Rahmen der Strafbemessung zu berücksichtigen."

Genau das ist ja der Sinn, dass die Strafe sozusagen möglich ist von 1 EUR, um das plakativ auszudrücken, bis zu 700 EUR. Und genau das soll da auch berücksichtigt werden. 

In diesem Sinn möchte ich natürlich auch den Dialog mit jenen Organisationen, die kritisch gegenüber unserer Gesetzesinitiative sind, vorantreiben. Den halte ich für sehr wichtig, ich halte es für sehr wichtig, wenn die Katholische Aktion Stellung nimmt, und wir wollen das Missverständnis, das vielleicht gegeben ist, mit ihr aufklären und auch mit anderen NGOs. Diese Stellungnahmen sind ernst zu nehmen, und im Dialog wollen wir dann eben darzulegen versuchen, dass wir richtig liegen. 

Caritasdirektor Landau übrigens hat sich durchaus unterstützend gezeigt. Er hat gesagt, einem Verbot des Bettelns mit Kindern zum Schutz der Kinder steht die Caritas grundsätzlich positiv gegenüber. Aber man braucht unbedingt, hat er dazugesagt, begleitende Maßnahmen. Genau die setzen wir in höherem Ausmaß. 

Und in dem Sinn sage ich, dieses Verbot, das wir heute einführen, ist eine Facette in einer breiten Palette von Maßnahmen, die dem Kinderschutz dienen. Strafbestimmungen sind nicht das Wichtigste, sondern sind nur ein Teil eines großen Maßnahmenpaketes. Und in diesem Sinn ist es halt sinnvoll. 

Noch zu einigen Vorrednern. Der Kollege Ulm hat ein generelles Bettelverbot auch damit begründet, dass er sagt, die Kälte ist für einen Erwachsenen genauso schlecht wie für Kinder. Nur ist es ein Unterschied, ob ich einen Unmündigen, einen Zweijährigen, einen Zehnjährigen zu irgendetwas zwinge, oder ob eine volljährige Person sozusagen das für sich in Kauf nimmt, in großer Kälte zu betteln. Das ist schon noch ein gewisser Unterschied, den man als Gesetzgeber mit berücksichtigen sollte. 

Zur Kollegin Vassilakou und zur Entschließung aus dem Jahr 1996 hat Kollege Ulm dankeswerterweise schon richtiggestellt, dass dort ja steht, dass die Kinder nicht von ihren Eltern getrennt werden sollen. Und das passiert ja auch nicht, wie dargelegt worden ist. 

Grundsätzlich kann man, glaube ich, der Frau StRin Frauenberger eine Gratulation aussprechen zu diesem Paket, vor allem aber zum Sozialpaket zum Schutz der Kinder, das sie geschnürt hat, was noch wichtiger ist als die Strafbestimmung selbst, und zu diesen wirklich umfassenden Maßnahmen zum Kinderschutz. (Beifall bei der SPÖ.)
Dieses Paket möchte ich jetzt nur ganz kursorisch mit Überschriften darstellen, da, so viel ich weiß, meine Nachredner darauf noch genauer eingehen werden, aber das ist an sich der Kern des Ganzen. Ich möchte jetzt nicht die Arbeit der „Drehscheibe" mit den Ländern Rumänien, Bulgarien, Slowakei und Ungarn gering schätzen, wo eben ein Neun-Punkte-Programm durchgeführt wird, neun Schritte zum Schutz der Kinder. Aber noch einmal: Die meisten der betroffenen Kinder betteln nicht gemeinsam mit ihren Eltern, sondern mit fremden Erwachsenen, und bei diesen vier Ländern, die ja alles EU-Mitglieder sind, ist ja sozusagen einerseits natürlich die Möglichkeit, über die EU Einfluss zu nehmen, groß, und das ist gut so, umgekehrt ist es nicht möglich, quasi durch Zuzugsbeschränkungen oder Ähnliches besonders leichte Methoden, wie sich das vielleicht manche vorstellen, anzuwenden, sondern man muss das Problem wirklich strukturell angehen. 

Da ist der erste Schritt – jetzt nur überschriftsmäßig –, das Kind wird in die „Drehscheibe" gebracht, dort medizinisch betreut, mit Nahrung, Kleidung und so weiter versorgt. Das passiert alles, die Kinder werden dort umfassend betreut. 

Das Zweite ist, dass die richtigen Eltern jederzeit und rund um die Uhr Zugang zu den Kindern haben. Kein Kind wird von seinen Eltern getrennt. 

Das Dritte: Bei feststehender Identität werden die Kinder, wenn die Eltern nicht anwesend sind, sofort aus den Nachbarländern, also etwa Ungarn oder Slowakei, von SozialarbeiterInnen abgeholt. 

Ist die Identität unklar, wird dann sofort versucht, diese über die Botschaft festzustellen. 

Fünftens: Was ist, wenn Kinder verschleppt oder vermietet werden? Das muss geprüft werden anhand der Einreisedokumente. Das Krisenzentrum schaut dann, wie gesagt, dass innerhalb von 48 Stunden die Rückführung möglich ist. Das Sozialministerium leistet Hilfe, und Sozialarbeiter schauen auch, dass die Polizei des Heimatlandes überwacht, dass ein neuerlicher Missbrauch ausgeschlossen wird. 

Das habe ich jetzt nur überschriftsmäßig gebracht, weil es nachher noch genauer dargestellt wird, aber ich glaube, dass schon die Überschriften gezeigt haben, dass hier ein umfassendes, bestdurchdachtes Konzept vorliegt, das von der UNO und überall mit höchstem Lob ausgestattet worden ist, weil Wien hier wirklich richtungsweisend im Interesse der Kinder vorgeht. Und darauf können wir, glaube ich, stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)

Abschließend kann ich sagen: Die polizeilichen Aktivitäten gegen die wirklich organisierte Kriminalität, gegen die großen Täter sind natürlich das noch Wichtigere. Dass man die wirklich großen Verbrecher sozusagen schnappt, ist um vieles wichtiger, als dass man die kleinen Fische mit Verwaltungsstrafen eindeckt. Das ist natürlich auch wichtig, aber das eine schließt das andere nicht aus. Aber der Schwerpunkt muss bei der Bekämpfung der großen organisierten Kriminalität liegen.

In diesem ganzen Kontext schließe ich ab: Es ist ein wirklich gutdurchdachtes Gesetz, wohlausgewogen, das nicht über das Ziel schießt, aber auch nicht das Ganze als Bagatelle betrachtet. Die Gesetzesanwendung soll natürlich im Sinn des Gesetzgebers mit der nötigen Flexibilität und angepasst an den Einzelfall erfolgen. So wird unser Ziel erreicht, dass wir die Kinder schützen und dass es keinen Missbrauch von Kindern gibt. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ab der Mitte seiner Rede hat jetzt mein Vorredner, Herr Dr Stürzenbecher, begonnen, sich zu entschuldigen – zumindest hat es sich so angehört – für etwas, was ja eigentlich eine Selbstverständlichkeit ist. Wenn es da irgendeine Entschuldigung gäbe, Herr Kollege Stürzenbecher, dann, denke ich, müsste es dafür sein, dass das Gesetz oder diese Gesetzesnovelle viel zu spät gekommen ist. Sie hätten vielleicht manchem Kind so manchen kalten Winter auf dem Boden der Mariahilfer Straße, ruhiggestellt entweder durch die eigenen Eltern oder durch einen Fremden, der das Kind als Leihgabe mit hat, ersparen können. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ich habe mich nicht entschuldigt, sondern ich habe zur Sache geredet!) 

Es ist ja wohl richtig – es ist in letzter Zeit zu einem verstärkten Phänomen in dieser Stadt geworden, aber wir müssen es leider schon lange beobachten –, dass man im Zuge der Bettelei, die sich da in Wien zunehmend breit macht, auch Kinder mit einsetzt. Es hat ja schon mein Fraktionskollege und Klubobmann gesagt, und ich wiederhole es noch einmal: Wir unterstützen jetzt einmal diese Gesetzesnovelle sehr gerne, aber, wie gesagt, als einen ersten Schritt. 

Denn wenn man die Bettelei in Wien betrachtet, dann muss man sagen, mit sehr wenigen Ausnahmen, und ich glaube, man muss sich immer an das halten, was sozusagen den Großteil und das Wesen ausmacht, hat diese Art von Bettelei keinen sozialen Hintergrund, ist diese Bettelei ein Geschäft. Diese Bettelei ist zu einem guten und einem einträglichen Geschäft geworden. Nicht für die, die auf der Straße sitzen, frieren, sich irgendwie zusammenkrümmen müssen, um möglichst armselig dort zu sitzen, und wenn sie es nicht tun, und das muss man auch sagen und das findet statt, dann kriegen sie eine drauf. Sie werden nämlich während der Zeit, wo sie dort sitzen und wo sie betteln müssen, beobachtet. Die Leute sitzen nicht freiwillig dort. Sie sitzen unter Zwang dort. Es gibt ein gutes und ausgeklügeltes System, das diese Menschen zwingt, hier zu betteln, aber nicht für die eigene Tasche und nicht dafür, dass sie vielleicht ihre armseligen Behausungen in ihrem Heimatland herrichten können, sondern wenn wir schon bei der Behausung sind, sie betteln dafür, dass sich andere Protzvillen bauen. Das ist die Realität. Die überwiegende Mehrheit der Menschen, die in Wien betteln, bettelt für andere. Die betteln, weil sie gezwungen werden, mit Stockschlägen, mit der eigenen Krücke, die sie mitführen. Alles schon gesehen. Es wird ihnen nach kürzester Zeit das erbettelte Geld abgenommen und es kommt nicht in die eigene Tasche, sondern fließt genau dorthin, wo ich gesagt habe, in Protzvillen, in Luxusautos und vieles andere mehr einiger Bandenbosse, die gemerkt haben, es gibt hier einen Markt. 

Natürlich ist Wien ein guter Markt geworden. Das ist bedingt durch die geographische Nähe. Das ist auch dadurch bedingt, dass Wien eine Großstadt ist und natürlich Geschäftsstraßen, Verkehrsknotenpunkte mit der richtigen Frequenz aufweist, wo dieses Betteln sozusagen auch einträglich ist.

Deshalb, sehr geehrte Damen und Herren, sage auch ich, wie schon einige meiner Vorredner, so dürfen wir das in dieser Stadt nicht weiter geschehen lassen, und nicht deshalb, weil es uns so wahnsinnig stört als optischer Anblick! Frau Kollegin Vassilakou, das ist es nicht! Aber wir wollen nicht, dass damit einige osteuropäische Bandenbosse ein gutes Geschäft machen. Wer das Betteln unterstützt, arbeitet in die Tasche dieser Herrschaften! Das müssen Sie einsehen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Maria Vassilakou: Aber das ist verboten!)
Ich komme jetzt noch, weil schon sehr viel gesagt worden ist, zu den Kindern. Diese Kinderkarrieren, und deswegen unterstützen wir das heute auch gern, sind negative Karrieren. Die fangen vielleicht als Baby auf dem Schoß der Mutter oder der Leihperson an und enden oder gehen über den Weg der Erziehung zum Taschendiebstahl. Denn das wird ja trainiert. Das wird in diesen Ländern in eigenen Schulen unter größter Brutalität geradezu trainiert. Unter größter Brutalität werden diese Kinder dazu erzogen. Oder wenn es auf der anderen Seite für die Mädchen eher angeraten ist, werden sie in die Prostitution gezwungen. Der Anfangspunkt ist hier auf der Straße in Wien. Da ist es natürlich dringend notwendig, dass man diese wirklich negative Kinderkarriere frühzeitig durchbricht. Daher unterstützen wir selbstverständlich alles, was gegen die Bettelei mit Kindern oder erzwungen von Kindern ist, sehr gerne. 

Wir dürfen es nicht außer Acht lassen, dass diese organisierte Bettelei kein Einzelphänomen ist. Das ist untrennbar verbunden mit anderen Kriminalitätszweigen. Glauben Sie wirklich, dass einer, der die Leute unter Zwang, unter wirklich harten Bedingungen, hierher schickt, der das organisiert, davor zurückschreckt, die Menschen zum Diebstahl anzuhalten? Da bleibt ihnen die Beute auch nicht. Vielleicht wenn sie sehr geschickt sind, aber der, der sie kontrolliert, nimmt sie ihnen sofort weg. Oder dass diese Leute Skrupel haben, die jungen Mädchen in die Prostitution zu schicken? Nein, absolut nicht!

Das ist das Problem. Ich glaube, es ist wirklich notwendig, dass wir diesen Markt stoppen. Wenn wir das nicht verbieten, machen wir überhaupt nichts besser. Ganz im Gegenteil, wir belassen einen Zustand, der einigen wenigen kriminellen Objekten zugute kommt. Dagegen sind wir!

Noch einmal zu den Kindern: Ich kann es wirklich nicht verstehen, dass Sie dieser Novelle so massiv entgegentreten. Denn was ist denn die Gegenlösung? Die Gegenlösung, wenn Sie sagen, Sie machen es nicht, ist doch die, dass Kinder weiter auf der Straße beim Betteln sitzen, egal, ob mit der eigenen Mutter oder mit einer fremden Person. Das kann für dieses Kind nichts Gutes sein. Die sollen nicht weiter bei uns auf den Straßen sitzen. Die sollen überhaupt nirgendwo auf der Straße sitzen, das ist schon richtig. Aber es ihnen hier zu untersagen, führt auf jeden Fall eher dazu, dass weniger Kinder in dieses Schicksal gepresst werden, weil wir einen Markt unterbinden. Wenn wir es weiter so belassen, wird es für keinen besser, sondern ganz im Gegenteil, wenn es ein gutes Geschäft ist, werden immer mehr Kinder rekrutiert werden. Wir haben schon über die unterschiedlichen Zweige gehört, die sich gerade im Bereich der Bettelei entwickeln. Da wird negativen kreativen Köpfen schon einiges andere einfallen, um sozusagen die Geschäfte noch einträglicher zu gestalten.

Daher kann man nur sagen, nehmen wir zur Kenntnis, dass es wohl ein paar wenige Bettler gibt, die es aus sozialen Gründen tun. Das ist eine verschwindend geringe Menge. Helfen Sie denen! Jawohl, helfen Sie denen, nicht mehr betteln zu müssen! Das ist auch kein Sport. Ich sage es jetzt einmal unter Anführungszeichen, so genannte Sportbettler hat man auch immer wieder im Laufe der Geschichte gesehen und dann sehr viel Geld gefunden, weil sich der Mensch nichts vergönnt hat. Das gibt es auch, aber das sind wirklich die Ausnahmefälle.

Was uns heute in Wien, auf den Wiener Straßen und Plätzen, begegnet, ist organisierte Kriminalität. Wenn Sie sagen, dagegen haben wir ein Gesetz, stimmt das, nur muss es offensichtlich zahnlos oder nicht so vollzogen sein, wie wir es uns hoffentlich alle wünschen. Wer zu Ostern ein bisschen in Wien unterwegs war, konnte es wieder erleben. Wer weiß, wie die Temperaturen zu den Osterfeiertagen waren, kann sagen, es war sicher nicht angenehm, sondern grausam für die betroffenen Personen. Ich habe selbst auf der Mariahilfer Straße eine Mutter mit einem Baby gesehen, das sie dann noch auf der Straße gesäugt hat. Es ist wirklich ein grausames Los! 

Wir wollen das in Wien nicht! Nicht, weil wir es uns nicht anschauen wollen, sondern weil wir das hier nicht haben wollen und weil wir vor allem nicht haben wollen, dass sich kriminelle Objekte daran bereichern! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Jerusalem gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wenn man die Sache sehr wohlwollend betrachtet, dann könnte man sagen, es ist der SPÖ ein Irrtum passiert. Man könnte sagen, und meine Kollegin Vassilakou hat das auch getan, Sie wollten etwas sehr Gutes tun und jetzt kann man aber geteilter Meinung darüber sein, ob wirklich etwas Gutes dabei herausgekommen ist. Ich glaube das eigentlich nicht.

Mein Eindruck ist vielmehr, dass Sie sehr wohl wissen, dass Sie mit dieser Gesetzesnovelle nicht die Armut, sondern die betroffenen Armen bekämpfen. Ich glaube, im Grunde genommen wissen Sie es ganz genau! (Abg Martina Ludwig-Faymann: Nein!)

Wenn einer der Vorredner, der Herr Abg Stürzenbecher, gesagt hat, und ich habe das mitgeschrieben: „Wir haben uns sehr gut beraten mit den Fachleuten des Magistrats.", so kann ich nur sagen, wir auch. Wir haben uns auch sehr gut beraten. 

Da möchte ich jetzt anmerken, dass ich - das ist eine Nebenbemerkung - eigentlich nicht verstehe, nach welchem System Stellungnahmen den Weg ins Netz finden. Die einen schon, die, die Sie wahrscheinlich weniger leicht verhindern können, die Rechtsanwaltskammer, die Arbeiterkammer und die Wirtschaftskammer. Die werden sich das nämlich nicht gefallen lassen, wenn Sie ihre Stellungnahmen nicht ins Netz stellen. Und die anderen Stellungnahmen, nämlich zum Beispiel jene von Fachleuten des Magistrats, die ihre Ansicht überhaupt nicht teilen, finden den Weg ins Netz nicht. Um diese Stellungnahmen zu bekommen, muss man einen mühsamen Rechercheweg hinter sich bringen.

Ich möchte Ihnen und damit auch dem Protokoll, weil es mir wichtig ist, dass das auch im stenographischen Protokoll dieses Landtages im vollen Wortlaut aufscheint, weil es in den Stellungnahmen nicht aufscheint, jetzt einiges davon vorlesen.

Zum Beispiel Andreas Schadauer. Der Name wird Ihnen peripher bekannt sein und anderen sehr gut bekannt sein. Er ist der Vorsitzende des Dienststellenausschusses 131 - Ämter für Jugend und Familien und Vorsitzender des Berufsgruppenausschusses der SozialarbeiterInnen in der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, Abteilungsausschuss der MA 11. Er spricht für sich und spricht für diese Ausschüsse. Er sagt: „Sehr geehrte Damen und Herren! Innerhalb offener Frist ..." - Er hat es also nicht zu spät abgegeben und deswegen kommt die Stellungnahme nicht ins Netz, sondern innerhalb offener Frist. – „... gebe ich folgende Stellungnahme ab: Nach diesem Gesetzesvorhaben käme es beim zu erwartenden Vollzug der Ersatzarreststrafe dazu, dass Kinder, zum Beispiel auch Säuglinge, von ihren Eltern getrennt werden müssten und so zusätzlich traumatisiert würden. Sieht so der Schutz der Kinder aus, den Sie meinen?" - Das kann ich mir nicht vorstellen, Herr Stürzenbecher, dass Sie das meinen! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Wir wissen, dass die Kinder nicht von ihren Eltern getrennt werden! Das ist ja ein Blödsinn!)
Oder dass das der Herr Ulm meint, der unter anderem gesagt hat: „Nicht ein einziges Kind wird von den Eltern getrennt werden." Das hat der Herr Ulm gesagt. Nicht nur, dass das falsch ist, hat er auch meiner Vorrednerin Vassilakou unterstellt, wenn sie solches behauptet, wäre das eine unrichtige Behauptung, eine Unterstellung. Er sprach von der Suada der GRÜNEN. Er sprach vom Skurrilen und Absurden. 

Weil wir gerade dort sind, möchte ich gerne, bevor ich mit der Stellungnahme fortsetze, weil die kommt mit Punkt und Komma in dieses stenografische Protokoll hinein, noch etwas sagen, was der Herr Ulm angeführt hat. Der Herr Ulm hat angeprangert, auch beim Herrn Abg Stürzenbecher kam Ähnliches vor und ebenso bei der Frau Abg Matiasek, erst kommt die Bettelei und dann kommt der Diebstahl. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Wer hat das gesagt? Das ist eine Tatsachenwidrigkeit, dass ich das behauptet habe!) - Der Herr Abg Ulm. Es war ein Originalzitat: „Erst kommt die Bettelei und dann kommt der Diebstahl!" (Abg Godwin Schuster: Der Stürzenbecher hat das sicher nicht gesagt!) Dann, Herr Abg Ulm, sind Sie offensichtlich dabei, den Diebstahl zu organisieren! Denn wenn Sie den Leuten nicht mehr ermöglichen zu betteln und Sie meinen, dann werden sie stehlen, werden sie dann auch stehlen! (Abg Robert Parzer: Das darf aber nicht wahr sein!)
Ein ganz ähnliches Argument hat übrigens bei seiner Rede anlässlich der Feier zum 38er Jahr, zum Gedenkjahr, Ihr Bezirksrat Sarközi, Obmann des Kulturvereins der Roma, gesagt: „Es ist doch besser, sie betteln, als sie stehlen." (Abg Henriette Frank: Das ist doch keine Alternative! - Abg Dr Wolfgang Aigner: Besser, sie stehlen als sie ermorden?) - Damit wird nicht den Menschen Schlimmes unterstellt, sondern damit wird festgestellt, dass es teilweise, dort, wo es nicht um organisiertes und nicht um aggressives Betteln, sondern einfach um Betteln geht, um den Lebenserwerb dieser Menschen geht, um Menschen, die nichts haben, die arm sind, die so arm sind, dass sie deswegen betteln, vielleicht sogar stehlen. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Sie könnten ja auch etwas arbeiten!)

Vielleicht fällt der Stadt Wien, die laut Herrn Abg Stürzenbecher wiederum die sozialste Stadt der Welt ist, haben Sie, glaube ich, gesagt (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Die sozialste Millionenstadt!), also die sozialste Millionenstadt der Welt ist, noch etwas anderes ein, als zu versuchen, Sozialpolitik zu machen, indem man Strafen verhängt, Sozialpolitik über Repression zu machen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben mir nicht zugehört! Waren Sie draußen, als ich gesprochen habe?) - Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich bin direkt an Ihren Lippen gehangen! Ich habe alles gehört, was Sie gesagt haben. (Abg Kurth-Bodo Blind: Schade, dass Ihre Wähler das nicht hören!) Ich habe sogar gehört, was Sie nicht gesagt haben! (Abg Kurth-Bodo Blind: Das sollte man im Fernsehen übertragen!) Ich werde Ihnen nämlich nachher genau jene zwei Absätze vorlesen, die Sie bei der Stellungnahme der Arbeiterkammer wohlweislich ausgelassen haben, weil nämlich die Arbeiterkammer sehr wohl gegen dieses Gesetz Stellung bezogen hat. 

Ich bin aber immer noch bei der Stellungnahme von Andreas Schadauer vom Amt für Jugend und Familie: „Das Betteln mit und von Kindern ist eine Folge der Armut, die in den zumeist betroffenen Herkunftsländern bei einem Teil der Bevölkerung dort herrscht. Zu bekämpfen ist sie vor Ort, indem dort Sozialprojekte installiert beziehungsweise unterstützt werden. Ich schlage statt dieses Gesetzesvorhabens in meinem eigenen und im Namen der beiden unten angeführten Ausschüsse, das sind eine Menge Leute, und zwar Mitarbeiter der Stadt Wien, vor, den Betroffenen hier in Wien sollte man im Rahmen eines Sozialprojektes Streetwork helfen, wo man ihnen Beratung anbietet und ihnen die Problematik des Bettelns für ihre Kinder erklärt. Wenn Kinder akut gefährdet sind, bietet bereits jetzt das Jugendwohlfahrtsgesetz die Möglichkeit, Kinder zu schützen. Zumindest sollte die Strafe ausgesetzt werden, wenn die Betroffenen das Beratungsangebot annehmen. Die Hoffnung, mit diesem Gesetz, durch das die Kleinen kriminalisiert werden, an die Hintermänner von organisierten Banden zu kommen, schätze ich als sehr gering ein." - Ich habe bei dieser Stellungnahme nichts weggelassen und nichts hinzugefügt. (Abg Kurth-Bodo Blind: Das ist ja skurril, was wir da hören!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich mache jetzt weiter mit der Stellungnahme eines Mannes, der Ihnen auch ein Begriff sein dürfte, Georg Dimitz, Sozialarbeiter, Personalvertreter in der MAG ELF: „Sehr geehrte Damen und Herren!" - Er wendet sich damit an Sie alle. – „Bei offener Frist gebe ich folgende Stellungnahme zu dem im Betreff angeführten Gesetzesvorhaben ab: Nach dem Gesetzesvorhaben käme es zu einer De-facto-Kindesabnahme, da die Ersatzarreststrafe Platz greifen wird oder würde. Dies widerspricht dem Beschluss des Gemeinderates vom 17.12.1996." - Das war jener Antrag, den ich eingebracht habe, wo ich verlangt habe, dass in Hinkunft den Eltern, den Familien die Kinder mit der Begründung Bettelei nicht mehr weggenommen werden und dem Sie zugestimmt haben. (Abg Kurth-Bodo Blind: Beim Raub macht man das dann auch so!)

Jetzt kommt wieder der Herr Abg Stürzenbecher ins Spiel. Sie haben gesagt, und das ist eine besondere Spitzfindigkeit, dass wir damals, lange ist es her, beschlossen haben, dass den Eltern die Kinder nicht weggenommen werden sollen, damit sie nicht traumatisiert werden. Heute, bei dieser Gesetzesvorlage, ist das aber ganz etwas anderes laut Abg Stürzenbecher. Jetzt werden nämlich den Kindern die Eltern weggenommen, weil sie in den Arrest wandern. Wo bitte ist denn da der Unterschied? Das Ergebnis unterm Strich ist doch immer das gleiche, nämlich, dass diese Kinder dann alleine sind und die Gefahr der Traumatisierung besteht. (Abg Kurth-Bodo Blind: Ich gönne den Sozialdemokraten eine Koalition mit Ihnen!) Wenn nämlich da die Eltern und da die Kinder sind und man die Eltern wegnimmt, sind die Kinder allein. Und wenn da die Eltern und da die Kinder sind und man die Kinder wegnimmt, sind auch die Kinder allein. Die Kinder bleiben also immer alleine. Es ist wurscht, wie Sie es drehen und wenden, Sie machen etwas, wo die Gefahr besteht, dass die Kinder dann alleine sind! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie meinen nicht die Eltern! Das haben Sie nicht gesagt!)

Die nächste Stellungnahme, die keinen Weg ins Netz gefunden hat, die Sie vielleicht auch interessiert, ist die der Kinder- und Jugendanwaltschaft. Wieso steht denn diese Stellungnahme nicht im Netz? Ich zitiere: „Prinzipiell sind gezielte Maßnahmen, die auch tatsächlich den Schutz von Kindern zum Inhalt haben, zu begrüßen." - Da schließen sich die GRÜNEN an. – „Im Fall des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes, neue Fassung, sollen nun Personen, die eine unmündige minderjährige Person zum Betteln, in welcher Form auch immer, veranlassen oder diese bei der Bettelei mitführen, mit einer Geldstrafe bis zu 700 EUR, im Fall der Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzstrafe bis zu einer Woche, bestraft werden. Diese Maßnahmen können ..." - Jetzt kommen wir eigentlich zum springenden Punkt dieses Gesetzes. – „... und werden höchstwahrscheinlich das Betteln mit Kindern in Wien einschränken." - (Beifall von Abg Mag Wolfgang Jung. - Abg Kurth-Bodo Blind: Bravo! Dafür sind wir!) – „Der im Gesetz angesprochene Kinderschutz wird durch diese Maßnahme jedoch nicht gewährleistet." - Das heißt, Sie erreichen, was Sie wollen. Es werden in den Straßen Wiens weniger Bettler, Bettlerinnen und weniger bettelnde Kinder zu sehen sein. Das ist das Ziel, das Sie erreichen wollen! (Beifall von Abg Mag Wolfgang Jung.) Sie wollen die Armut nicht mehr sehen! Sie wollen die Armen nicht mehr sehen! Sie wollen eine Europameisterschaft in einem - unter Anführungszeichen - so sauberen Wien, dass hier von Armut und Armen nichts zu sehen ist! (Abg Nurten Yilmaz: Das ist eine Unterstellung, Frau Kollegin!) - Sie sagen jetzt, das ist eine Unterstellung. Wenn das stimmt, was die Kinder- und Jugendanwaltschaft sagt, nämlich dass man mit dieser Maßnahme zwar erreicht, dass weniger Bettler unterwegs sind (Abg Nurten Yilmaz: Dass weniger Kinder betteln!), der Kinderschutz aber nicht gewährleistet ist (Abg Kurth-Bodo Blind: Das sind doch keine Eltern, die ihre Kinder betteln lassen! Vielleicht Erzeuger, aber keine Eltern!), dann ist das eine Feststellung, die ich ebenfalls treffe, die zu der Annahme berechtigt, dass das genau das Ziel ist, nämlich dass man die Bettler nicht sehen soll! (Abg Nurten Yilmaz: Es geht um die Kinder! Die können sich nicht wehren!) 

Über wie viele Kinder reden wir eigentlich? Im vorigen Jahr, im Jahr 2007, gab es 710 Anzeigen, 149 Festgenommene, 161 Mal waren Kinder im Spiel und 30 Kinder betrifft es, denn bei den 161 Fällen waren es immer dieselben 30 Kinder. (Abg Kurth-Bodo Blind: Die werden es sich schon merken!) Jetzt eine Frage an diese sozialste aller reichen Millionenstädte: Ist Ihnen in Anbetracht dieser 30 Kinder nichts anderes als dieses Gesetz eingefallen? Ist Ihnen keine soziale Idee gekommen, die vielleicht zündender gewesen wäre? (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Die habe ich Ihnen aufgezählt! Da haben Sie nicht zugehört! Sie haben dabei geschlafen!) - Ja, Sie haben dann einiges aufgezählt, und zwar das Wunschprogramm der „Drehscheibe", wo ich mir wünschen würde, dass auch dort ein anderer Umgangston herrschen sollte. Aber ich werde Ihnen etwas zu den Maßnahmen, die Sie da alle aufgezählt haben, sagen. 

Eine völlig unverdächtige Person schreibt auch dazu eine Stellungnahme, und zwar, man kann den Namen durchaus nennen, Herta Staffa, die dieses Gesetz durchaus unterstützt. Sie schreibt das auch für die MA 11. Aber wer ein bisschen zwischen den Zeilen lesen kann, muss jetzt gar nicht den Georg Dimitz bemühen, den ich nachher noch einmal bemühen werde, um etwas zu diesen wunderbaren Sozialmaßnahmen zu sagen. Aber hören wir vielleicht zuerst einmal Herta Staffa zu, die natürlich voll des Lobes spricht, dass eben die „Drehscheibe" zur Verfügung steht. Dann sagt sie: „Ebenfalls fortgesetzt werden die Bemühungen um einen raschen Ausbau der sozialen Einrichtungen in den Herkunftsländern." - Da gibt es nämlich viel zu tun, weil sich nämlich diese sozialen Einrichtungen, um es jetzt einmal sehr vornehm und sehr zurückhaltend auszudrücken, in keinem guten Zustand befinden. Ich glaube nicht, dass irgendjemand, der hier sitzt, seine Kinder dort gerne aufgehoben hätte. Diese Einrichtungen befinden sich in einem erbärmlichen Zustand. Das heißt, sie müssen ausgebaut werden, sie brauchen Qualität und sie brauchen Sozialarbeit, die diesen Namen auch verdient. Nicht umsonst spricht dann Herta Staffa auch von dem Ziel einer nachhaltigen Lösung und einer optimalen Betreuung, weil man nämlich von etwas anderem gar nicht sprechen kann, weil dieses Ziel noch lange nicht erreicht ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte noch ganz vereinzelt auf einige Dinge, die dazu gekommen sind, eingehen und zum Beispiel einmal jene Sätze vorlesen, die der Herr Abg Stürzenbecher, dem ich angeblich so schlecht zugehört habe (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ganz schlecht zugehört!), aber so weit reicht mein Gehörvermögen noch, nicht vorgelesen hat. Die Arbeiterkammer sagt: „Durch die Verhängung von Geld- oder Ersatzfreiheitsstrafen wird die soziale Misslage von Bettlerfamilien weiter verstärkt." - Das begreifen Sie als Zustimmung zu Ihrem Gesetz? Ich glaube, es geht nicht darum, dass ich nicht zuhören kann, sondern dass Sie nicht lesen können, Herr Stürzenbecher! Weil wenn eine soziale Misslage weiter verstärkt wird, heißt das, dass das Gesetz kein gutes ist!

Weiters schreibt die Arbeiterkammer: „Wenn unterhaltspflichtige Angehörige von bettelnden Kindern mit Geldstrafen belegt werden, wird der dadurch eintretende Ausfall in der Regel nur durch verstärktes Betteln kompensiert werden können." - Da hat jemand begriffen, warum Menschen, die betteln, betteln, nämlich weil sie arm sind und weil sie kein Geld haben. Wenn Sie ihnen das Geld wegnehmen, dann müssen sie halt noch ein paar Stunden länger in der Kälte stehen und weiterbetteln, damit das Geld wieder hereinkommt. (Abg Nurten Yilmaz: Ja, mit Kindern!) Oder eine andere Lösung, die der Herr Abg Ulm scheinbar präferiert, dass sie stehlen gehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da war noch etwas, was ich Ihnen vorlesen will. Das will ich Ihnen natürlich auch nicht vorenthalten, nämlich aus den Pressekonferenzunterlagen von LhptmStin Grete Laska und StRin Sandra Frauenberger. Denn als meine Kollegin Vassilakou auf die Mutter-Kind-Zellen hingewiesen hat, konnte ich beobachten, dass die Frau StRin Frauenberger immer wieder den Kopf geschüttelt hat und auch andere von Ihnen den Kopf geschüttelt haben. Also zitiere ich das jetzt hier, damit wir es im stenographischen Protokoll drinnen haben. Hier steht, der ganze letzte Absatz: „Sollten bettelnde Erwachsene auf Grund gesetzter Tatbestände festgenommen werden und in Begleitung von Kindern sein, hat die Wiener Polizei auch dafür alle Vorkehrungen getroffen und im Polizeianhaltezentrum speziell geeignete Mutter-Kind-Zellen geschaffen." - Ich gebe zu, es steht nicht hier, dass sie kuschelig sind, aber Mutter-Kind-Zellen. – „Diese Unterbringung ist unter Berücksichtigung aller Auflagen der Jugendwohlfahrtsbehörden sichergestellt worden und garantiert auch hier menschenwürdige Rahmenbedingungen." - Das ist zitiert aus den Pressekonferenzunterlagen. Ich habe wieder nichts hinzugefügt und auch nichts weggelassen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, ich habe mit meiner Rede einige Stellungnahmen einbringen können, die aus mir unbekannten Gründen nicht im Netz waren, die eindeutig zeigen, dass sehr viele Fachleute mit sehr guten Gründen, und darunter viele Mitarbeiter der Stadt Wien, der Meinung sind, dass dieses Gesetz die Kinder nicht schützt, sondern nur die Stadt - unter Anführungszeichen - säubert, sodass man Armut und Bettelei weniger sieht, als das bis jetzt der Fall war. Das hat mit der Europameisterschaft zu tun, wäre aber möglicherweise auch ohne Europameisterschaft so gekommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte nun abschließend, ohne die Begründung vorzulesen, denn ich glaube, die ist aus meinen Worten hinreichend hervorgegangen, einen Beschlussantrag einbringen, der da lautet: 

„Das bereits existierende Sozialprojekt soll dahin gehend weiterentwickelt werden, dass es tatsächlich Hilfe für die bettelnden Kinder leistet. Nach einer Anamnese der Armutsursachen in den Herkunftsregionen der mit Kindern bettelnden Menschen und einer Sozialraumanalyse soll gemeinsam mit den betroffenen Ländern eine qualitativ hochwertige und nachhaltige Alternative angeboten werden.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ - Jetzt bedanke ich mich bei Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Schuster.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Wenn ich durch die Mariahilfer Straße gehe, und ich gehe persönlich sehr oft durch die Mariahilfer Straße, und Kinder, im Sommer insbesondere, in Händen von Frauen sehe, wie sie apathisch in deren Händen liegen, dann habe ich nicht nur ein ganz mulmig böses Gefühl in mir, sondern ich habe auch oftmals das große Bedürfnis, hievon die Sozialarbeiter zu informieren, damit sie sich darum kümmern. Ich habe gleichzeitig auch das große Bedürfnis, die Polizei zu informieren und die Polizei darauf aufmerksam zu machen, dass hier mit kleinen Menschenschicksalen in einer sehr brutalen Form umgegangen wird. 

Deswegen verstehe ich im Moment die Diskussion, die hier passiert, nicht ganz. Ich sage zuerst einmal, insbesondere von den GRÜNEN nicht. Wenn hier eine Maßnahme gesetzt werden soll, um genau diese Schicksale zu verhindern, wenn hier eine Maßnahme gesetzt werden soll, die das Brechen von Menschen verhindern soll, und das ist ein Brechen von Menschen, das hier passiert, dann kann ich nicht sagen: „Lasst euch Zeit! Warten wir halt noch ein Jahr! Warten wir vielleicht noch zwei Jahre!" - Andere sagen, es dauert viel zu lange. 

Ich glaube persönlich und ich bin zutiefst davon 
überzeugt, dass diese Gesetzesvorlage ein Gesetz ist, das ich zumindest im Wissen darum, wie es den Kindern geht, voll und ganz unterstütze. Ich freue mich darüber, dass hier von Landeshauptmann-Stellvertreterin Laska und Landesrätin Frauenberger und auch seitens der Mitarbeiter des Magistrats eine derartige Gesetzesvorlage erarbeitet wurde, weil es hier wirklich darum geht, Menschen zu helfen, die sich nicht wehren können. Die Kinder haben keine Chance, sich zu wehren. Trotzdem höre ich von der Seite der GRÜNEN, das ist alles schlecht, wir sollen noch ein bisschen warten. Ich glaube, wir dürfen nicht warten, wenn wir die Realität kennen. 

Ich glaube persönlich, und das ist jetzt an die Seite von ÖVP und FPÖ gerichtet, dass hier ein sehr korrektes Verfahren abgelaufen ist, das nicht den Ruf nach „speed kills" verdient, das vielleicht manche aus früherer Zeit gewohnt waren. Ich glaube, dass man hier sehr korrekt gehandelt hat und es vielleicht ein bisschen länger gedauert hat, aber es hat richtigerweise eine Grundlage gefunden, wo es den Betroffenen und nicht irgendwelchen Schlagzeilen helfen soll! (Beifall bei der SPÖ.)
Daher gehe ich bewusst zuerst einmal auf das ein, was mich ein bisschen irritiert hat, nämlich auf das von den GRÜNEN. Der SPÖ ist sicher kein Irrtum mit dieser Gesetzesvorlage passiert. Die SPÖ hat bei dieser Novelle zum Landes-Sicherheitsgesetz in erster Linie das Wohl des Kindes im Augenmerk. Wenn ich mir die Presseaussendung zu Gemüte führe, die heute von den GRÜNEN herausgekommen ist, dann sage ich, das ist so etwas von tendenziös. Wer spricht davon, dass jeder, der erwischt wird, ein Kind, sage ich bewusst, zu missbrauchen, 700 EUR sofort aufbringen muss? Wer spricht davon? Das ist der Oberrahmen, der hier vorgegeben ist. 

Wer spricht hier davon, dass Kinder nicht auch traumatisiert werden, wenn sie Sommer und Winter auf der Straße verbringen müssen? Glaubt denn jemand, dass Kinder dadurch nicht auch traumatisiert werden? Es ist Ihr Argument, die Kinder werden traumatisiert, wenn sie zur „Drehscheibe" gebracht werden. Das ist mir persönlich so etwas von unangenehm, dass es mir wirklich leid tut, weil ich persönlich einen anderen Stil von Diskussion gewohnt war!

Es ist auch die Frage gewesen: Warum jetzt die Kinder im nichtstraffähigen Alter hinunter bis zu den Babys? Warum? Und warum glaubt man nicht, dass hier das bisherige Gesetz ausreichend ist? 

Bei organisierter Kriminalität, die im Landes-Sicherheitsgesetz geregelt ist, kann die Polizei eingreifen. Diese organisierte Kriminalität ist, wie mir von unseren Juristen und wirklichen Experten gesagt wurde, auf Grund eines Verwaltungsgerichtshoferkenntnisses erst dann gegeben, wenn zumindest drei Personen beteiligt sind. Organisierte Kriminalität ist nicht für die Polizei feststellbar, wenn ein Kind mit einer fremden Person auf der Straße sitzt. Das heißt, der Nachweis, organisierte Kriminalität zu führen, ist da nicht gegeben. Deswegen sage ich, ist es ganz richtig, was hier im Gesetzesentwurf steht, weil es endliche eine Handhabe gibt, Maßnahmen zu setzen. 

Es ist gleichzeitig von Klubobfrau Vassilakou angeführt worden, die Ausbildung der Sozialarbeiter in den Herkunftsländern, zu denen wir Kontakt haben, ist nicht mit unserer vergleichbar. Maria Vassilakou weiß auch, weil ich davon ausgehe, dass sie die Unterlagen wirklich genau studiert hat, dass es zwischen Sozialarbeitern aus diesen Ländern und unseren Sozialarbeitern einen intensiven Austausch gibt und dass genau dieser Standard angehoben werden soll, auch eben für jene Einrichtungen, in die die Kinder gebracht werden, wenn sie in ihr Heimatland zurückgebracht werden. Du weißt auch, weil du die Unterlagen studiert hast, dass innerhalb von sechs Monaten Berichte nach Österreich vorgesehen sind, was mit diesen Kindern passiert. Das ist nicht etwas Verantwortungsloses, was man uns jetzt mit diesem Entwurf unterstellen will! Da verstehe ich ganz einfach das Verhalten der GRÜNEN nicht! Ich verstehe es nicht, weil es tatsächlich um das Kindeswohl geht. 

Wenn ich mir die Stellungnahmen der anderen Parteien anschaue, dann möchte ich mich im Besonderen mit der FPÖ unterhalten. Liebe Frau Kollegin Matiasek, Sie behaupten, Sie haben gesehen, wie Personen geschlagen wurden! Sie haben gesagt, sie haben gesehen, wie Personen geschlagen wurden! Dazu frage ich Sie: Welche Schritte haben Sie als ordentliche Staatsbürgerin gesetzt? Haben Sie Anzeige erstattet? Und wenn, wo? Wenn Sie behaupten, dass die Bosse in Protzvillen wohnen und dass sie Luxusautos fahren, gehe ich davon aus, dass Sie im Gegensatz zur Polizei wissen, wer die Bosse sind! (Abg Rudolf Stark: Das steht in der Zeitung!) Ich gehe davon aus, dass Sie wissen, wo die Protzvillen sind, denn sonst würden Sie es hier nicht behaupten! (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Frau Matiasek liest Zeitungen! Dort steht das drinnen!) Oder sind das irgendwelche Plattitüden, die man im Bierzelt und nicht im Gemeinderatssitzungssaal sagt? (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Das ist eure Scheinheiligkeit!) 

Das Thema ist für mich viel zu sensibel, als dass man da so schlapp drübergeht. Wenn Sie es wissen, Frau Kollegin Matiasek, dann gehen Sie bitte heraus und sagen Sie uns, wo die Protzvillen sind! Wenn Sie es nicht wissen, gehen Sie bitte hierher und sagen, Sie haben uns eine Geschichte erzählt! Aber es ist sonst nicht mehr als eine Geschichte, die erzählt wurde! (Abg Rudolf Stark: Das steht in der Zeitung!)

Sie sagten gleichzeitig, diese Leute, obwohl Sie sie wahrscheinlich nicht kennen, haben überhaupt keine Skrupel, zuerst treiben sie die Kinder in die Bettelei und dann machen sie die Mädchen zu Prostituierten. Das haben Sie hier gesagt. Sie hätten auch eine Mutter in der Mariahilfer Straße gesehen, die bettelt und gleichzeitig ihr Kind säugt. Was haben Sie dagegen gemacht? Haben Sie irgendwann die Sozialarbeiter angerufen? Ich glaube nicht! (Abg Veronika Matiasek: Sie haben selbst gesagt, Sie haben es auf der Mariahilfer Straße gesehen!) Das sind Sager von Ihnen, die mir persönlich wehtun, weil es sehr unverantwortlich ist, wenn Sie so etwas in den Raum stellen! Sagen Sie, wer die Bosse sind! Sagen Sie, wo die Luxusautos stehen! Sagen Sie, wo die Villen sind! Dann können wir über die Sache vielleicht korrekt und ordentlich reden! (Abg Veronika Matiasek: Lesen Sie Zeitung! Lesen Sie Berichte!) - Ich lese die Berichte.

Entschuldigung, wenn ich das jetzt so einfließen lasse, ich kann mich noch an eine Zeit erinnern, da war die Bettelei in Wien vielleicht nicht so groß wie heute. Es waren andere Grenzen gezogen. Aber ich kann mich an diese Zeit erinnern, weil ich in dieser Zeit schon sehr intensiv mit der Polizei zusammengearbeitet habe. Da hatte die Polizei die Möglichkeit, die organisierte Kriminalität zu verfolgen, zu beobachten, festzustellen, wo die Bosse sind. Ich sage Ihnen, Sie sind nicht unschuldig daran, dass es so wenig Polizisten gibt! Sie sind nicht unschuldig daran, dass die Polizei diese Arbeit in dieser damaligen Sorgfältigkeit nicht mehr durchführen kann! Daher, nicht böse sein, einen Popanz an die Wand zu malen, den ich nicht belegen kann, ist bei so einem wichtigen Thema unseriös! Darum geht es mir! (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Wenn es in der Zeitung steht, kann man es aber schon belegen!) - Wenn ich dann in der Zeitung zitiert werde und sage, es steht in der Zeitung, ist das vielleicht auch nicht ganz seriös! (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: So ist es nicht!)

Ich hätte dem Kollegen Schock auch gesagt, uns sind die Bettelkinder jahrelang nicht egal gewesen. (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Anscheinend schon!) Wir haben da sehr intensiv organisiert. Die „Drehscheibe" in ihrer Funktion gibt es nicht erst seit Kurzem. Aber ich möchte mich persönlich nicht sehr stark mit der „Drehscheibe" auseinandersetzen, weil es dazu wirklich Berufenere gibt, auch von der Sachkenntnis her, um darüber zu reden.

Der Hinweis, der auch gekommen ist vom Kollegen Schock, war, die Bettler organisieren sich ganz einfach rasch. Zuerst sind sie mit den Kindern unterwegs. Das wird jetzt verboten. Wir kennen schon eine neue Form von Bettelei. Das ist jene auf der Straße bei Kreuzungen. Sie wissen ganz genau, wenn ich mich auf die Kreuzung stelle und es grün oder rot ist, ist das nicht etwas, was von Haus aus erlaubt ist. Auch hier gibt es die Möglichkeit einzuschreiten. Das ist nicht etwas, was geduldet wird, auch nicht von der Polizei geduldet wird. Auch da gilt der Hinweis: Sagen Sie es der Polizei, wenn es Ihnen auffällt! Bitte, sagen Sie es! Das wäre das Einzige, was man tun kann!

Zum Kollegen Ulm könnte ich noch sehr viel sagen, aber ich erspare mir das mit dem kleinen Hinweis, wir wissen, dass sich die Armut in Wien in der schwarz-blauen Koalitionszeit verdoppelt hat. Mir ist keine Wortmeldung in Erinnerung, wo jemand der Landespolitiker der ÖVP oder FPÖ die Hand gehoben und gesagt hätte, das kann man so nicht weiterentwickeln lassen, da muss man etwas tun. Mir ist keine bekannt. Wir haben es gemacht. Wir haben darauf hingewiesen. Daher scheint es mir schon wichtig zu sein, genau darauf auch hinzuweisen. 

Die Kollegin Matiasek hat Vorfälle berichtet und auch in ihrer Presseaussendung von heute dargestellt. Dazu sage ich, jeder einzelne dieser Hinweise, die Sie in der Presseaussendung, aber auch hier, gegeben haben, ist unter dem Titel „organisierte Kriminalität, organisiertes Betteln" subsumierbar und ist daher kein Argument, dass deswegen ein generelles Bettelverbot in Wien verlangt wird Alles, was Sie hier anführen, ist organisierte Kriminalität. Ich bitte Sie, lesen Sie es sich genau durch! 

Ich bin da auf der Seite der Caritas insgesamt und insbesondere auch des Caritasdirektors. Ich sage ganz ehrlich, mich hat es gefreut, dass heute von der Caritas wieder eine Presseaussendung kam, nämlich deshalb gefreut, weil wir vor einem Jahr bei der Dringlichen Anfrage zu diesem Thema, das war am 30. und nicht am 28., Gleiches diskutiert haben. Auch damals kam von der Caritas schon eine ähnliche Meldung. Ich identifiziere mich nämlich voll damit. „Betteln ist der sichtbarste Ausdruck von Armut und insofern nur die Spitze des Eisbergs." Man könne durch Verbot nicht das zu Grunde liegende Problem, die Armut, beseitigen. Armut beseitigen könne man nur durch soziale Aktivitäten. (Abg Mag Johannes Gudenus, MAIS: Zum Beispiel Gebührenerhöhungen in Wien!) Es nütze das Verbot nichts.

Was wäre denn dann zum Beispiel endlich einmal mit der Mindestsicherung für Österreich? Da haben wir nicht die Probleme, die zur Zeit aus dem Ausland hier sind. Zum Beispiel dieser Hinweis nur an die ÖVP. Vielleicht kann man da ein bisschen mehr Druck machen, dass diese Mindestsicherung kommt.

Die Caritas sagt weiters: „Einem Verbot des Bettelns mit Kindern zum Schutz der Kinder steht die Caritas grundsätzlich positiv gegenüber." Der Schutz der Kinder müsse tatsächlich im Vordergrund stehen. - Das ist genau meine Intention, warum ich diesen Einstieg heute so gewählt habe. Der Schutz der Kinder muss im Vordergrund stehen. Aus diesem Grunde erspare ich mir alles andere, was ich mir vorgenommen habe, aus Gründen für meine Nachrednerin. 

Aber aus diesem Grunde bin ich zutiefst davon überzeugt, dass diese Gesetzesvorlage ein ganz wichtiger Schritt für die Kinder ist, die in Wien leben oder aus irgendwelchen anderen Gründen nach Wien kommen. - Ich danke ganz herzlich. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt ein Nachredner, der Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es gibt sehr viele Worte von der Sozialdemokratie, warum Sie glauben, das Richtige zu tun und von der falschen Seite gelobt zu werden. Man muss sich das schon überlegen, wenn am Morgen in der Fragestunde der Klubobmann der FPÖ hier steht und sagt, für ihn ist heute Ostern und Weihnachten zusammen. Geburtstag hätte er auch noch sagen können, denn den hat er letzte Woche gefeiert. Er war sehr zufrieden mit dem, wie die SPÖ die Problematik Betteln Punkt für Punkt in die Nähe dessen bringt, was die FPÖ und leider auch die ÖVP in diesem Haus fordern, nämlich schlussendlich ein Bettelverbot. (Abg Christian Oxonitsch: Sagt ihr das in der Frage der EU-Volksabstimmung auch, weil ihr da gelobt werdet? In der Presseaussendung lobt euch der Klubobmann der FPÖ. Zieht ihr jetzt die Volksabstimmung zurück?)

Der Bürgermeister hat das in einem Satz so formuliert. Er hat nämlich nicht gesagt, er ist gegen ein generelles Bettelverbot für immer, sondern sehe im Moment keinen Handlungsbedarf. Er hat noch Luft gelassen. Falls es notwendig ist, sich noch weiter Richtung FPÖ zu bewegen, hat die Sozialdemokratie hier und heute für Platz gesorgt. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie wird es schon noch machen! Sie lernt dazu!) - Das befürchte ich auch! 

Die Sozialdemokratie geht davon aus, dass die Polizei nicht tun wird, was in dem Gesetz steht, sondern beim ersten Mal nur abgemahnt wird. Das ist heute von der Sozialdemokratie mehrfach gesagt worden. Ich frage mich daher, warum man ein Gesetz anders formuliert und dann am Ende hofft, dass der einzelne Polizist oder die einzelne Polizistin freundlich ist, hingeht und zu der Bettlerin oder zum Bettler sagt: „Ich mache eh nichts, ich mahne nur ab. Gehen sie halt woanders hin." (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das steht so im Verwaltungsstrafgesetz!) Welche Erfahrungen haben wir denn mit der Polizei und den bereits bestehenden Gesetzen in diesem Bereich? 

Alles, was ich jetzt sage, weiß die SPÖ natürlich, weil sie weiß, wie die Polizei mit den einzelnen Personen vorgeht. Die Polizei macht Folgendes: Die Polizei kontrolliert die Leute, nimmt ihnen den Pass ab und schreibt dann in den Pass händisch „Bettlerin" hinein. Das darf man natürlich nicht. Aber die Person ist einmal genug stigmatisiert. Das macht man nicht einmal. Ich habe die Möglichkeit gehabt, einen solchen Aktenberg durchzuschauen, dabei auf einige Mythen in der Darstellung zu kommen und leider auch festzustellen, dass die Polizei in diesem Bereich nicht nur tut, was sie auf Grund der Gesetze darf, sondern weit über die Stränge schlägt. Und Sie geben dieser Polizei heute Vorschusslorbeeren, sie werden schon wissen, wie sie es machen und werden freundlich umgehen. Noch einen Pass, steht fest „Bettlerin" drinnen, hineingeschrieben von einem Polizisten aus dem 1. Bezirk. Abgestritten haben sie es auch noch, aber das Abstreiten ist vorbei. Mittlerweile weiß man, wer es war. Der dritte Pass, drinnen gibt es Dutzende von diesen Eintragungen. „Bettler" steht drinnen. Das ist zwar eine Frau, aber der Polizist hat es nicht genau genommen und schreibt „Bettler" hinein. Jedes Mal einfach in das Dokument hineingeschrieben. Das ist natürlich ungesetzlich. Natürlich darf er das nicht. Er darf natürlich nicht in einen rumänischen Pass hineinschreiben, was ihm gerade in den Sinn kommt. 

Vielleicht wissen das nicht alle, die da zuhören, aber es werden schon ein paar in der SPÖ wissen, es gibt Untersuchungen innerhalb der Polizei im 1. Bezirk wegen dem, weil die Polizei im 1. Bezirk weit über ihre Befugnisse hinaus selbst die Gesetze verletzt. Das wissen wir. 

Jetzt sagen Sie mir, mit Goodwill werden die das schon so machen und das werden die nicht bösartig auslegen. Das Gegenteil wird der Fall sein. Das Gegenteil wird der Fall sein. Wir werden genau dieses Problem wieder haben. Bei dieser Polizei, der Sie vertrauen, gibt es in Wirklichkeit eine Untersuchung im 1. Bezirk, genau bei den zuständigen Stellen! Irgendwann werden wir draufkommen, wer das alles dort hineingekritzelt hat. Dann wird wahrscheinlich einer von A nach B und einer von B nach A versetzt. Das wird nicht viel nützen, wenn wir Pech haben. Hoffen wir, dass es anders gelöst wird!

Kein Kind wird von den Eltern getrennt, wird von der SPÖ behauptet. Entweder machen Sie das wider besseren Wissens oder wir werden, und ich sage das jetzt auf die Gefahr hin, einen Ordnungsruf zu kriegen, angelogen! Eines davon ist es. Es gibt wieder mehrere Fälle. Die Person Maria B wurde in der Inneren Stadt angehalten. Die hat übrigens auch so einen schönen Eintrag im Pass drinnen und ist von ihrem dreijährigen leiblichen Kind getrennt worden. Nicht irgendein irgendwo ausgeborgtes Kind und so ein Blödsinn, den man sich da ständig anhören muss. Sie ist in den Häfen marschiert. Ein Tag, zwei Tage, drei Tage, nicht gewusst, wo das Kind ist, vier Tage, fünf Tage, das Kind war schon in der „Drehscheibe" untergebracht, sechs Tage, eine Woche, zwei Wochen, neunzehn Tage. Neunzehn Tage Gefängnis. Dann hat man gesammelt und die Restschuld abbezahlt. Man zahlt einen Euro pro Stunde. Ersatzhaft war noch offen. Die Frau hätte über 60 Tage inhaftiert werden sollen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Da muss sie aber eh schon einiges angestellt haben!) Nach 19 Tagen ist sie wieder freigekommen und hat wieder mit ihrem Kind Kontakt gehabt. 19 Tage! Von wegen, werden nicht getrennt! Das Gegenteil ist wahr! 

Die Polizei im 1. Bezirk hat offensichtlich den Auftrag, die Armut zu säubern, aber leider nicht die Armut, sondern die Armen aus dem 1. Bezirk! Die Anzeigen, die ich durchgelesen habe, so ein Stapel, alle 1. Bezirk. Sagen sie mir nicht, die sind auch nur im 1. Bezirk unterwegs. Weil ich fahre viel U3, fahre von der Endstelle Ottakring herein und habe dort auch schon jemanden getroffen, der gebettelt hat. Nach meiner Meinung ist leicht nachzuvollziehen, die Stenzel wünscht sich das und offensichtlich wird dem in der Frage auch nachgekommen. Im 1. Bezirk darf man keine sehen, die arm sind. Wenn man am Boden sitzt, weg. Das aggressive Betteln wird dort ausgelegt. Wenn jemand sitzt und die Hände faltet, dann stehen da schwindlige Sachen in diesen Anzeigen. Von wegen man hat weitläufig herumgehen müssen, weil man sonst zusammenstößt und das wäre gefährlich gewesen! Das ist ja lächerlich! Ich weiß nicht, wie viele Leute von Ihnen schon mit Personen, die in der Stadt betteln, zusammengestoßen sind und wie weitläufig Sie gehen mussten. Das ist Humbug und man weiß, dass es so ist!

Ich möchte ja nicht gleich die ganze Polizei schlechtreden, aber Vertrauen in die Polizei zu haben, die im 1. Bezirk so hart vorgeht, ist nach meiner Meinung nach nicht gerechtfertigt. Es hat sich jetzt bereits gezeigt, das ist genau anders! 

Ich muss dazusagen, wir haben hier von der SPÖ an diesem Pult falsche Auskünfte bekommen, angefangen vom Bürgermeister! Das ist schade und zeigt, dass es ein heikles Thema ist. 

Die gleiche Frage müssen wir im Zusammenhang mit der EURO stellen. In Deutschland sind sie kurz vor der Weltmeisterschaft, ein halbes Jahr vorher, draufgekommen, das wollen sie eigentlich in den Städten nicht haben. Dort sind die Kirchen dann auch Sturm dagegen gelaufen. In Hamburg haben sie dann genau dasselbe und ein paar andere Verschärfungen im Betteleibereich beschlossen. Die Weltmeisterschaft kommt, da kann man in den schönen Innenstädten nicht brauchen, dass arme Leute am Boden sitzen und wir alle damit konfrontiert werden. Das ist das Hauptproblem. 

Deswegen ist es schade, weil was der Herr Schuster gesagt hat, wäre eigentlich richtig, dass man niemandem durch ein Verbot hilft. Dass man niemandem durch diese Vorgangsweise nützt, sage ich dazu. Aber darum geht es auch nicht. Vorzuspielen, es geht um die Kinder, ist alles ein Schmäh, weil darum geht es nicht! Es geht darum, dass der 1. Bezirk EURO-tauglich ist! Es tut mir sehr leid, dass man eine Europameisterschaft dafür hernimmt und glaubt, sie dafür hernehmen zu müssen. Da gibt es dann noch die paar, die sagen, das machen wir nur deswegen, weil die Leute dann sicherer sind, weil das ist dann während der Europameisterschaft besonders gefährlich für Menschen, die betteln. Das wäre noch die zynische Begründung dafür. 

Ich möchte ein paar Mythen, die im Zusammenhang mit der BettlerInnenszene im Umlauf sind, hier widerlegen. Als ich versucht habe, mir selbst ein Bild davon zu machen, gebe ich zu, habe ich auch so wie viele Wiener und Wienerinnen angefangen. Man sieht das Kind und denkt sich, das kann nicht gut sein, ideal ist das nicht. Die Frage ist, wie man es besser macht. Dieses Gesetz heute macht es nicht besser, für niemand von den Betroffenen! Das ist leider keine schöne Situation. Da brauchen wir uns nicht lange aufzuhalten. Es ist schade, dass es Leute gibt, die das tun müssen. Aber dass zusätzlich versucht wird, die Leute in einem Maße zu kriminalisieren, damit man nachher solche Gesetze wie heute beschließen kann, soll zumindest für dieses Protokoll widerlegt werden. 

Hinter den Frauen, die in Wien betteln, steckt eine organisierte Mafia, hört man von der FPÖ. Zwischendurch sagt das die Polizei laut. Nachher sagen sie, sie reden nicht mehr im Vieraugengespräch, weil sie wissen, dass es nicht stimmt, weil es so nicht ist. Das sind hauptsächlich große Familien, die herkommen. Dort, wo sie tatsächlich ausgenommen werden, passiert nichts. Die Quartiergeber dieser Familien, die zu uns betteln kommen, nützen die Leute nämlich tatsächlich schamlos aus. Weil die zahlen bis zu 150 EUR für eine Matratze für einen Monat und für ein Kind 70 bis 80 EUR. Das sind Quartiere, wo in zwei Wohnungen zwischen 35 und 40 Personen wohnen. Die Quartiergeber leben gut und lange davon. Die Polizei weiß das, weil sie kommt dort hin und kontrolliert dort. Nein, natürlich nicht die Vermieter, sondern die Leute, die dort auf den Matratzen liegen. Den Vermietern dort passiert überhaupt nichts. Da fragt man sich, wie können die dort viele Tausende Euro mit einer Wohnung und viele Tausende Euro mit der Wohnung daneben jeden Monat verdienen. Dann kommt immer ein Offizialorgan vorbei und macht nichts. Man fragt sich, wie das möglich ist.

Mythos: Es gibt Männer, die dort hinkommen und den Frauen das Geld abknöpfen. Wenn man genau hinschaut und wenn man das überprüft, kommt man dann darauf, tatsächlich kommt es vor, dass dort eine Frau sitzt, bettelt, jemand kommt und ihr das Geld wegnimmt. Wenn man den Verwandtschaftsgrad überprüft, kommt man oft darauf, das ist entweder der Ehemann oder der Onkel. Warum machen die das? Weil wenn die Polizei vorbeikommt, was tut die als Erstes? Sie knöpft ihnen das Geld ab! Die Polizei knöpft ihnen als Erstes das Geld ab! (Abg Mag Wolfgang Jung: Also bitte, Naivität ist das nicht mehr! Das ist eine Frechheit! - Abg Monika Riha: Das kann ja nicht Ihr Ernst sein!) Die Alternative, was sie auch machen, was man auch beobachten kann, wenn man lange genug zuschaut, ist, sie verstecken es manchmal selbst, weil sie nicht immer jemand dabei haben, der ihnen helfen kann, tragen es hinter einen Strauch und holen es dann später heraus.

Es wurde zwischendurch auch von der Polizei und von der FPÖ immer wieder behauptet, dass die kleinen Kinder über Strecken hinweg mit Medikamenten ruhig gestellt werden. Bewiesen ist davon nichts! (Abg Martina Ludwig-Faymann: Ich will auch nicht, dass Kinder dort ohne Medikamente sitzen müssen!) Es gibt Untersuchungen, aber bei keinem einzigen der Kinder ist irgendwas festgestellt worden. Das ist ein Mythos, das stimmt nicht, das ist falsch! Diese Behauptung wird nur eines um das andere Mal als Begründung dafür aufgestellt, warum wir dieses Gesetz brauchen. 

Wir reden sehr wohl über das Betteln generell. Das Nächste ist nämlich, dass Bgm Häupl momentan keinen Handlungsbedarf sieht. Momentan! Irgendwann sieht er vielleicht aber doch Handlungsbedarf! Er hat nämlich nicht gesagt, dass ein komplettes Bettelverbot niemals in Frage kommt!

Ein allgemeines Verbot ändert nichts an der Armut, und dieses Gesetz ändert auch nichts. Da geht es keiner Frau besser, aber es geht einigen nachher schlechter. (Abg Godwin Schuster: Aber den Kindern geht es nachher besser!) Das wäre die Frage, ob es den Kindern wirklich besser geht. (Abg Martina Ludwig-Faymann: Es geht ihnen besser, wenn sie nicht mehr auf der Straße sitzen müssen!) Die Alternative für die Kinder ist aber dann nicht, bei Ihnen oder bei mir in der Wohnung zu leben, und die Alternative ist auch nicht eine schöne Wohnung in Rumänien, denn dann würden die Leute ja nicht hierher kommen! Das braucht uns keiner einzureden! Wenn sie ein schönes Loft irgendwo in Bukarest hätten, dann würden sie ja nicht nach Wien zum Betteln fahren, sondern sie wohnen dort in Verhältnissen, in welchem zum Glück niemand hier in diesem Raum leben muss.

Es ist kein Wunder, dass vor allem Organisationen, die sich um Sozialpolitik annehmen, oder auch kirchliche Institutionen scharfe Stellungnahmen gegen diese neue Bettelverordnung abgeben. So fordert zum Beispiel die Katholische Aktion, dass man den Entwurf überdenkt, was natürlich jetzt verschüttete Milch ist. SOS Mitmensch ist der Meinung, dass wir das Gesetz nicht brauchen. – Aber die SPÖ hätte es gerne so, wie Sie das heute vorgeschlagen haben, vielleicht noch mit ein paar Maßnahmen zusätzlich.

Betrachten wir die Situation vor Ort: In Wien sind es etwa 40 bis 50 Frauen, von denen wir reden. Die 700 Anzeigen betreffen ja nicht 700 verschiedene Personen, sondern wesentlich weniger, weil sie ja an einem Tag vier oder fünf solche Anzeigen bekommen, um 14.15 Uhr, um 14.32 Uhr, um 14.58 Uhr und so weiter, wie es dem Polizisten gerade beliebt, der das macht. Wenn man sich die Situation vor Ort anschaut, dann stellt man fest, dass es sich um bittere Armut in diesem Dorf handelt, die wir uns hier gar nicht vorstellen können. Das ist die Alternative, das ist das alternative Leben, wenn sie dorthin zurückgeschickt werden. (Abg Martina Ludwig-Faymann: Da gibt es ein Paket! Haben Sie das nicht durchgelesen oder mit einem Experten besprochen? Kollegin Vassilakou hat das doch ausgeführt!)
Sie schicken mit jedem einzelnen Kind einen Sozialarbeiter oder eine Sozialarbeiterin hin und haben hier viel zu wenige, und wir wissen haargenau, wer sich nicht darüber freut, nämlich genau die Personen, die diese Arbeit machen sollen, weil sie hier hinten und vorne nicht auskommen. Und sie werden das so auch nicht leisten können, und es wird dann bei jedem Einzelfall niemand dabei sein!

Dort schaut es so aus: Wenn es Frühstück gibt, geht jemand hinaus, durchsucht die Mülltonnen, sucht sich halb verfaultes Brot, trägt es heim, entfernt den Schimmel, und das wird dann gegessen. Das ist das Frühstück!

Die Alternative dazu ist, dass sie hierher kommen und tatsächlich – was auch mich erstaunt – in wenigen Tagen so viel verdienen, wie sie dort in zwei Monaten nicht zusammenbringen. So ist das!

Es gibt eine Diplomarbeit, die „Betteln als Beruf" zum Thema hat. Es klingt sehr hart, wenn man diesen Titel zum ersten Mal hört. Es gibt aber verschiedene Kulturkreise auf der Welt, und das Betteln ist nicht überall so verpönt wie bei uns. In diesen Ländern ist es eine der ganz wenigen Möglichkeiten, um auch den Kindern 
überhaupt die Situation zu verbessern, hierher zu fahren, was Geld kostet, wobei man dann von einem Vermieter ausgenützt wird, weil man erst einmal 150 EUR für die Matratzen zusammenbringen muss, und dann wieder heimzufahren, weil das erbettelte Geld tatsächlich für die Person selbst und das Kind ein besseres Leben ermöglicht. – Das stimmt einfach!

Zur Alternative, die Sie heute vorzeigen. Betreffend 1. Bezirk haben Sie das jetzt schnell gemacht haben, damit es sich genau ausgeht. Sie haben einen extra Ausschuss eingesetzt. Da frage ich: Wie viele Sonderausschüsse gibt es eigentlich im Jahr? Wie viele hat es in der letzten Periode in diesem Bereich gegeben? Wie oft tagt ein Sonderausschuss! – Nun: Letztlich tagt keiner! Heuer haben wir aber schnell, schnell einen gebraucht, damit sich das genau knapp vor dem Landtag ausgeht und alle Fristen mit Müh und Not eingehalten werden. – Da drängt sich doch der Verdacht auf, dass das mit Juni und der Europameisterschaft zusammenhängt! Denn sonst hätten wir das ja genauso gut auch Ende Juni beschließen können, und es hätte ab 1. Juli gegolten. Das wäre ja kein Problem gewesen!

Ich weiß, dass Sie gebetsmühlenartig wiederholen werden, dass es Ihnen um das Wohl der Kinder geht. Ich meine, es geht Ihnen nicht darum! Ich frage Sie: Was ist mit den Kindern, die von ihren Eltern getrennt werden, so wie Sie es jetzt schon gemacht haben? Die Frau bekam 19 Tage Gefängnis, sie wurde von ihrem leiblichen Kind – und es wird ja immer abgestritten, dass es ihr leibliches Kind ist – 19 Tage lang getrennt. Und wenn sie nicht mit Betteln das übrige Geld aufgestellt hätten, um sie aus dem Gefängnis herauszuholen, wäre sie knapp über 60 Tage im Gefängnis gewesen.

So wie die Polizei im 1. Bezirk agiert, glaube ich, dass es nicht richtig wäre, für diesen Bereich zusätzliche Instrumente zu schaffen, denn dadurch wird der Polizei noch mehr Willkür gestattet. Vielmehr meine ich, man müsste zunächst diejenigen Polizisten – ich hoffe, dass es wenige sind, und es waren übrigens nur Männer –, die diese Einträge gemacht haben, einmal ausfindig machen und ihnen erklären, wie der Rechtsstaat funktioniert. Ich möchte nicht, dass ein einziger Polizist, der glaubt, dass er einen Pass in die Hand nehmen und hineinkritzeln darf, was ihm in den Sinn kommt, ein zusätzliches Instrument bekommt! In diesem Zusammenhang habe ich kein Vertrauen! Ich vertraue nicht auf das, was hier geäußert wurde, dass die Polizei mit Fingerspitzengefühl vorgehen und nur abmahnen wird. Auf diese Weise sind die Leute auf deren Goodwill angewiesen!

Leider ist, wie Sie wissen, das Gegenteil wahr! Dieses Gesetz hilft leider keinem einzigen Kind. Manche andere Maßnahmen, die auch in dem Paket angekündigt sind, nämlich vor Ort zu helfen, machen schon Sinn, aber das hätte man auch tun können, ohne das Gesetz heute zu verschärfen. Das eine hat mit dem anderen nichts zu tun! Helfen Sie den Leuten vor Ort! Das ist gut! Das ist selbstverständlich das Allerwichtigste! Wozu aber brauchen Sie eine Verschärfung des Gesetzes?

Wenn man unsererseits sagt, dass es gewisse rot‑blaue Ähnlichkeiten gibt, dann springt man mich im Stadtsenat fast an, aber wenn Herr Schock heute hier steht und sich freut, dass dieses Gesetz wie Geburtstag, Weihnachten und Ostern gleichzeitig sei, dann ist es ja nicht verwunderlich, dass wir das so sehen! (Abg Mag Wolfgang Jung: Unsere Überzeugungsarbeit wirkt langsam!) Ja! Abg Schock freut sich zu Recht, weil Positionen und Ideen der FPÖ hier umgesetzt werden! Und das ist schade! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist kompletter Schwachsinn.) Ach so? Ist das keine Position der FPÖ? Ist es ein Schwachsinn, dass die Polizei im 1. Bezirk den Leuten Einträge in den Ausweis macht? Ist es Schwachsinn zu behaupten, dass die Kinder von ihren Müttern getrennt werden? Ist es Schwachsinn, wenn ich erzähle, dass ein dreijähriges Kind von der Absicht her fast 60 Tage von der leiblichen Mutter getrennt wird? (Weiterer Zwischenruf von Abg Dr Kurt Stürzenbecher.)

Es ist anders? Ich werde hier angelogen! Hier heraußen stehen SPÖler und sagen: Das gibt es nicht. – Das ist eine glatte Lüge! (Zwischenruf von Abg Martina Ludwig-Faymann.) Sie behaupten, dass die ganze SPÖ den Fall nicht kennt. Dann lesen Sie den „Falter“! Das wäre sogar in der Zeitung gestanden. 
Vielleicht Sie nicht als Einzelperson, aber irgendjemand in der SPÖ wird das doch wissen! Irgendjemand redet ja auch mit der Polizei dort! Irgendjemand erteilt der Polizei auch den Auftrag, schärfer vorzugehen und zu schauen, dass diese Leute verschwinden. Es wird ihnen zwischendurch sogar gesagt. Gehen Sie in den 1. Bezirk hinaus und nicht in den 16. Bezirk oder in die Mariahilfer Straße – die ist auch nicht beliebt –, dort geht es ohnedies halbwegs! – Das ist quasi der Spielraum, den man der Polizei – natürlich mündlich! – eingeräumt hat, denn das kann man nicht gut in ein Gesetz schreiben. Stenzelland hat ein eigenes Gesetz. Das geht nicht in dieser Verordnung. – Wo ist der Schwachsinn? Wo das ist Problem?

Sie schicken nicht einen Redner heraus, sondern mehrere, die den gleichen Unsinn reden und sagen: Das gibt es in Wien nicht! In Wien kommt es nicht vor, dass kleine Kinder von ihrer Mutter getrennt werden, weil diese ins Gefängnis kommt. Das kommt hier nicht vor! – Ich sage: Na sicherlich kommt das vor! Das kommt vor, und es ist auch beabsichtigt, dass das öfters vorkommt! Das steht ja in dem Gesetz, das Sie heute beschließen. Sie beschließen heute, dass in Zukunft mehr Kinder von ihren leiblichen Müttern getrennt werden, damit Letztere ins Gefängnis gesteckt werden können, weil Sie heute einen zusätzlichen Tatbestand schaffen. Das beinhaltet das heutige Gesetz! 

Wieso konzentrieren Sie sich nicht auf die Verbesserungsmaßnahmen, die es im Paket auch gibt? Es soll vor Ort in den entsprechenden Dörfern und kleinen Städten ... (Zwischenruf von Abg Martina Ludwig-Faymann.) Genau! Wozu aber braucht man die Verschärfung? Man braucht sie nicht! Sie brauchen hier kein neues Gesetz, wenn Sie dort helfen wollen! (Abg Martina Ludwig-Faymann: Ich will nicht, dass Kinder auf der Straße betteln müssen! – Abg Godwin Schuster: Wo ist die Alternative?) Die Alternative haben Sie selber formuliert! Es nützt keinem Armen etwas, wenn Betteln verboten wird. Das haben Sie selbst gesagt! 

Halten Sie das genau auseinander! Die Kinder profitieren vom Geld ... (Zwischenruf von Abg Robert Parzer.) Nein, das Thema hier ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Das Thema für die Sozialdemokratie hier ist, dass es großen Druck gibt, dass man die Bettelei verschärft bekämpft beziehungsweise insgesamt verbietet. So weit haben Sie sich zum Glück nicht durchgerungen, das wäre vielleicht auch nicht gegangen, siehe Fürstenfeld-Urteil. Aber jedenfalls ist die Idee, dass man vor der EURO schaut, dass aus der Innenstadt die Bettler und Bettlerinnen verschwinden. Sie wissen haargenau, dass die Polizei Anweisungen hat, im 1. Bezirk scharf vorzugehen und außerhalb des 1. Bezirkes nicht. Und genauso wird es auch gehandhabt. Wir werden das während der Europameisterschaft genau sehen. Sie werden diesen Personenkreis, den Sie im 1. Bezirk nicht sehen wollen, halt anderswo sehen, und dort werden die Leute nicht so sehr behelligt werden. Das kommt bei dem Ganzen heraus!

Das ist die Situation. Dann braucht man uns aber nicht einreden, dass es um die Kinder geht! Es geht nur darum, dass das Kind nicht vor dem Stephansdom sitzt, sondern vielleicht in Ottakring bei der Endstelle der U3, dann ist es in Ordnung. (Abg Nurten Yilmaz: Das ist ja nicht wahr!) Doch! Und das ist in Wirklichkeit das Ergebnis!

Kümmern Sie sich lieber darum, dass die Polizei im 1. Bezirk nicht Dokumente verschandelt! Das wäre eine lohnende Aufgabe! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie regieren doch absolut! Das können Sie vielleicht machen! Wir haben dort schon nachgeschaut! Es gibt eh eine Untersuchung im 1. Bezirk! Das Problem ist, dass einzelne Personen wahrscheinlich von einem Ort zum nächsten versetzt werden.

Wir unterstützen alle Maßnahmen, die tatsächlich den Kindern nützen. Das gilt für alle Maßnahmen, die vor Ort getroffen werden. Wir unterstützen all die Maßnahmen, die in Österreich dazu beitragen würden, Armut zu lindern. Dieses Ansinnen, auch ein bisschen Armutsbekämpfung zu betreiben, hat in der Partei, die hier den Bürgermeister und auf Bundesebene den Bundeskanzler und den Sozialminister stellt, fast Erheiterung ausgelöst. Das finde ich fast lieb, das finde ich fast herzig für eine Partei, die in diesem Land zusammengerechnet 30 Jahre den Kanzler gestellt hat und hier fast seit Ende des Krieges den Bürgermeister stellt, wenn sie dann so tut, als ob sie nicht zuständig wäre!

Die Armut in diesem Land hat in den letzten Jahrzehnten nicht abgenommen. Sie haben auf allen Ebenen regiert, es hat aber nichts genützt. Die Grundsicherung, die wir vorgeschlagen haben und die man recht kostengünstig in Wien durchsetzen könnte, wollten Sie für Wien nicht haben, und auf Bundesebene setzen Sie sich gegenüber der ÖVP nicht durch und machen trotzdem weiter. Gestern waren Sie auf Bundesebene noch für eine Vermögenszuwachssteuer, die man seitens der SPÖ hier schon bekämpft hat, heute weiß Gusenbauer schon wieder nicht, dass er dafür war.

Das Einzige, worauf Verlass ist, dass er in dieser Frage tagtäglich umfällt. Das wissen Sie selbst. Darüber ärgern Sie sich ja auch! Das brauche ich Ihnen nicht zu erzählen: Das wissen Sie selbst auch! Sie sitzen ja auch draußen im Café, und die von der SPÖ sagen: Es ist ein Wahnsinn, was die aufführen! Das wissen wir ja! Sie sind ja mit dem Herren an der Parteispitze auch nicht glücklich und sind wahrscheinlich so froh wie ich, wenn es demnächst einen Neuen gibt, der diese Aufgabe erfüllt, wiewohl sie dann vielleicht nicht besser ausgefüllt wird.

Aber wenn man über Armutsbekämpfung redet, dann soll man das da nicht so stehen lassen, sondern muss schauen, was man in Wien macht!

Jetzt nenne ich noch ein Beispiel. Wozu setzt man beim Heizkostenzuschuss die Frist vom 31. März auf 31. Jänner zurück? (Abg Robert Parzer: Kein Winter!) Dafür gibt es keine Begründung. Fertig. Dann reden wir im Stadtsenat darüber, und dann heißt es: Gut, gib uns halt die Fälle, die du hast, wir werden das im Einzelnen überprüfen und uns das wieder von vorne anschauen. Wozu hat man dann vorher die Frist verkürzt? (Abg Robert Parzer: Sie kommen vom Hundertsten ins Tausendste!) 

Es geht immer ums Gleiche: Es geht ums Kindeswohl! Da wird immer geredet von Kindeswohl und Armutsbekämpfung. Ich meine allerdings, dass Armutsbekämpfung etwas anderes als die Verschärfung des Sicherheitsgesetzes ist. Das ist etwas anderes! Und wenn Sie in Sachen Bettelei einen Schritt in Richtung FPÖ gehen, dann ist das ein falscher Schritt. (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) Nein, das ist nicht falsch interpretiert! Herr Schock hat Sie leider richtig interpretiert und hat sich bei Ihnen bedankt. Ich bedanke mich nicht, sondern ich finde es sehr schade, dass es in diesem Bereich eine Zusammenarbeit gibt, die ich mir für Österreich und für Wien nicht wünsche, nämlich eine rot‑blaue. Ich hoffe, dass das ein Ausrutscher ist, der nicht täglich vorkommt. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Abgeordnete hat sich Frau Mag Straubinger zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Ellensohn!

Ich finde, es ist eine Chuzpe, sich auf die Argumentation zu beziehen und darüber zu mutmaßen, warum wir jetzt ein solches Gesetz vorschlagen und wie wir das meinen, ohne bei der Debatte überhaupt anwesend gewesen zu sein! (Beifall bei der SPÖ.)

Und es ärgert mich wirklich, wenn Sie, wie Sie das ja sehr gerne tun, mit Einzelfällen und mit konkreten Beispielen kommen, die man gar nicht kennt und auf die man im Grunde überhaupt nicht eingehen kann, weil man sie gar nicht überprüfen kann! (StR David Ellensohn: Das ist aus der Zeitung!) 
Ich möchte zu dem aktuellen Fall jetzt schon etwas sagen: Sie sprechen von einer Frau, die von ihrem Kind getrennt wurde und 19 oder 20 Tage im Gefängnis war. – Diese Strafe kann aber nicht auf Grund von Bettelei verhängt worden sein, da muss es einen anderen Straftatbestand gegeben haben! Wenn Sie das aktuelle Gesetz gelesen haben, dann werden Sie nämlich festgestellt haben, dass die maximale Freiheitsstrafe für Betteln eine Woche ist, und diese maximale Freiheitsstrafe kommt erst bei mehrmaligen Wiederholungen zur Anwendung und ist sozusagen das maximale, extremste Mittel. Ich gehe jetzt aber nicht näher auf die anderen Vorwürfe ein.

Außerdem haben Sie gesagt, dass Sie hier mit Mythen aufräumen möchten. Bei den so genannten Mythen – ich habe mir das jetzt angeschaut – beziehen Sie sich auf eine Stellungnahme der Katholischen Aktion. – Ich weiß nicht, ob Sie das „Standard“-Interview mit der Präsidentin der Katholischen Aktion gelesen haben, die dort – wie ich wirklich sagen möchte – krude Aussagen trifft. Sie vergleicht nämlich das stundenlange Sitzen der Kinder auf der Straße damit, dass die Kinder ja bei uns auch in der Schule stundenlang still sitzen müssen. Auf die Nachfrage von Journalisten, ob man das denn vergleichen kann, da die Kinder in der Schule ja schließlich geistig gefordert werden, sagt sie: Das ist ein anderer Level, denn es gibt da ja ganz viele Analphabeten. (StR David Ellensohn: Das widerlegt überhaupt nichts!) Doch, ich sage jetzt nämlich noch etwas!

Auf Nachfrage der Journalisten, woher sie diese Informationen hat, sagt die Präsidentin der Katholischen Aktion, dass sie das aus einer Diplomarbeit hat. – Jetzt will ich den Wert der Diplomarbeit nicht schmälern. Sie bezieht sich aber nur auf diese Diplomarbeit sowie auf Angaben der Katholischen Sozialakademie, sie hat aber nie Gespräche mit Sozialarbeitern geführt, die täglich mit diesen Kindern zu tun haben, und da muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen: Es ist für mich nicht unbedingt eine wirklich fundierte Analyse, wenn nur diese Angaben und Quellen herangezogen werden! (Beifall bei der SPÖ.)

Kinder, die gezwungen werden, auf der Straße Blumen zu verkaufen, oder Kinder und Babys, die mit ihren Müttern oder Vätern in einer U-Bahn-Station bei Kälte und Regen oder großer Hitze auf der Straße sitzen müssen, tun das nicht freiwillig! Das ist ein Missbrauch von Kindern! Das tun sie nicht freiwillig mit ihren Vätern und Müttern oder mit nahen Verwandten und natürlich schon gar nicht mit Fremden. Das ist ein Missbrauch! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Und die GRÜNEN unterstützen den Missbrauch!)
Schauen Sie sich in der Kinderrechtskonvention, die Österreich unterschrieben hat, Artikel 19 oder auch Artikel 32 an: Dort ist vom Schutz des Kindes vor Gewalt, Misshandlung, Vernachlässigung oder Ausbeutung in der Familie oder sonstigen Betreuungsformen sowie vom Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung und Kinderarbeit die Rede. Und ich sage Ihnen: Betteln ist eine Form von Gewalt und von Ausbeutung, und es ist eine Form von Arbeit, die die Gesundheit und die Entwicklung von Kindern gefährdet. (Beifall bei der SPÖ.)

Und die Stadt schaut dabei nicht zu! Sie schaut nicht bei österreichischen Kindern zu, sie schaut nicht bei rumänischen Kindern zu, und sie wird auch nicht bei slowakischen oder bulgarischen Kindern zuschauen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Nur die Grünen schauen zu!) Und wir schauen auch nicht nur zu, sondern … (Abg Kurth-Bodo Blind: Das ist in dieser Art ja Kinderschändung! – Gegenruf von StR David Ellensohn.)
Wir tun mit dieser Gesetzesänderung, darüber hinaus aber mit einem Maßnahmenpaket – an diese Gesetzesänderung ist nämlich ein Maßnahmenpaket geknüpft – einiges für diese Kinder, und zwar in Österreich. Ich werde das nicht mehr im Detail ausführen. Die Kinder und die Eltern werden in Österreich sozialpädagogisch betreut. Es wird überprüft, was das Kind an medizinischer Versorgung, Kleidung und Nahrung braucht. Wir wissen, dass die Kinder oft unterernährt und schmutzig sind. Sie haben Schmutzekzeme und sie sind gesundheitlich in einem schlechten Zustand. Die Kinder werden nicht von der Mutter oder von den Eltern getrennt, wie Sie teilweise zitiert haben. Es gibt diese Mutter-Kind-Zellen, aber diese Mutter-Kind-Zellen werden kaum zum Tragen kommen, weil es erst bei Wiederholungstätern und mehrmaliger Bestrafung zu einer Ersatzfreiheitsstrafe kommen wird. Außerdem gibt es Informations-, Aufklärungs- und Beratungsgespräche mit den Sozialarbeitern.

Wenn die Eltern nicht in Wien sind, erfolgt eine Rückführung des Kindes innerhalb von 48 Stunden ins Herkunftsland, und die „Drehscheibe“ der MA 11 betreibt, was ja nichts Neues ist, schon seit Jahren enge Zusammenarbeit mit den Behörden in den Herkunftsländern. Es wurden 14 Krisenzentren in Rumänien aufgebaut, und es gibt drei Krisenzentren in Bulgarien. Es erfolgt ein Know-how-Transfer dorthin, es gibt Schulungen für Sozialarbeiter, und die Kinder, die in die Herkunftsländer zurückgeführt werden, werden dort mit ihren Familien betreut, das ist auch schon erwähnt worden. Es wird über ein halbes Jahr ein Monitoring dieser Kinder durchgeführt und es werden auch Berichte nach Österreich erstattet. Das heißt, das Ganze versickert nicht irgendwo, sondern es gibt ganz konkrete und gute Hilfe vor Ort. Dass es noch weitere Länder gibt, wo man eine solche Organisation aufbauen und mit Know-how Unterstützung leisten muss, ist klar. Aber es ist schon sehr viel geschehen. Und das ist nichts Neues, das wird schon seit Jahren mit Hilfe auch der MA 11 und deren Know‑how durchgeführt.

Außerdem gibt es die Wiener Auslandshilfe, und mit der Wiener Auslandshilfe finanziert die Stadt Wien seit Jahren laufend Projekte in den ärmsten Regionen Osteuropas. Es ist natürlich wichtig, dort Strukturen für den Kinderschutz aufzubauen, aber mit den Mitteln der Wiener Auslandshilfe wird Armut vor Ort bekämpft. Das ist das, was Sie fordern, und das ist auch wichtig, denn es geht dabei ja darum, den Menschen auch dort eine Perspektive zu bieten. 

Erst im letzten Gemeinderatsausschuss für Frauenfragen und Integration wurden Projekte der Wiener Auslandshilfe in Höhe von 200 000 EUR beschlossen, und ein nächster Call ist bereits in Vorbereitung. Dabei geht es zum einen um Projekte im Gesundheitsbereich, primär und zum überwiegenden Teil geht es aber um Ausbildungsprojekte vor allem für Mädchen und Frauen: Sie sollen eine Grundschulausbildung und dann eine Lehre zum Beispiel als Schneiderin oder in anderen Berufen absolvieren können. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger und wesentlicher Weg! 

Ich werde mich jetzt auch nicht mehr auf die einzelnen Stellungnahmen beziehen. Ich könnte da einiges Positives zitieren. Heute ist eine APA-Aussendung der Caritas hinausgegangen. Weiters gibt es zum Beispiel ein neues Dokument der italienischen Caritas, die das sehr ähnlich sieht. Außerdem gibt es positive Stellungnahmen der AK, die darauf aufmerksam macht, dass das Wichtige dabei ist – wie auch Sie sagen – vor Ort zu helfen. Und das geschieht bei der MA 11, durch diese Krisenzentren, durch die Zusammenarbeit und durch die Auslandshilfe.

Ich stimme zu, dass es beim generellen Bettelverbot um eine soziale Frage geht. Ich stimme zu, dass das eine soziale Frage ist und dass es dabei möglicherweise auch um eine Frage mangelnder internationaler Solidarität geht. Denn solange wir ein Nord-Süd-Gefälle und ein Ost-West-Gefälle haben, wird es weder der Stadt Wien noch dem Land Österreich allein möglich sein, effizient vorzugehen. Dagegen kann nur eine internationale Staatengemeinschaft vorgehen und damit auch die Bettelei verhindern. Ich glaube aber, dass es, solange dieses Nord-Süd-Gefälle und Ost-West-Gefälle nicht aufgehoben sind, für eine im Großen und Ganzen reiche Gesellschaft wie die österreichische zumutbar sein wird, diesen stillen Appell durch Erwachsene – selbstverständlich ohne Kinder! –, die das freiwillig tun beziehungsweise tun wollen, weil sie es tun müssen, auszuhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr. (Abg Heinz Vettermann: Jessas Maria!)
Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sie können das ja umformulieren und statt „Jessas Maria!“ „Jessas Susanne!“ sagen! (Abg Kurth-Bodo Blind: Bitte nicht!)
Meine Damen und Herren! Ich möchte gerne, damit nicht womöglich doch noch ein Missverständnis entsteht, ein paar Punkte festhalten.

Es gibt Personen, die sich nicht in diesem Raum befinden und trotzdem der Debatte folgen. Sind wir diesbezüglich einer Meinung? Wenn ich jetzt also jemanden von Ihnen nicht sehe, dann kann ich nur sagen, dass ich ihn nicht sehe, ich kann aber nicht sagen, dass er nicht zuhört. Er folgt nämlich vielleicht der Debatte. – So viel können wir schon einmal festhalten.

Ich kann Ihnen versichern: Es hören sehr viele Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter der Stadt Wien mit großer Aufmerksamkeit zu, und die Stellungnahmen dieser Menschen kennen Sie ja: Sie waren gegen dieses Gesetz. Das habe ich schon deponiert. Ich sage jetzt aber noch einmal für die Grünen: In Anbetracht der Babys, die mit ihren Müttern in der U-Bahn-Station sitzen – ich sehe sie immer in der Währinger Straße –, wo es zieht, kalt und ganz schrecklich ist, sagen die Grünen: Man muss etwas tun, man muss Hilfe sozialarbeiterischer Art und Weise leisten. Das ist unser Standpunkt.

Was uns von Ihnen trennt, ist, dass Sie sagen: Hilfe leistet man in diesem Fall durch Strafe. – Diese Hilfe durch Strafe gibt es unserer Meinung nach nicht! Wir meinen, dass Hilfe durch Repression in solchen Fällen nicht stattfinden kann. Das trennt uns, und es sollte vielleicht abseits jeglicher Polemik und all dessen, was heute schon gesagt wurde, genauer besprochen werden, wie Hilfe vor Ort ausschauen kann, wer dorthin gehen kann, um mit den Leuten – und zwar in welcher Form – Kontakt aufzunehmen. Das sollten unserer Meinung nach auch Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter sein. Ich möchte jetzt aber auch noch deponieren, denn das muss auch gesagt werden, dass es diese ja nicht gibt. Es gibt ja nicht irgendwo in dieser Stadt versteckte Personalressourcen an Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, die auf Abruf darauf warten, dass sie zum Streetworking geschickt werden, weil sie nichts anderes zu tun haben. Sie wissen, und wir wissen, dass es da zu wenig Personal gibt und dass daher diese Arbeit nicht in dieser Form geleistet werden kann.

Dasselbe gilt für die Menschen, die angeblich diese Kinder hinunter begleiten sollen. Auch diesbezüglich fordern wir, dass es mehr Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter geben muss. Denn das vorhandene Personal kann das nebenbei sicherlich nicht leisten.

Das wollte ich jetzt noch einmal feststellen: Erstens kann es keine Hilfe durch Strafe, sondern muss es Hilfe mittels Sozialarbeit geben; und dazu brauchen wir die Polizei nicht. Zweitens müssen dafür ausreichende Personalressourcen vorhanden sein. Wenn das zwischen uns unbestritten ist, dann können wir weiterreden. (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) Sowohl die organisierte Kriminalität als auch das aggressive Betteln sind im bereits existierenden Gesetz schon berücksichtigt. 

Ich sage jetzt etwas im Guten: Wir haben wirklich viele Stunden heftig über das Ganze gestritten. Ich habe mir die Bemerkung verkniffen, dass zwischen die FPÖ und die SPÖ diesfalls eh schon kein Löschblatt mehr passt. Ich sage es nicht! Zuerst habe ich mir gedacht: Das sage ich heute ganz sicher, denn das ärgert mich. Nach dieser Debatte denke ich mir aber: Wir sollten weiterreden. Es ist aber ein Manko dieses Hauses, dass nie vorher Diskussionen stattfinden, um sich einer solchen Materie anzunähern. Vielmehr klatscht einem die Sozialdemokratie das Ganze auf den Tisch, und das ist es dann, und geredet wird nicht. Dann brauchen Sie sich aber nicht zu wundern, wenn Debatten eben so ausschauen, wie diese Debatte ausschaut! Das tut mir leid. Ich meine aber, ein Dialog zwischen Parteien, die angeblich Hilfe leisten und Gutes tun wollen, schaut anders aus, und ich würde mir wünschen, dass ein solcher Dialog stattfindet! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort. – Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich denke mir, dass dieses Thema in dieser Debatte sehr umfassend beleuchtet wurde.

Worum geht es letztlich? – Es gibt sehr viele Wiener Plätze – es wurden heute zahlreiche Beispiele genannt –, wo bettelnde Erwachsene mit ihren eigenen Kindern, mit verwandten Kindern oder auch mit fremden Kindern angetroffen werden. Diese erwachsenen Menschen nehmen die Kinder zum überwiegenden Maß deshalb zum Betteln mit, weil sie damit einen Mitleidseffekt bewirken und mit diesem Mitleidseffekt auch einen höheren Bettelerlös erzielen. Dieses Mitführen der Kinder erzeugt Betroffenheit. Das zeigt auch die heutige Debatte. Und die Betroffenheit erzeugt wiederum auch eine gewisse Form der Sensibilisierung der Öffentlichkeit.

Wir haben versucht, heute eine entsprechende Lösung zu finden, die dieser Sensibilität entgegen kommt und eine Kombination aus Sicherheitsmaßnahmen und sozialen Maßnahmen darstellt, und die Sozialmaßnahmen sind sehr umfassend.

Wir haben heute auch über Fälle gesprochen, und ich wiederhole das jetzt, damit wir alle von den gleichen Zahlen reden. Es gab im Jahr 2007 170 Fälle, in denen erwachsene Menschen mit bettelnden Kindern angetroffen wurden. 30 Mal waren es immer dieselben Kinder, manchmal eigene, oft verwandte und oft auch fremde. Klar ist aber, das diese Kinder gezwungen wurden, sehr lange still dazusitzen und letztendlich mit dem Mitleidseffekt den Bettelerlös zu erhöhen. Nach Angaben der Bettlerinnen und Bettler selbst wurden die Kinder nicht deshalb mitgeführt, weil es keine Unterbringungs- oder Aufsichtsmöglichkeit für diese Kinder gegeben hätte, sondern weil man den Bettelerlös auf diese Weise erhöhen wollte. Gemäß diesen Angaben ist der Bettelerlös mit Kindern oft doppelt so hoch. 

Was geschieht mit diesen Kindern? Diese Kinder, egal wem sie gehören, sind traumatisiert. Und ich verstehe das Mitgefühl jedes Einzelnen hier für diese Kinder, weil ich dieses Mitgefühl natürlich teile. Aber wir brauchen für diese Betteleisituation – wie ich sie jetzt einmal nennen will – eine realistische Sichtweise, die eine differenzierte Handlungsweise nach sich ziehen muss. Und in diesem Landes-Sicherheitsgesetz befindet sich unser Vorschlag, wie man effizient, aber sozial mit der Situation umgehen kann. Bereits jetzt sind im Landes-Sicherheitsgesetz das aufdringliche oder aggressive Betteln sowie das organisierte Betteln verboten.

Heute ist auch viel vermischt worden. Die soeben angeführte Bestimmung gibt es schon, und auch die Anstiftung von Minderjährigen zu aggressiver oder organisierter Bettelei kann nach der bestehenden Gesetzeslage bereits geahndet werden. In der Novelle geht es uns, wie nachzulesen ist, darum, auch jene Personen zu strafen, die unmündige minderjährige Personen zum Betteln in welcher Form auch immer veranlassen oder diese zum Betteln mitführen. Darüber haben wir heute hier diskutiert. Das liegt hier vor.

Wir waren abseits jeder Polemik und jedes politischen Hickhacks bestrebt, mit der Legislative, mit der Jugendwohlfahrt, mit der Polizei und mit den Herkunftsländern an der vorliegenden Lösung zu arbeiten. Wir haben Kontakte mit allen betroffenen Botschaften gehabt, und ich selbst habe mit allen gesprochen. Und es gibt in den Herkunftsländern sehr wohl sehr gute soziale Einrichtungen. Es gibt Krisenzentren in Bulgarien und Rumänien, die mit der Hilfe Wiens und der Hilfe unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 11 errichtet wurden. Ab dem heurigen Jahr gibt es in Sofia ein Incoming-Center, das von MitarbeiterInnen betreut wird, die hier in Wien zur Schulung sind.

Das Paket, das wir zu dieser Novelle geschnürt haben, ist in einer engen Zusammenarbeit mit den MitarbeiterInnen der „Drehscheibe“ entstanden, und ich möchte mich an dieser Stelle auch dafür bedanken, weil das sicherlich weit über deren normale Arbeit hinausgegangen ist und sehr viel Empathie und sehr viel Unterstützung vorhanden war. Das war eine ganz tolle Zusammenarbeit! (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der FPÖ.) 

Die Stellungnahme der Arbeiterkammer ist heute auch einige Male genannt worden. Ich sehe in der Arbeiterkammer-Stellungnahme sehr wohl eine Befürwortung und eine Unterstützung des Weges, der gegangen wird. Ich sehe darin aber auch den Hinweis, dass eine solche Maßnahme ohne Sozialpaket wenig Sinn macht. Diese Ansicht teilen wir. So sehen wir das auch, sonst hätten wir dieses Sozialpaket ja nicht geschnürt!

Auf eine Stellungnahme möchte ich noch hinweisen, weil sie heute auch schon in der Fragestunde angesprochen wurde, nämlich auf die Stellungnahme des Bundesministeriums für Inneres: Dazu ist zu sagen, dass wir diesbezüglich am 17. März noch einmal eine Klarstellung bekommen haben. Darin hat das Bundesministerium für Inneres sehr wohl – ich zitiere: „ keinen Anlass zur Bemerkung gesehen und keineswegs ausgeschlossen, dass auch der Auffassung der Stadt Wien mit dieser Lösung nähergetreten werden kann“. In dieser Stellungnahme wurde auch erwähnt, dass man die Schulpflicht, den Gesundheitszustand und die Dauer des Bettelns im Strafausmaß berücksichtigen soll. Und dazu ist wiederum zu sagen – das hat Kollege Stürzenbecher heute auch schon dargelegt –, dass über das Verwaltungsstrafverfahren, das die Polizei führt, gemäß § 19 sehr wohl vorgesehen ist, dass diese Tatbestände tatsächlich Berücksichtigung finden müssen. 

Zu den Argumenten der christlichen Organisationen möchte ich auch noch etwas sagen: Seit gestern sind drei Stellungnahmen beziehungsweise Aussagen in Umlauf, von denen ich glaube, dass diese insofern fehl am Platz sind, als sie sich nicht tatsächlich mit dem Kindeswohl auseinandersetzen. Ich halte es für ausgesprochen vermessen, wenn man Kinder weiterhin ungehindert ausbeuten lassen will. Ich meine, dass diese Kinder ein Recht auf eine Zukunft und auf eine Ausbildung sowie ein Recht darauf haben, einmal eine eigenständige Existenzsicherung zu haben, und dass diese Kinder daher ein Recht darauf haben, aus dem Teufelskreis der Bettelei, der meistens die Kriminalität folgt, auszusteigen. (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der FPÖ.) Daher haben sozialromantische Ansätze hier wirklich nichts verloren! 

Die Novelle, die hier vorliegt, wurde viel diskutiert, ist bewusst so gestaltet und wurde aus meiner Sicht umfassend und umsichtig bearbeitet. Und mir ist es ganz wichtig, an dieser Stelle noch etwas zu sagen, weil ein bisschen spekuliert wird, ob da vielleicht nicht doch noch etwas offen ist: In dieser Stadt wird es mit der SPÖ kein generelles Bettelverbot geben! Wir werden Wien nicht zur Bannmeile für Bettelei machen! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich wiederhole: Wir haben dieses Gesetz gemacht, um Ausbeutung von Kindern zu verhindern. Wir haben das Wohl und den Schutz der Kinder in den Vordergrund gestellt, und ich würde daher bitten, dieser Novelle die Zustimmung zu erteilen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Hoher Landtag! Während der jetzt abgeschlossenen Debatte habe ich aus den Reihen der Freiheitlichen Partei das Wort „Kinderschänder“ vernommen. Ich werde mir die entsprechende Passage aus dem Protokoll vorlegen lassen und genau anschauen, und wenn diese Bemerkung gegen eine Person dieses Landtags oder gegen eine Fraktion gerichtet war, würde dies zwangsläufig einen Ordnungsruf nach sich ziehen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Dies ist gegen die Stimmen der Grünen Fraktion mehrstimmig angenommen.

Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor.

Der erste von den ÖVP-Abgeordneten Herrn Mag Wolfgang Ulm, Frau Mag Barbara Feldmann, Frau Monika Riha und Frau Mag Sirvan Ekici betrifft ein generelles Bettelverbot in Wien.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn Landeshauptmann beantragt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben – Dieser Antrag wird nur von der Österreichischen Volkspartei und den Freiheitlichen unterstützt, bleibt sohin in der Minderheit und ist daher abgelehnt.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag von der Grünen Fraktion, der von Frau Abg Jerusalem und Frau Abg Mag Maria Vassilakou eingebracht wurde, betrifft Betteln mit Kindern. 

Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesen Antrag in der sofortigen Abstimmung unterstützt, möge bitte ebenfalls ein Zeichen mit der Hand geben. – Dieser Antrag wird nur von der Grünen Fraktion unterstützt, bleibt somit in der Minderheit und ist daher abgelehnt. 

Meine Damen und Herren! Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen.

Ich erblicke und höre keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, dies mit einem Handzeichen auszudrücken. – Dieser Gesetzesantrag findet in gleicher Form wie in der ersten Lesung die Zustimmung der Sozialdemokratie, der Österreichischen Volkspartei und der Freiheitlichen Partei und ist sohin mehrstimmig angenommen.

Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zur Bereinigung der Rechtsschriften des Landes Wien geändert wird, die so genannte Wiener Rechtsbereinigungsgesetz‑Novelle 2008.

Die Berichterstatterin hiezu ist ebenfalls Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zur Novelle 2008 des Wiener Rechtsbereinigungsgesetzes.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Als erste Rednerin hat sich Frau StRin Dr Vana zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Nach dieser hitzigen Debatte zum Landes-Sicherheitsgesetz komme ich jetzt zu einem hoffentlich weniger umstrittenen Thema in diesem Haus, nämlich zum so genannten Papa‑Monat im öffentlichen Dienst. Ich werde bei diesem Tagesordnungspunkt nicht zum Wiener Rechtsbereinigungsgesetz sprechen, dem wir selbstverständlich zustimmen, sondern – wie wir in der Präsidiale in Vorbereitung dieses Tagesordnungspunktes vereinbart haben – einen Antrag einbringen, der uns GRÜNEN und hoffentlich uns allen gemeinsam, wenn ich mir die jüngsten Debatten auf Bundesebene anschaue, unter den Nägeln brennt: Dieser Antrag betrifft das Recht für Väter auf Dienstfreistellung aus Anlass der Geburt eines Kindes. 

Wir haben einen solchen Antrag auch betreffend die Umsetzung im öffentlichen Dienst in den letzten Jahren bereits wiederholt gestellt. Im Jahr 2005 ist es uns gelungen, einen gemeinsamen Antrag des Landtages mit einer Aufforderung an die Bundesregierung zu richten, auf Bundesebene einen solchen Papa‑Monat vorzusehen. – Ich begrüße nun ausdrücklich die Arbeitsgruppe auf Bundesebene. Sie kam spät, aber doch, wie ich sagen möchte. Wir hoffen, dass es rasch auch zu Entscheidungen kommt, in welcher Form ein solcher Papa-Monat wirklich umgesetzt werden soll. 

Ich denke, es spricht aber nichts dagegen, dass insbesondere die Sozialdemokratie, die hier mit absoluter Mehrheit regiert, das, was sie im Bund seit Langem fordert, auch in Wien in ihrer eigenen Regelungskompetenz umsetzt. Die Zahlen sprechen für sich: Es gibt eine krasse Ungleichverteilung bei den Familienpflichten zwischen Frauen und Männern. Hauptsächlich leisten die Frauen die Familienpflichten. Der Wiener Frauenbericht von 2005 enthält auch entsprechende Zahlen, zum Beispiel, dass Frauen 20 Prozent ihrer Arbeitszeit unbezahlt für Kinderbetreuung aufwenden; bei Männern sind es nur 7 Prozent. 

Auch der jüngst veröffentlichte Gender-Bericht der Europäischen Kommission, den wir gestern in einer mündlichen Anfrage diskutiert haben, stellt gerade Österreich kein gutes Zeugnis aus. Diese Statistik war mir bisher nicht bekannt: Die Zahl der erwerbstätigen Mütter ist in Österreich in absoluten Zahlen gesehen rückläufig. – Ich denke, das ist ein absolutes Alarmsignal, und wir brauchen daher eine Umverteilung von Familienpflichten und Betreuungsverantwortung von Frauen zu Männern. Wir brauchen eine geschlechtergerechte Verteilung von Erwerbsarbeitszeit und Familienarbeitszeit, und wir brauchen bessere Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 

Eine solche Maßnahme ist aus Sicht der GRÜNEN der so genannte Papa-Monat, also der rechtliche Anspruch für Väter auf bezahlte Dienstfreistellung aus Anlass der Geburt eines Kindes. Eine solche rechtliche Möglichkeit gibt es derzeit für Väter nicht. Wenn Väter gemeinsam mit der Mutter, die ja den Mutterschutzregelungen unterliegt, gemeinsam in den ersten Lebenswochen ein Kind betreuen wollen, müssen sie sich derzeit Urlaub nehmen. Außerdem gibt es die Möglichkeit eines unbezahlten Karenzurlaubs. Ich meine aber, dass es ein wichtiger Anreiz, wie er auch in vielen anderen europäischen Ländern besteht, wäre, auch Vätern diese vier Wochen zu bezahlen.

Wir stellen daher heute den Antrag: Der Landtag wolle beschließen, das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung möge einen Gesetzesentwurf erarbeiten, mit dem ein Anspruch für Väter auf Dienstfreistellung anlässlich der Geburt eines Kindes - Klammer: Einführung eines so genannten Papa-Monats - im Wiener Dienstrecht verankert wird. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags. – Wir beantragen deswegen nicht die sofortige Abstimmung, weil – diese Signale haben wir zumindest von Seiten der Mehrheitsfraktion erhalten – für eine realistische Umsetzungsmöglichkeit des Papa‑Monats im öffentlichen Dienst noch Gespräche betreffend die Finanzierung, die konkrete Ausgestaltung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens vonnöten sind. 

Diese Gespräche werden wir gerne führen. Wir haben sie auch in den letzten Jahren, in denen uns dieses Thema sehr wichtig war, gerne geführt. Wir freuen uns auf Ihre Zustimmung, weil wir meinen, dass dieser Papa-Monat ein enorm wichtiger Schritt zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist und eine Chance bietet, dass auch Väter in eine dauerhafte Verantwortung für ihr Kind einsteigen und in eine intensivere Beziehung zum Kind schon in den ersten Lebenswochen treten. Die Absenz von Vätern in der Kinderbetreuung wird in den letzten Jahren – Göttin sei Dank! – wiederholt kritisiert, und es ist, glaube ich, in diesem Haus unbestritten, wie wichtig auch die Verantwortung der Väter in der Kinderbetreuung ist. 

Wir glauben, dass ein Papa‑Monat wie in anderen Ländern, wo es diese Einrichtung bereits gibt, auch einen Lenkungseffekt für die Inanspruchnahme von Väterkarenz hätte. Die Zahlen liegen hier ganz deutlich im Argen. Wie Sie wissen werden, nehmen in der Privatwirtschaft lediglich 3 Prozent aller Väter die Karenz in Anspruch, und im Bundesdienst liegen die Zahlen sogar noch schlechter. Im öffentlichen Dienst der Stadt Wien nehmen 99 Prozent der Frauen die Karenz in Anspruch. Das heißt, in diesem Haus ist in Anbetracht einer Väterkarenzquote von 1 Prozent wirklich ein ganz starker Nachholbedarf gegeben, und wir hoffen auf rasche Umsetzung dieses Antrags. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Abg Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landesrat! Meine Damen und Herren!

Ich komme mir fast wie ein Exot vor, denn ich möchte jetzt wirklich zu dem Gesetz, das wir heute zu beschließen haben, etwas sagen.

Wir begrüßen natürlich die Rechtsbereinigung, weil es, glaube ich, auch im Interesse der Rechtsunterworfenen ganz wichtig ist, dass der Gesetzesbestand immer wieder auch kritisch durchforstet wird und man sich anschaut, auf welche gesetzliche Regelungen man verzichten kann. Daher stimmen wir diesem Gesetz zu.

Eine Bemerkung darf ich mir als Jurist nicht ganz verkneifen: Wenn man sich die Erläuternden Bemerkungen zum Gesetz anschaut, die natürlich keine normative Kraft haben, aber doch dem rechtsuchenden und auch dem rechtsanwendenden Organ als Hilfestellung zur Hand gegeben werden, würde man sich erwarten, dass wir beschließen, welche Bestimmungen im Hinblick auf den Stichtag in Kraft bleiben. Was tritt aber nun außer Kraft? – Es gibt eine deskriptive Liste, welche Gesetze aus dem Rechtsbestand entfernt werden, und da heißt es in entlarvender Offenheit: „Diese Liste der Gesetze, die aus dem Bestand entfernt werden, dient nur der Veranschaulichung, welche Rechtsvorschriften von der Rechtsbereinigung erfasst werden, erhebt jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Eine vollständige Auflistung ist unter anderem deshalb nicht möglich, weil bestehende Gesetze nicht nur formell, sondern auch materiell geändert wurden und deshalb nur im Einzelfall und mit einem erheblichen Begründungsaufwand gesagt werden kann, welchen Teilen einer alten Novelle zu einem anschließenden mehrfach novellierten Gesetzestext noch rechtliche Relevanz zukommt.“

Das heißt im Prinzip, dass wir jetzt eine Denksportaufgabe haben und sich nur mit archivarischem Fleiß im Sinne der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes feststellen lässt, was jetzt eigentlich gilt und was nicht. – Ich habe große Sympathie für Beamte, die Offenheit an den Tag legen, und diese Offenheit ist einerseits schön, sie lässt aber den Rechtssuchenden hilflos zurück. Ich glaube daher, dass es ein lohnendes Unterfangen wäre, auf der Wiener Ebene im Hinblick auf eine mögliche Widerverlautbarung des geltenden Gesetzestextes zumindest einmal zu sagen, was jetzt eigentlich gilt und was nicht. Denn wenn selbst die Experten, die sich mit nichts anderem beschäftigen, nicht genau sagen können, was jetzt gilt und was nicht, dann ist das in einem Rechtsstaat doch ein bisschen unbefriedigend! (Beifall bei der ÖVP.)

Unser Klubobmann hat heute unseren Herrn Landeshauptmann gefragt, was er dazu sagt, dass man Experten-Hearings auch für Landtagsgesetzesbeschlüsse heranzieht. Er hat darauf, wenn auch durchaus freundlich, gesagt: Experten brauchen wir nicht! Wir sind Politiker und fassen politische Beschlüsse. – Ich glaube, dass es daher wichtig ist, dass sich einmal Rechtsexperten mit den Gesetzen befassen, damit wir feststellen können, was gilt und was nicht gilt. Das steht auch im Interesse der Rechtssicherheit.

Ich erlaube mir jetzt einen kurzen Sidestep zu unserem Untersuchungsausschuss auf Gemeindeebene: Eigenartigerweise ist es dort ganz anders! Der Untersuchungsausschuss beginnt damit, dass man Rechtsexperten beauftragt, relativ evidente Fragen einer rechtlichen Klärung zuzuführen. Auf der einen Seite können wir als Gesetzgeber nicht sagen, was jetzt gilt und was nicht gilt, auf der anderen Seite beginnen wir einen Untersuchungsausschuss damit, dass man irgendwelche Professoren bittet, einmal zu klären, wen man laden und was man überhaupt untersuchen darf.

Ich glaube, hier wird eine unterschiedliche Gewichtung an den Tag gelegt. Ich meine, im Untersuchungsausschuss sollten politische Entscheidungen getroffen werden, wenn es aber um die Frage geht, was gilt und was nicht gilt, dann ist es eine Rechtssache, und damit könnten wir ruhig einmal Experten befassen. (Beifall bei der ÖVP.)

Lassen Sie mich einen letzten Satz zum schon angesprochenen Papa-Monat sagen: Ich halte es vom Politischen her für eine wirklich gute Idee, dass wir auch den Vätern die Möglichkeit geben, bei ihren Kindern zu bleiben. Wir von der ÖVP sind auch für die Zuweisung. Uns ist aber jeder Vater gleich viel wert. Wir wollen aber keine Mehrvätergesellschaft, indem wir sagen, dass Väter, die in Wiener Gemeinde‑ oder Landesdienst tätig sind, etwas bekommen, die anderen Väter hingegen nicht. Wenn, dann muss es eine generelle Regelung geben. 
Auf Bundesebene ist vom privaten Arbeitsrecht her zu klären, wer das Ganze bezahlt. Das muss man natürlich auch sagen. Es gibt nicht so viele Töpfe, in die man greifen kann. Wer soll das im Endeffekt bezahlen? – Wie wir wissen, hat die Sozialversicherung große Finanzierungsprobleme auf allen Ebenen. Der Familienlastenausgleichsfond ist nicht zuletzt wegen einer Familienleistung, die unter unserer Regierungsägide eingeführt wurde, ursprünglich heftig kritisiert worden, jetzt stößt diese jedoch auf allgemeine Zustimmung. Die Mittel nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz sind ziemlich ausgeplündert, und es ist natürlich auch etwas kurz gegriffen, den Steuerzahler für öffentlich Bedienstete zahlen zu lassen. 

Es muss also für einen Papa-Monat eine Österreich-weite Regelung für alle Väter geben. Wir haben Ihnen schon einen Wink gegeben: Wir haben seinerzeit gesagt, dass uns alle Mütter gleich viel wert sind. Das bedeutet, dass es nicht Karenzgeld, sondern Kinderbetreuungsgeld aus dem Familienlastenausgleichsfonds geben soll. Das war, glaube ich, bahnbrechend, und vielleicht gelingt es uns jetzt auch, den Vätern aus einem der zur Verfügung stehenden Töpfe die Möglichkeit zu geben, in den ersten Wochen bei ihrem neugeborenen Kind zu bleiben. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Ludwig-Faymann. Ich erteile es ihr. 

Abg Martina Ludwig-Faymann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin!

Ich möchte am Anfang natürlich auch auf das Thema Papa-Monat eingehen. Ich freue mich, dass es diesbezüglich inhaltlich doch viel Übereinstimmung hier in diesem Saal gibt. Auch ich glaube, dass das ein wichtiger und sinnvoller Schritt in Richtung Geschlechtergerechtigkeit wäre. Die Sozialdemokratie sagt das ja schon seit Längerem und führt auch Diskussionen mit Expertinnen und Experten aus dem Ausland. Es gibt ja einige Länder, die bereits den Papa‑Monat haben und wo es entsprechende Erfahrungen gibt. 

Neben den Mutterschutzregelungen wären auch gesetzliche Verankerungen für Väter zu schaffen, um den Vätern ebenfalls die Chance zu geben, sich gerade in der ersten Zeit mit ihrer neuen Rolle des Vaterdaseins vor Ort auseinanderzusetzen und den Alltag gemeinsam mit der Mutter zu verbringen. Das bietet natürlich eine große Chance für Väter, von Anfang an eine enge Beziehung zum Kind aufzubauen. Ich meine – und alle, die Kinder haben, wissen es –, dass gerade die ersten Tage und Wochen nach der Geburt eines Kindes eine ganz große Umstellung im Leben darstellen und dass die Väter eine Chance haben sollten, diese Veränderung mitzutragen. Außerdem ist es sicherlich einfacher, eine Lebensumstellung zu meistern, wenn man nicht alleine zu Hause ist, sondern das gemeinsam erleben kann.

Ich habe das Vorbild Schweden schon genannt. Das ist sehr interessant, und darüber gibt es viele Berichte. Und ich habe mich auch sehr gefreut, dass Kollege Aigner von der ÖVP hier gesagt hat, das er so etwas sehr begrüßen würde. Kollegin Vana hat schon erwähnt, dass es auf Bundesebene zu diesem Thema Bewegung gibt. Auf Initiative der Frauenministerin wurde der Papa‑Monat endlich auch auf Bundesebene zum Thema gemacht. Es gibt eine Arbeitsgruppe, und es laufen sehr aktuelle Diskussionen auf Bundesebene. Ich freue mich, wie gesagt, sehr, dass es von Seiten der ÖVP-Wien diesbezüglich sehr positive Signale gibt, dass sie das auch sehr begrüßen würden. Ich meine, dass wir wirklich allen Vätern in diesem Land diese Chance bieten sollten, und ich hoffe, dass die Väter in ganz Österreich bald diese Möglichkeit in Anspruch nehmen können.

Ich bin froh, dass wir die Möglichkeit haben, den Antrag heute zuzuweisen, damit wir dann im Detail noch über die entsprechenden Möglichkeiten reden können, welche die Stadt Wien hat. Und es stimmt: Die Stadt Wien war in vielen Bereichen Vorreiterin, und ich hoffe, es gelingt uns, dass wir auch in diesem Themenbereich vorne sind.

Zu den anderen Dingen, die vor allem von Kollegen Aigner zum heute vorliegenden Poststück erwähnt wurden, kann ich Ihnen nur sagen, dass meiner Meinung nach diesbezüglich sehr wohl Klarheit besteht. Ich habe auch kurz mit den Experten dieser Fraktion abgesprochen, die Juristen sind.

Vor der Abstimmung möchte ich den Legisten des Hauses sehr wohl dafür danken, dass sie diese wichtige Rechtsbereinigung mit großer Sachkundigkeit vorbereitet haben. Ich denke, damit wird zu mehr Rechtssicherheit in unserem Land beigetragen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste und vorläufig letzte Rednerin hat sich Frau Abg Puller zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Ich möchte den Antrag betreffend Anspruch für Väter auf Dienstfreistellung, also betreffend diesen Papa-Monat, formell einbringen. Meine Vorrednerin und Kollegin Monika Vana hat ihn bereits umfassend begründet. Ich möchte jetzt auf diese Begründung nicht mehr eingehen, sondern nur kurz ergänzen, dass dieser Papa‑Monat einmal ein erster Schritt in Richtung gerechtere Aufteilung von Familienarbeit sein soll.

Wir Grüne hoffen aber, dass weitere Schritte in Richtung echte Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt gesetzt werden, und zwar brauchen wir noch einen Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung und Ausbau der Kinderbetreuung. Zudem muss ein einkommensabhängiges Karenzgeld geschaffen werden. Es muss zu einer Umverteilung von Teilzeit zu Männern und zu einer Qualifizierung von Teilzeitarbeit kommen. Man muss die Unternehmen in die Verantwortung nehmen, etwa durch Gleichbehandlungsbilanzen in Betrieben. Außerdem soll es Sensibilisierungskampagnen für Väterkarenz als flankierende Maßnahme geben.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Es liegen mir keine Wortmeldungen vor. Ich erkläre daher die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. – Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ich möchte ganz kurz auf diesen Wunsch nach Auflösung eingehen. Ich glaube auch, dass die RechtsexpertInnen in dieser Stadt – Abg Ludwig hat ja schon darauf hingewiesen – mit großer Expertise und sehr gewissenhaft arbeiten. 

Ich bin selbst auch keine Juristin und verstehe, dass es vielleicht nicht immer so einfach ist, das nachzuvollziehen, aber ich glaube, da können wir auch wirklich noch einmal unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danken, die mir und uns so gut mit ihrer Expertise zur Seite stehen. 

Zum Papa-Monat möchte ich sagen, dass drei Aspekte sehr dafür sprechen. Das eine ist eben mehr Geschlechtergerechtigkeit, das andere ist auch mein Wunsch nach Umverteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit, und als Frauen- und Personalstadträtin sehe ich in diesem Papa-Monat auch eine große Chance zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Ich denke mir, wir werden das im Ausschuss noch einmal entsprechend debattieren und werden schauen, dass sich da auch auf der Bundesebene etwas bewegt, denn es wäre natürlich schön, wenn es sozusagen für alle ArbeitnehmerInnen oder in dem Fall besser gesagt für alle Arbeitnehmer in diesem Land gelten würde.

Ich bitte um Zustimmung zur Postnummer 1. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, dies mit einem Handzeichen zu bekunden. – Dies ist sohin einstimmig angenommen.

Mir liegt der schon erwähnte Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen Fraktion, eingebracht von den Damen Ingrid Puller und Mag Alev Korun zum Thema Papa-Monat vor. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die Frau Stadträtin, die hier auch als Berichterstatterin fungiert, verlangt.

Wer mit diesem Beschlussantrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich erblicke und höre keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung die Zustimmung erteilen wollen, dies mit einem Handzeichen zu dokumentieren. – Das Gesetz ist in zweiter Lesung ebenfalls einstimmig angenommen.

Die Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die äußere Organisation der öffentlichen Pflichtschulen und öffentlichen Schülerheime im Lande Wien und über die Zusammensetzung des Kollegiums des Stadtschulrates für Wien (Wiener Schulgesetz – WrSchG) geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche Sie um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Ich erblicke ihn nicht. Ich gehe daher so vor.

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Keine Sorge! Es kommt jetzt, zumindest meinerseits, nicht zu einer großen Schuldebatte, ich habe mich nur deshalb zu Wort gemeldet, weil wir dieser Novellierung nicht zustimmen werden.

Es geht nicht um eine große Geschichte. Ich erkläre es vielleicht ganz kurz. Es gab vier schulautonome Tage, wo die Schulstandorte in Autonomie festlegen konnten, wann die Schülerinnen und Schüler frei haben. Und da hat es sich begeben, dass die Kinder einer Familie an unterschiedlichen Tagen schulfrei hatten, Kinder, die man noch beaufsichtigen musste oder wo zumindest jemand zu Hause sein musste. Das hat zu großen Problemen geführt. Es haben daher viele Eltern darum gebeten und darauf gedrungen, dass da eine Änderung herbeigeführt wird und die Kinder alle an denselben Tagen frei haben. 

Insoweit ist das, was jetzt vorliegt und worüber wir heute abstimmen, selbstverständlich eine Verbesserung, denn an zweien der vier Tage wird das nun für alle Schulen gleich sein – das ist ein Fortschritt –, an zweien wird es nicht gleich sein – das ist weniger gut.

Der grüne Vorschlag, der auch als Gesetzesinitiative im Parlament eingebracht worden ist, lautete dahin gehend, dass alle vier Tage vereinheitlicht werden und alle Schulen an diesen vier Tagen frei haben sollen. Das ist der einzige Grund, warum wir heute nicht zustimmen werden, ohne dass wir jetzt groß dagegen anrennen. – So viel zu unserem Abstimmen.

Bei dem anderen – wir hatten heute ja schon einmal kurz Gelegenheit, darüber zu reden – ging es, was die Schulorganisation betrifft, um die „Neue Mittelschule". Nun haben wir ja heute vom Herrn Bürgermeister gehört, dass faktisch überhaupt nichts feststeht. Weder weiß man, wie das Konzept aussehen wird – das hat der Herr Landeshauptmann ja ganz eindeutig gesagt, das Konzept liegt noch nicht vor –, noch liegt auch vor, in welchen Regionen die Umsetzung stattfinden soll. Das Einzige, was der Herr Landeshauptmann gesagt hat, war diesmal, dass noch „vor dem Sommer" die Präsentation des Modells sein soll. 

Deswegen werde ich jetzt gar nicht lange darüber reden. Harren wir der Dinge. Wir werden also vor dem Sommer tatsächlich das Modell vorgelegt bekommen, so es stimmt und die Ankündigung nicht so anfällig ist wie die November-, Dezember- und Frühjahrs-Ankündigung. Da bin ich schon sehr gespannt.

Das andere, was uns auch noch vor dem Sommer vorgelegt werden soll, das ist jenes Konzept, das angeblich der Stadtschulrat nunmehr erarbeitet, welche Maßnahmen in Sachen Gewalt, welche Maßnahmen gegen die steigende Gewalt gesetzt werden sollen. Das wurde uns also auch angekündigt, dass das demnächst präsentiert werden soll.

Wir sind sehr gespannt, freuen uns dann auf die Diskussion und sind im Übrigen trotz unseres Neins zur jetzigen Novellierung durchaus froh, dass die zwei Tage zumindest jetzt nicht mehr in Autonomie festgelegt werden. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Aigner zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreter!

Ich möchte auch keine allgemeine Schuldebatte machen, und ich spreche auch nur zum Gesetz. Wenn man Autonomie ernst nimmt, darf man sich halt nicht schrecken davor, wenn es autonome Entscheidungen gibt. Das ist wie beim Föderalismus. Wir sind ein föderales Gremium hier, neun Landtage, es gibt neun verschiedene Landesgesetze, und wenn wir uns zum Föderalismus bekennen, dann ist das einfach eine notwendige Folge, was ja die Länder nicht daran hindert, sich abzusprechen, wie das beim Jugendschutz ja zumindest in Teilbereichen passiert. 

Wenn man daher Ja zur Schulautonomie sagt, darf man sich nicht darüber beschweren, dass die Schulen autonom festlegen und dort die Schulpartner auch Entscheidungen treffen. 

Wenn man sich die Geschichte der schulautonomen Tage anschaut, dann ist das ja teilweise eine Ablöse von Elternsprechtagen, Konferenztagen, die ja seinerzeit auch schulautonom festgelegt worden sind, wobei die Festsetzung einzelner Tage von den Schulen verschieden gelöst wurde.

Ich glaube, gerade die jetzige Regelung ist eine insgesamt sehr sinnvolle, weil sie differenziert zwischen den Schulen, wo aufsichtspflichtige Kinder schulpflichtig sind, und Schulen, wo die Kinder nicht mehr aufsichtspflichtig sind. Man gibt dort, wo nur aufsichtspflichtige Kinder sind, zwei Tage zentral vor und überlässt es dennoch den Schulen, zwei Tage autonom zu vergeben.

Deswegen sagen wir Ja zu dieser Lösung. Man sollte auch ein Ja zur Autonomie sagen, zu einem autonomen Schulprofil, und dazu gehören halt auch die einen oder anderen Möglichkeiten zur Gestaltung diverser Schwerpunkte. Daher ein Ja der ÖVP zu diesem vorliegenden Schulgesetz. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist der Herr Abg Vettermann zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nachdem hier zwar keine Zustimmung, aber durchaus positive Bewertung wie auch Zustimmung von der ÖVP signalisiert wurde, kann ich sagen: Ja genau – das wurde ja auch von beiden Seiten schon gesagt –, es hat Vorschläge gegeben, alle vier Tage gleich zentral vorzugeben. Dazu hat es auch in der Elternschaft, die natürlich auch ein bisschen gespalten ist, Diskussionen gegeben. Manche haben gesagt, okay, ich habe gar nicht mehrere Kinder, ich habe nur eines, oder sie haben gesagt, in der Schule selbst komme ich immer durch mit meinen Vorschlägen. Andererseits ist es organisatorisch einfach schwierig, und daher haben wir das einmal nur mit den zwei Tagen beobachtet. Es hat natürlich auch einen Sinn, das altersmäßig verschieden zu sehen, je nachdem, ob es eine Aufsichtspflicht gibt oder nicht. 

Ich glaube, der Kompromiss ist gut. Er nimmt sozusagen auch Bezug darauf, dass die Eltern in sich auch nicht ganz einig waren und die Elternverbände ja dann letztendlich den Kompromiss so vorgeschlagen haben, um in sich eine Einigkeit zu erreichen, und daher herrscht hier eine allgemeine Freude.

Zur „Neuen Mittelschule" sage ich deshalb nichts, weil sie heute schon so weit abgehandelt wurde, dass wir hier nicht wieder damit beginnen sollen. 

Eine Sache vielleicht, was der Herr Landeshauptmann ja auch gesagt hat, was Gewalt betrifft. Er hat nämlich extra darauf hingewiesen, dass jetzt schon sehr viel passiert, dass das durchaus auch gut gehandlet wird in Wien. Ich wollte das, obwohl es schon gesagt wurde, noch einmal sozusagen auch protokollarisch verstärken. Was uns ja nicht daran hindert, die eine oder andere auch neue Maßnahme anzudiskutieren und auch umzusetzen. Aber es ist nicht so, dass wir erstaunt sind oder das Phänomen nicht kennen oder keinerlei Antworten haben. Also wir sind da eigentlich auf einem guten Weg, aber es hindert uns niemand, auch da die eine oder andere neue Maßnahme noch zusätzlich zu setzen. 

In dem Sinn sehe ich der Beschlussfassung mit großer Zuversicht entgegen. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Berichterstatterin das Schlusswort. – Bitte, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Lassen Sie mich zwei sachliche Sätze zum Inhalt der Gesetzesvorlage und auch zu dem, was hier diskutiert wurde, sagen. 

Der Teil, der mir in der Diskussion gefehlt hat, war der pädagogische Teil, denn die schulautonomen Tage haben in ihrer autonomen Bestimmung dazu geführt, dass mit zwei pädagogischen Prinzipien in den Schulen plötzlich gebrochen wurde. Erinnern Sie sich daran, dass diese Tage unter anderem dazu eingeführt wurden, dass zum Beispiel ein Elternsprechtag nicht in der Doppelbelastung Vormittag Unterricht, abends die Diskussion mit den Eltern, gesehen werden sollte und damit autonom an diesem Tag am Vormittag unterrichtsfrei sein konnte. Diese pädagogische Diskussion war an dem Tag zu Ende, wo die schulautonomen Tage eingeführt wurden. Plötzlich war das überhaupt kein Thema mehr. Es gab nach wie vor am Vormittag Unterricht und am Abend Elternsprechtag. 

Wozu haben die schulautonomen Tage geführt? Sie haben größtenteils dazu geführt, neue Ferienwochen einzuführen. Es sind plötzlich Herbstferien entstanden, die aus meiner persönlichen pädagogischen Wahrnehmung der größte Schwachsinn sind, weil sie zu einer Unterbrechung führen so knapp nach Schulbeginn und so knapp vor den Weihnachtsferien, sodass hier eine Kontinuität der Pädagogik und des Unterrichtens nicht möglich ist. 

Sie haben weiters dazu geführt, dass in den anderen Jahren, die sich nicht so gestalten wie das Jahr 2008, auch im Frühjahr plötzlich Verlängerungen entstanden sind, die eigentlich nicht in der Absicht des Gesetzgebers waren, weil damals ja festgehalten wurde, dass diese schulautonomen Tage nicht zur Verlängerung von Ferienzeiten dienen sollten. 

Das heißt, pädagogisch ist mit den autonomen Tagen nicht das erreicht worden, was die eigentliche Absicht war, ganz im Gegenteil, es sind großteils Probleme für die Schüler und für die Eltern entstanden. Daher glaube ich, dass eine Neuregelung dringend nötig war, und daher ist das sicherlich ein erster Schritt in die richtige Richtung. – Das zum ernsten und zum sachlichen Teil der Diskussion.

Lassen Sie mich aber noch ganz kurz sozusagen einen eher scherzhaft gemeinten und dann doch wieder ernsten Teil anhängen. Ich persönlich – so unter dem Motto, wenn ich in dieser Stadt oder in diesem Land etwas zu sagen hätte – hätte mein Modell, mein persönliches Modell von autonomen Tagen präferiert, das ich bei vier Kindern in vielen, vielen Jahren und Jahrzehnten Schulzeit praktiziert habe und auch selbst schon erlebt habe, als meine Mutter noch zuständig war für meine Schule, nämlich die persönliche Autonomie der Eltern, so genannte Mutter- oder Vatertage, die Eltern in ihrer Familie für ihre Kinder, auch wenn sie sich in mehreren Schulen befinden, einfach festlegen können und sagen können: Ich will die zwei Tage oder auch die vier Tage von mir aus en bloc, weil ich auf Grund meiner beruflichen Tätigkeit Urlaub habe, wenn nicht alle anderen Urlaub haben oder die Schulen zu haben. Das hat in der Praxis den Schulbetrieb nie gestört und hat in der Oberstufe dazu geführt, dass meine Kinder nie Schule geschwänzt haben, weil sie gewusst haben, sie haben in einem Schuljahr vier „Muttertage". Sie konnten, wenn sie, wurscht aus welchem Grund, nicht in die Schule gehen wollten – und wir kennen alle die Gründe aus unserer eigenen Schulzeit, die unter Umständen dazu führen, dass man vermeint, es wäre gescheiter, man würde heute nicht dorthin gehen –, das auch in Absprache tun. 

Also ich persönlich halte das für sinnvoll, und vielleicht können wir in der nächsten Novelle, wenn Sie sich mit dieser Meinung auseinandersetzen, noch einmal darüber nachdenken, ob dieser Schritt der Autonomie nicht kindgerechter, elterngerechter und insgesamt pädagogischer wäre, und die anderen sollen das tun, was ihre Aufgabe ist, nämlich unterrichten, Elternsprechtage abhalten und die Ferienzeiten nutzen, die sie zur Verfügung haben. 

In diesem Sinn sehe ich das als ersten Schritt und bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich darf, gegen die Stimmen der Grünen Fraktion, die mehrheitliche Annahme feststellen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich sehe und höre keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist das gleiche Abstimmungsverhalten. Daher ist das Gesetz auch in zweiter 

Lesung mit den Stimmen der Sozialdemokratie, der Österreichischen Volkspartei und der Freiheitlichen Partei und sohin mehrstimmig beschlossen.

Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Sima. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist geändert worden!) Pardon! Entschuldigung! Das wurde mir nicht signalisiert. Wir haben eine blitzartige Geschlechtsmutation erlebt. (Lebhafte Heiterkeit.) Der Ausschussvorsitzende des Umweltausschusses, Abg Valentin, wird hier die Verhandlung einleiten. Ich bitte ihn darum.

Berichterstatter Erich Valentin: Ich danke den Herrn Präsidenten für seine Analyse, dass sich hier in der Berichterstattung etwas geändert hat.

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Meine Damen und Herren!

Es liegt kein Wunsch zur Debatte vor. Ich kann daher sofort zur Abstimmung schreiten.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang im Sinne der Ausführungen des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist einstimmig angenommen und sohin beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung sogleich vornehmen lassen. – Ich erblicke und höre keinen Widerspruch.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die diesem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, dies ebenfalls mit Handzeichen zu signalisieren. – Dies ist einstimmig so geschehen.

Meine Damen und Herren! Ein letztes mahnendes Wort von mir. In der Diskussion zur Postnummer 2 hat während des Debattenbeitrages von Herrn StR Ellensohn der freiheitliche Abg Kurth-Bodo Blind, auch durch das Protokoll unterlegt und erhärtet, die Formulierung „das ist ja Kinderschändung" verwendet, in Richtung der Grünen Fraktion gerichtet.

Diese Diktion ist nicht nur mit der Würde und dem wechselseitigen Respekt dieses Hauses unvereinbar, es ist eine Formulierung, die normalerweise im Strafgesetzbuch der Republik Österreich ihre Entsprechung findet, und daher in keinster Weise tolerabel.

Ich erteile daher dem genannten Abg Blind einen Ordnungsruf und ersuche um sprachliche Mäßigung und entsprechende Selbstdisziplin.

Die Sitzung ist damit beendet.

Der Zeitpunkt und die Tagesordnung der nächsten Sitzung werden rechtzeitig auf schriftlichem Wege bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen. Schönen Abend und auf Wiedersehen!

(Schluss um 17.20 Uhr.)

